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1. Ausgangslage und Perspektiven 

1.1 Gesamtwirtschaftl iche Entwicklung 

Nachdem d ie deutsche Wirtschaft in  den Jahren 201 0 und 201 1 kräftig ex­

pandierte und mit Wachstumsraten von preisberein igt 4 ,2 v. H .  bzw. 3 ,0 v. H .  

ih ren Ruf als Konjunkturlokomotive Europas untermauerte, fiel das Ergebnis 

für 201 2 deutlich bescheidener aus. Nach Veröffentlichungen des Statistischen 

Bundesamtes (Destatis) ist das Bruttoin landsprodukt (B IP) im Gesamt jahr 

201 2 preisberein igt led igl ich um 0,7 v. H.  gewachsen . Während das erste 

Quartal 201 2 im Vergleich zum Vorjahresquartal noch recht kräftig mit 

1 , 8 v. H. wuchs, l ieß d ie Dynamik in den folgenden Quartalen deutlich nach 

und lag im vierten Quartal ohne Wachstumstendenzen mit 0,0 v. H auf dem­

selben N iveau wie im Vorjahr (vg l .  Abb. 1 obere Grafik). Gemessen an den 

Vorquartalen desselben Jahres l ieferte das schwache Sch lussq uartal 201 2 

sogar einen negativen Wachstumsbeitrag von - 0,7 v. H. (vg l .  Abb. 1 untere 

Grafik) . 

Nach dem schwachen Sch lussq uartal 201 2 hat d ie deutsche Wirtschaft im 

ersten Quarta l 201 3 mit einem preisberein igten B I P-Zuwachs von 0, 1 v. H. 
zum Vorquartal noch n icht wieder eindeutig auf den Wachstumspfad zurück 

gefunden (vg l .  Abb. 1 unter Grafik) . 

Abbi ldung 1: 
Bruttoinlandsprodukt Deutschland 

- Veränderungsralen (preisbereinigl, Index 2005 = 100) -
(ESVG 1995 - Stand nach Revision 2011) 
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.Veränderung gegenüber dem entsprechenden Quartal des Vorjahres 

• Veränderung gegenüber dem Vo�ahr (2013: Frühjahrsprognose der 
Bundesregierung) 
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I m  Verg leich zu der wirtschaftl ichen Entwicklung im Euroraum (EU-1 7) kann 

die gesamtdeutsche Entwicklung jedoch immer noch als sehr  robust ange­

sehen werden.  Nach aktuellen Berechnungen von Eurostat schrumpfte d ie 

reale Wirtschaftsleistung 201 2 in der EU-1 7 (einsch l ießlich Deutsch land) um 

- 0,6 v. H.  Maßgebl ichen Antei l  an d iesem Ergebnis hatten die südeuro­

päischen Peripheriestaaten,  d ie nach wie vor am stärksten mit den Folgen 

der Staatsschu ldenkrise zu kämpfen haben. Griechen land und Portuga l fü h­

ren mit einem Rückgang von - 6,4 v. H .  bzw. - 3 ,2 v. H .  des B I P  die Liste der 

Länder an, d ie aufgrund der notwendigen wirtschaftlichen Anpassungs­

prozesse den umfangreichsten Rückgang der Wirtschaftsleistung im Ver­

g leich zum Vorjahr zu verkraften hatten .  Ebenfal ls belasten I tal ien und 

Span ien das Gesamtergebnis mit negativen Wachstumsraten von - 2 ,4 v. H .  

bzw. - 1 ,4 v .  H .  

U rsäch lich für d ie verhaltene Entwicklung der  deutschen Wirtschaft in  201 2 

ist e in flächendeckender Rückgang in  al len Bereichen der sogenannten in­

ländischen Verwendung.  Der I n landsbeitrag zum BIP fiel von 2,6 v. H. in 

201 1 auf - 0,3 v. H.  in 201 2 .  H ierbei ist augenschein l ich , dass die U nter­

nehmen ih re Anlageninvestitionen überraschend spürbar zurück gefahren 

haben .  Nach deutlichen Zuwachsraten bei den Anlageinvestitionen in den 

vergangenen Jahren von 1 5 ,2  v. H. (201 0) und 7,2 v. H. (201 1 )  sank das 

N iveau in  201 2 im Verg leich zum Vorjahr auf - 5,2 v .  H. ab. 

Demgegenüber stieg der Außenbeitrag (Exporte abzüg lich Importe) aufgrund 

geringerer Importe auf 1 , 1  v. H .  u nd übertraf damit das Vorjahresniveau um 

0,5 v. H-Punkte. Betrachtet man d ie Exportrate isol iert ,  so b leibt festzuhalten ,  

dass d iese mi t  einem Wachstumsbeitrag von immerh in  4 , 1  v. H d ie Gesamt­

entwicklung der deutschen Wirtschaft in 201 2 positiv u nterstützt hat. 

Warum gel ingt es der deutschen Wirtschaft n icht, trotz eines intakten wirt­

schaftl ichen Umfeldes mit geringer Arbeitslosigkeit, einer hohen Liqu id itäts­

versorgung u nd n iedrigen Zinsen ,  höhere Wachstumsraten zu generieren? 

Als Bremsklotz erweist sich neben den du rch rigide Sparprogramme wen iger 

absorbierenden Absatzmärkten im europäischen Umland vor al lem die zu­

rückgehende I nvestitionsneigung der deutschen U nternehmen,  die wegen 

der Krise im EU-Wäh ru ngsraum und dem nach lassenden Wachstum in den 

Schwellen ländern I nvestitionen in  d ie Zukunft verlagern. 
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Erwartungsgemäß führte das Sch l ießen der durch d ie Finanz- und Wirt­

schaftskrise verursachten Wachstumslücke in den Jahren 2010 und 201 1 zu 

einer Wachstumsdelle in  201 2 ,  da mit keinerlei positiven Nachholeffekten zu 

rechnen war. 

Das ifo Institut hatte mit H i lfe seines Geschäftskl ima index, der eine Vorlauf­

zeit von ca. sechs Monaten besitzt, d iesen wirtschaftl ichen Abschwu ng 

ebenfal ls vorhergesagt. Das Ausmaß der Konsol id ierung fiel jedoch größer 

aus als es von den meisten Marktakteuren prognostiziert wurde. N ichts desto 

trotz hat d ie deutsche Wirtschaft bewiesen ,  dass sie, auch wenn sich d ie 

EU-1 7 bei einer Gesamtbetrachtung in  201 3 woh l  n icht aus der Rezession 

wird befreien können und mit einem erneuten Rückgang der Wirtschafts­

leistung von - 0,6 v. H .  zu rechnen ist, ein hohes Maß an Widerstands­

fähigkeit erlangt hat. 

Abbildung 2: 

Aufschwung 

Rezession 
-40 -30 

12/2008 

Datenquelle: ifo I nstitut. 
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ifo Geschäftsklima 
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aktuelle Geschäftslage 

Der vom Münchener ifo I nstitut veröffentlichte Geschäftskl imaindex, der 

durch eine monatliche Umfrage unter mehr als 7 .000 Unternehmen ermittelt 

wird ,  spiegelt d ie Einschätzung der aktuellen Geschäftslage sowie d ie Ge­

schäftserwartungen wider. Der Geschäftskl imaindex zeigt auf, dass beide 

Komponenten (auf Basis der saisonberein igten Salden) nach der letzten 
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Boom-Spitze im Jun i  201 1 (vg l .  Abb. 2, äußerer Bi ldpunkt rechts oben) 

trendmäßig abwärtsgerichtet waren und sich erst zum Ende des Jahres 201 2 

wieder stabi l isierten .  Zu Beg inn des Jahres 201 3 beurtei lte die deutsche 

Wirtschaft sowoh l  ih re Geschäftserwartung als auch die aktuelle Lage wieder 

als positiv, was zunächst auf eine deutliche wirtschaftliche Belebung in der 

zweiten Jahreshälfte h indeutete. Im März kippte die Stimmung jedoch erneut 

und d ie wichtigsten Früh indikatoren,  wie der ifo I ndex, der E inkaufsmanager­

index und der I ndex der Finanzwirtschaft, der vom Zentrum für Europäische 

Wirtschaftsforschung (ZEW-I ndex) erhoben wird ,  d rehten wieder ins Minus,  

sodass Zweifel an einem nachhaltigen Aufschwung angebracht waren .  Die 

aktuellen Ergebnisse des ifo I ndex lassen jedoch wieder hoften ,  dass trotz 

einer sch lechteren Beurtei lung der aktuellen Lage, d ie gewerbliche Wirtschaft 

zum Jahresende 201 3 aufgrund der besseren Beurtei lung der Geschäfts­

erwartungen wieder stärker wachsen wird als es aktuell der Fal l  ist 

(vgl .  Abb. 2). 

Ein gewichtiger Grund für d ie Zurückhaltung der deutschen Wirtschaft s ind 

d ie anhaltenden vorrangig strukturel len Probleme in den europäischen 

Peripheriestaaten und in Frankreich . Zur Lösung der Probleme bedarf es 

tiefgreifender Reformen,  die jedoch bisher nu r  tei lweise eingeleitet wurden 

bzw. eine längere Vorlaufzeit benötigen , um ih re vol le Wirkung zu entfa lten .  

Somit b leibt auch der wirtschaftliche Ausblick für d iese Länder eher proble­

matisch. Das spüren nicht nur  d ie U nternehmen in den Krisen ländern . Auch 

bei den U nternehmen in den Kernländern macht sich die feh lende Nachfrage 

aus den strukturschwachen Ländern bemerkbar. Solange sich aber die Ab­

satzperspektiven n icht s ign ifikant verbessern , werden auch d ie n iedrigen 

Zinsen d ie U nternehmen n icht veran lassen ,  i h re I nvestitionen auszuweiten .  

Nach den letzten Ergebn issen des Bank Lending Survey der  Europäischen 

Zentralbank (EZB) besteht ein Grundproblem der Peripheriestaaten in der 

mangelnden Kreditvergabe an kleine u nd mittlere U nternehmen (KMU) .  Die 

Kredit institute haben zusehends ih re Kreditvergaberichtl in ien verschärft, da 

sie aufgrund der schlechten konjunkturel len Aussichten Risiken bei einzelnen 

U nternehmen oder gar bei ganzen Branchen sehen. Ohne die nötigen I n­

vestit ionen und d ie damit verbundenen besseren Absatzchancen werden 

sich die konjunkturel len Aussichten jedoch n icht nachhaltig bessern . Er­

schwerend kommt h inzu , dass die Banken selbst in  einer tiefen Krise stecken 

und ihre Bi lanzen verkürzen m üssen .  E ine Besserung d ieser Situation ist nur  

dann wah rschein l ich, wenn s ie  auf  Dauer auf  d ie uneingeschränkte und 

günstige Liqu id itätsversorgung du rch die EZB vertrauen kön nen und die 
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Banken d iese Liqu id ität wieder in Form von Krediten in den Wirtschaftskreis­

lauf geben .  Zusätzl ich sind die jeweil igen Reg ierungen gefordert, die Rah­

menbed ingungen der Unternehmen durch substanzielle Reformen auf den 

Arbeits- und Produktmärkten zu verbessern . 

Für  das Jahr 201 3 prognostizieren d ie Bundesreg ierung und d ie Europäische 

Zentralbank eine preisberein igte Wachstumsrate von 0,5 v. H. (vg l .  nach­

stehende Übersicht). Die Gemeinschaftsd iagnose der Wirtschaftsforschungs­

institute geht von einem Wachstum von 0,8 v. H .  aus. Im Jahr 201 4 erwartet 

die Bundesreg ierung einen deutlichen Anstieg des realen Brutto in lands­

produkts um 1 ,6 v. H .  

Wachstumsprognosen der Bundesregierung 

Bruttoinlandsprodukt Deutschland 
2013 2014 

• Veränderung gegenüber Vorjahr· 

1 .  Herbstprognose 2012 

1.1 Real (preisbereinigt) + 1 ,0 v. H. +1,4 v.H. 

1.2 Nominal (in jeweiligen Preisen) + 2,8 v. H. + 2,9 v. H. 

2. Frühjahrsprognose 201 3  

2.1 Real (preisbereinigt) + 0,5 v. H. + 1 ,6 v. H. 

2.2 Nominal (in jeweiligen Preisen) + 2,2 v. H. + 3,3 v. H. 

Wirtschaftliche Entwicklung in Nordrhein-Westfalen 

Die deutschen Länder boten in 201 2 ein inhomogenes Bi ld in  Bezug auf ihre 

jeweil ige Wirtschaftsleistung.  Wäh rend die nordrhein-westfäl ische Wirtschaft 

mit einer preisberein igten Wachstumsrate von 0,4 v. H .  expandierte (vg l .  

Abb. 3) und sich damit um 0,3 v .  H .-Punkte unterhalb des Bundesdu rch­

schn itts entwickelte, lag die Schwankungsbreite al ler deutschen Länder im 

Vergleich zum Vorjahr zwischen - 0,4 v. H .  u nd 1 ,9 v. H .  
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Abbildung 3: 

5,0 

4 ,0 

3,0 

2,0 

1 ,0 

0,0 

- 1,0 

- 2,0 

- 3,0 

- 4,0 

- 5,0 

- 6,0 

Bruttoinlandsprodukt (preisbereinigt, verkettet) 
Nordrhein-Westfalen von 2002 - 2013 

- Veränderung gegenüber Vorjahr in v. H. -

- 5,0 

Datenquelle: Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder (Berechnungsstand: August 2012/Februar 2013), 
2013: Frühjahrsprognose der Bundesregierung. 

Einen maßgebl ichen Antei l  an der soliden wirtschaftl ichen Entwicklung in  

Nord rhein-Westfalen im Jahr 201 2 hatte, wie auch in der Vergangenheit, der 

exportorientierte Sektor. Dieser konnte im Verg leich zu den Vorjahren sein 

Ausfuhrvolumen nach 1 6 ,7 v. H .  (201 0) u nd 1 0,0 v. H. (201 1 )  nochmals um 

3 , 1  v. H .  auf 1 8 1 ,7 Mrd .  EUR steigern (vg l .  Abb. 4) . Damit verantwortet der 

Exportsektor knapp Y:J der gesamten Wirtschaftsleistung des Landes und 

stieg seit dem krisenbedingten Abschwung in  2009 bis 201 2 wieder um ins­

gesamt knapp 30 v. H .  an .  Die Hauptausfuhrgüter des Landes waren Che­

mische Erzeugn isse, Masch inen,  Metal le sowie Kraftwagen.  

Das g rößte und wichtigste Absatzgebiet für nord rhein-westfäl ische Wirtschafts­

güter ist d ie EU- 1 7 mit einem Antei l  von knapp 4 1  v. H .  al ler Exporte bzw. 

das gesamte EU-Gebiet mit rd . 62 v. H .  Der asiatische und nordamerika­

n ische Absatzmarkt für nordrhein-westfäl ische Exportgüter l iegt mit 1 4  v. H .  

und 6 v. H .  weit dahinter (vg l .  Abb. 4) . 
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Die Zahlen für das erste Quartal des Jahres 201 3 lassen darauf sch l ießen,  

dass d ie Dynamik auf dem Exportmarkt im laufenden Jahr nachlässt . Im 

ersten Quarta l 201 3 sanken die nord rhein-westfä l ischen Exporte um 

- 1 , 1  v. H. im Verg leich zum Vorjahresquartal .  Ein Grund für d ie negative 

Entwicklung ist d ie anhaltende Rezession in den südeuropäischen Peri­

pheriestaaten .  Das belegt auch der Umstand,  dass al lein im ersten Quartal 

201 3 die Ausfuhren in andere Länder der EU- 1 7 im Verg leich zum Vorjahr 

um - 2 ,7  v. H.  zu rückg ingen . Al le in d ie Ausfuhren nach Italien und Portugal 

g ingen im Verg leichszeitraum um knapp 7 v. H.  zurück, während sich der 

Güterverkehr  nach Spanien und Griechenland um gut 5 v. H. verm inderte. 

Abbildung 4: 

• 

Nordamerika: 
1 1 ,6 Mrd .  EUR 

Andere: 
6,6 Mrd .  EUR 

Mittel- und 
Südamerika: 
5,7 Mrd .  EUR 

EFTA-Länder: 
7,4 Mrd .  EUR 

NRW Exporte 2012: _ ........ 
181,7 Mrd. EUR 

Australien und 
Ozeanien: 
2,0 Mrd .  EUR 

Afrika: 
3,4 Mrd .  EUR 

Russland: 
5 ,9  Mrd .  EUR 

• 

Datenquelle: I nformationssystem Außenhandel; eigene Berechnungen. 

Bei den Einfuhrgütern war in 201 2 keine Ausweitung des Gesamtvolumens 

auszumachen.  Nach Wachstumsraten von 2 1 , 3 v. H .  und 1 5 ,5  v. H.  in den 

Jahren 201 0 und 201 1 ging der Antei l  der Einfuhrgüter im Verg leich zum 

Vorjahr um - 0,2 v. H. zu rück. 
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Arbeitsmarkt Deutschland 

Der Arbeitsmarkt konnte im vergangenen Jahr von den stabi len Rahmen­

bedingungen profitieren . I nnerhalb des Jahres 201 2 sank d ie Arbeitslosen­

quote al ler zivi len Erwerbspersonen im Durchsch nitt bundesweit von 7 , 1 v. H .  

auf 6 ,8  v .  H .  (vg l .  Abb. 5). Damit l iegt d ie Arbeits losigkeit auf der Basis von 

Jahresdu rchsch n ittswerten auf dem n iedrigsten Stand seit 1 99 1 . 

Abbildung 5: 

Registrierte Arbeitslose in Deutschland 

4.500.000 ,------,------,------,------,------,-----,------,,-.,------, 

ArbeilSlos.lQUOlen oeUISChlanJ in v. H .. 
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2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 

Datenquelle: Bundesagentur für Arbeit. 

Nach Angaben von Destatis stieg die Erwerbstätigkeit im Jahresdurchschn itt 

201 2 um 289 .000 (+ 0,7 v. H . )  auf 4 1 ,8  Mio.  Personen .  Die sozialversiche­

rungspflichtige Beschäftigung hat 201 2 im Verg leich zur Erwerbstätigkeit i ns­

gesamt sogar noch stärker zugenommen. I m  Dezember 201 2 waren 

29 , 1 4  Mio. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sozialversicherungspflichtig 

beschäftigt, das waren 353.000 (+ 1 ,2 v. H . )  mehr als noch zum Jahresende 

201 1 .  Die Anzahl  der Kurzarbeiter hat sich paral lel zurückentwickelt. In der 

Hochphase der Finanz- und Wirtschaftskrise 2009 wurden jahresd urch­

schn ittlich noch 1 , 1 4  Mio. Kurzarbeiter gefördert. In 201 0 sank d ie Zah l  der 

Kurzarbeiter auf 503 .000 und verringerte sich über 1 48.000 in 201 1 auf 

43. 300 im Dezember 201 2 .  Am stärksten betroffen von der Kurzarbeit war 

die Metal l- und Möbel industrie.  
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Trotz des Konjunktureinbruchs im Herbst 201 2 präsentiert sich der Arbeits­

markt in Deutsch land in einer guten Verfassung . So fiel der, auch saisonal 

bedingte, Anstieg der Arbeits losigkeit im Winter 201 2/201 3 recht moderat 

aus und erreichte im Februar 201 3 m it 3 , 1 6  Mio. arbeitsuchenden Menschen 

seinen Höhepunkt. Im Verlauf des Frühjahrs ging d ie Arbeitslosigkeit 

typischerweise zurück und lag im Jun i  201 3 bei rd . 2 ,86 Mio .  Arbeitsuchen­

den. Aufgrund des lange anhaltenden winterl ichen Wetters fiel der Rückgang 

der Arbeitslosigkeit in  d iesem Frühjahr etwas geringer aus als im Durch­

schnitt der letzten Jahre .  Rechnet man die gewöhnlichen saisonalen Effekte 

heraus,  ist d ie Zah l  der Arbeitslosen im Jun i  201 3 zwar gesunken,  lag aber 

immer noch um 8 Tsd . über dem Jahresendstand 201 2 .  Bed ingt durch d ie 

relativ geringen Veränderungen stagn iert d ie saisonberein igte Arbeitslosen­

quote unterhalb von 7 v. H .  (Jun i  201 3 :  6 ,8  v. H . ) und ist damit seit knapp 

zwei Jahren nahezu unverändert. Die saisonbereinigte Erwerbstätigenzah l  

hat im Mai  201 3 im Verg leich zum Vorjahresmonat spürbar um 22 1 Tsd . auf 

rd . 4 1 ,8  Mio .  zugelegt. Sie l iegt damit aber immer noch unterhalb den 

Höchstwerten von gut 42 Mio. aus dem Jahre 201 2.  

Auf dem Arbeitsmarkt wi rken derzeit unterschied liche Kräfte. D ie EZB ver­

sucht mit ih rer expansiven Geldpolitik d ie Konjunktur und d ie Arbeitskräfte­

nachfrage im Rahmen ihres Mandats zu unterstützen .  H inzu kommt, dass 

der deutsche Arbeitsmarkt aufgrund der im vorherigen Jahrzehnt eingelei­

teten Flexibi l is ierungsmaßnahmen relativ robust ist. Die seinerzeit getroffe­

nen Maßnahmen, d ie den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern deutliche 

Lohnzugeständn isse abverlangten ,  haben jedoch heute noch zur Folge, dass 

d ie Lohnstückkosten immer noch geringer sind als d ie vieler europäischer 

Nachbarn (vg l .  Abb. 6) .  Das ist  ein Wettbewerbsvortei l ,  der d ie solide 

Arbeitsmarktentwicklung in  Deutschland unterstützt. 

Andererseits kommt d ie Wirtschaft nach dem Rückgang im vierten Quartal 

201 2 nur  schleppend in Gang . D ie letzten Früh ind ikatoren (ifo- und Ein­

kaufsmanager- I ndex) signal isieren ein ige Skepsis bei den U nternehmen.  

Entsprechend zurückhaltend gehen d iese offenbar bei der  E instel lung von 

Personal vor. Der saison berein igte I nd ikator offener Stel len bei der Bundes­

agentur für Arbeit (BA-X) ist seit Monaten tendenziel l  le icht rückläufig ,  aber 

m it e inem I ndexstand von 1 47 Punkten (Jun i  201 3) immer noch auf einem 

hohen N iveau .  Für  den weiteren Jahresverlauf 201 3 ist daher von einer 

Stabi l isierung der saisonbereinigten Arbeitslosigkeit (knapp unter 3 Mio.)  und 

einer weiteren Zunahme der Erwerbstätigkeit (knapp unter 42 Mio . )  
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auszugehen. E in  Grund hierfür ist d ie zunehmende Zuwanderung , insbe­

sondere aus den südeuropäischen Peripheriestaaten.  

Abbildung 6 :  

Nominale Lohnstückkosten 
(Index 2005 = 100) 

120,----------------------------------------------------------
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95 +-���=----- ---------------------------------------------

90+---�----�----._--�----�----._--�----�----._--�----� 
2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013* 

-+-Deutschland ___ Frankreich ...... Italien ___ Griechenland 

___ Niederlande ...... Spanien ___ Österreich Portugal 

Datenquelle: Eurostat, Juni 2013. *=Prognose 

Es verd ichten sich jedoch die Anzeichen,  dass der preisl iche Wettbewerbs­

vortei l  Deutschlands im Bereich der Lohnstückkosten abn immt. Denn wäh­

rend die Peripheriestaaten mit Ausnahme Ita l iens Fortschritte bei der Haus­

haltskonsolid ierung machen , nehmen die Probleme in ein igen Kernländern 

zu , was zu einer ähn lich sch lechten gesamtwirtschaftlichen Entwicklung führt 

wie in  der Peripherie. Ein wichtiger Grund ist d ie Ausrichtung der EZB-Politik 

an den wirtschaftl ich schwächsten Ländern. 

Bei dem von der EU-Kommission berechneten Economic Sentiment I nd icator 

(ESI)  haben d ie Peripheriestaaten im Bereich der Wettbewerbsfähigkeit in­

zwischen zu Kernländern wie Belg ien , Frankreich oder den N iederlanden 

aufgesch lossen. Neben den bereits deutl ichen Preissteigerungen an den 

I mmobil ienmärkten in  Frankreich u nd den N iederlanden ist ein Grund für d ie 

Lohnn iveauannäherung d ie erwähnte Versch iebung der preisl ichen Wett­

bewerbsfäh igkeit. Zwar hat sich d ie Wettbewerbsfähigkeit in  den letzten 

Jahren wegen des schwächeren Euro für al le Länder verbessert, a l lerd ings 
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g ibt es zwischen den einzelnen Ländern ein erhebl iches Gefäl le .  So sind d ie 

Lohnstückkosten in  der Peripherie mit Ausnahme Ital iens in den letzten 

Jahren deutlich gesunken, womit d iese Länder ihre zuvor gegenüber dem 

Durchschn itt der EU- 1 7 verlorene preisliche Wettbewerbsfähigkeit wieder zu­

rück gewonnen haben .  Gleichzeitig haben d ie Lohnstückkosten in  Deutsch­

land , F inn land und Österreich angezogen . In Frankreich und den N ieder­

landen haben sich d ie jährl ichen Zuwachsraten auf einem recht hohen 

N iveau von 2 v. H. stabi l is iert (vg l .  Abb. 6) .  

Arbeitsmarkt Nordrhein-Westfalen 

In Nordrhein-Westfalen lag die jahresdurchschn ittl iche Arbeitslosenquote mit 

733.276 Arbeitsuchenden gemäß den Angaben von IT. N RW für 201 2 bei 

8,2 v. H. und damit nur knapp über dem Vorjahreswert. Nach Berechnungen 

des Arbeitskreises "Erwerbstätigenrechnung des Bundes und der Länder" 

stieg die Zah l  der Erwerbstätigen in  Nordrhein-Westfalen im Jahresdurch­

schn itt 201 2 auf 8 ,9  Mio .  Im Verg leich zum Vorjahr war das ein Anstieg von 

0, 9 v. H .  Para llel zur Entwicklung auf Bundesebene stieg d ie Zah l  der sozial­

versicherungspfl ichtigen Beschäftigten in 201 2 stärker an. Zum 31 . 1 2 .201 2 

waren 6 , 1 3  Mio. Personen sozialversicherungspfl ichtig beschäftigt, das 

waren 58.460 oder 1 ,0 v .  H. mehr als noch 201 1 .  Seit August 201 1 l iegt d ie 

Zah l  der sozialversicherungspfl ichtig Beschäftigten bei konstant über 6 Mio.  

Der bisherige Höchststand war mit 6 , 1 6  Mio. im Oktober 201 2 zu ver­

zeichnen und ist aktuell um ca . 60.000 sozialversicherungspfl ichtige Beschäf­

tigte zurückgegangen . 

M it 762 . 927 Arbeitslosen und einer Arbeits losenquote von 7 ,8  v. H .  waren im 

Mai 201 3 so viele Menschen auf der Suche nach Arbeit wie zuletzt , bezogen 

auf den Monat Mai ,  in 201 0 (vgl. Abb. 7). Mit dem Ende der langen Winter­

periode hat s ich auch der Arbeitsmarkt wieder spürbar belebt und d ie Zahl 

der Arbeitslosen wurde weiter reduziert. Im Jahresdurchschnitt 201 3 sol lte 

s ich dann eine Arbeitslosenquote von knapp unter 8 v. H .  herausbi lden .  
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Abbi ldung 7: 
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Die Finanzlage der öffentlichen Haushalte in Deutschland ist weiterh in stark 

von den Auswirkungen der Finanz- und Wirtschaftskrise der Jahre 2008/2009 

geprägt. Staatliche Stabi l isierungsmaßnahmen zur Abfederung der wirtschaft­

l ichen Folgen der Finanz- u nd Wirtschaftskrise haben den öffentlichen 

Schu ldenstand , in der für die Maastricht-Kriterien relevanten Abgrenzung der 

Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung ,  von 66 , 8  v. H. in 2008 auf 82 ,5  v. H .  

i n  201 0 ansteigen lassen. Damit lag Deutschland deutlich über der ange­

strebten Zielrelation des Schu ldenstandes zum B IP  von 60 v. H .  Die kon­

junkturel le Erholung in den Jahren 201 0 - 201 2 führte durch den Anstieg bei 

den Steuereinnahmen und zusammen mit weiteren Konsolid ierungsmaß­

nahmen al ler Gebietskörperschaften zu einer leichten Verringerung des 

Finanzierungsdefizits der öffentlichen Haushalte . I nfolgedessen sank d ie 

Schu ldenquote in 201 1 auf 80, 5 v .  H .  Nach den aktuel len statistischen Er­

hebungen des Statistischen Amtes der Europäischen U nion (Eurostat) lag 

d ie gesamtdeutsche Verschuldung zum Ende 201 2 mit 8 1 , 9  v. H .  jedoch 

wieder rd . 1 ,4 Prozentpunkte über dem Jahresendwert 201 1 .  Dieser Anstieg 

ist im Wesentl ichen den Zuführungen zu den europä ischen Rettungsmecha-
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nismen geschu ldet. Die hohe Gesamtverschuldung wi rd d ie Handlungsspiel­

räume der öffentl ichen Hausha lte noch über Jahre hin einschränken .  

Das jährl iche gesamtstaatl iche Defizit, welches nach den Vorgaben der 

Maastricht-Kriterien grundsätzl ich 3 v. H. des BIP n icht übersteigen darf,  lag 

in  201 0 bed ingt durch d ie öffentlichen Konjunkturstützungsmaßnahmen mit 

4 , 1  v. H. des BIP deutlich über d iesem Grenzwert. In 201 1 lag das gesamt­

staatl iche Defizit bei 0,8 v. H. des BIP und damit wieder unterhalb der 3 v. H.­

Grenze. Auf Basis der aktuel len Erhebungen konnte in 201 2 ein Überschuss 

von 0,2 v. H. generiert werden.  Das gelang keinem anderen Land der EU- 1 7 . 

Das Ergebnis war neben den Sparbemühungen auf al len Ebenen des 

öffentlichen Gesamthaushaltes insbesondere der überaus positiven Ent­

wicklung der Sozialkassen zu verdanken , d ie aufgrund der guten Arbeits­

marktentwicklung erhebliche Überschüsse bi lden konnten. (vg l .  Abb. 8) . 

Abbi ldung 8 :  

Finanzlage der öffentlichen Haushalte in Deutschland 
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Datenquelle: EU-Kommission (2006-2012: Eurostat; 2013: Prognose des IWF). 

Der Druck zur nachhaltigen Haushaltskonsol id ierung und damit zur Er­

reichung des vorgegebenen Schu ldenstandskriteriums bleibt hoch.  Deutsch­

land hat jedoch einen deutl ich geringeren Konsolid ierungsbedarf als viele 
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andere EU-Mitg l iedsstaaten .  Aufgrund der soliden wirtschaftl ichen Entwick­

lung und der weiter voranschreitenden Abwicklung der Bad Banks FMS 

Wertmanagement und Erste Abwicklungsanstalt (EAA) prognostiziert der 

IWF (World Economic Outlook, Apri l  201 3) bereits ein Absinken der Schu l­

denstandsquote auf 80,4 v. H .  Ende 201 3 und einen weiteren Rückgang bis 

auf 68,7 v. H. in 201 8.  Auf Grund lage der von Eurostat im April d. J. ver­

öffentl ichten Daten für 201 2 zur Defizit- und Schu ldenstandsquote wird deut­

lich , dass beispielsweise Ita l ien mit einer Schu ldenstandsquote von 

1 27,0 v. H .  deutliche Anstrengungen unternehmen muss, um d ie öffentlichen 

Finanzen zu san ieren .  Frankreich hat mit 90,2 v. H .  zwar eine deutlich gerin­

gere Schu ldenstandsquote als Ita l ien,  aber mit einer Defizitquote von -

4 ,8  v .  H .  eine deutl ich höhere negativ ausgerichtete Dynamik innerhalb des 

Haushaltes .  Led ig l ich Estland , Luxemburg und F inn land waren 201 2 in der 

Lage, d ie Maastricht-Kriterien vol lumfängl ich zu erfü l len .  Deutsch land , Öster­

reich und Ital ien ist es gelungen ,  d ie Vorgaben der Defizitg renze von 3 v. H .  

einzuhalten u n d  Slowen ien und d ie Slowakei bl ieben u nterhalb der zu lässi­

gen Schu ldeng renze von 60 v. H .  Alle übrigen EU- 1 7  Staaten verfehlten 

sowohl  d ie Defizitgrenze i .  H .  v. 3 v. H .  des B I P  als auch d ie anvisierte 

Sch u ldenhöchstgrenze i .  H .  v. 60 v. H .  des B IP (vg l .  Abb. 9). 

Abbi ldung 9: 

Schuldenstandsquote vs. Defizitquote 2012 
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Anders als eine Überschreitung der Defizitgrenze von 3 v. H .  des B IP ,  d ie 

g rundsätzlich zur E in leitung eines Defizitverfahrens führt ,  hatte eine Über­

schreitung des Referenzwertes für d ie Schuldenhöchstgrenze bisher keine 

europarechtlichen Konsequenzen . Mit der Reform des Stabi l itäts- und 

Wachstumspakts und der Verstärkung der wirtschaftspol itischen Koord in ie­

rung auf EU-Ebene (sogenannte Two Pack) , als Reaktion auf die Erfah­

rungen aus der Schuldenkrise, wird nunmehr d ie Entwicklung der Schu lden­

stände verstärkt bei der haushaltspolitischen Überwachung und Koord in ie­

rung berücksichtigt. Künftig muss der d ie 60 v. H . -Grenze überschreitende 

Betrag der Verschuldung kont inu ierl ich um 1/20 pro Jahr reduziert werden.  

1.2.1 Staatsverschuldung und Zinslast 

Gemäß den Angaben von Destatis betrugen die Schu lden des öffentlichen 

Gesamthaushaltes einsch l ießl ich a l ler Extrahaushalte beim n icht-öffentlichen 

Bereich zum Stichtag 31 . 1 2 .201 2 2.071 , 8  Mrd .  EUR.  Im Verg leich zum Vor­

jahr ist das ein Anstieg um 46 ,3  Mrd .  EUR bzw. 2 ,3  v. H .  Der g rößte Anteil 

der Gesamtverschu ldung entfäl lt auf den Bereich der Kredite und Wert­

papierschu lden , die 1 .961 ,7 Mrd .  EUR bzw. 94 ,7 v. H .  ausmachen.  Die 

Kassenkredite betrugen 1 1 0,0 Mrd .  EUR bzw. 5 ,3  v. H .  

Von den Gesamtschulden entfielen 1 .289 , 1  Mrd .  EUR (62 ,2 v. H . )  auf den Bun­

deshaushalt, 649, 1 Mrd .  EUR (31 ,3  v H.) auf die Länder und 1 33,6 Mrd .  EUR 

(6 ,5  v .  H .) auf d ie Gemeinden und Sozialversicherungen . 

Die Erfahrungen aus der nach wie vor gegenwärtigen Staatsschu lden krise in  

Europa verdeutlichen einmal mehr, wie wichtig es ist, mittel- b is  langfristig 

das Anwachsen des öffentl ichen Defizits zu stoppen bzw. schrittweise abzu­

bauen . Die im Grundgesetz verankerte Schuldenbremse verpflichtet Bund 

und Länder, ihre Haushalte strukturel l auszugleichen.  Der Bund muss d ieses 

Ziel bereits 201 6 erreichen ,  wäh rend den Ländern eine Übergangsfrist bis 

2020 zuerkannt wurde. Trotz d ieser Übergangsfrist beabsichtigt der Bund be­

reits 201 4, also zwei Jahre früher, einen strukturel l  ausgeg lichenen Haushalt 

aufzustel len. 

Während Deutschland zu Beg inn d ieses Jahrtausends noch als "kranker 

Mann" Europas galt ,  hat sich das Land zwischenzeitlich zum Stabi l itätsanker 

der EU entwickelt und ist bei nationalen wie i nternationalen I nvestoren als 

"save haven" anerkannt. I n  Krisenzeiten schätzen I nvestoren in  besonderer 
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Weise eine sichere Vermögensan lage. Desha lb wurden die als zunehmend 

risikoreich angesehenen Anlagen in  andere Staaten des Euro-Raums tei l­

weise zugunsten einer Anlage in  Deutsch land umgesch ichtet und in  Kauf 

genommen,  dass d ie erwi rtschaftete Rend ite dadurch geschmälert wird .  Das 

hat zur Folge, dass Bundesanleihen mit einer zehnjährigen Laufzeit aktuel l  

mit einer Rend ite von gut 1 ,75 v. H. und Bundesanleihen mit einer Laufzeit 

von zwei Jahren mit 0,25 v. H .  begeben werden können . 

Von d ieser Kap italumsch ichtung konnte Nordrhein-Westfalen in  etwas abge­

schwächter Form ebenfal ls profitieren .  Auch wenn Nordrhein-Westfalen für 

seine Sch u ldtitel in  201 2 rd . 0, 5 v. H .  mehr zahlen musste als der Bund,  

konnten die Zinsausgaben aufgrund des absolut gesunkenen Zinsn iveaus im 

Verg leich zum Vorjahr nochmals gesenkt werden. Mit rd . 4 , 1 4  Mrd .  EUR 

lagen die Zinsausgaben in  201 2 auf dem n ied rigsten Stand seit 1 998, obwohl  

d ie Kred itmarktverschu ldung des Kernhaushaltes im gleichen Zeitraum von 

73,4 Mrd .  EUR auf 1 3 1 ,4 Mrd .  EUR angestiegen ist (vg l .  Abb. 1 0). 

Abbi ldung 1 0: 

NRW - Schuldenstand und Zinsausgaben im Vergleich 
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Datenquelle: Eigene Berechnungen. 

1 .2.2 Steuerein nahmeentwicklung und Steuerschätzung bis 201 7 
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Bund , Länder und Gemeinden müssen nach den Ergebnissen der 1 42. Sitzung 

des Arbeitskreises "Steuerschätzungen" vom Mai 201 3 mit einem etwas ge­

ringeren Steueraufkommen im Verg leich zur letzten Steuerschätzung vom 

Oktober 201 2 rechnen. I nsgesamt erwarten d ie Steuerschätzer, dass d ie 
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gesamtstaatl ichen Steuereinnahmen von 600 Mrd .  EUR im Jahr 201 2 auf 

knapp 705 Mrd .  EUR im Jahr 201 7 steigen . Für  das Jahr 201 3 wird ein 

Steueraufkommen von 61 5 ,2 Mrd .  EUR prognostiziert, während im Oktober 

201 2 noch mit 6 1 8 ,0 Mrd .  EUR gerechnet wurde. Von der Differenz entfa l len 

rd . 1 Mrd .  EUR Mindereinnahmen auf d ie Länder. Die Mindereinnahmen sind 

überwiegend auf d ie Versch lechterung der konjunkturel len Aussichten im 

Jahr 201 3 sowie Verhaltensänderungen der Wirtschaftssubjekte zurückzu­

führen.  

Für  das Jahr 201 4 werden Steuermindereinnahmen i .  H .  v. 3 ,8 Mrd .  EUR 

erwartet. Die neu einbezogenen Steuerrechtsänderungen,  z. B .  das Gesetz 

zum Abbau der kalten Progression, mindern das Aufkommen im Jahr 201 4 

um insgesamt 5 ,4 Mrd .  EUR,  sodass als konjunkturelle Schätzabweichu ng 

ein Mehraufkommen von rd . 1 ,6 Mrd .  EUR erwartet wird. 

Die sich in den Jahren 201 5 - 201 7 ergebenden gesamtstaatlichen Minder­

einnahmen von jeweils knapp über 2 Mrd .  EUR können insgesamt auf Steuer­

rechtsänderungen zurückgeführt werden.  

Im Bundesgebiet ist das Aufkommen aus Gemeinschaft-, Bundes- und Landes­

steuern in den ersten sechs Monaten 201 3 um 3 ,5  v. H .  gestiegen . Die Ist­

Einnahmen Nordrhein-Westfalens lagen in der ersten Jahreshälfte 201 3 um 

4 , 1  v. H. über dem Vorjahresergebnis. 

Der Steuerschätzung l iegen die gesamtwirtschaftlichen Eckwerte der Früh­

jahrsprojektion der Bundesreg ierung zugrunde.  Bei den für die Steuerschät­

zung relevanten Einzelaggregaten ist der zu erwartende Zuwachs der 

Bruttolöhne und Gehälter hervorzuheben .  Da d ie Lohnsteuer der Progression 

unterl iegt und dadurch d ie Elastizität der Steuereinnahmen zu ih rer 

Bemessungsgrund lage deutlich erhöht wird , ist d ie Entwicklung der Löhne 

und Gehälter von besonderer Relevanz. Für d ie Jahre 201 3 und 201 4 wird 

von einer Zunahme der Lohnsumme um 3 ,0 v. H .  bzw. 3 , 1 v. H .  ausge­

gangen . I m  mittelfristigen Schätzraum 201 5 - 201 7 beträgt d ie entsprechende 

Zuwachsrate 2 ,7  v. H. pro Jahr und l iegt damit durchweg über den Prog­

nosen der Oktober-Schätzung . 

Den erwarteten Lohnsteuermehreinnahmen am aktuellen Rand stehen al ler­

d ings Mindereinnahmen durch Rechtsänderungen gegenüber. Allein das Ge­

setz zur Abbau der kalten Progression reduziert das Steueraufkommen in  

den Jahren 201 4 - 201 7 um ca . 2 Y2 Mrd .  EUR jährl ich . 

Die Zunahme der U nternehmens- und Vermögenseinkommen dürfte im 

Schätzzeitraum etwas geringer ausfallen als noch in der Herbstprojektion 
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u nterstellt, jedoch sind insbesondere d iese Annahmen mit erheblichen Prog­

noseunsicherheiten behaftet und wiesen in der Vergangenheit einen er­

höhten Korrekturbedarf auf. 

I m  gesamten Schätzzeitraum,  ausgehend vom letzten Ist-Jahr 201 2 ,  bis zum 

Jahre 201 7 wird e in Zuwachs der Steuereinnahmen um kumul iert 1 7  v .  H. 

erwartet. Die g rößte Dynamik weist h ierbei - wie bereits in der Schätzung 

vom Oktober 201 2 - die veranlagte Einkommensteuer auf. Der Arbeitskreis 

rechnet insoweit m it einer Aufkommenssteigerung von 34 v. H .  bis 201 7. 

D iese Einschätzung basiert auf der Frühjahrsprojektion der Bundesreg ierung,  

d ie von einem Anziehen der Konjunktur im zweiten Halbjahr 201 3 und im 

mittelfristigen Zeitraum von einer beständ igen gesamtwirtschaftl ichen Auf­

wärtsbewegung ausgeht. 

I n  dem sehr positiven Schätzergebnis zum Lohnsteueraufkommen spiegelt 

s ich n icht zuletzt auch die anhaltend g ute Situation auf dem Arbeitsmarkt 

wider, m it einem historischen Höchststand an Beschäftigu ngsverhältnissen 

und weiter steigenden Löh nen. Zudem zeigen sich an der Zunahme der 

gewinnabhängigen Steuern die günstigen Ertragsperspektiven der U nter­

nehmen. Das ist darauf zurückzufüh ren,  dass die deutsche Wirtschaft im 

internationalen Verg leich äußerst wettbewerbsfäh ig und auch auf dem deut­

schen Binnenmarkt erfolgreich ist, was insbesondere an der stabi len Ent­

wicklung des Aufkommens der veran lagten Einkommensteuer deutlich wird . 

Vor d iesem H intergrund wird für den Landeshaushalt ein weiterer Anstieg der 

Steuereinnahmen um 4,8 Prozentpunkte - unter Berücksichtig ung der Ergeb­

n isse des Zensus 201 1 - im Landeshaushalt im Jahr 201 4 erwartet (im Ver­

g leich zum Haushaltsansatz 201 3) . 
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2. Die Finanzplanung 201 3 bis 201 7 

2.1 Finanzplanungszeitraum 

Der aktuelle Finanzplanungszeitraum umfasst die Jahre 201 3 bis 201 7 .  Die 

Ansätze für 201 3 basieren auf dem am 20.03.201 3 im Landtag verabsch ie­

deten Haushaltsplan 201 3 .  Grund lage für d ie Ansätze 201 4 ist der am 

09.07.201 3 vom Kabinett beschlossene Haushaltsplanentwurf 201 4. Die eigent­

l ichen Finanzplanungsjahre s ind damit d ie Jahre 201 5 - 201 7 .  

2.2 Haushaltsplan 201 3 

Der im März 201 3 verabschiedete Haushaltsplan 201 3 hat im Verg leich zu 

dem in der letzten Finanzplanung dokumentierten Entwurfsstand der Höhe 

nach nur geringe Korrekturen auf der Einnahme- und Ausgabenseite er­

fahren .  

Die einzelnen Änderungen in  der  zweiten und d ritten Lesung reduzierten das 

Haushaltsvolumen um insgesamt 1 07,6 Mio. EUR auf 59 .9 1 9  Mio. EUR.  Die 

Ansätze der I nvestitionsausgaben und sächlichen Verwaltungsausgaben 

wurden insgesamt um knapp 30 Mio. EUR erhöht. Der Personalausgabenan­

satz wurde um 2 Mio. EUR aufgestockt. Die Zinsausgaben wurden h ingegen 

aufgrund der weiterhin positiven Zinsentwicklung um 74 Mio. EUR auf 

3 .971 ,4 Mio .  EUR abgesenkt. Die laufenden Zuweisungen und Zuschüsse 

konnten um i nsgesamt 65,4 Mio.  EUR reduziert werden. Die Reduzierung ist 

u. a. auf d ie Absenkung der Steinkoh lebeih i lfen zurückzuführen ,  d ie aufgrund 

der vorläufigen Abrechnungsergebnisse 201 2 angepasst worden s ind . 

Der Steuereinnahmeansatz beträgt unverändert 44 .830 Mio. EUR .  Die übri­

gen Einnahmen wurden um 0,4 Mio .  EUR auf 1 1 . 560 Mio.  EUR erhöht. 

Die bisher vorgesehene Nettoneuverschuldung i . H. v .  3 .495 ,3  Mio. EUR 

konnte durch d ie Ausgabenminderung auf 3 .387 ,3  M io .  EUR abgesenkt 

werden.  Die Nettoneuverschuld ung l iegt damit um 9 1 1 , 5 Mio.  EUR unterhalb 

der Summe der eigenfinanzierten Investitionen i .  H. v. rd . 4 .298,8 Mio. EUR 

(Regelobergrenze für d ie  Kred itaufnahme gemäß Art. 83  Satz 2 LV N RW). 

Die Abbildung 1 1  veranschaulicht d ie Struktur des Haushaltsplans 201 3 .  
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Struktur des Landeshaushalts N RW 201 3  
(Haushaltsplan) 

- Angaben in Mio. EUR -

Summe 59.91 9,0 

EINNAHMEN I AUSGABEN ' 

Personalausgaben: 22.907,5 

Steuern: 44.830,0 

Lfd. Zuweisungen u. 
Zuschüsse: 24.988,3 

Länderfinanzausgleichl 
BEZ: 250,0 '---_ !5chulldendienst:. 4.113,1 

Übrige Einnahmen (ohne Sächliche 

Länderfinanzausgleich u. Verwaltungsausgaben: 
BEZ): 11.310,0 Schuldenaufnahme am 2.656,3 

Kreditmarkt: 3.529,0 Investitionsausgaben: 5.672,5 

• Auf der Ausgabenseite ist der negative Wert "Besondere Finanzierungsausgaben" i. H. v. - 418,7 Mio. EUR grafisch nicht darstellbar (vgl. 
Abschnitt 2.5.2.6). Abweichungen durch Rundungen möglich. 

2.3 Haushaltsplanentwurf 201 4 

Der Haushaltsplanentwurf 201 4 setzt wie auch der aktuelle Haushaltsplan 

201 3 auf die Förderung von Zukunftschancen. Mit Investitionen in Betreuung,  

Bi ldung und e iner soliden Finanzausstattung der Kommunen wird auf eine 

nachhaltige Konsolid ierung gesetzt, d ie die Wachstumschancen des Landes 

erhöht. Familien werden spürbarer entlastet, u. a. durch den Ausbau der Be­

treuungsplätze für Kinder unter d rei Jahren,  das beitragsfreie letzte Kinder­

gartenjahr und d ie Abschaffung der Studiengebühren ab dem Winterse­

mester 201 1 /201 2. Die zukunftsorientierten Maßnahmen eröffnen al len Kin­

dern gleiche Bi ldungschancen .  Nordrhein-Westfalen ist u nd bleibt auch in  der 

Zukunft ein B i ldungsland . 

Die Neuverschu ldung 201 4 wi rd trotz der zukunftsorientierten I nvestitionen 

weiter abgesenkt. Gemäß dem aktuel len Haushaltsplanentwurf 201 4 beträgt 

d ie Nettoneuverschuldung rd . 2 ,4 Mrd .  EUR .  Das ist im Verg leich zum Haus-
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haltsplan 201 3 eine Reduzierung um knapp 1 Mrd .  EUR und stel lt einen 

weiteren Schritt auf dem Weg zur Einhaltung der Schuldenbremse dar. 

Mit dem Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes (GG) [Art. 9 1  c, 9 1  d, 1 04b, 

1 09, 1 09a, 1 1 5, 1 43d] vom 29.07.2009 (BGBI .  I S .  2248) s ind für Bund und 

Länder neue Regelungen zur Begrenzung der Kred itaufnahme in  das 

Grundgesetz eingefügt worden.  Der geänderte Art. 1 09 GG verpfl ichtet Bund 

und Länder, ihre Haushalte g rundsätzlich ohne Einnahmen aus Kred iten 

auszugleichen. Art. 1 43d GG ermächtigt d ie Länder, von den neuen Vor­

gaben des Grundgesetzes in einem Übergangszeitraum bis einschließl ich 

des Haushaltsjahres 201 9 nach Maßgabe landesrechtlicher Regelungen 

abzuweichen . 

I n  der Übergangszeit ist d ie Verfassungsmäßigkeit der Kreditaufnahme daher 

an den landesrechtlichen Regelungen zu messen. Gemäß Art. 83 der nord­

rhein-westfäl ischen Landesverfassung dürfen Einnahmen aus Krediten ent­

sprechend den Erfordernissen des gesamtwirtschaftl ichen Gleichgewichts in  

der  Regel nur  b is  zur  Höhe der  Summe der  im Haushaltsplan veranschlagten 

eigenfinanzierten Ausgaben für I nvestitionen in den Haushaltsplan eingestel lt 

werden.  Ausnahmen h ierzu sind gemäß Art. 83 Satz 2 LV N RW i .  V. m .  § 1 8  

Abs. 1 der nord rhein-westfäl ischen Landeshaushaltsordnung (LHO) nur  zur 

Abwehr einer Störung des gesamtwi rtschaftlichen Gleichgewichts zu lässig . 

Die im Haushaltsplanentwurf 201 4 vorgesehene Nettoneuverschuldung be­

trägt rd . 2 ,4 Mrd. EUR und l iegt damit um rd . 1 ,9 Mrd .  EUR unterhalb der im 

Haushaltsplanentwurf 201 4 veranschlagten eigenfinanzierten I nvestitionen 

und folg l ich unter der verfassungsrechtlichen Regelobergrenze für d ie Kredit­

aufnahme. Der Schu ldenabbaupfad wird weiter fortgeführt, um das ange­

strebte Ziel - 2020 d ie Neuverschuldung auf 0 EUR zu senken - zu er­

reichen. 

Abbi ldung 1 2  veranschaul icht d ie Struktur des aktuellen Haushaltsplanent­

wurfs 201 4. 
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Abbildung 1 2: 

Struktur des Landeshaushalts NRW 2014 

I EINNAHMEN 

Steuern: 46.971.0 

BEZ: 

Übrige Einnahmen (ohne 
Länderiinanzausgleich u. 

BEZ): 1 1 .964,6 

(Haushaltsplanentwurf) 
• Angaben in Mio. EUR • 

Summe 62.282,1 

AUSGABEN · 

Personalausgaben: 23.152,8 

Zuweisungen u. 
Zuschüsse: 27.151,7 

____ Schuldendienst:: 3.837.0 

Sächliche 
Verwaltungsausgaben: 2.684.5 

Schuldenaufnahme am 
Kreditmarkt: 2.586.5 Investitionsausgaben: 5,666,8 

+ Auf der Ausgabenseite ist der negative Wert "Besondere Finanzierungsausgaben" i. H. v. - 210,6 Mlo. EUR grafisch nicht darstellbar (vgl. Abschnitt 
2.5.2.6). Abweichungen in den Summen durch Runden von Zahlen. 

Im Vergleich zum Haushaltsansatz 201 3 steigen d ie Steuereinnahmen im 

Haushaltsplanentwurf 201 4 um 2 . 1 4 1  Mio. EUR auf 46.971 Mio. EUR weiter 

an.  Der Steueransatz 201 4 orientiert sich an den Ergebnissen des Arbeits­

kreises "Steuerschätzungen" vom Mai 201 3 und bezieht d ie aktuellen Ent­

wicklungen des Länderfinanzausg leichs unter Berücksichtigung der neuen 

Zensusergebnisse ein (vgl. Abschnitt 2 .5 . 1 . 1 ) . 

Die Gesamtausgaben im Haushaltsp lanentwurf 201 4 steigen gegenüber dem 

Vorjahr um knapp 2,4 Mrd .  EUR (+ 3 ,9  v. H . )  auf rd. 62.282 , 1  Mio .  EUR an .  

Die Steigerung der  Gesamtausgaben ist ganz überwiegend durch zwangs­

läufige Ausgaben begründet. Im Wesentlichen ist der Aufwuchs auf den An­

stieg bei den laufenden Zuweisungen und Zuschüssen zurückzuführen. Zum 

einen sind d ie Zuweisu ngen an d ie Kommunen im Rahmen des Steuerver­

bundes (ohne Famil ien le istungsausg leich) als Folge weiter ansteigenden 

Steuereinnahmeniveaus um rd . 6 1 6  Mio. EUR aufgestockt worden. 

U nd zum anderen steigen die Ausgaben in  201 4 aufgrund der erhöhten Bun­

desbetei l igung an den Kosten der Grundsicherung im Alter und bei Er-



- 23 -

werbsminderung , da d ie erhöhten Bundesmittel durchlaufende Posten dar­

stellen und sowohl  d ie Einnahme- als auch g leichzeitig die Ausgabenseite 

erhöhen . Die Bundeserstattung wird von 75 v. H .  auf 1 00 v. H .  der Nettoaus­

gaben der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung ab dem Jahr 

201 4 angehoben und führt in 201 4 zu einem Ausgabenanstieg von rd . 550 

Mio. EUR.  

Der leichte Aufwuchs der  Personalausgaben in 201 4 um rd . 245 Mio. EUR ist 

durch d ie stetig steigenden Ausgaben für Versorgung und Beih i lfe, d ie Tarif­

erhöhung sowie d ie gestaffelte Übernahme des Tarifergebn isses für d ie 

Beamten verursacht worden.  Der Zinsausgabenansatz wurde im Verg leich 

zum Vorjahr im Haushaltsjahr 201 4 um 286 Mio. EUR abgesenkt .  

2.4 Finanzwirtschaftliche Zielsetzung und Eckwerte der Mittelfristigen Finanz­

planung 

2.4.1 Finanzwirtschaftliche Zielsetzung 

Die Landesregierung folgt mit dem Haushaltsplanentwurf 201 4 weiter den im 

Koal itionsvertrag festgelegten Grundsätzen einer Politik, d ie auf Vorbeugung,  

I nklusion und I ntegration sowie auf Nachhaltigkeit setzt. Nur du rch das Zu­

sammenspiel von gezieltem Sparen,  Zukunfts investitionen und ange­

messenen Einnahmen kan n  der schrittweise Defizitabbau erfolgreich voran­

getrieben werden.  

In  der Mittelfristigen F inanzplanung s inkt die Nettoneuverschuldung weiter 

von 1 , 9 Mrd .  EUR in 201 5 um rd . 540 Mio. EUR auf unter 1 ,4 Mrd .  EUR in  

201 7.  

Im Vergleich zu der letzten Mittelfristigen F inanzplanung 201 2 bis 201 6 ist im 

aktuellen Entwu rf keine über den Risikofonds h inausgehende Vorsorge im 

Zusammenhang mit der Absch irmung von Haftungsrisiken in Bezug auf d ie 

Erste Abwicklungsanstalt (EAA) berücksichtigt worden.  Das Gesamtrisiko 

einer I nanspruchnahme aus der sogenannten Phoen ix-Garantie für das Land 

und die nord rhein-westfäl ischen Sparkassen- und Landschaftsverbände be­

trug ursprüngl ich insgesamt 5 Mrd. EUR. Das Land Nordrhein-Westfalen hat 

davon eine Garantie von insgesamt 3 ,76 Mrd. EUR übernommen.  Zum 

3 1 . 1 2 .201 2 bel ief sich das verbleibende Gesamtris iko des Landes auf 3 ,27 

Mrd .  EUR.  Das Sondervermögen "Risikoabschirmung WestLB AG" (Risiko­

fonds) verfügte zum 31 . 1 2 .201 2 über einen Bestand von rd . 886 Mio. EUR.  

Da d ie  Einschätzungen von den Kapitalmarktspezial isten der  EAA stark vola­

til sind und in der Vergangenheit häufig revid iert werden mussten,  s ind d ie 
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finanziel len Auswirkungen für d ie einzelnen Hausha ltsjahre n icht belastbar zu 

prognostizieren.  Daher wird auf eine Veransch lagung der Risikovorsorge im 

Zahlenwerk der Mittelfristigen F inanzplanung verzichtet. 

Abbildung 1 3: 

E ntwicklung der N ettoneuve rschuldu ng und der 
Vertassungsgrenze 

7,0 ,..-------------------------------, 

--> Mittelfristiger Finanz-
------�5,�1 ----------------- I 6,0 ,--"-",,.-

5,0 

Ir 
iil 4,0 

'E 
� 3 0  
.S ' 

2,0 

1 ,0 

0,0 

c::::!Aufstockung Eigenkapital der WestLB-Nachfolgerin Portigon AG 

_ Nettoneuverschuldung ohne Maßnahmen im Zusammenhang mit der WestLB AG 

-Landesverfassungsgrenze 

I n  Abbi ldung 1 3  wird der aktuelle Schu ldenabbaupfad veranschaul icht. Das 

Ziel - ab 2020 keine neuen Sch ulden mehr aufzunehmen - kann nur  durch 

Einschränkungen auf der Ausgabenseite und zug leich durch Verbesserungen 

auf der Einnahmeseite erreicht werden . Mit gezielten Sparanstrengungen 

u nd einer restriktiven Ausgabenpol itik soll der Aufwuchs der Ausgabenseite 

nachhaltig gedrosselt werden.  Zur Erschl ießung vorhandener Effizienzpoten­

ziale ist 201 1 das Effizienzteam eingesetzt worden.  Auf Basis der Vorsch läge 

des Effizienzteams s ind bereits strukturel le Einsparungen bei den Förderpro­

grammen , auch du rch Umstel lung auf Darlehensvergabe (Finanzierung) 

erzielt worden (vg l .  Abschn itt 3 . 5) .  

Ziel bleibt es ,  konsumtive und nachsorgende Ausgaben in  investive und vor­

sorgende Ausgaben umzulenken.  Nordrhein-Westfalen bietet durch bedarfs­

gerechte Betreuung der Kinder unter d rei Jahren , Förderung von Ganztags­

schu len und Schaffung zusätzlicher Studienplätze - d ie seit dem Winter­

semester 201 1 /201 2 gebührenfrei s ind -, für a l le Kinder d ie gleichen Bi l -
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dungschancen.  Durch mehr Bi ldu ng und Beschäftigung im Land können zu­

künftige Reparaturkosten im sozialen Bereich abgesenkt werden und es wird 

die nachhaltige Entwicklung der nordrhein-westfäl ischen Wirtschaft gefördert. 

Damit wi rd d ie zukünftige Steuereinnahmesituation stabi l isiert und langfristig 

e in nachhaltiger Beitrag zur Red uzierung der Neuverschu ldung erbracht. 

Da Zukunftsinvestitionen auch unter Berücksichtigung der Defizitrückführu ng 

bis zum Jahr 2020 weiterh in auf einem hohen N iveau ermög l icht werden 

sol len ,  ist neben einer restriktiven Ausgabenpolitik und gezieltem Sparen 

auch eine Verbesserung der strukturellen Einnahmebasis erforderlich . Zur 

Verminderung des strukturel len Defizits sind Regelungen zur Erhöhung der 

Steuereinnahmen nötig . Konjunkturell verursachte Mehreinnahmen führen 

led igl ich zu einer kurzfristigen Reduktion der Neuverschu ldung .  Sie reichen 

für eine langfristige Konsolidierung des Haushalts jedoch nicht aus. 

Der im Oktober 201 1 von 3,5 auf 5 v .  H. erhöhte Gru nderwerbsteuersatz war 

e in erster Schritt auf Landesebene, d ie Einnahmesituation zu verbessern . Da 

die Landeseinnahmen überwiegend aus Gemeinschaftsteuern gespeist wer­

den ,  hat Nordrhein-Westfalen als einzelnes Land wen ig Einfluss auf deren 

Höhe und Gestaltung.  Die Landesregierung setzt sich daher auf Bundes­

ebene für eine Anhebung des Spitzensteuersatzes bei der Einkommen-

. steuer, eine angemessene Besteuerung von g roßen Vermögen durch eine 

Vermögensteuer und für eine Reform des Erbschaftsteuerrechts ein. 

Auf maßgebl iche I n itiative der Landesreg ierung Nordrhein-Westfalen sind 

Gesetzesänderungen zur Sch l ießung von Steuerschlupflöchern im Bereich 

der Erbschaftsteuer (sog. Cash-Gesellschaften) wi rksam umgesetzt worden. 

Zudem setzt sich die Landesreg ierung federfüh rend für eine verfassungs­

feste und gerechte Ausgestaltung der Erbschaftsteuer ein . 

I n  d iesem Zusammenhang ist auch zu erwähnen,  dass d ie Landesreg ierung 

sich für Maßnahmen zur Bekämpfung von Steuerh interziehung und für ein 

entsch losseneres Vorgehen gegen Steuervermeidung einsetzt, um zum 

einen d ie Steuergerechtigkeit und zum anderen die Stabi l isierung der 

Steuereinnahmebasis gewährleisten zu können.  

Die Konsolidierung des öffentlichen Gesamthaushalts ist e ine gesamtstaat­

l iche Aufgabe, d ie al le staatl ichen Ebenen g leichermaßen betrifft. Auch wen n  

d i e  Herausforderungen der einzelnen Ebenen untersch ied lich gelagert s ind,  

dü rfen s ie n icht isoliert betrachtet werden oder auf andere verschoben wer­

den .  Vielmeh r  bedarf es gemeinsamer Konsolid ierungsanstrengungen. I ns-
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besondere der Haushaltsausgleich des Landes und die finanzielle Entlastung 

der Kommunen hängen überwiegend mit den finanzpol itischen Aktivitäten 

des Bundes zusammen. Auch bei Übertragu ngen von Aufgaben zwischen 

den einzelnen staatl ichen Ebenen muss für einen entsprechenden finan­

ziel len Ausgleich gesorgt werden.  I nsbesondere den Kommunen wurden 

Aufgaben durch den Bund ohne angemessenen finanziellen Ausgleich über­

tragen. 

Die Landesregieru ng Nordrhein-Westfalen hingegen unterstützt d ie Kommu­

nen bei der Konsolid ierung ih rer Haushalte. Mit dem "Stärkungspakt Stadt­

finanzen" h i lft das Land den Kommunen,  d ie überschu ldet s ind oder denen 

eine Überschuldung kurzfristig d roht, u nd stellt i hnen entsprechende Mittel 

zur Verfügung (vg l .  Abschn itt 4.4). 

Darüber h inaus ist für zukünftige Belastungen des Landeshaushalts aus dem 

Einheitslastenabrechnungsgesetz Nordrhein-Westfalen - ELAG NRW - eine 

Vorsorge i. H. v. 1 44 Mio .  EUR in 201 4 ,  1 70 Mio. EUR in 201 5,  1 50 Mio. EUR 

in  201 6 und 1 60 Mio.  EUR in 201 7 veranschlagt worden.  

Durch die strikte Einhaltung des Konnexitätsprinzips wird der finanziellen 

Belastung der Kommunen zusätzlich entgegengewirkt. So sind zum Aus­

gleich konnexitätsrelevanter Kosten im Zusammenhang mit dem Kinder­

förderungsgesetz die Mittel für das Belastungsausgleichsgesetz J ugendh ilfe 

i .  H .  v. rd . 2 1 9 ,3  Mio. EUR in  201 5,  rd . 223 , 1  Mio. EUR in  201 6 und rd . 227,0 

Mio. EUR in  201 7 etatisiert worden . Gemäß § 3 Abs. 1 des Belastungsaus­

g leichsgesetzes Jugendhi lfe wird der Belastungsausgleich h insichtlich der 

Zah l  der zu berücksichtigenden Plätze, des Antei ls der Plätze in  den Kinder­

tageseinrichtungen und in  der Kindertagespflege sowie der Höhe der du rch­

schn itt l ichen I nvestitionskosten in den Jahren 201 3 ,  201 4 und 201 5 über­

prüft. Gemäß § 3 Abs. 2 des Belastungsausgleichsgesetzes J ugendhi lfe 

erfolgt d ie Prüfung h insichtlich der Kostenfolgeabschätzung und der ge­

samten Auswirku ngen des Gesetzes erstmals im Jahr 201 6 .  

2.4.2 Eckwerte der Mittelfristigen Finanzplanung 

Für  die Planungsjahre 201 5 - 201 7 wurden die E innahmen und Ausgaben 

auf Basis des Haushaltsplanentwurfs 201 4 fortgeschrieben .  Der Steueran­

satz für d ie Jahre 201 4 - 201 7 orientiert s ich an den aktuellen Ergebnissen 

des Arbeitskreises "Steuerschätzungen" vom Mai 201 3 und bezieht d ie ak­

tuellen Entwicklu ngen des Länderfinanzausgleichs unter Berücksichtigung 

der neuen Zensusergebn isse ein (vg l .  Abschn itt 2 .5 . 1 . 1 ) . Die Ausgaben 
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wurden auf der Basis der Ansätze des Haushaltsplanentwurfs 201 4 restriktiv 

fortgesch rieben . 

Die bereinigten Gesamtausgaben steigen zwischen 201 3 und 201 7 von 

59,6 Mrd .  EUR auf 65,6 Mrd .  EUR.  Jahresd urchschn ittlich nehmen sie damit 

um 2 ,4 v. H .  zu. Im Verg leich zu den letzten Mittelfristigen F inanzplanungen 

sinkt d ie durchschn ittl iche Veränderungsrate weiter. Im g leichen Zeitraum er­

höhen sich d ie bereinigten Gesamteinnahmen von 56 ,4 Mrd .  EUR auf 

65,0 Mrd .  EUR.  Das entspricht einem jahresdurchschn ittl ichen Anstieg von 

3 ,6 v. H .  

0-
Position 2013 201 4 201 5 201 6 201 7 

Veränderung 
201 712013 

- v. H. -

Bereinigte Gesamtausgaben 1 )  
59,6 6 1 ,7 62,8 63,9 65,6 

in Mrd. EUR 

Veränderung gegenüber Vorjahr X 3,5 1 ,8 1 ,8 2 ,6 2,4 in Prozent 

Bereinigte Gesamteinnahmen 2) 56,4 59,7 6 1 ,4 63, 1  65,0 
in  Mrd. E U R  

Veränderung gegenüber Vorjahr 
X 5,9 2,9 2,8 2,9 3,6 in Prozent 

1)  Die sog. "bereinigten Gesamtausgaben" errechnen sich aus den Gesamtausgaben 11. Haushaltsplan abzüglich Tilgungsausgaben am 
Kreditmarkt, Zuführung an Rücklagen, Ausgaben zur Deckung von Vo�ahresfehlbeträgen und haushaltstechnische Verrechnungen. 

2) Die sog. "bereinigten Gesamteinnahmen" errechnen sich aus den Gesamteinnahmen 11. Haushaltsplan abzüglich Schuldenaufnahme 
am Kreditmarkt, Entnahmen aus Rücklagen, Überschüsse der Vo�ahre und haushaltstechnische Verrechnungen. 

Die Personalausgaben,  der kommunale Steuerverbund und d ie Zinsaus­

gaben für Kreditmarktmittel machen zusammen rd . 60 v. H .  der berein igten 

Gesamtausgaben aus. Im Planungszeitraum steigt d ie Summe der Ausgaben 

für Persona l ,  kommunalen Steuerverbund und Zinsen für Kreditmarktmittel 

um jahresdurchschn ittlieh 3 , 1  v. H .  Schon wegen ihres hohen Antei ls an den 

Gesamtausgaben beeinflusst die Entwicklung d ieser d rei genannten Ausga­

benblöcke d ie Veränderung des Landeshaushalts maßgeblich. Die nachfol­

gende Übersicht zeigt, wie sich d ie Ausgabenblöcke im Einzelnen verändern. 

Position 201 3 

Bereinigte Gesamtausgaben 
59,6 in Mrd. EUR 

Veränderung zum Vorjahr 
in Mrd. EUR X 
in Prozent X 
davon 
in Mrd. EUR 

Personalausgaben 22,9 
Kommunaler Steuerverbund . ... . . 13&. 
Zinsausgaben a'm-Kredilmarkt 4,0 
Summe 35,5 

Verbleibende Ausgaben 24,1 Veränderung zum Vorjahr 
X in Prozent 

2014 

61,7 

2,1 
3,5 

23,2 

.. -

. ... . ... . 9,� .......... 
3,7 

36,2 
25,5 

5,9 

201 5 

62,8 

1 , 1  
1,8 

23,9 

_..J),() . 
3,7 

37,2 
25,6 

0,3 

2016 201 7  

63,9 65,6 

1 , 1  1,7 
1,8 2,6 

. . .... . 
24,7 25,6 
10,1 10,5 
3,9 4,1 

38,6 40,2 
25,2 25,4 

-1,4 0,6 

- - - - -

0-Veränderung 
201712013 

- v. H. -

--------
2,4 

2,8 

... 5,() 
0,9 
3,1 

1 ,3 
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Die Personalausgaben,  d ie m it rd . 38 v. H .  den g rößten Ausgabenblock auf 

der Ausgabenseite darstel len , wachsen jahresd urchschn ittl ich um rd . 

2 ,8  v. H. an .  Die Steigerung ist insbesondere du rch die stetig zunehmenden 

Ausgaben für Versorgung und Beih i lfe, d ie Tariferhöhung sowie die gestaf­

felte Übernahme des Tarifergebnisses für d ie Beamten verursacht worden.  

Der kommunale Steuerverbund erhöht sich wegen des weiter ansteigenden 

Steuereinnahmeniveaus sowie aufgrund der Einnahmen aus dem Länder­

finanzausgleich und aus Bundesergänzungszuweisungen in 201 7 bis auf rd . 

1 0,5  Mrd .  EUR und wächst damit jahresdurchsch nittl ich um 5,0 v. H .  Die 

Zinsausgaben steigen aufgrund des anwachsenden Schu ldenstandes am 

Ende des F inanzplanungszeitraums leicht, bleiben aber aufgru nd des n ied­

rigen Zinsniveaus moderat (vgl. Abschnitt 2.5.2 . 3). Über den gesamten 

Planungszeitraum h inweg l iegt d ie Veränderungsrate bei 0,9 v. H. 

Der Zuwachs der Ausgaben des Resthaushalts beträgt im Planungszeitraum 

jahresdu rchschn itt l ich 1 , 3 v. H.  und l iegt damit deutlich unter der Verände­

rungsrate der berein igten Gesamtausgaben. Die durchschn ittl iche Verände­

rungsrate wird maßgeblich von der Veränderungsrate 201 3/201 4 beeinflusst. 

Mit 5 ,9  v. H .  übersteigt der Zuwachs in 201 3/201 4 deutlich die durchschn itt­

l iche Veränderungsrate von 1 , 3 v. H .  Das ist u .  a .  auf die erhöhte Bundes­

betei l igung an den Kosten der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs­

minderung zurückzuführen .  Die Bundeserstattung der Nettoausgaben der 

Grundsicherung und bei Erwerbsminderung wird von 75 v. H. in 201 3 auf 

1 00 v. H .  ab 201 4 angehoben .  Die erhöhten Bundesmittel stel len du rch­

laufende Posten dar und erhöhen sowoh l  die Einnahme- als auch gleichzeitig 

die Ausgabenseite (vg l .  Abschnitt 2.5.2.4). 

2.5 Einnahmen und Ausgaben nach finanzwirtschaftlichen Arten 

2.5.1 Einnahmen 

2.5.1 .1  Steuereinnahmen 

Die Steuereinnahmen sind die mit Abstand wichtigste Einnahmequelle des 

Landeshaushalts. Die im Haushaltsplan für 201 3 veranschlagten Einnahmen 

i. H. v. rd . 44, 8  Mrd .  EUR spiegeln die positive Einnahmeentwicklu ng wider 

und decken rd. 75 ,3 v. H. der berein igten Gesamtausgaben ab. Die aktuelle 

Frü hjahrsprognose der Bundesregierung geht in dem F inanzplanungszeit­

raum 201 4 - 201 7 auch weiterhi n  von einer stabi len Konjunkturentwicklu ng ,  
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einem stabi len privaten Konsum sowie einer positiven Entwicklung am 

Arbeitsmarkt aus. Durch die stabi len Wachstumsprognosen wird folgl ich von 

einem sukzessiven Steuereinnahmeanstieg ausgegangen . Die Landesreg ie­

rung hat daher in ihrer Haushaltsplanung für 201 4 rd . 47,0 Mrd .  EUR an 

Steuereinnahmen veranschlagt. Damit wächst d ie Steuerfinanzierungsquote 

um 0,8 Prozentpunkte auf 76 , 1  v. H. an .  I n  Relation zu den Ausgaben im 

Finanzplanungszeitraum erhöht sich die Steuerfinanzierungsquote von 

75 ,3 v. H. in  201 3 auf 80, 3 v. H. in 201 7 .  

Position 201 3  2014 201 5  201 6 201 7 

Steueransatz 
44, 8  47,0 48,9 50,8 52,7 

in  Mrd. EUR 
Veränderung zum Vorjahr 

in Mrd. EUR X 2, 1 1 ,9 1 ,9 1 ,9 

in P rozent X 4,8 4 ,1  3 ,9  3 ,7  

Steuerfinanzierungsquote 1 )  75,3% 76, 1 %  77,9% 79,5% 80, 3% 

1) Anteil der Steuereinnahmen an den bereinigten Gesamtausgaben. 

Die Steueransätze für die Jahre 201 4 - 201 7 beruhen auf den Ergebn issen 

des Arbeitskreises "Steuerschätzungen" vom Mai 201 3 u nd den aktuel len 

Entwicklungen des Länderfinanzausg leichs unter Berücksichtigung der 

neuen Zensusergebn isse. Das bundesweite Ergebnis der Oktober-Steuer­

schätzung 201 2 wurde durch d ie Mai-Steuerschätzung 201 3 zwar leicht nach 

unten korrig iert. Die positive Ist-Entwicklung in N RW lässt jedoch erwarten ,  

dass das Haushaltssol l  201 3 - trotz eines schwächeren Wirtschaftswachs­

tums - erreicht wird . Im Ergebnis bleiben die in der F inanzplanung 201 3 bis 

201 7 eingestellten Steuereinnahmeansätze bis 201 6 mit Ausnahme der 

Zensuswirkungen unverändert. I nsgesamt betrachtet steigen d ie Steuerein­

nahmen jahresd urchschn ittl ich um rd . 4 , 1 v .  H .  

Abbildung 1 4  verdeutl icht d ie Auftei lung der E innahmen des Landes Nord­

rhein-Westfalen und unterstreicht d ie Bedeutung der Steuereinnahmen . 

Durch ansteigende Steuereinnahmen wird der Abstand zwischen der Aus­

gaben- und der Einnahmeseite und somit der Bedarf an Neuverschu ldung 

bei einem restriktiven Ausgabenzuwachs weiter gemindert. Die noch n icht 

bewältigte EU-Schu ldenkrise stellt jedoch, wie auch in den Vorjahren,  e in 

Risiko für d ie wirtschaftl iche Entwicklung in Deutsch land und damit auch für 

die Entwicklung der Steuereinnahmen dar. 
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Abbi ldung 1 4: 

Einnahmestruktur des Landes N ordrhein-Westfalen 
in M i o .  EUR 

70.000 ,-----------------------, 70.000 

60.000 

50.000 

40.000 

30.000 

20.000 

10.000 

o 
2010 

Isl 
201 1  

Ist 
2012  

Ist 
201 3  2014 201 5  
HHP HHPE MFP 

2016 
MFP 

201 7  
MFP 

60.000 

50.000 

40.000 

30.000 

20.000 

10.000 

o 

2.5.1 .2 Einnahmen aus zukünftigen Steuerrechtsänderungen 

OSchuldenaufnahme am 
Kreditmarkt 

o Übrige Einnahmen 
(ohne Kfz·Kompensation Bund, 
ohne LFAIBEZ) 

o Kfz-Steuerkompensation Bund 
ab 2010: rd. 1 .9 Mrd. EUR 

o Einnahmen aus LFAIBEZ 
2010: 370 Mio. EUR 
201 1 :  268 Mio. EUR 
2012: 887 Mio. EUR 
2013: 250 Mio. EUR 
2014: 760 Mio. EUR 
ab 2015: 800 Mio. EUR 

• Steuereinnahmen 

Von Änderungen bei den Gemeinschaftsteuern ist der Landeshaushalt in be­

sonderer Weise betroffen .  Wegen des bevorstehenden Endes der Leg islatur­

periode im Bund werden dort derzeit keine größeren Gesetzes- oder 

Reformvorhaben mehr verfolgt. 

Für d ie nächste Leg islaturperiode hat d ie amtierende Bundesreg ierung vor 

al lem Steuersenkungen zur Bekämpfung der sogenannten "Kalten Pro­

gression" bei der Einkommensteuer und zugunsten von besserverd ienenden 

Fami l ien m it Kindern angekünd igt. Zusammen mit der ebenfal ls aus Steuer­

mitteln zu finanzierenden Kindergelderhöhung würden sich für die öffent­

l ichen Haushalte al ler Gebietskörperschaften Steuerausfäl le von über 

1 0  Mrd .  EUR ergeben. Al lein der Landeshaushalt Nordrhein-Westfa len wäre 

mit Mindereinnahmen von weit über 1 Mrd .  EUR jährl ich betroffen .  

D ie Landesreg ierung Nord rhein-Westfalen lehnt Steuersenkungen derzeit ab. 

Angesichts der gravierenden strukturel len Schieflage der öffentlichen Haus­

halte ist eine Haushaltskonsolid ierung al lein auf der Ausgabenseite weder 

umsetzbar noch geboten .  Im Sinne einer sozial gerechten Lastentei lung 

muss für Bund und Länder, und somit auch für das Land Nordrhein-West­

fa len und seine Kommunen, eine verlässliche und ausreichend hohe Ein-
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nahmebasis sichergestel lt werden.  Nur  so kann das Gebot der Schu lden­

bremse eingehalten werden . 

Dazu kan n  insbesondere d ie von der Landesreg ierung geforderte Anhebung 

des Spitzensteuersatzes auf hohe Einkommen beitragen .  Darüber hinaus 

wird Nordrhein-Westfalen darauf d rängen , dass eine Vermögensteuer auf 

g roße Vermögen wieder erhoben und d ie Erbschaftsteuer verfassungsfest 

und aufkommenssicher reformiert wird . 

2.5. 1 .3 Übrige Einnahmen 

Die übrigen Einnahmen umfassen sämtliche Einnahmen , die n icht zu den 

Steuereinnahmen oder E innahmen aus der Schuldenaufnahme zählen.  In d ie 

übrigen E innahmen fl ießen im Wesentlichen e in :  

• Steuerähnl iche Abgaben ( insbesondere Abwasserabgabe, Spielbankab­

gaben und zusätzliche Leistungen der Spielbanken) ,  

• Verwaltungseinnahmen (u .  a .  Gebühren und Entgelte der Gerichte und 

Staatsanwaltschaften) , 

• Einnahmen aus wirtschaftl icher Tätigkeit (z. B .  Konzessionseinnahmen 

aus Lotterien ,  Gewinne aus U nternehmen und Betei l igungen) ,  Veräuße­

rungserlöse, 

• Einnahmen aus Schu ldend ienst (Zinseinnahmen , Darlehensrückflüsse) , 

• Zuweisungen und Zuschüsse für investive und n icht investive Zwecke 

( insbesondere EU- und Bundesmittel) , 

• ab Mitte 2009 die Kompensationszah lungen des Bundes an d ie Länder für 

den Übergang der Ertragshoheit der Kfz-Steuer. 

Darüber h inaus werden auch Einnahmen aus dem Länderfinanzausgleich 

und den Bundesergänzungszuweisungen bei den übrigen Einnahmen er­

fasst. Im Ausg leichsjahr 201 2 war das Land Nordrhein-Westfalen Empfänger­

land im System des bundesstaatlichen Finanzausgleichs.  Auch für das Aus­

g leichsjahr 201 3 wird für Nordrhein-Westfalen eine unterdu rchschn ittl iche 

Finanzkraft prognostiziert. 

Im Haushaltsjah r  201 4 ist zu erwarten , dass Nordrhein-Westfalen erneut 

Empfänger von Zuweisungen im Länderfi nanzausgleich sein wird .  I n  Anbe-
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tracht dessen sind für den Länderfinanzausgleich im Haushaltsplanentwurf 

201 4 Einnahmen i. H .  v. 540 Mio.  EUR vorgesehen . 

Die Entwicklung im weiteren Finanzplan ungszeitraum ist nur  schwer zu p rog­

nostizieren ,  da Einnahmen und Ausgaben für den Länderfinanzausgleich 

g rundsätzlich sowoh l  von den Steuereinnahmen in Nordrhein-Westfalen als 

auch von den Steuerein nahmen in  al len anderen Ländern abhängen . In An­

lehnung an d ie Ergebnisse der Steuerschätzung vom Mai 201 3 werden für 

den Länderfinanzausg leich im weiteren F inanzplanungszeitraum 201 5 - 201 7 

Einnahmen von jeweils 560 Mio.  EUR angesetzt. 

Die Höhe der zu veranschlagenden Einnahmen aus Bundesergänzungs­

zuweisu ngen muss mit den Haushaltsansätzen aus dem Länderfinanzaus­

gleich korrespondieren ,  da Bundesergänzungszuweisungen in Abhängigkeit 

von der Finanzkraft nach LFA gewäh rt werden.  Aus diesem Grund sind für 

d ie a l lgemeinen Bundesergänzungszuweisungen im Haushaltsplanentwurf 

201 4 E innahmen i .  H. v. 220 Mio.  E U R  vorgesehen .  Im weiteren Finanzpla­

nungszeitraum der Jahre 201 5 - 201 7 werden die Einnahmen aus den Bun­

desergänzungszuweisungen - aufgrund des höheren Ansatzes beim Län­

derfinanzausgleich - mit jährl ich 240 Mio.  EUR veranschlagt. 

Position 

Übrige Einnahmen 
in Mrd. EUR 

Ver�nc.lElr\J_�9 �um Vorjahr 
in Mrd. EUR - - - - --------------_._--- '" - "-
in Prozent 

- - - - - ---------. 

Anteil der übrigen Einnahmen an den 
bereinigten Gesamtausgaben 

201 3  2014 

1 1 ,6 1 2,7 

. . ....... . . ... ...... ---- _ c _ _ _  

X 1 ,2 - -- -----
X 1 0, 1  

1 9,4% 20,6% 

201 5 

1 2, 5  

- - -- - ---------
-0,2 -- - - - - - - -- --"" --
- 1 ,6 

20,0% 

201 6 

1 2,3 

-0,2 
. _  . .... 

201 7  

1 2,3 

- - ---------

-0,0 - -------- --- -
-1 ,5 -0,3 

1 9,3% 1 8, 8% 

Die übrigen Einnahmen steigen von knapp 1 1 ,6 Mrd .  EUR in 201 3 auf 

1 2 , 3  Mrd .  EUR in 201 7 .  Der Zuwachs beträgt im Planungszeitraum jahres­

durchschn itti ich 1 ,6 v. H .  Die du rchschn ittl iche Veränderungsrate wird maß­

geblich von der Veränderungsrate 201 3/201 4 beeinflusst. M it 1 0, 1  v. H .  

übersteigt der Zuwachs i n  201 3/201 4 deutl ich die durchschn ittl iche Verände­

rungsrate von 1 ,6 v. H. Das ist im Wesentlichen auf d ie Erhöhung der E in­

nahmen aus dem Länderfinanzausgleich und den Bundesergänzungszuwei­

sungen in 201 4 zurückzuführen .  
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2.5.2 Ausgaben 

2.5.2.1 Personalausgaben 

Position 201 3 201 4 

Personalausgaben 
22,9 23,2 in Mrd. EUR 

Veränderung zum Vorjahr 
in Mrd. EUR X 0,2 

in Prozent X 1 , 1 

Personalsteuerquote 1 )  5 1 , 1 %  49,3% 

PersonalausQabenquote 2) 38,5% 37,5% 

1 )  Anteil der Personalausgaben an den Steuereinnahmen. 
LI Anteil der Personalausgaben an den bereinigten Gesamtausgaben. 

201 5 201 6 201 7 

23,9 24,7 25,6 

0 ,8 0 ,8  0,9 

3,2 3 ,4 3,5 

48,9% 48,6% 48,6% 

38, 1 %  38,7% 39,0% 

Die Personalausgaben steigen nach der Prognose im Finanzplanungszeit­

raum von 22 ,9  Mrd .  EUR im Jahr 201 3 auf rd . 25,6 Mrd .  EUR in 201 7 .  Sie 

bi lden damit neben den Zuweisungen und Zuschüssen den g rößten Ausga­

benblock des Landeshaushalts Nordrhein-Westfalen . I h r  Antei l  an den berei­

n igten Gesamtausgaben beträgt im Finanzplanungszeitraum durchschnittl ich 

rd. 38 v. H .  

Auch langfristig werden die Personalausgaben einen erheblichen Tei l  der 

Haushaltsmittel binden . Dabei besitzen die Personalausgaben insbesondere 

aufgrund der stark ansteigenden Zah l  der Versorgungsempfängerinnen und 

-empfänger und der zunehmenden Lebenserwartung des Einzelnen eine er­

hebliche Dynamik. Die Ausgaben für Versorgungsbezüge werden von derzeit 

rd . 5 ,9  Mrd. EUR im Jahr 201 3 bis zum Jahr 2030 weiter deutlich ansteigen. 

Deshalb kommt der Stabi l isierung des Personalhaushalts eine entschei­

dende Rolle für die von der Landesreg ierung angestrebte kontinu ierl iche 

Rückführung der Neuverschu ldung zu.  

Der Haushaltsplanentwurf 201 4 berücksichtigt Personalausgaben i. H.  v .  

23 . 1 53 Mio .  EUR.  Davon entfal len insgesamt rd . 92 v. H .  auf die personal­

intensiven Bereiche Schule,  I nnere Sicherheit, Justiz- und Finanzverwaltung 

(vg l .  Abb. 1 5) .  
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Abbi ldung 1 5 : 

Struktur der Pe rsonalausgaben nach Aufgabe n bereiche n 
- Haushaltsjahr 201 4 -

Schule: 
1 3.523 

(58 v. H.)  

- Angaben in Mio. EUR -

Ü brige 
Ressorts: 

1 .770 
(8 v. H.)  

Inneres und 
Kommunales: 

3.798 
(1 6 v. H.)  

J ustiz: 
2.333 

( 1 0  v. H.) 

Finanzen: 
1 .729 

(8 v. H . )  

Basis:  Haushaltsplanentwurf 2014;  Personalausgaben: 23. 1 53 Mio. EUR. 

Stel lenbestand im Landeshaushalt Nordrhein-Westfalen 

Trotz der Einführung der Personalausgabenbudgetierung im Jahr 2006 ist 

der Stellenbestand im Landeshaushalt noch immer eine maßgebliche Orien­

tierungsgröße sowohl  für den Budgetgeber Parlament als auch für d ie Be­

wirtschaftung des Personalausgabenbudgets im Haushaltsvol lzug . 

Stel lensol l  201 3 201 4  

Planmäßige Beamtinnen/Beamte und Richterinnen/Richter 
248 . 1 23 246.624 I (einschließlich Lehrerinnen/Lehrer) 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 38.766 37.961 

Insgesamt 286.889 284.585 
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Der Stel lenbestand des Landes sinkt um 2 . 304 Stellen von 286. 889 auf 

284 . 585 Stel len in 201 4 .  

Die Anzahl der  Stel len fü r Beamtin nen/Beamte, Richterinnen/Richter sowie 

Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer vertei lt sich auf d ie großen personal inten­

siven Bereiche der Landesverwa ltung Nordrhein-Westfa len im Jahr 201 4 wie 

folgt (vg l .  Abb. 1 6) :  

Abbi ldung 1 6 : 

Stellenbestand in den großen Bereichen der Landesverwaltung 
Nordrhein-Westfalen 

Schule 
und Weiterbi ldung:  

1 53.091 
(54 v. H.) 

- Haushaltsjahr 201 4 -

Ü brige Ressorts: 
1 4.920 

(5 v. H . )  In neres u nd 
Kommunales: 

55.564 
(20 v. H . )  

Justiz: 
32.266 

( 1 1  v. H . )  

Finanzen: 
28.744 

( 1 0  v. H . )  

Basis: Haushaltsplanentwurf 2014 ;  Stellen bestand insgesamt: 284.585. 

Für das Haushaltsjahr 201 4 werden insgesamt 570 neue Stel len eingerichtet. 

Dem Stel lenaufwuchs stehen Stel lenabgänge von 2 .874 Stel len gegen über, 

sodass der Stel lenbestand 201 4 im Saldo um 2 . 304 Stel len abnimmt. Für  

das Haushaltsjahr 201 4 wi rd zur weiteren Entlastung der Stel lensituation in 

der Landesverwaltung und einer flexibleren Besetzung von freiwerdenden 

Stel len auf d ie Stel leneinsparung i .  H. v. 1 ,5 v. H. verzichtet. Diese Ein­

sparungen s ind durch äqu ivalente Maßnahmen in  anderen Bereichen zu 

erbringen .  Das hat eine Streichung von 445 kw-Vermerken für das Jahr 201 4 
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zur Folge . Zusätzlich werden insgesamt 476 kw-Vermerke in  den Bereichen 

Polize i ,  Justiz und F inanzen bis zum 31 . 1 2 .201 7 verlängert. 

Die neuen Stel len im Haushaltsjahr 201 4 ergeben sich im Wesentlichen aus 

folgenden Gründen : 

Die Übernahme von Anwärtern im Bereich Pol izei, J ustiz und Steuern um­

fasst insgesamt 290 neue Stellen . Weitere 78 Stellen werden geschaffen,  

wei l  Gesetze i n  Bund , Land oder EU neue Aufgaben für d ie Landesverwal­

tung vorsehen .  Querschn ittsaufgaben ,  wie u. a. im Bereich der parlamen­

tarischen U ntersuchungsausschüsse, der Schwerbehindertenqual ifizierung , 

des Landesamtes für Besoldung und Versorgung (LBV) sowie für d ie Reform 

des Haushalts- und Rechn ungswesens (EPOS. N RW) und für das Projekt 

Vorfahrt für Weiterbeschäftigung (VfW) erfordern weitere 90 neue Stel len. 68 

Stel len s ind gegen- oder einnahmefinanziert. Weitere 40 Stel len ergeben 

sich als Konsequenz aus der Neuein richtung von e innahmefinanzierten 

Stel len im Haushaltsvol lzug 201 3 beim Landesbetrieb IT. N RW. 4 Planstellen 

und Stel len wurden sch l ießl ich im Rahmen einer nachhaltigen Stellenplanung 

beim Landesbetrieb Wald und Holz sowie bei der Atomaufs icht eingerichtet, 

da mittelfristig spezialisierte Fachkräfte ausscheiden und für d ie Ein­

arbeitungsphase des nachfolgenden Personals übergangsweise neue Stel len 

m it kw-Vermerken zum 3 1 . 1 2 .201 6 zur Verfügung gestel lt werden.  

Personalausgabenbudgetierung 

Wesentl ich für d ie Steuerung des Personalhaushalts ist d ie Personalaus­

gabenbudgetierung .  Die m it dem 01 .01 .2006 eingeführte flächendeckende 

Personalausgabenbudgetierung übertrug den Ressorts d ie Verantwortung für 

den F inanzrahmen der Personalstruktu r  ihrer Organisationseinheit. Die Um­

stel lung von einer Stel lenplanbewirtschaftung auf eine Personalausgaben­

steuerung bei g leichzeitiger Stärkung der Budgetverantwortung eröffnet den 

Ressorts die Möglichkeit eines effizienteren Personaleinsatzes u nd einer 

besseren Steuerung des Personalhaushalts . Den Ressorts stehen dabei ver­

schiedene Instrumente als Bewirtschaftungsmaßnahmen für das Personal­

ausgabenbudget zur Verfügung .  

Entwicklung der Versorgungsausgaben 

Die steigende Anzah l  der Versorgungsempfängerinnen und -empfänger so­

wie die damit e inhergehenden zunehmenden Versorgungsausgaben bedeu-
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ten erhebliche zukünftige Belastungen für den Haushalt. Nach den Ergeb­

n issen der aktuel len Model lrechnung "Alterslast" 201 1 1  werden die Anzahl 

der Versorgungsempfängerinnen und -empfänger und damit d ie Versor­

gungsausgaben bis zum Jahr 2027 deutlich ansteigen . Bel ief sich d ie Anzahl 

der Versorgungsempfängerinnen und -empfänger im Jahr 201 2 noch auf rd . 

1 74 .400 Personen ,  für d ie rd . 5 ,7  Mrd .  EUR an Versorgungsausgaben auf­

zubringen waren ,  so wi rd der Höchststand an versorgungsberechtigten Per­

sonen mit 229.700 im Jahr 2027 erreicht und damit der Landeshaushalt m it 

Versorgungsausgaben i .  H .  v. rd . 6 ,8  Mrd .  EUR2 belastet. H ierbei s ind ak­

tuelle Besoldungs- und Versorgungserhöhungen der Jahre 201 1 und 201 2 

berücksichtigt worden.  I n  den Jahren nach 2027 geht d ie Anzahl  der Versor­

gungsempfängerinnen und -empfänger le icht zurück. Im Jahr 2040 werden 

etwa 226.700 Personen zu versorgen sein ,  für d ie Haushaltsmittel i. H. v. rd . 

6 ,7 Mrd .  EUR3 bereitgestel lt werden müssen .  

Um d iesen Belastungen auf Dauer entgegenzuwirken und sie für den Landes­

haushalt tragfähig zu machen ,  s ind zwei ergänzende Versorgungsmodelle 

ins Leben gerufen worden . 

• Sondervermögen "Versorgungsrücklage des Landes Nordrhein­

Westfalen" 

Durch das Versorgungsreformgesetz 1 998 wurde d ie Bi ldung von Versor­

gungsrücklagen bei Bund und Ländern vorgeschrieben,  d ie im Wege ver­

minderter Bezügeanpassungen von Beamtinnen und Beamten, Richterinnen 

und Richtern sowie Versorgungsempfängerinnen und -empfängern aufge­

bracht werden.  Der am 01 .01 . 1 999 in Kraft getretene § 1 4a des Bundes­

besoldungsgesetzes (BBesG) - jetzt § 1 4a des Übergeleiteten Besol­

dungsgesetzes für das Land Nord rhein-Westfalen (Ü BesG N RW) ­

schreibt den Aufbau einer Versorgungsrücklage als Sondervermögen vor, 

und zwar durch Verminderungen der 1 5  nächstfolgenden Besold ungs- und 

Versorgungsanpassungen um jeweils 0,2 Prozentpunkte . So sol lte bereits 

im Jahr 201 3 eine jährl iche Dotierung der Versorgungsrücklage von 

3 v. H .  der Bezügeaufwend ungen erreicht werden. 

Das Finanzmin isterium hat in Zusammenarbeit m it dem Landesbetrieb Information und Technik Nordrhein-Westfalen 
(IT. NRW) eine Modellrechnung betreffend die Entwicklung der Zahlen der Versorgungsempfängerinnen und -empfänger 
sowie der Versorgungsausgaben (OGr. 43 ohne Gruppe 434) bis 2040 auf der Basis konkreter Personaldaten entwickelt. 
Diese Modellrechnung wurde im Jahre 201 1 unter Berücksichtigung eines aktualisierten Basiszeitraums und basierend auf 
einer vereinfachten Prognoseform auf der Ebene von Aggregaten erneut fortgeschrieben. 

2 In  Preisen von 201 1 .  

3 In  Preisen von 201 1 .  
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I m  H inb l ick auf d ie nach dem Versorgungsänderungsgesetz 2001 vorge­

schriebene Absenkung des Versorgungsniveaus um insgesamt 4 ,33 v. H .  

wurden jedoch d ie auf den 31 . 1 2 .2002 folgenden acht a l lgemeinen An­

passungen der Besold ung und Versorgung n icht um 0,2 Prozentpunkte . 

red uziert .  Die Verminderung ist danach im Jahr 201 3 wieder aufge­

nommen worden und wird in den verbleibenden Tei lschritten fortgeführt. 

Der Versorgungsrücklage sind außerdem 50 v. H.  der durch die genannte 

Absenkung des Versorgungsn iveaus erzielten Einsparungen zuzuführen.  

Darüber h inaus s ind weitere - freiwi l l ige - Zuführungen mögl ich . So wurde 

allein mit den beiden Nachträgen zum Haushalt 2007 ein Betrag von ins­

gesamt 925 Mio. EUR sowie im Rahmen des Haushaltsvol lzuges 2009 ein 

weiterer Betrag von 300 Mio.  EUR zusätzlich zu den obl igatorischen Ein­

zah lungen in  d ie Versorgungsrücklage eingestel lt . Der Bestand der Ver­

sorgungsrücklage betrug so per 3 1 . 1 2 .201 2 ca. 4,0 Mrd .  EUR.  Zum frühest­

mögl ichen ersten Auszahlungszeitpunkt im Jahr 201 8 wird das Volumen 

voraussichtlich auf rd . 7 ,3  Mrd .  EUR angestiegen sein (vg l .  Abb. 1 7) .  

Abbi ldung 1 7 : 

Entwicklung der Versorgungsrücklage nach § 1 4a BBesG 
- in Mrd. EUR -

9.0 ,-----------------------------, 

8.0 1----------------- ---- ---� - �·---===--I 
7,3 

7, 0 
7.0 -1--------------------6;-1'-...,...,...--1 

6.0 f-------.------------ __ -=5:=,9 _ 
5,2 

5.0 f----------------,-,�I 
4,0 

4.0 +------------.,-.".---,--,----1 

3.0 ··1-------..-.---1 
2,0 +--L'·"--_I 

1 , 0  

2007 2008 2009 2 0 1 0  2011 2 0 1 2  2 0 1 3  2 0 1 4  2 0 1 5  2 0 1 6  2 0 1 7  2 0 1 8  2 0 1 9  2020 

• Sondervermögen "Versorgungsfonds des Landes Nordrhein-West­

falen" 

Das Sondervermögen "Versorgungsfonds des Landes Nordrhein-West­

falen" d ient zur Finanzierung der Versorgu ngsaufwendu ngen der Beam­

tinnen/Beamten und Richterinnen/Richter des Landes, deren Dienstver-
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hältnis zum Land nach dem 31 . 1 2 .2005 begründet wurde bzw. begründet 

wi rd . Es g i lt seit dem 01 .01 .2007 auch für d ie Beamtin nen und Beamten 

der Hochschulen.  Zur Finanzierung d ieser künftigen Versorgungszah­

lungen wird dem Sondervermögen für jede Angehörige und jeden Ange­

hörigen des genannten Personenkreises pro Monat der Zugehörigkeit zu 

dem Personenkreis ein Betrag von derzeit 570 EUR4 zugeführt .  Das Son­

dervermögen hatte zum Ende des Jahres 201 2 ein Volumen von rd . 

1 , 1 Mrd .  EUR.  

Für d ie Mittelfristige Finanzplanung s ind folgende Zuführungsbeträge aus 

dem Landeshaushalt an den Versorgungsfonds vorgesehen : 

Position 201 3  201 4 201 5 201 6 201 7 

Zuführung zum Versorgungsfonds 
340 590 690 795 905 

in Mio.  E U R  

2.5.2.2 Sächliche Verwaltungsausgaben 

Die säch lichen Verwaltungsausgaben umfassen vor al lem die Haushalts­

mittel ,  d ie zur Aufrechterhaltung des laufenden Geschäftsbetriebs der Ver­

waltung notwendig s ind .  Dazu zäh len z. B. d ie Mieten und Pachten,  d ie Aus­

gaben für den al lgemeinen Geschäftsbedarf und d ie Auslagen in Rechts­

sachen . 

Position 

Sachausgaben 
in Mrd. EUR 

Veränderung zum Vorjahr 

in Mrd. EUR 
--- ---
in Prozent 
Anteil der Sachausgaben an den 
Steuereinnahmen 
Anteil der Sachausgaben an den 
bereinigten Gesamtausgaben 

- --

201 3  

2,7 

X --- ------- -

X 

5,9% 

4,5% 

2014 201 5  201 6  201 7  

2,7 2 ,7 2 ,7 2,8 

1 -- -
0,0 0,0 0,0 0,0 

- - - ----- ---
1 , 1 0,8 1 ,3 1 ,4 

5,7% 5 ,5% 5,4% 5,3% 

4,4% 4,3% 4,3% 4,2% 

Im Planungszeitraum nehmen die säch l ichen Verwaltungsausgaben nur  ge­

ringfüg ig zu . I h r  Antei l  an den Steuereinnahmen und den berein igten Ge­

samtausgaben ist aufgrund des stärkeren Anstiegs der Steuereinnahmen 

sowie der berein igten Gesamtausgaben im Planungszeitraum leicht rück­

läufig . 

4 Der Abführungsbetrag wird entsprechend der l inearen Erhöhung der Bezüge angepasst. 
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2.5.2.3 Zinsausgaben 

Position 201 3  2014 201 5 201 6  201 7  

Zinsausgaben am Kreditmarkt 
4 ,0  3 ,7  3,7 3,9 4, 1 

in Mrd. EUR 

Veränderung zum Vorjahr 

in Mrd. EUR X -0,3 -0,0 0,2 0 , 3  

in  Prozent X -7,2 -0,8 5,8 6,6 

Zinssteuerquote 1 )  8,9% 7,8% 7,5% 7,6% 7,8% 

ZinsausQabenquote 2) 6,7% 6,0% 5,8% 6, 1 %  6,3% 

1 )  Anteil der Zinsausgaben für Kreditmarktmittel an den Steuereinnahmen. 
L) Anteil der Zinsausgaben für Kreditmarktmittel an den bereinigten Gesamtausgaben. 

Die Zinsausgaben werden in 201 3 i .  H .  v. rd . 4 ,0 Mrd .  EUR und in 201 4 i. H .  v. 

3 ,7  Mrd .  EUR veranschlagt. Am Ende des Finanzplanungszeitraums werden 

Zinsausgaben i .  H. v. rd . 4 , 1  Mrd .  EUR berücksichtigt. Sie l iegen damit deut­

l ich u nter den Werten der letzten Mittelfristigen F inanzplanung .  Wesentlicher 

Grund für d iese Verbesserung ist das weiterh in  extrem n iedrige Zinsniveau ,  

das dem Land n icht nur  bei der Neuverschuldung,  sondern auch bei den 

Umschu ldungen zu Gute kommt. In den letzten Jahren konnten bei d iesen 

Umschu ldungen fäl l ige Schuldscheine und Anleihen du rch n iedriger verzins­

l iche Papiere ersetzt werden,  sodass von 2009 - 201 2 trotz wachsenden 

Schu ldenstandes d ie Zinsausgaben Jahr für Jahr sanken .  D iese Entwicklung 

wird s ich zunächst fortsetzen .  

Bei einer Normalisierung des Zinsn iveaus wi rd i n  Bezug auf Umschuldungen 

dann aber al lmähl ich der gegentei l ige Effekt eintreten .  Trotz s inkender Netto­

neuverschuldung könnten die Zinsausgaben gegen Ende des Finanzpla­

nungszeitraums daher sogar mit wachsender Dynamik steigen . 

2.5.2.4 Laufende Zuweisungen und Zuschüsse 

Position 201 3 

Zuweisungen und Zuschüsse 
25,0 in Mrd. EUR 

��r�l1cjElr':lng ;c:':l1l1 \I()rlC1�� - - - - ------ _ .......... __ ._-

in Mrd .  EUR X 
- ------------

in Prozent X 
Anteil der Zuweisungen und Zuschüsse an 

55,7% den Steuereinnahmen 
Anteil der Zuweisungen und Zuschüsse an 

4 1 ,9% 
den bereinigten Gesamtausgaben 

2014 

--_ ..... -

27,2 

2,2 

8,7 

--- -

57,8% 

44,0% 

I 

201 5 201 6 

27,4 27,7 

..... ... . . . .  

0, 3 0,3 

1 , 1 1 , 1  

56, 1 %  54,6% 

43,7% 43,4% 

201 7 

28,3 

-------- . .. 

0, 6 
- ---

. ................... 

2,0 

53,7% 

43, 1 %  
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Die laufenden Zuweisungen und Zuschüsse stel len neben den Personalaus­

gaben den g rößten Ausgabenposten des nord rhein-westfäl ischen Landes­

haushalts dar. I h r  Antei l  an den berein igten Gesamtausgaben beträgt im 

Finanzplan ungszeitraum durchschn ittl ich rd . 43 v. H .  

Die Entwicklung d ieser Ausgabengruppe ist neben den Zuschüssen an 

öffentliche und soziale oder ähnl iche E inrichtungen sowie öffentliche und 

private Unternehmen insbesondere von den Zuweisungen an die Gemeinden 

und Gemeindeverbände im Rahmen des kommunalen Steuerverbundes 

geprägt (vg l .  Abschn itt 4 . 1 .2) .  

Für  201 3 sind in  d ieser Ausgabengruppe Mittel i .  H .  v. rd . 1 5 ,2 Mrd .  EUR für 

d ie Gemeinden (kommunaler Steuerverbund und weitere Leistungen) vorge­

sehen , d ie in 201 4 auf rd . 1 6 ,9  Mrd .  EUR anwachsen .  Ebenso enthalten sind 

Mittel für den Bereich der Hochschu len i .  H .  v. rd . 3,6 Mrd .  EUR in 201 4,  d ie 

bis 201 7 auf 3 ,7  Mrd .  EUR aufwachsen .  Für  den Bereich der Ersatzschu len 

werden in 201 4 rd . 1 ,4 Mrd .  EUR bis hin zu 1 ,5 Mrd .  EUR in  201 7 zur Verfü­

gung gestel lt . Für  d ie Betei l igung des Bundes an den Leistungen für U nter­

kunft und Heizung nach dem Zweiten Sozialgesetzbuch (SGB 1 1 )  sind in 201 3 

1 , 3 Mrd .  EUR veransch lagt. I nfolge der Befristung der Refinanzierung von 

Schu lsozialarbeit und Mittagessen für Hortkinder bis 201 3 reduziert s ich der 

für d ie Bundesbetei l igung vorgesehene Betrag um 0, 1 Mrd .  EUR auf jeweils 

1 ,2 Mrd .  EUR den Jahren 201 4 - 201 7 .  Bei der Betei l igung des Bundes an 

den Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung ist 

u .  a. aufgrund der Erhöhung der Betei l igungsquote (75 v. H .  in 201 3, 

1 00 v. H. ab 201 4) ein Aufwuchs um 550 Mio. EUR von 0,8 Mrd .  EUR in 

201 3 auf 1 , 35 Mrd .  EUR in  201 4 vorgesehen . Für  d ie Jahre 201 5 - 201 7 sind 

ebenfal ls jeweils 1 , 35 Mrd .  EUR eingeplant. 

2.5.2.5 Investitionen 

Die I nvestitionsausgaben des Landes s ind ausgehend vom Haushaltsjahr 

201 3 bis zum Planungsendjahr 201 7 leicht rückläufig . Im Verg leich zur 

letzten Mittelfristigen Finanzplanung 201 2 bis 201 6 ist in der aktuellen 

F inanzplanung keine über den Risikofonds h inausgehende Vorsorge im 

Zusammenhang mit der Absch irmung von Haftungsris iken in Bezug auf d ie 

Erste Abwicklungsanstalt (EAA) berücksichtigt worden.  
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Die I nvestitionsquote, die das Verhältnis von I nvestitionsausgaben und berei­

n igten Gesamtausgaben widerspiegelt, s inkt mittelfristig bei gleichzeitig leicht 

ansteigenden Gesamtausgaben von 9 ,5  v. H. in 201 3 auf 8 ,3  v. H .  in 201 7 .  

Das in den Vorjahren erreichte hohe N iveau der Investitionsausgaben wird 

auch nach den Vorgaben der aktuel len Mittelfristigen Finanzplanung 201 3 bis 

201 7 weiter fortgeführt .  

Position 

1 .  Investitionsausgaben 
in Mrd .  EUR 

Veränderung zum Vorjahr 

in Mrd.  EUR 

in Prozent 

Investitionsquote 1 )  
2. Eigenfinanzierte I nvestitionen 

in Mrd.  EUR 

Anteil der eigenfinanzierten 
Investitionen an den bereinigten 
Gesamtausgaben 

3. Fremdfinanzierte Investitionen 
in Mrd .  EUR 

Anteil der fremdfinanzierten 
Investitionen an den bereinigten 
Gesamtausgaben 

201 3 

5,7 

X 
X 

9,5% 

4,3 

7,2% 

1 ,4 

2 ,3% 

201 4 

. .. . . -

5,7 

0,0 

-0 , 1  

9,2% 

4,3 

7,0% 

1 ,3 

2 , 1 %  

1 )  Anteil der Investitionsausgaben an den bereinigten Gesamtausgaben. 

201 5 201 6  201 7  

5,7 5,4 5,4 

0,0 -0,2 0 ,0 
.. 

0,2 -4 , 1  -0,4 

9,0% 8,5% 8,3% 

4,4 4,3 4 ,3 

7 , 1 %  6,7% 6,5% 

1 ,3 1 ,2 1 ,2 
. ...... 

2,0% 1 ,8% 1 ,8% 

Bei der Beurtei lung der Entwicklu ng des Umfangs der I nvestitionstätigkeit ist 

folgendes zu berücksichtigen :  D ie in haushaltsmäßiger Darstel lung ermittelte 

I nvestitionsquote spiegelt aufgru nd der in 2001 realisierten Verwaltungs­

modernisierungsmaßnahmen das N iveau der Investitionstätigkeit des Landes 

nur  u nvollständig wider. Das g i lt vor a l lem mit Bl ick auf die I nvestitionen des 

Bau- und Liegenschaftsbetriebs Nord rhein-Westfalen (BLB N RW), d ie zwar 

im Zahlenwerk des Landeshaushaltes n icht abgebi ldet werden,  aber eben­

fal ls der Sphäre des Landes zuzurechnen sind . 

Das in den Vorjahren erreichte hohe N iveau in der Bautätigkeit wird auch 

201 4 weiter fortgesetzt. So sind beispielsweise Bauinvestitionen von rd . 

8 1 2 ,2  Mio.  EUR vorgesehen .  Daneben sind Ausgaben für d ie Beseitigung 

von Schadstoffen und Brandschutzmängeln von wiederum rd . 50 Mio. EUR 

vorgesehen. D ie  Aufwendungen für Instandhaltungsmaßnahmen werden mit 

1 95,0 Mio.  EUR veransch lagt. 



- 43 -

Kennzahlen auf der Basis des haushaltsrechtlichen I nvestitionsbegriffs steI­

len zudem nur u nvollkommene Ind ikatoren für d ie Beurtei lung der Frage dar, 

inwieweit ein Etat schwerpunktmäßig auf wirtschaftl iches Wachstum und d ie 

Bewältigung von Zukunftsaufgaben ausgerichtet ist. Das g i lt vor al lem mit 

Bl ick auf Ausgabenerhöhungen für wichtige Zukunftsinvestitionen in  den Be­

reichen Kinder, Jugend und Bi ldung,  d ie haushaltsrechtlich dem Bereich der 

konsumtiven Ausgaben zuzuordnen s ind , jedoch unzweifelhaft positive 

Wachstumswirkungen entfalten .  

2.5.2.6 Besondere Finanzierungsausgaben 

Bei den besonderen Finanzierungsausgaben werden vor a l lem d ie haushalts­

gesetzlichen globalen Minderausgaben , Zuführungen an Rücklagen , Fonds 

und Stöcke sowie haushaltstechn ische Verrechnungen ausgewiesen . 

Position 201 3 201 4 201 5  201 6  201 7 

Besondere Finanzierungsausgaben 
-0,4 -0,2 -0, 1 0,0 0,2 in Mrd.  E U R  

Veränderung zum Vorjahr X 0,2 0,2 0 , 1  0 , 1  in Mrd. EUR 

Darin enthalten s ind insbesondere d ie Zuführungen an das Sondervermögen 

"Versorgungsfonds des Landes Nordrhein-Westfalen" (vg l .  Abschn itt 2 . 5 .2 . 1 ) . 
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3. Aufgaben- und Politikschwerpunkte 

Prioritäten bei engen finanzwirtschaftlichen Rahmenbedingungen 

Die Landesreg ierung verfolgt weiterhin das Ziel einer nachhaltigen F inanz­

politik. I nsbesondere eine Lastenversch iebung auf die Kommunen sol l ver­

m ieden werden .  Haushaltskonsol id ierung bedeutet neben Sparen durch Auf­

gabenkrit ik, Effizienzsteigerung und E innahmeverbesserungen auch I nvesti­

tionen in vorbeugende Maßnahmen . Soviel Prävention wie mögl ich , so wen ig 

Reparatur in der Zukunft wie nötig. Deshalb wi rd d ie Landesregierung auch 

in Zeiten enger finanzieller Spielräume zukunftsrelevanten Aufgaben Priorität 

e inräumen und das Konnexitätsprinzip beachten . 

3.1  Vorrang für Bi ldung 

3.1 . 1 Ausbau der vorschul ischen Betreuung 

Das Land Nordrhein-Westfalen fördert d ie frühkind l iche Bi ldu ng und Be­

treuung in den Kindertageseinrichtungen und in der Kindertagespflege mit 

erheblichen finanziellen Mitte ln .  Der Ausbau zu einer bedarfsgerechten Be­

treuung der Kinder unter d rei Jahren wird mit g roßem finanziel lem Aufwand 

fortgesetzt. Für die folgenden Kindergartenjahre sind Mittel für einen weiteren 

Aufwuchs von Betreuungsplätzen vorgesehen ,  damit auch bei steigendem 

Bedarf dann genügend Plätze bereitstehen, um den Rechtsanspruch auf 

einen Betreuungsplatz für übereinjährige Kinder erfül len zu können . Die Lan­

desregierung hat zudem mit der umfassenden Revision und Weiterentwick­

lung des Kinderbi ldungsgesetzes (KiBiz) begonnen . Sie bereitet bereits den 

nächsten Schritt der Reform der gesetzl ichen Grund lage vor, der zum Kin­

dergartenjahr 201 4/201 5 i n  Kraft treten sol l .  

3.1 .2 Veränderungen im Schulsystem 

I n  der Summe sinkt d ie Anzahl  der Leh rersteI len im Haushaltsjahr 201 4 um 

2 .687. Das ist im Wesentlichen auf die Absetzung von Stel len infolge der 

rückläufigen Zah len zum Rechtsanspruch auf Rückgabe der Vorgriffsstunde 

( 1 . 1 50 Stel len),  der Real is ieru ng von kw-Vermerken (704 Stellen) , des 

Stopps des Vorziehens des Einschu lungsalters (5. Schu l rechtsänderungs­

gesetz; 1 60 Stel len) sowie der Real isierung einer Präventionsrend ite (229 

Stel len) zurückzuführen .  Darüber h inaus werden Lehrerstei len für die Errich-
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tung eines Landesinstituts/Unterstützungsagentur für Schu le (33 Stel len , 

Kapitel 05 077) bzw. für d ie schulpsychologische Betreuung (77 Stellen , 

Kapitel 05 300 Titelgruppe 60) verlagert .  

Die Landesregierung legt weiterhin  besonderen Wert darauf, das Bi ld ungs­

system gerechter und leistungsfäh iger zu gestalten.  Aus d iesem Grund wer­

den d ie durch rückläufige Schü lerzahlen frei werdenden Finanzmittel (so­

genannte Demografiegewinne) zunächst bis 201 5 im Bi ldungssystem be­

lassen .  

Das ermög l icht d ie Umsetzung von Maßnahmen aus dem am 1 9 .07.201 1 

zwischen den Fraktionen der SPD, BÜNDNIS 90/Die Grünen und der CDU 

vereinbarten Schu lkonsens. 

M it dem Hausha ltplanentwurf für das Jahr 201 4 sind u. a .  folgende Maßnah­

men vorgesehen:  

• Rd . 1 .000 LehrersteIlen für d ie Umstel lung der Bedarfsermitt lung für son­

derpädagogische Förderung im Rahmen des I nklusionsprozesses an 

Schu len (9. Schu l rechtsänderungsgesetz) , 

• 2 . 369 LehrersteI len für den Ausbau bestehender Sekundarschu len und für 

d ie Neugründung von Sekundarschu len im Schu ljahr 201 4/201 5 im H in­

bl ick auf das Ziel des längeren gemeinsamen Lernens sowie als Reaktion 

auf rückläufige Schü lerzah len und den geänderten Elternwi l len bei der 

Schu lauswahl ,  

• 570 zusätzl iche LehrersteI len zur weiteren Absenkung des Klassen­

frequenzrichtwertes in der Grundschule von 23 ,5  auf 23 ,0. Ziel ist e in  

Klassenfrequenzrichtwert von 22 ,5  [ im Rahmen des Konzeptes zur Siche­

rung eines hochwertigen und wohnortnahen Grundschu langebots in Nord­

rhein-Westfalen (8.  Schu l rechtsänderungsgesetz)] ,  

• 260 zusätzliche LehrersteI len zur Absenkung des Klassenfrequenzricht­

wertes in den Gymnasien ,  Gesamtschu len und Realschu len von 28 auf 

27. Ziel ist e in Klassenfrequenzrichtwert von 26 , 

• 500 ÜberhangsteI len für Gymnasien infolge des Umstrukturierungspro­

zesses nach Auslaufen des 9-jährigen Abiturs zur haushaltsrechtl ichen 

Absicherung des Besetzungsüberhangs im Schu ljahr 201 3/201 4 nach 

dem Wegfal l  des sogenannten Doppeljahrgangs zum 31 .07 .201 3 (G 9/ 

G 8) ,  

• 1 09 zusätzl iche Leh rersteI len für den Ausbau der Leitungszeit an Grund­

schulen,  
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• 70 zusätzliche LehrersteI len für Beratungs- und Koord in ierungsbedarfe in 

al lgemeinbi ldenden Schulen der Sekundarstufen I und I I  im Bereich der 

Berufs- und Stud ienorientierung zur U nterstützung des Ausbildungs­

konsenses, 

• 50 Stel len für d ie flächendeckende Einführung von islamischem Rel igions­

unterricht. 

3.2 Verbesserung der kommunalen F inanzausstattung 

Die Finanzlage der Kommunen hat s ich aufg rund zah l reicher Maßnahmen 

der Landesregierung gebessert. Sie ist aber immer noch angespannt. Das 

zeigt die Zah l  der Haushaltssicherungsgemeinden im Haushaltsjahr 20 1 2 .  

Zum 3 1 . 1 2 .20 1 2  ist es led igl ich 26 Kommunen in  Nordrhein-Westfalen ge­

lungen,  ihren Haushalt "echt" , d .  h. ohne eine Verringerung des Eigenkapi­

ta ls,  auszug leichen ( in 201 1 waren es nur 1 1 ) .  1 75 Kommunen waren zur 

Aufstel lung eines Haushaltssicherungskonzeptes oder Haushaltssan ierungs­

plans verpflichtet. Dabei ist es 1 46 Kommunen gelungen, den Status des 

Nothaushaltsrechts zu verlassen .  

Damit hat sich d ie Erwartung der Landesregierung bestätigt, dass sich ab 

dem Jahr  20 1 2  d ie Zah l  der Nothaushaltskommunen d rastisch reduzieren 

würde. Das kann sowoh l  auf die Änderung des § 76 Gemeindeordnung als 

auch auf finanzielle Zuwächse zurückgefüh rt werden.  

Bereits im Jahr 201 0  hatte die Landesregierung einen "Aktionsplan Kommunal­

finanzen" besch lossen,  in dem Maßnahmen zur finanziellen Verbesserung 

der Kommunen enthalten sind , d ie auch weiterh in  Bestand haben: 

• Die mit dem Gesetz zur Änderung des Gemeindefinanzierungsgesetzes 

für das Jahr 201 0 (GV. N RW. S. 67 1 )  eingeführten strukturel len Verbesse­

rungen im kommunalen F inanzausg leich werden auch im GFG 2014  fort­

geführt .  Die Befrachtung von 1 66,2 Mio.  EUR zugunsten des Landes­

haushalts ist weiterhin n icht mehr enthalten.  Zudem werden d ie Kommu­

nen erneut in  Höhe des Verbundsatzes an 4/7 der Einnahmen des Landes 

aus der Grunderwerbsteuer über den fakultativen Steuerverbund betei l igt. 

Durch d iese Verbesserungen erhalten d ie Kommunen im GFG 201 4  

knapp 375 Mio.  EUR mehr Finanzmitte l .  
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• Zusätzl ich erhalten Gemeinden , d ie überschu ldet s ind oder denen eine 

Überschu ldung kurzfristig d roht, seit 201 1 nach dem Stärkungspaktgesetz 

vom 09 . 1 2.201 1 (GV. N RW S. 662) bis 2020 Landeshi lfen i .  H .  v. jährl ich 

350 Mio. EUR.  Ziel ist es, dass sie in d iesem Zeitraum einen Ausgleich 

ihrer Haushalte erreichen und spätestens ab dem Jahr 2021  ohne Landes­

h i lfe ausgeg l ichene Haushalte vorweisen können.  

• Zu den Landesmitteln kommen ab 201 2 für weitere, freiwil l ig am Stärkungs­

pakt tei lnehmende Kommunen M ittel h inzu , die von der kommunalen 

Gemeinschaft refinanziert werden (sogenannte Komplementärmittel) .  Im 

Jahr 201 2 sind das rd . 65 Mio. EUR, im Jahr 201 3 werden rd . 1 1 6 Mio. EUR 

bereitgestellt und in  den Jahren 201 4 b is 2020 stehen jeweils rd . 

297 Mio. EUR als Komplementärmittel zur Verfügung .  Damit beläuft sich 

das Gesamtvolumen des Stärkungspakts über seine 1 0-jährige Laufzeit 

auf insgesamt 5 ,76 Mrd .  EUR.  

• Das Einheitslastenabrechnungsgesetz NRW wurde mit U rtei l  vom 

08 .05 .201 2 vom Verfassungsgerichtshof für das Land N RW für n ichtig er­

klärt .  Die Landesreg ierung hat nach Gesprächen mit den kommunalen 

Spitzenverbänden bereits das Gesetzgebungsverfahren zu einem Gesetz 

zur Änderung des Einheitslastenabrechnungsgesetzes N RW eingeleitet. 

Mit einer Abrechnung der streitbefangenen Jahre ab 2007 sowie der noch 

n icht abgerechneten Jahre 201 0 und 201 1 ist im Jahr 201 3 zu rechnen .  

3.3 Abwicklung der WestLB AG 

3.3.1 Entwicklung der WestLB AG/Portigon AG 

Die WestLB AG, d ie seit dem 01 .07 .201 2 unter dem Namen Portigon AG 

fi rmiert, wurde in 201 2 nach den Bed ingungen der EU-Kommission restruktu­

riert. Die Transformation von einer i nternational tätigen Geschäftsbank zu 

einem Dienstleister im Service- und Portfoliomanagement wurde vor al lem 

durch d ie Übertragung umfangreicher Portfol ios auf die Erste Abwicklungs­

anstalt, den Transfer der Verbundbank auf d ie Landesbank Hessen-Thüringen 

und durch Tei lverkäufe von Tochtergesel lschaften erreicht. 

Der Restrukturierungsprozess ist noch n icht abgesch lossen und wird sich i n  

den  folgenden Jahren fortsetzen .  Die Portigon AG wird im  laufenden Ge­

schäftsjah r 201 3 d ie n icht für das Servicing benötigten Kapazitäten konse­

quent und zügig abbauen . Hohe Priorität genießt die Gründung und Etabl ie-



- 48 -

rung der Tochtergesel lschaft Portigon Financial Services noch im Jahr 201 3.  

Sie sol l das Servicing für d ie Erste Abwicklungsanstalt übernehmen . Die Be­

mühungen um Drittgeschäfte werden mit hoher I ntensität vorangetrieben . 

Nach den Auflagen der Europäischen Kommission muss d ie Servicegesell­

schaft bis Ende 201 6 verkauft werden.  Sofern ein Verkauf n icht möglich sein 

sol lte , muss die Portigon Financial Services bis Ende 201 7 abgewickelt wer­

den.  

Das Land Nordrhein-Westfalen trägt die Eigentümerverantwortung für d ie 

Portigon AG im Rahmen seiner Stel lung als Alleinaktionär. Die Portigon AG 

hat d ie Hauptlasten der Restrukturierung der WestLB zu tragen . Um d ie 

h ieraus erwachsenden Belastungen tragen zu können,  bel ief sich die ur­

sprüngliche Mittelausstattung der Gesel lschaft auf 4 ,2 Mrd .  EUR.  H ierin ent­

halten ist der vom Land Nord rhein-Westfalen in 201 2 übernommene Tei l  der 

sti l len Ein lage des Finanzmarktstabi l is ierungsfonds i .  H .  v. 1 M rd .  EUR.  

Sol lten die Eigenmittel der  Portigon AG zur  Abdeckung der  Transformations­

kosten n icht ausreichen , stehen mög liche Überschüsse der Ersten Abwick­

lungsanstalt nach ih rer Abwicklung zur Verfügu ng .  Dies g i lt auch für eine bei 

der Ersten Abwicklu ngsanstalt bestehende Verlustausgleichsverpfl ichtung 

des Finanzmarktstabi l isierungsfonds i. H. v. 670 Mio. EUR,  sofern sie n icht 

bereits im Rahmen der Verlustabdeckung bei der Ersten Abwicklu ngsanstalt 

in Anspruch genommen worden ist. Sol lten auch d iese Beiträge zur Verlust­

abdeckung der Portigon AG n icht reichen,  wäre über eine neue gesetzliche 

Ermächtigu ngsgrund lage für weitere Stützungsmaßnahmen seitens des 

Alleineigentümers zu entscheiden . Die derzeitige Planung der Portigon AG 

geht im Base-Case-Szenario davon aus,  dass die Eigenmittel ausreichen 

werden,  die Restrukturierungskosten abzudecken . Dabei wird unterstel lt, 

dass d ie Portigon AG bzw. d ie Portigon F inancial Services neben den 

Serviceleistungen für die Verbundbank und die Erste Abwicklungsanstalt 

auch Dienstleistungen für Dritte erbringen werden.  

3.3.2 Entwicklung der Ersten Abwicklungsanstalt 

Das Land Nordrhein-Westfalen ist an der am 1 1 . 1 2 .2009 errichteten Ersten 

Abwicklu ngsanstalt mit rd . 48,2 v. H .  betei l igt. Bei Errichtung der Ersten Ab­

wicklungsanstalt hatten die an ih r  Betei l igten zur Abdeckung erwarteter Ver­

luste eine Liqu id itätsgarantie i .  H .  v. i nsgesamt 1 Mrd .  EUR übernommen, 

das Land Nordrhein-Westfalen davon bis zu einem Höchstbetrag von 

482 Mio. EUR. Zudem sind die Betei l igten der Ersten Abwicklungsanstalt 
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eine Verlustausgleichspfl icht zugunsten der Ersten Abwicklungsanstalt im 

Sinne des § 7 des Statuts für d ie Erste Abwicklungsanstalt e ingegangen . 

I m  Rahmen der sogenannten Nachbefü l lung hat die Erste Abwicklungs­

anstalt ein Geschäftsvolumen in  der Größenordnung von 1 00 Mrd .  EUR von 

der früheren WestLB AG/Portigon AG übernommen.  Dieser Transfer wurde 

mit der am 1 7 .09 .201 2 erfolgten Handelsregistereintragung rechtswirksam. 

Um Vorsorge für ein handelsrechtliches Eigenkapital der Ersten Abwicklungs­

anstalt von mindestens 50 Mio. EUR zu schaffen,  haben sich die Betei l igten 

der Ersten Abwicklungsanstalt und der Finanzmarktstabi l isierungsfonds unter 

anderem darauf verständ igt, der Ersten Abwicklungsanstalt Eigenkapital­

instrumente zur Verfügung zu stel len .  Das Finanzmin isterium des Landes 

Nordrhein-Westfalen hat dabei von der Ermächtigung nach § 2 Abs. 2 des 

Gesetzes zur Restrukturierung der WestLB AG Gebrauch gemacht und d ie 

bei Errichtung der Ersten Abwicklungsanstalt bis zu einem Höchstbetrag von 

482 Mio. EUR übernommene Garantie für erwartete Verluste i. H. v. 

72 ,5  Mio. EUR in eine Eigenkapitalgarantie für d ie Erste Abwicklungsanstalt 

umgewandelt. 

Die vom Land Nordrhein-Westfalen zugunsten der Ersten Abwicklungsanstalt 

e ingegangene Verlustausg leichspfl icht g i lt auch für die n ichtstrateg ienotwen­

d igen Geschäftsbereiche und Risikopositionen ,  d ie im Wege der Nachbe­

fü l lung auf d ie Erste Abwicklungsanstalt übertragen wurden. Allerdings hat 

das Finanzmin isterium des Landes Nordrhein-Westfalen von der Ermäch­

tigu ng nach § 3 Abs . 1 des Gesetzes zur Restrukturierung der WestLB AG 

Gebrauch gemacht und die Verlustausgleichspfl icht der Landschaftsver­

bände übernommen, soweit Verluste der Ersten Abwicklungsanstalt den Ge­

samthöchstbetrag von 5 1 , 8  Mrd .  EUR übersteigen und nach dem 30.06.201 1 

entstanden s ind.  Wegen weitergehender Einzelheiten wird auf d ie Regelung 

zur Verlustausgleichspfl icht in § 7 des Statuts für d ie Erste Abwicklungsan­

stalt vom 1 1 . 1 2 .2009 in der Fassung vom 3 1 .08 .201 2 verwiesen.  

Die Betei l igten der Ersten Abwicklungsanstalt und der F inanzmarktstabi l isie­

rungsfonds haben jeweils mit der Ersten Abwick lungsanstalt vereinbart, dass 

d iese die Eigenkapital instrumente vol lständig in Anspruch nimmt, fal ls u nd 

soweit d ie Voraussetzungen dafür gegeben sind , bevor sie die Verlustaus­

g leichspfl icht der Haftungsbetei l igten und des Finanzmarktstabi l isierungs­

fonds nach § 7 ihres Statuts geltend macht. 
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Die derzeitigen Planungen der Ersten Abwicklu ngsanstalt gehen davon aus, 

dass mit einer I nanspruchnahme des Landes Nord rhein-Westfalen aus der 

Verlustausgleichspflicht n icht zu rechnen ist, sofern keine unvorhergesehenen 

Entwicklu ngen eintreten .  

3.3.3 Entwicklung der NRW.BANK 

Das Finanzministerium hat - ermächtigt durch das Nachtragshaushalts­

gesetz 2005 - im Jahr 2005 den Wert der Betei l igung der N RW. BANK an der 

damaligen WestLB AG zum 31 . 1 2 .2004 gegenüber der N RW.BAN K i .  H. v. 

2,2 Mrd .  EUR garantiert. Daneben ist der Differenzbetrag zwischen dem 

jährl ich festgestellten Betei l igungsbuchwert und dem garantierten Wert zu 

verzinsen .  Garantie und Zinsen werden erst bei einem Mindererlös im Falle 

einer Übertragung der garantierten Antei le der N RW. BANK fäl l ig . Im Jahr 

201 2 wurde die Garantie durch den Transformationsprozess der nunmehr als 

Portigon AG firmierenden WestLB AG n icht fäl l ig , da der Bestand der garan­

tierten Aktien unangetastet bl ieb. Auch in den Jahren 201 3 und 201 4 wird 

keine Auslösung der Garantie durch den Restrukturierungsprozess der Porti­

gon AG erwartet. Ob die Werthaltigkeitsgarantie im Zuge zukünftiger betei­

l igungsstrategischer Maßnahmen des Landes als Antei lseigner der Porti­

gon AG ausgelöst bzw. abgelöst wird , ist derzeit n icht absehbar. 

3.4 Verwaltungsmodern isierung 

3.4.1 Dienstrechtsreform 

Nach Verabschiedung des D ienstrechtsanpassungsgesetzes am 1 6 .05 .201 3 

bedarf es zur Reformierung des Dienstrechts zwei weiterer bedeutsamer 

Verfah rensschritte: 

• Anpassungsnovelle zur Laufbahnverordnung (LVO) 

Aufgrund neuer Rechtsprechung des BVerwG zum Mindestalter und zu 

Mindestd ienstzeiten im Laufbahn recht besteht die Notwendigkeit zur mög­

l ichst schnellen Verabschiedung einer Anpassungsnovelle zur LVO, um ins­

besondere Beförderungsverfahren rechtssicher ausgestalten zu können . 

• Dienstrechtsmodern isierungsgesetz 

Im Beamten- und Laufbahnrecht stehen folgende Themen im Vorder­

g rund : 
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1 .  Anpassung der Laufbahngruppenstruktur an d ie Entwicklung im Hoch-

schulbereich , 

2 .  Steigerung der Attraktivität des öffentlichen Dienstes für Spezial isten , 

3 .  Gleiche Karrierechancen für Frauen , 

4. Vereinbarkeit von Fami l ie und Beruf, 

5. Personalentwicklung und Fortbi ldung als Dreh- und Angelpunkt sowie 

6. Gesundheitsmanagement. 

Im Besoldungs- und Versorgungsrecht ist ein einheitliches nord rhein-west­

fäl isches Recht zu schaffen,  d ie geltenden Vorschriften sind systematisch zu 

vereinfachen und zu überarbeiten .  

D ie Reformvorhaben werden m it den Vertreterinnen und Vertretern der  Ge­

werkschaften und Berufsverbänden und der Kommunalen Spitzenverbände 

in  einem d ialogorientieren Verfahren durchgeführt. 

3.4.2 Reform des Haushalts- und Rechnungswesens (EPOS.NRW) 

Gemäß § 25 Abs. 1 Satz 1 des Haushaltsgesetzes wird zur Modern isierung 

des Haushalts- und Rechnungswesens die I ntegrierte Verbundrechnung 

( IVR) als Basis e iner prod uktorientierten Steuerung eingefüh rt. Diese Reform 

wird im Rahmen des Programms EPOS . N RW in d rei  Phasen umgesetzt. 

I n  Phase I (2009 und 201 0) wurde der auf Basis einer SAP-Standard­

software angepasste Landesmaster für den Betrieb der IVR in der Justizvol l­

zugsverwaltung als Flächenverwaltung u nd im Min isterium für Arbeit, I nte­

g ration und Soziales (MAIS) implementiert. Paral lel dazu wurde ein 

EPOS .NRW Competence Center (EPOS CC) aufgebaut, das sowoh l  d ie 

Einführung der I ntegrierten Verbundrechnung als auch den anschl ießenden 

laufenden Betrieb operativ übernimmt. 

Seit Beg inn der Phase 1 1  (ab 201 1 )  wird das EPOS . N RW-SAP-System in d ie 

Fläche der Landesverwaltung Nord rhein-Westfalen ausgerollt. I n  d ieser 

Phase werden in  erster Lin ie das Rechnungswesen und die unterjährige Be­

wirtschaftung auf die I ntegrierte Verbundrechnung m it ih ren Komponenten 

kaufmännische Buchführung,  Kosten- und Leistungsrechnung und Finanz­

rechnung umgestellt Das P rogramm EPOS . N RW wurde i n  den Budget­

einheiten "Justizvol lzug", "Min isterium für Arbeit, I ntegration und Soziales" , 
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"Oberfinanzd i rektionen und Finanzämter" , "Deutsche Zentralbibl iothek für 

Medizin" ,  "Hochschu lbibl iothekszentrum Köln" und "Abtei lung Bau der Ober­

finanzd i rektion Münster" eingeführt. Damit läuft das EPOS .NRW-SAP-System 

- zum Stand Jun i  201 3 - in rd . 1/3 der 535 im EPOS. N RW-Rollout vorge­

sehenen Behörden und Einrichtungen des Landes mit insgesamt fast 1 .900 

Nutzern stabi l .  

Das EPOS CC ist du rch d ie F i rma SAP seit dem Jahr 201 1 als "customer 

centre of expertise" (Customer COE) zertifiziert. 

Gemäß dem Kabinettbeschluss vom Herbst 201 2 ist mit der Erweiterung des 

EPOS. NRW-SAP-Systems um Funktional itäten in den Bereichen Logistik 

und Zeitaufschreibungen begonnen worden.  Zudem ist eine Überführung des 

sogenannten Hostings des EPOS .N RW-SAP-Systems vom Rechenzentrum 

der Finanzverwaltung (RZF) zum Landesbetrieb I nformation und Technik 

( IT. N RW) zum Sommer 201 4 in  Vorbereitung .  

Im Kalenderjahr 201 5 sol l für das Haushaltsjahr 201 6 an hand mindestens 

einer Budgeteinheit d ie Aufstel lung eines doppischen Produkthaushalts in  

al len Phasen der Haushaltsaufstel lung erprobt werden,  um eine h inreichende 

Erfahrungsbasis für die pol itische Entscheidung über Phase 1 1 1  zu schaffen.  

E ine frühzeitige Betei l igung des Landtags bei der  Vorbereitung des Modell­

versuchs wird dabei angestrebt. 

I n  Phase 1 1 1  (frühestens ab 201 7) ist mit Absch luss des Rollouts - vorbehalt­

l ich einer erfolgreichen Evaluation des Projekts und einer entsprechenden 

politischen Entscheidung - vorgesehen,  d ie Haushaltsaufstel lung ,  -vollzug 

und -rechnung auf einen doppischen Produkthaushalt umzustellen . Paral lel 

dazu würde die Erstel lung einer Konzern-Bi lanz des Landes Nordrhein­

Westfalen erfolgen .  Das Land erhielte damit e in einheitl iches, am Output 

orientiertes Steuerungs-I nstrumentarium im Bereich des Haushalts- und 

Rechnungswesens .  Steuerungsmaßstab wäre dann gemäß parlamen­

tarischer Ermächtigung die mit den Aufwendungen angestrebten Zwecke und 

n icht mehr al lein d ie Höhe der im Haushalt eingestel lten Ausgaben .  Damit 

wi rd e in Reformpfad auch auf Landesebene seinen Abschluss finden , den 

die Kommunen des Landes Nordrhein-Westfalen über das Neue Kommunale 

Finanzmanagement (NKF) bere its verfolgen .  
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Mit Kabinettbeschluss vom 03 .07 .201 2 hat die Landesreg ierung be­

schlossen,  dass d ie Arbeit des Effizienzteams fortgesetzt wird . Den Vorsitz 

hat der Finanzmin ister. Darüber h inaus gehören dem Effizienzteam der 

Finanzstaatssekretär, der Chef der Staatskanzlei ,  d ie Vorsitzenden der Re­

g ierungsfraktionen ,  d ie finanzpolitischen Sprecher der Reg ierungsfraktionen 

sowie ein externer Experte an .  

Das Effizienzteam sol l konkrete Vorsch läge zur Haushaltskonsolid ierung auf 

dem Wege zur Einhaltung der Schu ldenbremse im Jahr 2020 erarbeiten .  Das 

umfasst sowohl d ie Einnahme- als auch d ie Ausgabenseite des Landes­

haushaltes . 

Zur Umsetzung der mit der E inrichtung des Effizienzteams verbundenen Auf­

gaben wurde im Finanzmin isterium eine Geschäftsstel le eingesetzt. Die Ge­

schäftsstelle Effizienzteam setzt sich aus Vertretern des F inanzmin isteriums 

zusammen und wird durch externe Berater befristet unterstützt. 

Erste Ergebn isse der Arbeit des Effizienzteams s ind bereits in den Haushalt 

201 3 eingeflossen .  Durch Kürzungen und Darlehensumstel lungen im Bereich 

der Förderprogramme wurden nachhaltige struktu rel le Einsparungen erzielt, 

d ie im Haushalt 201 4 und darüber hinaus fortwirken .  Derzeit werden weitere 

Förderprogramme auf die Mög l ichkeit untersucht, d ie Zuschussförderung vor 

al lem in  den Bereichen EU und Gemeinschaftsaufgaben (GA) auf eine Dar­

lehensförderung oder revolvierende Fonds umzustellen . Im Bereich der GA­

Förderungen ist al lerd ings eine Änderung der rechtl ichen Rahmenbed in­

gungen auf Bundesebene erforderl ich . Vor d iesem Hinterg rund wurde die 

Landesreg ierung im Januar 201 3 u. a. über die Finanzministerkonferenz 

in itiativ tätig. 

Darüber h inaus sollen sämtl iche Maßnahmen u nd al le vorhandenen Struk­

turen in der Landesverwaltung ,  aber auch bei Sondervermögen u nd Landes­

betrieben ,  auf Effizienzreserven ,  zu erwartende Demografieeffekte sowie 

Synergieeffekte aufgrund des techn ischen Fortschrittes überprüft werden.  

Ziel ist, Personal- u nd Sachkosten sowie M ietkosten für N utzflächen struk­

turel l  zu optim ieren und Effizienzpotenzial zu ersch l ießen . 
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4. Finanzbeziehungen zwischen dem Land und seinen Kommunen 

4.1 Kommunaler Finanzausgleich/Zuweisungen aus dem Steuerverbund 

4.1 . 1  Rahmenbedingungen und Ziele des kommunalen Finanzausgleichs 

Das Grundgesetz verpfl ichtet d ie Länder im Rahmen der gesamtstaatlichen 

Finanzverfassung,  d ie Gemeinden und Gemeindeverbände am Landesantei l  

der Gemeinschaftsteuern - das sind Einkommensteuer, Körperschaftsteuer 

und Umsatzsteuer (Art. 1 06 Abs. 3 GG) - insgesamt mit einem von der Lan­

desgesetzgebung zu bestimmenden Prozentsatz (Verbu ndsatz) zu betei l igen 

(Art. 1 06 Abs. 7 GG). Im Übrigen bestimmt nach Art. 1 06 Abs. 7 GG die Lan­

desgesetzgebung,  ob und inwieweit das Aufkommen der Landessteuern den 

Gemeinden (Gemeindeverbänden) zufl ießt. Zu den Landessteuern zählt d ie 

Grunderwerbsteuer. 

Nach Art. 79 der Landesverfassung für das Land Nord rhein-Westfalen ist das 

Land verpflichtet, im Rahmen seiner finanziel len Leistungsfäh igkeit einen 

übergemeindl ichen Finanzausgleich zu gewäh rleisten .  Die Höhe der ge­

meind l ichen Finanzausstattung u nd damit die Höhe des Verbundsatzes 

stehen somit in Abhängigkeit zu der finanziellen Leistungsfähigkeit des Lan­

des. Im Haushaltsjahr 201 4 werden die Kommunen mit insgesamt 23 v. H .  

(Verbundsatz) a m  Landesanteil der Gemeinschaftsteuern obligatorisch und 

an 4/7 der Landessteuer Gru nderwerbsteuer fakultativ betei l igt (Verbund­

steuern) .  

Über den Steuerverbund h inaus werden den Gemeinden Zuweisungen nach 

Maßgabe des Landeshaushalts zur Verfügung gestellt. E ine d iesbezüg l iche 

Aufl istung wird vom Min isterium für I nneres und Kommunales (MIK) jährl ich 

im Ministerialb latt für das Land Nordrhein-Westfalen veröffentlicht. 

4.1 .2 Steuerverbund 201 4  

a )  Bemessung des kommunalen F inanzausgleichsNerbundsatz 201 4: 

Ausfüh rl iche Darstel lungen zur aktuellen F inanzsituation der Kommunen 

kön nen den Orientierungsdaten 201 4 - 201 7 für d ie mittelfristige Ergebnis­

u nd F inanzplanung der Gemeinden und Gemeindeverbände des Landes 

Nordrhein-Westfalen (MBI .  N RW. 201 3 S .  255) sowie dem Bericht der 
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Landesreg ierung vom 27.06.201 3 (Vorlage 1 6/975) entnommen werden . 

Die Begründung zum Entwurf des Gesetzes zur Regelung der Zuwei­

sungen des Landes Nordrhein-Westfa len an die Gemeinden und Gemein­

deverbände im Haushaltsjahr 201 4 (Gemeindefinanzierungsgesetz 201 4 -

GFG 201 4) enthält zudem eine Darstel lung der Finanzsituation des 

Landes und eine Gegenüberstel lung der Finanzlagen beider Ebenen zur 

Bestimmung der finanziellen Leistungsfäh igkeit des Landes. 

Die Auswertung der I nd ikatoren Finanzierungssaldo, Schu ldenstand,  Zins­

ausgaben weist übereinstimmend auf angespannte Haushalts lagen von 

Land und Kommunen h in .  Beide Ebenen sind mit einem "Unterfinanzie­

rungsproblem" konfrontiert. Nach Abwägung der Finanzlagen von Land 

und Kommunen besteht keine verfassungsrechtlich relevante Disparität 

zu lasten der Kommunen im Verhältn is zur Finanzlage des Landes. 

Der Verbundsatz verbleibt somit unter Beibehaltung der im Änderungs­

gesetz zum GFG 201 0 eingeführten strukturel len Verbesserungen (Einbe­

ziehung der Grunderwerbsteuer in d ie Verbundgrund lagen und Heraus­

nahme der Befrachtung) und der sonstigen Zuweisungen des Landes an 

die Kommunen außerhalb des kommunalen Finanzausgleichs bei 23 v. H .  

b) Verbundgrundlagen 2014:  

Das GFG 201 4 berücksichtigt neben den obl igatorischen Verbundgrund­

lagen nach Art. 1 06 Abs. 7 GG auch fakultative Verbundgrund lagen .  Die 

Kommunen werden in  Höhe des Verbundsatzes an 4/7 der Einnahmen des 

Landes aus der Grunderwerbsteuer betei l igt. 

Der Ableitung der Finanzausgleichsmasse im Steuerverbund 201 4 

wi rd das Ist-Aufkommen der relevanten Verbundsteuern im Zeitraum 

01 . 1 0.201 2 bis zum 30.09 .201 3 zugrunde gelegt. 

Beiträge des Landes im Länderfinanzausgleich (LF A) und Zuweisungen 

an das Land im Rahmen des LFA und aus den al lgemeinen Bundes­

ergänzungszuweisungen ändern als Steuerkraftausgleich zwischen den 

Ländern die Verbundgrund lagen.  
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Darüber h inaus werden bei der Ermittlung der Finanzausgleichsmasse 

201 4 im Rahmen der Ableitung des Steuerverbundes g rundsätzlich die 

gleichen Berein igungen der Umsatzsteuer als Verbundgrund lage wie im 

Vorjahr (beispielsweise Kompensationsleistung für Verluste aus dem 

Famil ien leistungsausgleich) vorgenommen.  

D ie im Folgenden dargestel lten Zah len beruhen auf der Steuerschätzung 

Mai 201 3 ,  da die endgültigen Zah len aufgrund des Verbundzeitraums erst 

Anfang Oktober 201 3 vorliegen . 

c) Finanzausgleichsmasse 201 4 und im Prognosezeitraum bis 201 7 :  

Die ongmare Finanzausgleichmasse des Jahres 201 4 beträgt 

9 ,497 Mrd .  EUR.  H iervon werden 3 ,852 Mio. EUR für B ibl iothekstantiemen 

und 1 1 5 ,0 Mio.  EUR für d ie kommunale Betei l igung an der Finanzierung 

der Konsol idierungshi lfen nach § 2 Abs. 3 Stärkungspaktgesetz vorab 

abgezogen .  Danach ergibt sich für 201 4 eine vertei lbare Finanzaus­

g leichsmasse von 9 ,378 Mrd .  EUR.  Dies ist ein Zuwachs gegenüber dem 

Vorjahr um 722 ,5  Mio. EUR bzw. 8 ,35 v. H. Die Kommunen werden seit 

201 2 auch an den Zins- und Tilgungsleistungen des Sondervermögens 

"Zukunftsinvestitions- und Tilgungsfonds Nord rhein-Westfalen" nach dem 

Zukunftsinvestitions- und Ti lgungsfondsgesetz durch einen pauschalen 

Abzug bei den Investitionszuweisungen betei l igt. Im GFG 201 4 beträgt 

d iese Betei l ig ung 36, 576 Mio. EUR. 

Für  den F inanzplanungszeitraum werden u nveränderte Strukturen an­

genommen.  Die Verbundleistungen an die Gemeinden sehen danach im 

F inanzplanungszeitraum wie folgt aus :  

Prognose für den Steuerverbund mit den Kommunen i n  NRW 201 3  - 2017 

Verbundzeitraum: 2013 2014 2015 2016 2017 
01.10. Vorvorjahr - 30.09. Vorjahr Mio. EUR Mio. EUR v. H. Mio. EUR v. H. Mio. EUR v. H. Mio. EUR v. H.  

Verbundgrundlagen 
Gemeinschaftsteuern + GrErwSt 38.859,8 41 .075,8 +5,7 42.727,7 +4,0 44.630,7 +4,5 46.475,7 +4,1 

Soziallastenausgleich neue Länder 172,5 155,1 -10,1 165,7 +6,9 169,6 +2,3 169,6 +0,0 

Komp. Familienleistungsausgleich -669,1 -726,2 +8,5 -707,5 -2,6 ·735,0 +3,9 ·755,0 +2,7 
Weitere Abzüge (KiföG, Spielbank) -113,6 -157,2 -38.4 -184,2 -17,2 -195,4 ·6,1 -197,6 + 1 , 1  

Steuervereinfachungsgesetz 2011 0,0 -34,3 -17,8 +48,2 -18,1 -1,9 ·18,1 

LFAIBEZ -96,5 978,4 + 1 . 1 14,1 548 1 -44 0 790,0 +44,1 800,0 

1. Summe Verbundgrundlagen 38.153,2 41.291,6 +8,2 42.532,1 +3,0 44.641 ,9 +5,0 46.474,7 +4,1 

Verbundsatz v. H. 23,0 23,0 23,0 23,0 23,0 
2. Originäre Finanzausgleichsmasse 8.775,2 9.497,1 +8,2 9.782,4 +3,0 10.267,6 +5,0 10.689,2 +4,1 

Vorwegabzug 
Bibliothekstantiemen -3,7 -3,9 +3,1 -3,9 +0,0 -3,9 +0,0 -3,9 +0,0 

Entnahme für Konsolidierungshilfen -1 1 5 8  -1 1 5 0 -0 7 -1 1 5 0  +0 0 -1 1 5 0  +0,0 - 1 1 5,0 +0,0 

3. Verteil bare Finanzausgleichsmasse 8.655,7 9.378,2 +8,3 9.663,5 +3,0 10.148,8 +5,0 10.570,3 +4,2 
daraus Abfinanzierung Zukunftsinvestitions- und 
Tilgungsfonds NRW -37,1 -36 6 -36 0 -1 5 -35,3 -1,9 -34,4 -2,5 

4. Belastung für den Haushalt 8.618,7 9.341,6 +8,4 9.627,5 +3,1 10.113,4 +5,0 10.535,9 +4,2 
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Die mittelfristige Fortschreibung der Zuweisungen aus dem Steuerverbund 

bedeutet keine Präjud izierung künftiger Ansprüche der Kommunen an den 

Landeshaushalt ;  sie zeigt led igl ich das aus heutiger Sicht verfügbare 

Finanzvolumen bei gegebenen Rahmenbedingungen auf. Die Entschei­

dung über den Umfang der den Kommunen vom Land zur Verfügung zu 

stel lenden Finanzmittel im kommunalen F inanzausg leich wird ab­

sch l ießend durch den Haushaltsgesetzgeber getroffen.  

d) Innere Struktur des Gemeindefinanzierungsgesetzes 201 4: 

Im GFG 201 4 wird im Wesentlichen d ie gleiche Systematik zur Berech­

nung und interkommunalen Vertei lung der Zuweisungen des Steuerver­

bundes angewandt wie im GFG 201 3 .  Die Empfehlungen des Gutachtens 

"Weiterentwicklung des kommunalen Finanzausgleichs in  Nordrhein­

Westfalen" durch das F iFo-l nstitut Köln vom 1 8 .03.201 3 können aufgru nd 

erheblich gegensätzlicher Stel lungnahmen der kommunalen Spitzenver­

bände zu dem Gutachten n icht bereits kurzfristig im GFG 201 4 umgesetzt 

werden. 

Allerdings werden im Verg leich zum GFG 201 3 der Zensus 201 1 umge­

setzt sowie eine Grunddatenanpassung vorgenommen.  Die mit der An­

wendung der Zensusergebnisse eventuell verbundenen Härten können 

mit H i lfe des Demografiefaktors abgefedert werden.  Eine Aktual isierung 

der Grunddaten ist verfassungsrechtlich geboten und wird auf der Basis 

einer Regressionsanalyse m it den Rechnungsergebn issen 2009 vorge­

nommen .  Beim Sozial lastenansatz sollen die Ergebnisse der Analyse 

al lerd ings in zwei Schritten umgesetzt werden.  Dad urch ergeben sich fol­

gende Änderungen :  
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GFG 201 3  GFG 2014 Erläuterung 

Hauptansatz 1 00 v. H .  1 00 v .  H .  Ergebn isse der Regres-
(Einwoh nerstaffelung) - 1 54 v. H .  - 1 48 v.  H .  sionsanalyse nach der 

Grunddatenanpassung 
Schüleransatz Ergebnisse der Regres-
Ganztagsschüler: 3 , 33 2 ,02 sionsanalyse nach der 
Halbtagsschüler: 0 ,70 0,62 Gru nddatenanpassung 

Sozial lastenansatz 1 5 ,30 1 3 , 85 Der aktuell reg ressions-
(Gewichtung der SGB 1 1 - analytisch ermittelte Ge-
Bedarfsgemeinschaften ) wichtu ngswert l iegt bei 

1 2 ,4. Um die erheblichen 
Umvertei lungswirkungen 
abzumildern , soll i m  ersten 
Schritt d ie Reduzierung 
nur zur Hälfte ( 1 5 ,3  - 1 ,45) 

berücksichtigt werden.  
Zentral itätsansatz 0,65 0 ,46 Ergebnisse der Regres-
(Gewichtung der sozialver- sionsanalyse nach der 
sicherungspflichtig Beschäf- Grunddatenanpassu ng 
tigten) .  
Flächenansatz 0,24 0 , 1 4  Ergebn isse der Regres-

sionsanalyse nach der 
Gru nddatenanpassung 

fiktive Hebesätze Auf der Basis der Ent-
Grundsteuer A 209 209 wicklung der tatsächlichen 
Grundsteuer B 41 3 4 1 3  Hebesätze 
Gewerbesteuer 41 1 4 1 2  

e) Mittelverteilung 201 4: 

Die Mittel des Steuerverbundes 201 4 werden für Sch lüsselzuweisungen , 

Sonderpauschalen , pauschale Förderung investiver Maßnahmen und für 

Zuweisungen aufgrund besonderen Bedarfes eingesetzt. Die Landesre­

g ierung hat unter Berücksichtigu ng der aktuellen Haushalts- und Bedarfs­

situation auf kommunaler Ebene und Landesseite folgende Entschei­

dungen über die Mittelvertei lung getroffen:  

Sch lüsselzuweisungen 

Für  Schlüsselzuweisungen stehen in 201 4 insgesamt 7 ,958 Mrd .  E U R  zur 

Verfügung,  davon gehen 6 ,245 M rd .  EUR an die Gemeinden, 

931 ,5  Mio.  EUR an d ie Kreise und 780,9 Mio. EUR an die beiden 

Landschaftsverbände. 

Sonderpauschalen 

Die Schu lpauschale/Bi ldungspauschale beträgt - wie im Vorjahr -

600 Mio. E U R, davon werden 70 Mio.  EUR konsumtiv veranschlagt. Die 

Sportpauschale wird weiterhin  mit 50 Mio.  EUR angesetzt. 
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Pauschale Investitionsförderung 

Die Mittel zur pauschalen I nvestitionsförderung ( IVP) betragen 201 4 nach 

Abzug des kommunalen Antei ls an den Zins- und Tilgungsleistungen des 

Sondervermögens "Zukunftsinvestitions- und Tilgungsfonds Nordrhein­

Westfalen" nach dem Zukunftsinvestitions- und Tilgungsfondsgesetz ins­

gesamt 700,3 Mio. EUR.  

Bedarfszuweisungen 

Für Bedarfszuweisungen werden im Haushaltsjahr 201 4 33 ,5 Mio. EUR 

zur  Verfügung gestel lt. 

4.2 Einheitslasten 

Mit U rtei l  vom 08 .05.201 2 hat der Verfassungsgerichtshof für das Land N RW 

das Einheitslastenabrechnungsgesetz N RW für n ichtig erklärt. Die Landes­

regierung hat nach Gesprächen mit den Kommunalen Spitzenverbänden be­

reits das Gesetzgebungsverfahren für ein Gesetz zur Änderung des Ein­

heitslastenabrechnungsgesetzes NRW eingeleitet. Mit einer Abrechnung der 

streitbefangenen Jahre ab 2007 ist deshalb im Jahr 201 3 zu rechnen . In d ie­

sem Jahr wird sich voraussichtlich eine Erstattung an d ie Kommunen i. H. v. 

rd . 276 Mio. EUR ergeben .  Der Haushaltsansatz 201 4 beläuft sich auf 

1 44 Mio. EUR und die Vorsorge in  den Jahren 201 5 - 201 7 auf 1 70 Mio. EUR, 

1 50 Mio .  EUR und 1 60 Mio. EUR.  

4.3 Betei l igung an Gemeinschaftsteuern 

Nach Art. 1 06 Abs. 5 GG erhalten d ie Gemeinden einen Antei l  am Aufkom­

men der E inkommensteuer und nach Art. 1 06 Abs. 5a GG einen Antei l  an 

der Umsatzsteuer. 

4.3.1 Gemeindeanteil an der Einkommensteuer 

Der Antei l  am Aufkommen der Lohnsteuer und der veranlagten Einkommen­

steuer beträgt seit 1 980 1 5  v. H . ;  an dem 1 993 eingeführten Zinsabsch lag 

waren d ie Gemeinden mit 1 2  v. H. betei l igt. Ab 2009 wurde der Zinsabschlag 

durch die Kapitalertragsteuer nach § 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 ,  7 und 8 - 1 2  so­

wie Satz 2 des E inkommensteuergesetzes ersetzt (Abgeltungsteuer) .  
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Der Gemeindeantei l  an der Einkommensteuer in  Nord rhein-Westfalen wird 

für das Jahr 201 4 auf 7 , 1 4  Mrd .  EUR (Entstehungsjahr) geschätzt. Die Aus­

zah lung wird grundsätzlich vierteljährl ich nach dem tatsächlichen Ist-Auf­

kommen des vorangegangenen Quartals vorgenommen.  Für  das vierte 

Quartal wird im Dezember ein Abschlag von 1 1 0 v. H. des Aufkommens im 

d ritten Quartal gezah lt; d ie Abrechnung nach dem Ist-Aufkommen erfolgt 

Ende Januar des Folgejahres. Die Vertei lung auf d ie 396 Gemeinden des 

Landes erfolgt nach Schlüsselzahlen,  d ie s ich nach den Steuerleistungen der 

Einwohner einer jeden Gemeinde richten .  

Der Vertei lungssch lüssel wurde zuletzt zum 01 .01 .201 2 aktual isiert .  Die 

Schlüsselzah len für jede Gemeinde können der Verordnung über die Auftei­

lung und Auszah lung des Gemeindeanteils an der Einkommensteuer und die 

Abfüh rung der Gewerbesteuerumlage für d ie Haushaltsjahre 201 2 - 201 4 

vom 1 2 .06.201 2 entnommen werden (GV. N RW. S. 208) . Ab dem Jahr 201 5 

werden neue Sch lüsselzah len gelten ,  da dann turnusgemäß auf die neueste 

verfügbare Einkommensteuerstatistik abgestel lt wird . 

4.3.2 Gemeindeanteil  an der Umsatzsteuer 

Die Gemeinden in der Bundesrepubl ik erhalten seit dem 01 .01 . 1 998 2,2 v. H. 

des Aufkommens der Steuern vom Umsatz im Bundesgebiet, die nach Vor­

wegabzug des Ausgleichs an den Bund für den Zuschuss zur Rentenversiche­

rung und für d ie Senkung des Beitrags zur Arbeitslosenversicherung verblei­

ben . Der Anteil wurde bis einschließlich 2008 getrennt an die Gemeinden in 

Westdeutschland bzw. Ostdeutschland verteilt . Verteilkriterien waren das Ge­

werbesteueraufkommen in vorangegangenen Jahren sowie d ie Beschäftigten­

zahlen in den einzelnen Gemeinden sowie in den Westländern das Aufkom­

men an Gewerbekapitalsteuer. 

Der Vertei lungsschlüssel für den Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer wird 

schrittweise von einem n icht fortschreibungsfähigen zu einem fortschrei­

bungsfäh igen Schlüssel umgestellt. In den Schlüssel für d ie Jahre 201 2 - 201 4 

fließen der alte und der neue Schlüssel zu gleichen Teilen ein. Die ab 201 2 

geltenden Schlüsselzah len für d ie Gemeinden Nordrhein-Westfalens sind der 

Verordnung über d ie Auftei lung und Auszahlung des Gemeindeanteils an der 

Umsatzsteuer für die Jahre 201 2 - 201 4 vom 1 3 . 1 2 .201 1 zu entnehmen 

(GV. N RW S.  688) . In d ie ab 201 5 geltenden Schlüsselzahlen werden der alte 

Schlüssel zu 25 v. H .  und der neue Schlüssel zu 75 v. H .  einfl ießen . 
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Der Umsatzsteuerantei l  für d ie Gemeinden in Nordrhein-Westfalen wird für 

201 4 auf 0,981 Mrd .  EUR geschätzt. Die Auszahlung erfolgt g rundsätzlich 

vierteljährlich nach dem Ist-Aufkommen des vorangegangenen Quartals. 

4.4 Stärkungspakt Stadtfinanzen 

Um besonders belastete Kommunen bei der nachhaltigen Erreichung des 

Haushaltsausgleiches zu unterstützen ,  hat d ie Landesreg ierung mit dem 

"Stärkungspakt Stadtfinanzen" eine Konsolid ierungshi lfe beschlossen .  Das 

Stärkungspaktgesetz wurde am 08. 1 2.201 1 verabsch iedet. Die wesentlichen 

Punkte des Stärkungspaktgesetzes vom 09 . 1 2 .201 1 (GV. N RW S.  662) s ind :  

• Ab 201 1 erhalten die Kommunen, denen d ie Überschuldung bis 201 3 

d roht bzw. d ie bereits überschu ldet s ind , bis 2020 jährlich 350 Mio.  EUR 

aus Landesmitteln (34 pfl ichtige Kommunen) .  

• Ab 201 2 können Kommunen, denen d ie Überschuldung bis 201 6 droht, frei­

wil l ig am Stärkungspakt tei l nehmen (27 freiwi l l ige Kommunen) .  

• Die Mittel für d ie freiwi l l igen Kommunen i .  H .  v. 296,6 Mio.  EUR werden 

von den Kommunen refinanziert und bestehen aus d rei Bausteinen : 

- Ab 201 2 :  65 Mio.  EUR (orientiert an der Entlastung bei den Hartz IV­

SoBEZ) , 

- ab 201 3 :  weitere 50 Mio .  EUR (orientiert an den Mehreinnahmen aus 

der Erhöhung der Grunderwerbsteuer) , 

- ab 201 4 :  weitere 1 8 1 ,6 M io.  EUR aus einer Solidaritätsumlage von nach­

haltig finanzstarken Kommunen (orientiert am Gutachten "Haushalts­

ausg leich und Schu ldenabbau" von den Professoren Lenk und Junkern­

heinrich) .  

• Ziel ist für d ie pfl ichtigen Kommunen der Haushaltsausg leich einschl ieß­

l ich der H i lfen bis 201 6, für d ie freiwi l l igen Kommunen bis 201 7;  ab 202 1  

sollen al le tei lnehmenden Kommunen den Haushaltsausg leich ohne H i lfen 

erreichen .  

• Die tei lnehmenden Kommunen müssen h ierzu einen Sanierungsplan auf­

stel len und d iesen der Bezirksregierung zur Genehmigung vorlegen . 

• Die Einhaltung des San ierungsplans wird ebenfal ls von der Bezirks­

reg ierung überwacht. 
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Die zur Verfügung stehenden Mittel ,  d ie vom Land und den Kommunen ge­

leistet werden,  fließen in ein speziell dafür eingerichtetes Sondervermögen 

"Stärkungspaktfonds". Dadurch wird gewährleistet, dass Mittel ,  d ie in einem 

Jahr  n icht vol l  ausgeschöpft werden kön nen ,  in den Folgejahren auch weiter­

h in  für Zwecke des Stärkungspaktes zur Verfügung stehen. 

4.5 Weitere Leistungen an die Kommunen 

4.5. 1  Lastenausgleichsverwaltung 

Wegen des weit vorangeschrittenen Erled igungsstandes erfolgte zum 

01 .01 .201 2 unter Auflösung von 1 3  Ausgleichsämtern eine Konzentration der 

Aufgaben beim Rhein-Kreis Neuss. Die Verwaltungskosten für d ie Durchfüh­

rung der Aufgaben auf dem Gebiet des Lastenausgleichs werden dem 

Rhein-Kreis Neuss u nverändert bis zu einem jährlichen Höchstbetrag i. H. v. 

500.000 EUR nach Maßgabe eines vom Finanzmin isterium vorgegebenen 

Nachweises erstattet. 

4.5.2 Familienleistungsausgleich 

Die Kommunen erhalten seit 1 996 außerhalb des Steuerverbundes eine 

Kompensationsleistung aus dem U msatzsteuerantei l  des Landes zum Aus­

gleich der Mehrbelastungen ,  d ie ihnen durch d ie Mitfinanzierung des Kinder­

geldes entstehen. Damit werden d ie Verluste bei der Lohn- und Einkom­

mensteuer ausgegl ichen , d ie sie durch d ie Verrechnung des früher aus­

sch ließlich vom Bund finanzierten Kindergeldes mit der Lohnsteuer tragen 

müssen.  Die Vertei lung wird mit den jeweils geltenden Schlüsselzah len für 

den Gemeindeantei l  an der Einkommensteuer vorgenommen. Für  201 4 wird 

mit einem Famil ien leistungsausgleich i .  H .  v .  7 1 0  Mio.  EUR ( inklusive Ver­

rechnung mit dem Vorjahr) gerechnet. 

4.5.3 Steuervereinfachungsgesetz 201 1  

Durch das Steuervereinfachungsgesetz 201 1 vom 01 . 1 1 .201 1 (BGBI .  I 

S .  2 1 3 1 )  ergeben sich u .  a .  M indereinnahmen bei der Lohn- und Einkom­

mensteuer. Der Bund kompensiert den Ländern und Kommunen d ie entste­

henden Steuereinnahmeausfäl le über einen Festbetrag zugunsten der Län­

der bei der vertikalen Umsatzsteuervertei lung.  Von den auf das Land Nord­

rhein-Westfalen entfal lenden Mehreinnahmen der Umsatzsteuer werden 
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26 v. H .  an d ie Gemeinden zum Ausgleich ihrer Einkommensteuerausfäl le 

weitergeleitet. Im Haushaltsjahr 201 4 beläuft sich d ie den Kommunen zu­

stehende Erstattung auf 1 8 , 1 06 Mio .  EUR.  Die Vertei lung erfolgt nach dem 

Vertei lungsschlüssel für den Gemeindeantei l  an der E inkommensteuer. 

4.5.4 Zuweisungen nach Maßgabe des Haushaltsplans 

Den Kommunen wird ein großer Tei l  von Zuweisungen für bestimmte Zwecke 

aus dem Landeshaushalt bereitgestellt (Zweckzuweisungen) . Das sind einmal 

Leistungen, zu denen das Land aufgrund von Gesetzen oder Vereinbarungen 

verpfl ichtet ist. Des Weiteren kann d ie Erfü llung bestimmter Zwecke durch 

Kommunen gefördert werden,  wenn das Land an der Erfül lung ein erhebl iches 

I nteresse hat, das ohne d ie Zuweisung nicht oder n icht im notwendigen Um­

fang befried igt werden kann .  Die Zuweisungen sind in den Einzelplänen der 

fach l ich zuständigen Min isterien erfasst. Sie entfal len auf d ie große Palette der 

von den Kommunen wahrzunehmenden Aufgaben,  wie z. B. d ie Kinderbe­

treuung, den Kulturbereich , d ie städtebaul iche Erneuerung oder das Ver­

kehrswesen.  

Ein Tei l  d ieser Zuweisungen an d ie Kommunen wird orig inär aus eigenen Mit­

teln des Landes finanziert. Zu einem erheblichen Tei l  werden aber auch Mittel 

des Bundes oder der Europäischen Union (EU) über den Landeshaushalt an 

d ie Kommunen für d ie Aufgabenerled igung weitergeleitet. Beispielhaft seien 

der Bereich des Städtebaus oder des Verkehrs,  aber auch d ie Mittel für d ie 

Kosten für U nterkunft und Heizung gemäß § 22 SGB 11 und d ie Weiterleitung 

der Beteil igung des Bundes an den Leistungen der Grundsicherung im Alter 

und bei Erwerbsunfähigkeit genannt. 201 4 werden den Kommunen rd . 

9 ,67 Mrd .  EUR über den Landeshaushalt zugewiesen .  

4.6 Gesamtzuweisungen 

I m  Landeshaushalt 201 4 sind für d ie Kommunen insgesamt - Steuerverbund,  

Lastenausgleich , Kompensationsleistungen Famil ienleistungsausgleich , Kom­

pensationsleistungen Steuervereinfachungsgesetz 201 1 und Zuweisungen 

nach Maßgabe des Haushaltsplans - Mittel von rd . 1 9 ,78 Mrd .  EUR ein­

sch l ießl ich Bundes- und EU-Mittel vorgesehen. Das sind rd . 32 , 1  v. H. der 

berein igten Gesamtausgaben des Landes . Fast jeder d ritte Euro der Lan­

desausgaben kommt also den Kommunen zugute . 
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5. Tabellarisches Gesamtergebnis 
5.1 Gruppierung der Ausgaben und Einnahmen nach Arten 

Haushalts- Haushalts-
Planungsergebnis 

plan planentwurf Ausgaben- bzw. Gruppierungs-

Einnahmeart nummer 

201 3  201 4  201 5  201 6  

• Mio. EUR · 

I. Ausgaben 
1 .  Personalausgaben 4 22.908 23. 1 53 23.903 24.706 

2. Sächliche Verwaltungs-
ausgaben 51 - 54 2.656 2.685 2.706 2.741 

3. Schuldendienst 56 - 59 4 . 1 1 3  3 .837 3.792 4 .005 

3. 1 Zinsausgaben 56, 57 3.971 3.685 3.655 3.868 

dar .. an Kreditmarkt 57 3.971 3.685 3.655 3.868 

4. Laufende Zuweisungen 
und Zuschüsse 6 24.988 27. 1 52 27.445 27.737 

5 .  Investitionsausgaben 7, 8 5.672 5.667 5.677 5.444 

dar.: eigenfinanzierte I nvestitionen (7, 8) I (33, 34) 4.299 4. 342 4.425 4.275 

5.1 Sachinvestitionen 7, 8 1 , 82 6 1 3  557 6 1 9  609 

5.2 Investitionsförderung 83 - 89 5.059 5. 1 09 5.058 4.836 

6. Besondere Finanzierungs-
ausgaben 9 -41 9  -21 1  -61 45 

Gesamtausgaben It. Haushaltsplan 59.9 1 9  62.282 63.463 64.678 

11. Einnahmen 
1 .  Steuern 01 , 05, 06 44.830 46.971 48.884 50.785 

2 .  Übrige Einnahmen ohne 1 1 . 3  (09 , 1  - 3 )  I (31 , 32) 1 1 .560 1 2.725 1 2.523 1 2.329 

dar.: Investitionseinnahmen 33, 34 1 . 374 1 . 325 1 .252 1 . 1 69 

3. Schuldenaufnahme 3 1 , 32 3.529 2.587 2.056 1 .563 
dar.: am Kreditmarkt 32 3.529 2.587 2 056 1 . 563 

Gesamteinnahmen It. Haushaltsplan 59.9 1 9  62.282 63.463 64.678 

/11. Nachrichtlich: 
1 .  Bereinigte Gesamteinnahmen 1)  (0 - 3) I (32, 35, 36, 38) 56.387 59.692 6 1 404 63. 1 1 1  

2. Bereinigte Gesamtausgaben 2) (4 - 9) I (59, 91 , 96, 98) 59.574 61 .687 62.767 63.877 

3. Schuldenaufnahme netto (3 1 ,  32) I (58, 59) 3.387 2435 1 . 9 1 9  1 427 

dar.: am Kreditmarkt netto 32 I 59 3.529 2.587 2 . 056 1 . 563 

4. Kreditfinanzierungsquote 3) 5,9% 4,2% 3,3% 2,4% 

5. Investitionsquote 3) 9,5% 9,2% 9,0% 8,5% 

6. Zinsquote (Kreditmarkt) 3) 6,7% 6,0% 5 , 8% 6, 1 %  

1 )  Die sog. "bereinigten Gesamteinnahmen" errechnen sich aus den Gesamteinnahmen It. Haushaltsplan 
abzüglich Schuldenaufnahme am Kreditmarkt, Entnahmen aus Rücklagen, Überschüsse der Vorjahre 
und haushaltstechnische Verrechnungen. 

2) Die sog. "bereinigten Gesamtausgaben" errechnen sich aus den Gesamtausgaben It. Haushaltsplan 
abzüglich Tilgungsausgaben an Kreditmarkt, Zuführung an Rücklagen, Ausgaben zur Deckung von 
Vorjahresfehlbeträgen und haushaltstechnische Verrechnungen. 

3) Berechnet als v. H.-Anteile der sog. "bereinigten Gesamtausgaben" (s. Zift. 1 1 1 . 1 . ) .  Bei der Kreditfinan­
zierungsquote handelt es sich um den v. H.-Anteil der "Schuldenaufnahme am Kreditmarkt netto" an 
den "bereinigten Gesamtausgaben". 

Für alle Tabellen gilt: Abweichungen in den Summen durch Runden von Zahlen. 

201 7  

25.570 

2.779 

4.259 

4. 1 22 

4 . 1 22 

28.288 

5.425 
4.264 

578 

4 . 847 

1 55 

66.475 

52.663 

1 2.296 
1 . 1 6 1  

1 .5 1 6  
1 . 5 1 6  

66.475 

64.956 

65. 564 

1 . 379 

1 . 5 1 6  

2 , 3% 

8,3% 

6,3% 
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5.2 Gruppierung der Ausgaben und Einnahmen nach Arten 

- Veränderung gegen Vorjahr in v. H. -

Haushalts-

Ausgabe- bzw. Gruppierungs- pianentwurf 

Einnahmeart nummer 

201 4/201 3 

I. Ausgaben 
1 .  Personalausgaben 4 1 , 1 %  

2 .  Sächliche Verwaltungs-

ausgaben 51 - 54 1 , 1 %  

3. Schuldend ienst 56 - 59 -6 ,7% 
3 . 1  Zinsausgaben 56, 57 -7,2% 

dar.: an Kreditmarkt 57 -7,2% 

4. Laufende Zuweisungen 
und Zuschüsse 6 8,7% 
4.1  Ud. Zuweisungen pp.  ohne LFA 

und Bahnstrukturreform 6 3,7% 

5. Investitionsausgaben 7, 8 -0 , 1 %  
dar. : eigenfinanzierte Investitionen (7, 8) .I. (33, 34) 1 ,0% 

5. 1 Sachinvestitionen 7, 81 , 82 -9, 1 %  

5.2 Investitionsförderung 83 - 89 1 ,0% 

6. Besondere Fi nanzierungs-
ausgaben 9 x 

Gesamtausgaben It. Haushaltsplan 3,9% 

11. Einnahmen 
1 .  Steuern 01 , 05, 06 4 ,8% 

2. Übrige Einnahmen ohne 1 1 . 3 .  (09, 1 - 3 )  .I. (31 , 32) 1 0, 1 %  
dar. : Investitionseinnahmen 33, 34 -3,6% 

3. Schu ldenaufnahme 31 , 32 -26,7% 
dar. : am Kreditmarkt 32 -26,7% 

Gesamteinnahmen It. Haushaltsplan 3,9% 

111. Nachrichtlich: 
1 .  Bereinigte Gesamtein nahmen 1)  (0 - 3) .I. (32, 35, 36, 38) 5,9% 

2. Berein igte Gesamtausgaben 1) (4 - 9) .I. (59, 91 , 96, 98) 3,5% 

3. Schuldenaufnahme netto (31 , 32) .I. (58, 59) -28, 1 %  
dar. : am Kreditmarkt netto 32 .1. 59 -26,7% 

1) Vgl. Fußnote 1 )  zu Tabelle 5. 1 .  

Planungsergebnis 

201 5/201 4  201 6/20 1 5  201 71201 6 

Veränderung - in v. H. -

3,2% 3 ,4% 3 ,5% 

0,8% 1 ,3% 1 ,4% 

-1 ,2% 5,6% 6,3% 
-0,8% 5,8% 6,6% 

-0,8% 5,8% 6,6% 

1 , 1 %  1 , 1 %  2 ,0% 

1 ,0% 1 , 1 %  2,0% 

0,2% -4 , 1 %  -0 ,4% 
1 ,9% -3,4% -0,3% 

1 1 ,0% -1 ,6% -5, 1 %  

-1 ,0% -4,4% 0,2% 

x x x 

1 ,9% 1 ,9% 2,8% 

4 , 1 %  3,9% 3 ,7% 
-1 ,6% -1 ,5% -0 ,3% 

-5,5% -6,6% -0,7% 

-20 ,5% -23,9% -3 ,0% 
-20,5% -23,9% -3,0% 

1 ,9% 1 ,9% 2,8% 

2,9% 2,8% 2,9% 

1 ,8% 1 ,8% 2,6% 

-21 ,2% -25,6% -3 ,3% 
-20,5% -23,9% -3,0% 
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5.3 Gruppierung der Ausgaben und Einnahmen nach Arten 

- Anteile an den bereinigten Gesamtausgaben in v. H. 1 )  -

Haushalts- Haushalts-
Planungsergebnis 

Ausgabe- bzw. Gruppierungs- plan planentwurf 

Einnahmeart nummer 

201 3  2014 201 5 201 6 201 7  

Anteile - i n  v. H. -

I. Ausgaben 
1 .  Personalausgaben 

(Personalausgabenquote ) 4 38,5% 37,5% 38, 1 %  38 ,7% 39,0% 
2. Sächliche Verwaltungs-

ausgaben 51 - 54 4 ,5% 4,4% 4,3% 4,3% 4,2% 
3. Schuldendienst 56 - 59 6 ,9% 6 ,2% 6,0% 6,3% 6,5% 

3 . 1  Zinsausgaben 56, 57 6,7% 6 ,0% 5,8% 6, 1 %  6,3% 

dar . .  an Kreditmarkt 57 6,7% 6,0% 5,8% 6, 1 %  6,3% 

4. Laufende Zuweisungen 
und Zuschüsse 6 4 1 , 9% 44,0% 43,7% 43,4% 43, 1 %  

5 .  Investitionsausgaben 
(Investitionsquote) 7, 8 9 ,5% 9 ,2% 9 ,0% 8 ,5% 8,3% 
dar .. eigenfinanz. Investitionen (7, 8) J (33, 34) 7,2% 7,0% 7 , 1 %  6,7% 6,5% 

5. 1 Sachinvestitionen 7 , 8 1 , 82 1 ,0% 0,9% 1 , 0% 1 ,0% 0,9% 

5.2 I nvestitionsförderung 83 - 89 8,5% 8,3% 8, 1 %  7,6% 7,4% 

6. Besondere Finanzierungs-
ausgaben 9 -0,7% -0,3% -0, 1 %  0 , 1 %  0,2% 

Gesamtausgaben It. Haushaltsplan x x x x x 

11. Einnahmen 
1 .  Steuereinnahmen 

(Steuerfinanzierungsquote) 01 , 05, 06 75,3% 76, 1 %  77,9% 79,5% 80,3% 
2. Übrige Einnahmen ohne 1 1 . 3  09, 1 - 3 (ohne 3 1 , 32 1 9,4% 20,6% 20,0% 1 9,3% 1 8,8% 

dar.: Investitionseinnahmen 33, 34 2,3% 2 , 1 %  2 , 0% 1 ,8% 1 ,8% 

3. Schuldenaufnahme 31 , 32 5,9% 4,2% 3,3% 2 ,4% 2,3% 
dar .. am Kreditmarkt 32 5,9% 4,2% 3 ,3% 2,4% 2,3% 

Gesamteinnahmen It. Haushaltsplan x x x x x 

111. Nachrichtlich: 
Schuldenaufnahme netto (31 , 32) .I. (58, 59) 5,7% 3,9% 3, 1 %  2 ,2% 2 , 1 %  
dar.. am Kreditmarkt netto 

(Kreditfinanzierungsquote) 32 J 59 5 ,9% 4 , 2% 3,3% 2,4% 2,3% 

1) Vgl. Fußnote 1) zu Tabelle 5. 1 .  
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5A lnvestitionshausha� 

Gruppie- Haushalts- Haushalts-
Planungsergebnis 

Ausgabeart rungs- plan planentwurf 

nummer 

201 3 201 4 201 5 201 6 201 7  

Sachinvestitionen - Mio. E U R  - 7, 81 , 82 61 3 557 6 1 9  609 578 

Veränderung gegenüber Vorjahr in v. H. - -9 , 1 %  1 1 ,0% -1 ,6% -5 , 1 %  

Anteil a n  bereinigten Gesamtausg. i n  v .  H .  1 )  1 ,0% 0,9% 1 ,0% 1 ,0% 0 ,9% 

dar: Bauausgaben - Mio. EUR - 7 244 231 282 286 296 

Veränderung gegenüber Vorjahr in v. H. - -5,3% 2 2 , 1 %  1 ,3% 3,5% 

Anteil an bereinigten Gesamtausg. in v. H.  1 )  0,4% 0 ,4% 0 ,4% 0,4% 0,5% 

Investitionsförderung - Mio. EUR - 83 - 89 5.059 5. 1 09 5.058 4.836 4.847 

Veränderung gegenüber Vorjahr in v. H.  - 1 ,0% -1 ,0% -4,4% 0,2% 

Anteil an bereinigten Gesamtausg. in v. H. 1 )  8,5% 8,3% 8 , 1 %  7,6% 7,4% 

Investitionen insges. - Mio. EUR - 7, 8 5.672 5.667 5.677 5 .444 5 .425 

Veränderung gegenüber Vorjahr in v. H. - -0 , 1 %  0,2% -4, 1 %  -0,4% 

Anteil an bereinigten Gesamtausg. in v. H.  1) 9,5% 9 ,2% 9,0% 8,5% 8,3% 

Eigenfinanzierte Inv. - Mio. EUR - (7, 8) .I. (33, 34) 4.299 4.342 4.425 4.275 4.264 

Veränderung gegenüber Vorjahr in v. H .  - 1 ,0% 1 ,9% -3,4% -0,3% 

Anteil an bereinigten Gesamtausg. in v. H.  1) 7,2% 7 ,0% 7, 1 %  6,7% 6,5% 

1) Vgl. hierzu Fußnote 1 )  zu Tabelle 5. 1 .  

5 . 5  Schuldenstand des Landes am 31 . 1 2.2012  u n d  voraussichtliche Entwicklung bis 31 . 1 2.2017 1) 

Ist 
Haushalts- Haushalts-

Planungsergebnis 

Schuldenart 
plan planentwurf 

31 .12.12 31 .12 .1 3 31 .12.14 31 . 1 2. 1 5  31 .12.16 31 .12.17 

- Mrd. EUR -

1 .  Kreditmarktschulden 1) 1 31 ,4 1 34,9 1 37 ,5  1 39,5 1 4 1 , 1  1 42,6 

2 .  Schulden bei öffentlichen Haushalten 2,4 2,3 2 , 1  2 , 0  1 ,8 1 ,7 

Schuldenstand insgesamt 1 33,8 1 37,2 1 39,6 141,5 142,9 1 44,3 

1) Bei den Kreditmarktschulden handelt es sich um Kredite, die entsprechend der haushaltsgesetzlichen Ermächtigung zur Haushaltsfinanzierung aufgenommen werden. 
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5.6 Ausgaben nach Einzelplänen 

Haushalts- Haushalts-
Planungsergebnis 

Einzelplan plan pianentwurf 

2013 2014 201 5 2016  201 7 
Nr. Bezeichnung - Mio. EUR -

0 1  Landtag 1 22 1 23 1 24 1 25 1 34 

02 Ministerpräsidentin und Staatskanzlei 1 1 9 1 2 1  1 2 1  1 2 1  1 22 

03 Ministerium für Inneres 
4 .845 5 046 4.987 4.991 5.051 

und Kommunales 

04 Justizministerium 3.664 3.766 3.822 3.877 3.932 

05 Ministerium für Schule 
1 5. 1 26 1 5. 592 1 5.801 1 6.058 1 6.343 

und Weiterbildung 

06 Min isterium für I nnovation, 
7 . 4 1 2  7.931 7 .806 7 . 593 7. 533 

Wissenschaft und Forschung 

07 Ministerium für Fami l ie, Kinder, 
2.641 2 .906 2 .954 2.988 3 032 

Jugend, Kultur und Sport 

09 Min isteriums für Bauen, Wohnen, 
3. 1 1 1  3 080 3.078 3.066 3.069 

Stadtentwicklung und Verkehr 

1 0  Ministerium für Kilmaschutz, U mwelt, 

Landwirtschaft, Natur- und 9 1 8  92 1 935 921 923 

Verbraucherschutz 

1 1  Min isterium für Arbeit, 
3. 1 77 3.593 3.54 1  3.561 3 .573 

Integration und Soziales 

1 2  Finanzministerium 1 . 989 2.049 2.096 2. 1 02 2 . 1 02 

1 3  Landesrechnungshof 40 4 1  4 1  4 1  4 1  

1 4  Ministerium für Wirtschaft, Energie, 
797 755 742 478 500 

Industrie, Mittelstand und Handwerk 

1 5  Ministerium für Gesundheit, 
973 993 1 .027 1 .055 1 .083 

Emanzipation, Pflege und Alter 

20 Allgemeine Finanzverwaltung 1 4. 987 1 5 .366 1 6.388 1 7 . 701 1 9.037 

Landeshaushalt insgesamt *) 59.919 62.282 63.463 64.678 66.475 

*) Abweichungen in den Summen durch Runden. 
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5.7 Einzelpläne nach Ausgabearten 

Haushalts-
Haushalts-

Landtag Gruppie- plan 
planentwurf Planungsergebnis 

rungs-

(Einzelplan 01)  nummer 

201 3  2014 2015 201 6  201 7  

- Mio. EUR -

1 .  Personalausgaben 4 8 1  82 83 84 92 
2. Sächliche Verwaltungs-

ausgaben 51 - 54 1 8  1 9  1 9  1 9  1 9  

3 .  Schuldendienst 56 - 59 -- -- -- -- --

3 . 1  Zinsausgaben 56, 57 - - -- -- -- --

dar.: an Kreditmarkt 57 -- -- -- -- --

4. Laufende Zuweisungen 
und Zuschüsse 6 2 1  2 1  22 22 22 

5.  I nvestitionsausgaben 7, 8 1 1 1 1 1 

5 . 1  Sachinvestitionen 7, 8 1 , 82 1 1 1 1 1 

5.2 Investitionsförderung 83 - 89 -- -- -- -- --

6. Besondere Finanzierungs-
ausgaben 9 0 0 0 0 0 

Gesamtausgaben 1 22 1 23 1 24 1 25 1 34 

Haushalts-
Haushalts-

Ministerpräsidentin planentwurf Planungsergebnis 
und Staatskanzlei 

Gruppie- plan 
rungs-

(Einzel plan 02) 
nummer 

201 3 2014 201 5  201 6  201 7  

- Mio. EUR -

1 .  Personalausgaben 4 37 38 38 38 38 
2. Sächliche Verwaltungs-

ausgaben 51 - 54 3 1  31  3 1  3 1  3 1  

3 .  Schuldendienst 56 - 59 -- -- -- -- --

3 . 1  Zinsausgaben 56, 57 -- -- -- -- --

dar.: an Kreditmarkt 57 -- -- -- -- --

4. Laufende Zuweisungen 
und Zuschüsse 6 53 53 54 54 55 

5 .  I nvestitionsausgaben 7, 8 1 1 1 1 1 
5 . 1  Sachinvestitionen 7, 8 1 , 82 0 0 0 0 0 
5.2 Investitionsförderung 83 - 89 0 0 0 0 0 

6. Besondere Finanzierungs-
ausgaben 9 -3 -3 -3 -3 -3 

Gesamtausgaben 1 1 9  121  1 21 121  1 22 
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Haushalts-
Haushalts-

Ministerium für Inneres planentwurf Planungsergebnis 
und Kommunales 

Gruppie- plan 
rungs-

(Einzelplan 03) 
nummer 

201 3  2014 201 5  201 6  201 7  

- Mio. EUR -

1 .  Personalausgaben 4 3.668 3 .798 3.826 3 .857 3. 897 
2. Sächliche Verwaltungs-

ausgaben 51 - 54 650 657 651  653 658 

3. Schuldendienst 56 - 59 -- -- -- -- --
3.1 Zinsausgaben 56, 57 -- -- -- -- --

dar.: an Kreditmarkt 57 -- -- -- -- --

4. Laufende Zuweisungen 
und Zuschüsse 6 3 1 3  389 338 320 347 

5. I nvestitionsausgaben 7, 8 244 236 2 1 0  1 99 1 87 

5.1 Sachinvestitionen 7, 8 1 , 82 21 5 1 94 1 70 1 70 1 54 

5.2 Investitionsförderung 83 - 89 28 42 40 29 33 

6.  Besondere Finanzierungs-
ausgaben 9 -30 -34 -37 -37 -37 

Gesamtausgaben 4.845 5.046 4.987 4.991 5. 051 

Haushalts-
Haushalts-

J ustizministerium Gruppie- plan 
planentwurf Planungsergebnis 

rungs-

(Einzel plan 04) nummer 

201 3  2014 201 5  201 6  201 7  

- Mio. EUR -

1 .  Personalausgaben 4 2 .250 2 .333 2 .353 2 . 372 2 .392 
2. Sächliche Verwaltungs-

ausgaben 51 - 54 1 .320 1 .332 1 .365 1 .406 1 .44 1 

3. Schuldendienst 56 - 59 - - - - -- -- --
3 . 1  Zinsausgaben 56, 57 -- -- -- -- --

dar.: an Kreditmarkt 57 -- -- -- -- --

4. Laufende Zuweisungen 
und Zuschüsse 6 62 66 66 67 68 

5 .  I nvestitionsausgaben 7, 8 52 54 58 52 52 
5.1 Sachinvestitionen 7, 81 , 82 52 54 58 52 52 

5.2 Investitionsförderung 83 - 89 -- -- -- -- --

6. Besondere Finanzierungs-
ausgaben 9 - 1 9  -20 -20 -20 -20 

Gesamtausgaben 3.664 3.766 3.822 3.877 3.932 
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Haushalts-
Haushalts-

Ministerium für Schule planentwurf Planungsergebnis 
und Weiterbildung 

Gruppie- plan 
rungs-

(Einzel plan 05) 
nummer 

2013 2014 2015 201 6  201 7  

- Mio. EUR -

1 .  Personalausgaben 4 1 3. 1 49 1 3 . 523 1 3.682 1 3 .887 1 4. 1 1 8  
2 .  Sächliche Verwaltungs-

ausgaben 51 - 54 71  68  68 68 68 
3 .  Schuldendienst 56 - 59 -- -- -- -- --

3 . 1  Zinsausgaben 56, 57 -- -- -- -- --

dar. : an Kreditmarkt 57 -- -- -- -- --

4. Laufende Zuweisungen 
und Zuschüsse 6 1 .947 2 .028 2.077 2. 1 29 2. 1 82 

5. Investitionsausgaben 7, 8 5 4 4 4 4 

5 . 1  Sachinvestitionen 7, 8 1 , 82 3 2 2 2 2 

5.2 Investitionsförderung 83 - 89 3 2 2 2 2 

6. Besondere Finanzierungs-
ausgaben 9 -47 -30 -30 -29 -29 

Gesamtausgaben 1 5.126 1 5.592 15.801 16 .058 1 6 .343 

Ministerium für Haushalts-
Haushalts-

Innovation, Wissenschaft Gruppie- plan 
planentwurf Planungsergebnis 

und Forschung rungs-

nummer 

(Einzel plan 06) 2013 201 4  201 5  201 6  201 7  

- Mio. EUR -

1 .  Personalausgaben 4 600 606 6 1 4  622 631 
2 .  Sächliche Verwaltungs-

ausgaben 51 - 54 34 34 34 34 35 
3. Schuldendienst 56 - 59 -- -- -- - - --

3 . 1  Zinsausgaben 56, 57 -- -- -- -- --

dar.: an Kreditmarkt 57 -- -- -- -- --

4. Laufende Zuweisungen 
und Zuschüsse 6 5.431 5 .847 5 .755 5.659 5.632 

5. Investitionsausgaben 7, 8 1 .355 1 .446 1 .404 1 .278 1 .236 
5 . 1  Sachinvestitionen 7, 8 1 , 82 2 1 1 1 1 

5.2 Investitionsförderung 83 - 89 1 .354 1 .445 1 .403 1 .277 1 .234 

6. Besondere F inanzierungs-
ausgaben 9 -9 -2 0 0 0 

Gesamtausgaben 7.41 2 7.931 7.806 7.593 7.533 
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Ministerium für Familie, Haushalts-
Haushalts-

Kinder, Jugend, Kultur Gruppie- plan 
planentwurf Planungsergebnis 

und Sport rungs-

nummer 

(Einzel plan 07) 201 3 201 4  201 5  201 6  201 7  

- Mio. EUR -

1 .  Personalausgaben 4 40 42 43 43 43 
2 .  Sächliche Verwaltungs-

ausgaben 51 - 54 25 3 1  29 29 29 

3. Schuldendienst 56 - 59 -- -- -- -- --

3 . 1  Zinsausgaben 56 , 57 -- -- -- -- --

dar.: an Kreditmarkt 57 -- -- -- -- --

4.  Laufende Zuweisungen 
und Zuschüsse 6 2.432 2 .785 2 .896 2.931 2.974 

5. I nvestitionsausgaben 7, 8 1 79 84 23 23 23 

5.1 Sachinvestitionen 7 , 8 1 , 82 6 3 2 2 2 

5.2 Investitionsförderung 83 - 89 1 73 8 1  2 1  2 1  2 1  

6. Besondere Finanzierungs-
ausgaben 9 -35 -36 -36 -36 -36 

Gesamtausgaben 2.641 2.906 2.954 2.988 3.032 

Ministeriums für Bauen, Haushalts-
Haushalts-

Wohnen, Stadtentwicklung Gruppie- plan 
planentwurf Planungsergebnis 

und Verkehr rungs-

nummer 

(Einzel plan 09) 201 3 2014 201 5 201 6  201 7 

- Mio. EUR -

1 .  Personalausgaben 4 52 52 5 1  50 50 
2 .  Sächliche Verwaltungs-

ausgaben 51 - 54 36 34 35 34 34 
3. Schuldendienst 56 - 59 1 35 1 45 1 30 1 30 1 30 

3 . 1  Zinsausgaben 56, 57 -- -- -- -- --

dar.: an Kreditmarkt 57 -- -- -- -- --

4. Laufende Zuweisungen 
und Zuschüsse 6 1 .500 1 .5 1 2  1 .530 1 .553 1 . 582 

5. I nvestitionsausgaben 7, 8 1 .403 1 .353 1 . 350 1 . 3 1 8  1 .292 
5 . 1  Sachinvestitionen 7 , 8 1 , 82 1 84 1 8 1  1 77 1 75 1 74 

5.2 Investitionsförderung 83 - 89 1 .2 1 9  1 . 1 72 1 . 1 74 1 . 1 4 3  1 . 1 1 8  

6 .  Besondere Finanzierungs-

ausgaben 9 - 1 6  - 1 6  - 1 8  - 1 8  - 1 8  

Gesamtausgaben 3.1 1 1  3.080 3.078 3.066 3.069 
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Ministerium tür Haushalts-
Klimaschutz, Umwelt, Haushalts-

planentwurf Planungsergebnis 
Landwirtschaft, Natur-

Gruppie- plan 

und Verbraucherschutz 
rungs-

nummer 

(Einzelplan 1 0) 2013 201 4 201 5  2016 201 7  

- Mio. EUR -

1 .  Personalausgaben 4 1 57 1 6 1  1 62 1 63 1 64 

2. Sächliche Verwaltungs-
ausgaben 51 - 54 88 86 86 86 86 

3. Schuldendienst 56 - 59 -- -- -- -- --

3 . 1  Zinsausgaben 56, 57 - - - - -- - - --

dar.: an Kreditmarkt 57 -- -- -- -- --

4. Laufende Zuweisungen 
und Zuschüsse 6 44 1 427 430 431 433 

5. I nvestitionsausgaben 7, 8 251  266 276 260 259 

5.1 Sachinvestitionen 7, 8 1 , 82 1 4  1 2  1 2  1 2  1 2  

5.2 Investitionsförderung 83 - 89 236 254 264 247 247 

6. Besondere Finanzierungs-
ausgaben 9 - 1 8  - 1 9  - 1 9  - 1 9  - 1 9  

Gesamtausgaben 918 921 935 921 923 

Haushalts-
Haushalts-

Ministerium tür Arbeit, planentwurf Planungsergebnis 
Integration und Soziales 

Gruppie- plan 
rungs-

(Einzel plan 1 1 )  
nummer 

201 3  2014 201 5  2016 201 7  

- Mio. EUR -

1 .  Personalausgaben 4 94 93 94 94 95 

2. Sächliche Verwaltungs-
ausgaben 51 - 54 28 29 26 26 26 

3 .  Schuldendienst 56 - 59 -- -- -- -- --

3.1 Zinsausgaben 56, 57 - - -- -- -- --

dar. :  an Kreditmarkt 57 -- -- -- -- --

4. Laufende Zuweisungen 
und Zuschüsse 6 3 .058 3.476 3.425 3.445 3 .457 

5. I nvestitionsausgaben 7, 8 1 2  1 2  1 2  1 2  1 1  
5 . 1  Sachinvestitionen 7, 8 1 , 82 1 1 1 1 1 

5.2 I nvestitionsförderu ng 83 - 89 1 1  1 1  1 1  1 1  10  

6.  Besondere Finanzierungs-
ausgaben 9 - 1 6  - 1 6  - 1 6  - 1 6  - 1 6  

Gesamtausgaben 3.177 3.593 3.541 3.561 3.573 
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Haushalts-
Haushalts-

Finanzministerium Gruppie- plan 
planentwurf Planungsergebnis 

rungs-

(Einzelplan 1 2) nummer 

201 3  2014 201 5  201 6  201 7 

- Mio. EUR -

1 .  Personalausgaben 4 1 .668 1 .729 1 . 743 1 .761 1 .784 

2. Sächliche Verwaltungs-
ausgaben 51 - 54 259 254 254 254 254 

3. Schuldendienst 56 - 59 -- -- -- -- --

3 . 1  Zinsausgaben 56, 57 -- -- -- -- --

dar.: an Kreditmarkt 57 -- -- -- -- --

4. Laufende Zuweisungen 
und Zuschüsse 6 3 4 4 4 4 

5. Investitionsausgaben 7, 8 78 68 1 00 89 65 

5.1 Sachinvestitionen 7, 81 , 82 68 58 82 70 47 

5.2 Investitionsförderung 83 - 89 10 1 0  1 8  1 8  1 8  

6 .  Besondere Finanzierungs-
ausgaben 9 - 1 9  -6 -6 -6 -6 

Gesamtausgaben 1 .989 2.049 2.096 2.102 2.102 

Haushalts-
Haushalts-

Landesrechnungshof Gruppie- plan 
planentwurf Planungsergebnis 

rungs-

(Einzelplan 1 3) nummer 

201 3  2014 201 5  201 6  201 7 

• Mio. EUR -

1 .  Personalausgaben 4 36 36 37 37 37 
2. Sächliche Verwaltungs-

ausgaben 51 - 54 4 4 4 4 4 

3. Schuldendienst 56 - 59 -- -- -- -- --

3.1 Zinsausgaben 56, 57 -- -- -- -- --

dar.: an Kreditmarkt 57 -- -- -- -- --

4. Laufende Zuweisungen 
und Zuschüsse 6 -- -- -- -- --

5. Investitionsausgaben 7, 8 0 0 0 0 0 

5.1  Sachinvestitionen 7, 8 1 , 82 0 0 0 0 0 

5.2 Investitionsförderung 83 - 89 -- -- -- -- --

6. Besondere F inanzierungs-
ausgaben 9 -- -- -- -- --

Gesamtausgaben 40 41 41 41 41 
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Ministerium tür Wirtschaft, Haushalts-
Haushalts-

Energie, Industrie, Gruppie- plan 
planentwurf Planungsergebnis 

Mittelstand und Handwerk rungs-

nummer 

(Einzelplan 1 4) 201 3  2014 201 5  201 6  201 7  

- Mio. EUR -

1 .  Personalausgaben 4 53 54 55 55 55 

2. Sächliche Verwaltungs-
ausgaben 51 - 54 25 32 32 29 29 

3. Schuldendienst 56 - 59 -- -- -- -- --

3.1 Zinsausgaben 56, 57 -- -- -- -- --

dar.: an Kreditmarkt 57 -- -- -- -- --

4. Laufende Zuweisungen 
und Zuschüsse 6 435 430 4 1 6  259 265 

5 .  I nvestitionsausgaben 7, 8 292 249 249 1 44 1 60 

5.1  Sachinvestitionen 7, 8 1 , 82 4 0 0 0 0 

5.2 Investitionsförderung 83 - 89 288 248 248 1 43 160 

6. Besondere Finanzierungs-
ausgaben 9 -9 -9 - 1 0  - 1 0  - 1 0  

Gesamtausgaben 797 755 742 478 500 

Ministerium für Haushalts-
Gesundheit, Haushalts-

planentwurf Planungsergebnis 
Emanzipation, Pflege 

Gruppie- plan 

und Alter 
rungs-

nummer 

(Einzel plan 1 5) 2013 2014 201 5  201 6  201 7  

- Mio. EUR -

1 .  Personalausgaben 4 29 30 30 30 30 

2. Sächliche Verwaltungs-
ausgaben 51 - 54 1 5  1 5  1 5  1 5  1 5  

3 .  Schuldendienst 56 - 59 -- -- -- -- --
3.1 Zinsausgaben 56, 57 -- -- -- -- --

dar.: an Kreditmarkt 57 -- -- -- -- --

4. Laufende Zuweisungen 
und Zuschüsse 6 402 423 440 458 477 

5.  I nvestitionsausgaben 7, 8 534 530 547 557 567 

5.1 Sachinvestitionen 7, 8 1 , 82 16 1 7  34 44 54 

5.2 Investitionsförderung 83 - 89 5 1 8  5 1 3  5 1 3  513 5 1 3  

6 .  Besondere Finanzierungs-
ausgaben 9 -6 -6 -6 -6 -6 

Gesamtausgaben 973 993 1 .027 1 .055 1 .083 



- 76 -

Haushalts-
Haushalts-

Allgemeine planentwurf Planungsergebnis 
Finanzverwaltung 

Gruppie- plan 
rungs-

(Einzel plan 20) 
nummer 

201 3  2014 201 5  201 6  201 7  

- Mio. EUR -

1 .  Personalausgaben 4 994 575 1 .094 1 .61 5 2 . 1 44 

2. Sächliche Verwaltungs-
ausgaben 51 - 54 5 1  6 1  58 52 5 1  

3. Schuldendienst 56 - 59 3. 978 3.692 3.662 3. 875 4. 1 29 

3 . 1  Zinsausgaben 56, 57 3.971 3.685 3.655 3.868 4. 122 

dar.: an Kreditmarkt 57 3.971 3.685 3.655 3.868 4 . 122 

4. Laufende Zuweisungen 
und Zuschüsse 6 8 .890 9 .690 9.992 1 0.404 1 0.791 

5. I nvestitionsausgaben 7, 8 1 .265 1 .363 1 .44 1 1 .508 1 .566 

5.1 Sachinvestitionen 7, 8 1 , 82 46 32 77 76 76 

5.2 Investitionsförderung 83 - 89 1 .219 1 .331 1 .364 1 .431 1 .490 

6. Besondere Finanzierungs-

ausgaben 9 - 1 92 - 1 4  1 4 1  246 356 

Gesamtausgaben 14.987 1 5.366 1 6.388 1 7.701 1 9.037 
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5.8 Gruppierung der Einnahmen und Ausgaben nach Arten 

Haushalts· Haushalts-
Planungsergebnis 

Einnahme- bzw. 
Gruppie- plan planentwurf 

Ausgabeart 
rungs-

nummer 

201 3  201 4 201 5 2016 201 7  

- Mio. EUR -

� EINNAHMEN 

1 Einnahmen der laufenden Rechnung 54.232 57.435 59.189 60.970 62.818 
11 Steuern 01 · 06 44.830 46.971 48.884 50.785 52.663 

1 2  Steuerähnliche Abgaben 09 229 212 213 213 213 

1 3  Einnahmen aus wirtschaftlicher Tätigkeit 12  432 411 412 412 412 

14 Zinseinnahmen 151 134 122 104 90 

141 vom öffentlichen Bereich 0 0 0 0 0 

141 1 Bund 151 0 0 0 0 0 
1412 Länder 1 52 0 0 0 0 0 
1413 Gemeinden und Gemeindeverbande 1 53 0 0 0 0 0 
1414 Zweckverbände 1 57 0 0 0 0 0 
1415 Sonstige 154, 156 0 0 0 0 0 
142 von anderen Bereichen 1 6  151 134 122 103 90 

1 5  LId. Zuweisungen und Zuschüsse (ohne Schuldendiensthilfen) 7.239 8.412 8.272 8.171 8.156 

151 vom öffentlichen Bereich 6.650 7.872 7774 7.677 7.657 

1 5 1 1  Bund 2 1 1 , 231 6.359 7.099 6.992 6.895 6.875 
1512  Länderfinanzausgleich 212 250 540 560 560 560 
1513  Sonstige von Landern 232 1 1  22 1 1  1 1  1 1  
1 51 4  Gemeinden und Gemeindeverbände 213, 233 20 202 202 202 202 
1515  Zweckverbände 217, 237 2 2 2 2 2 
1516  Sozialversicherungsträger 216. 235, 236 5 5 5 5 5 
1 51 7  Sonstige 214, 234 2 2 2 2 2 
152 von anderen Bereichen 1 1 2, 27, 28 589 540 498 494 499 

1 6  Schuldendiensthilfen und Erstattungen von Verwaltungsausgaben 82 86 86 86 86 

161 Schuldendiensthilfen vom öffentlichen Bereich 0 0 0 0 0 
1 6 1 1  Bund 221 0 0 0 0 0 
1612  Länder 222 0 0 0 0 0 
1613  Sonstige 223 · 227 0 0 0 0 0 
162 Schuldendiensthilfen u. Erstattungen von Venwaltungsausgaben von anderen Bereichen 26 82 86 86 86 86 

17 Sonstige Einnahmen der laufenden Rechnung 1 .269 1 .208 1.201 1.199 1.198 

1 7 1  Gebühren, sonstige Entgelte 1 1 1  940 970 968 967 965 

172 Sonstige Einnahmen 1 1 9  329 238 233 233 233 

2 Einnahmen der Kapitalrechnung 1 .994 1 .957 1 .915 1 ,841 1 ,838 
21 Veräußerung von Sachvermögen 131, 132 16 16 32 26 16 

22 Vemnögensübertragungen 1.374 1 .325 1 .252 1 .169 1.161 

221 Zuweisungen für Investitionen vom öffentlichen Bereich 1 . 1 66 1 . 1 58 1.090 1 .093 1 .080 
2211 Bund 331 913 904 893 897 884 
2212 Länder 332 1 0 0 0 0 
2213 Gemeinden und Gemeindeverbände 333 196 196 196 196 196 
2214 Salta Iversieh eru ngs träg e r 336 0 0 0 0 0 
2215 Sonstige 334, 337 55 57 0 0 0 
222 Zuschüsse für Investitionen von anderen Bereichen 34 208 167 162 76 81 

223 Sonstige Vermögensübertragungen 0 0 0 0 0 
2231 vom Bund 291 0 0 0 0 0 
2232 von Ländern 292 0 0 0 0 0 
2233 von Gemeinden und Gemeindeverbänden 293 0 0 0 0 0 
2234 von anderen Bereichen 297 · 299 0 0 0 0 0 

23 Darlehensruckflüsse 605 617 631 646 661 

231 vom öffentlichen Bereich 40 36 36 36 36 
2311 Bund 171  0 0 0 0 0 
2312 Ländern 172 0 0 0 0 0 
2313 Gemeinden und Gemeindeverbände 173 37 34 34 34 34 
2314 Zweckverbände 177 3 3 3 3 3 
2315 Sonstige 174, 1 76 0 0 0 0 0 
232 von anderen Bereichen 565 580 595 610 625 
2321 Sonstige im Inland 141 , 1 8 1 , 182 565 580 595 610 625 
2322 Ausland 146 186 0 0 0 0 0 

24 Veräußerung von Beteiligungen und dergleichen 133, 134 0 0 0 0 0 

25 Schuldenaufnahmen beim öffentlichen Bereich 0 0 0 0 0 

251 Bund 311 0 0 0 0 0 

252 Länder 312 0 0 0 0 0 

253 Gemeinden und Gemeindeverbande 313 0 0 0 0 0 

254 Sonstige 314, 3 1 7  0 0 0 0 0 

3 Globale Mehr-/Mindereinnahmen (soweit nicht aufgeteilt) 37 1 61 301 300 300 300 

4 Gesamteinnahmen 56.387 59.692 61 .404 63. 1 1 1  64.956 

5 Besondere Finanzierungsvorgänge 3,529 2.587 2.056 1 .564 1 .516 
51 Schuldenaufnahme am Kreditmarkt 32 3.529 2.587 2.056 1 .563 1.516 

52 Entnahme aus Rücklagen 35 0 0 0 0 0 

53 Überschüsse aus Vorjahren 36 0 1 1 1 1 

6 Zu· und Absetzungen 2 3 3 3 3 

61 ./. Schätzung für Leertitel 0 0 0 0 0 

62 .I. Sonderhaushalte 0 0 0 0 0 

63 ./. Bruttostellung 0 0 0 0 0 

64 + NettosteIlungen (Verrechnungen u. ä.) 38 2 3 3 3 3 

7 Gesamteinnahmen 11. Haushaltsplan 59.919 62.282 63.463 64,678 66.475 
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Haushalts- Haushalts-
Planungsergebnis 

Einnahme- bzw. 
Gruppie- plan planentwurf 

Ausgabeart 
rungs-

nummer 

2013 2014 2015 I 2016 2017 

- Mio. EUR -

� AUSGABEN 

1 Ausgaben der laufenden Rechnung 54.470 56.621 57.658 59.001 60.706 
1 1  Personal ausgaben 4 22.908 23.153 23.903 24.706 25.570 

1 2  Laufender Sachaufwand 3.644 3.651 3.631 3.673 3.723 

121 Sächliche Verwaltungsausgaben 51 - 54 2.656 2.685 2.706 2.741 2.779 

122 Erstattungen an andere Bereiche 67 159 156 1 58 164 166 

123 Sonstige Zuschüsse für laufende Zwecke 686 828 810 767 768 779 

1 3  Zinsausgaben 3.971 3.685 3.655 3.868 4.122 

131 an öffentlichen Bereich 0 0 0 0 0 

1 3 1 1  Bund 561 0 0 0 0 0 
1312  Sondervermögen 564 0 0 0 0 0 
1313  sonstigen öffentlichen Bereich 562, 563, 567 0 0 0 0 0 

132 an andere Bereiche 1971 1685 1655 1868 4.122 

1321 für Ausgleichsforderungen 573 0 0 0 0 0 
1322 für Kreditmarl<tmittel 571, 575, 576 1971 1685 1655 1868 4.122 
1323 an SozialversicherunQsträoer 572 0 0 0 0 0 

14 LId. Zuweisungen und Zuschüsse (ohne Schuldendiensthilfen) 23.819 26.011 26.348 26.635 27.174 

141  an öffentlichen Bereich 1 5.069 16.833 17.226 1 7692 18 .198 

1 4 1 1  Bund 61 1 , 631 34 46 40 38 38 

1412 Länderfinanzausgleich 612 0 0 0 0 0 
1 413  Sonstige an Länder 632 54 78 80 86 87 

1414 Allgem. Finanzzuweisungen an Gemeinden und Gemeindeverbände 613 8.712 9.325 9.632 10.047 1 0.439 
1415 Sonstige an Gemeinden und Gemeindeverbände 633 5.105 5.998 6.087 6. 1 1 7  6.209 
1416 Sondervermögen 614, 634 468 649 649 649 648 
1417 Zweckverbände 617, 637 651 690 690 704 724 
1418 Sozialversicherungsträger 616, 636 44 48 49 51 53 

142 an andere Bereiche 8.750 9.178 9.122 8.944 8.976 

1421 Sonstige an Unternehmen und öffentliche Einrichtungen 682, 683, 685 5.866 6.262 6.159 5.929 5.909 
1422 Renten, Unterstützungen 681 1 .061 1 .020 1 .019 1 .019 1 .019 
1423 Soziale und ähnliche Einrichtungen 684 1.823 1 .895 1 .943 1 .995 2 048 
1 424 Ausland 687 688 0 1 1 1 1 

1 5  Schuldendiensthilfen 128 121 120 1 1 8  1 1 6  

1 5 1  a n  öffentlichen Bereich 90 87 86 84 82 

1 5 1 1  Länder 622 0 0 0 0 0 
1512  Gemeinden und Gemeindeverbände 623 0 0 0 0 0 
1513  Sonstige 621, 624, 626, 627 90 87 86 84 82 

152 an andere Bereiche 39 34 34 34 34 

1521 Untemehmen und öffentliche Einrichtungen 661, 662, 664 39 34 34 34 34 
1522 Sonstige im Inland 663 0 0 0 0 0 
1523 Ausland 666 0 0 0 0 0 

2 Ausgaben der Kapitalrechnung 5,868 5,872 5,866 5,632 5,614 
21 Sachinvestitionen 613 557 619 609 578 

211  Baumaßnahmen 7 244 231 282 286 296 

212 Erwerb von unbeweglichen Sachen 82 45 42 34 32 31 

213 Erwerb von beweglichen Sachen 81 324 284 303 291 251 

22 Vermögensübertragungen 4.768 4.807 4.767 4.548 4.567 

221 Zuweisungen für Investitionen an öffentlichen Bereich 2.543 2.569 2.554 2.548 2.613 

2211 Länder 882 1 0 1 0  18  18  1 8  
2212 Gemeinden und Gemeindeverbände 883 1 .930 1 .943 1 .916 1 .918 1 .967 
2213 Zweckverbände 887 581 591 592 599 615 
2214 Sonstige 881, 884, 886 21 24 28 1 3  1 3  

222 Zuschüsse für Investitionen an andere Bereiche 89 2.172 2.185 2.161 1 .949 1 .901 

223 Sonstige Vermögensübertragungen an 53 53 52 51 53 
2233 Bund 691 0 0 0 0 0 
2231 Länder 692 0 0 0 0 0 
2232 Gemeinden und Gemeindeverbände 693 0 0 0 0 0 
2234 andere Bereiche 697 - 699 53 53 52 51 53 

23 Darlehen 343 345 343 338 333 

231 an öffentlichen Bereich 0 0 0 0 0 

2311 Bund 851 0 0 0 0 0 
2312 Länder 852 0 0 0 0 0 
2313 Gemeinden und Gemeindeverbände 853 0 0 0 0 0 
2314 Zweckverbände 857 0 0 0 0 0 
2315 Sonstige 854, 856 0 0 0 0 0 

232 an andere Bereiche 343 345 343 338 333 

2321 Sonstige im Inland 861 - 863, 87 343 345 343 338 333 
2322 Ausland 866 0 0 0 0 0 

24 Erwerb von Beteiligungen u. ä. 83 1 1 1  1 1 0 

25 Schuldentilgung an öffentlichen Bereich 142 152 137 136 136 

251 Bund 581 142 152 137 136 136 

252 Sondervenmögen 584 0 0 0 0 0 

253 Sonstige 582, 583, 587 0 0 0 0 0 

3 Globale Mehr-/Minderausgaben (soweit nicht aufgeteilt) 97 -764 -806 -756 -756 -756 

4 Gesamtausgaben 59,574 61 .687 62.767 63,877 65.564 
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Haushalts- Haushalts-
Planungsergebnis 

Einnahme- bzw. 
Gruppie- plan planentwurf 

Ausgabeart 
rungs-

nummer 

2013 2014 2015 2016 2017 

- Mio. EUR -

5 Besondere Finanzierungsvorgänge 343 593 693 798 908 
51 Tilgungsausgaben an Kreditmarkt 0 0 0 0 0 

5 1 1  Kreditmarktmittel 595 0 0 0 0 0 

512 Ausg le ich s lorde ru ng e n 593 0 0 0 0 0 

5 1 3  Sozia Iversi cheru ngsträge r 592 0 0 0 0 0 

5 1 4  Sonstige 591, 596 0 0 0 0 0 

52 Zuführungen an Rücklagen 91 343 593 693 798 908 

53 Deckung von Vo�ahresfehlbeträgen 96 0 0 0 0 0 

6 Zu- und Absetzungen 2 3 3 3 3 

61 ./. Schätzung für Leertitel 0 0 0 0 0 

62 .I. Sonderhaushalte 0 0 0 0 0 

63 .I. Bruttostellung 0 0 0 0 0 

64 + NettosteIlungen (Verrechnungen u. ä.) 98 2 3 3 3 3 

7 Gesamtausgaben It. Haushaltsplan 59.919 62.282 63.463 64.678 66.475 
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5.9 Finanzierungsübersicht und Kreditfinanzierungsplan 

Bezeichnung 

A. F I N A N Z I E R U N  G 5 Ü B E  R 5 I C H  T 
I. -- - --
li. 

HAUSHALTSVOLUMEN - - - - -- ---------- -
ERMITILUNG DES FINANZIERUNGSSALDOS 

1.  Ausgaben 

(ohne Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, 
Zuführungen an Rücklagen, Fehlbeträge aus Vorjahren 

und haushaltstechnische Verrechnungen) 

2. Einnahmen 

(ohne Einnahmen aus Kreditmarktmitteln, 
Entnahmen aus Rücklagen, Überschüssen aus Vo�ahren 

und haushaltstechnische Verrechnungen) 

3. Finanzierungssaldo 

111. ZUSAMMENSETZUNG DES FINANZIERUNGSSALDOS 

4. Nettoneuverschuldung am Kreditmarkt 

4 . 1  Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt (brutto) 

4.2 abzüglich Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt 1 )  
4.3 Nettoneuverschuldung am Kreditmarkt 

5. zuzüglich Entnahmen aus Rücklagen 

6. abzüglich Zuführung an Rücklagen 

7. zuzüglich Überschüsse aus Vorjahren 

8. abzüglich Fehlbeträge aus Vo�ahren 

9. Finanzierungssaldo r-------- - ----- ------ --- ---------- ----� 

IV. NACHRICHTLICH: ERMITILUNG DER KREDITERMÄCHTIGUNG 
FÜR KREDITMARKTMITIEL 

Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt (netto) 

zuzüglich Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt 

Kreditermächtigung (brutto) 

B. K R E D  I T F I N A N Z I E R U N  G 5 P L A N 
I. EINNAHMEN AUS KREDITEN 

bei Gebietskörperschaften, Sondervermögen usw. 

vom Kreditmarkt (brutto) 

zusammen 

1 1 .  TILGUNGSAUSGABEN FÜR KREDITE 

bei Gebietskörperschaften, Sondervermögen usw. 

am Kreditmarkt 1) 
zusammen 

111. NETIO·NEUVERSCHULDUNG insgesamt 

bei Gebietskörperschaften, Sondervermögen usw. 

am Kreditmarkt 

zusammen 

Haushalts-

plan 

2013 

59.919,0 

59.573,8 

56.387,4 

-3.186,5 

22.035,2 
18.506,2 
3.529,0 

--
343,0 

0,5 
--

-3.1 86,5 

3.529,0 
18.506,2 
22.035,2 

--
22.035,2 
22.035,2 

14 1 ,7 
18.506,2 
18.647,9 

-141 ,7 
3.529,0 
3.387,3 

Haushalts-
Planungsergebnis 

planentwurf 

2014 201 5 

• Mio. EUR -

62.282,1 63.462,7 

61 .686,5 62.767,2 

59.692,5 61 .404,0 

-1 .994,0 -1 .363,1 

20.967,2 19.44 1 ,3 
18 .380,7 1 7.385,7 
2.586,5 2.055,6 

-- --
593,0 693,0 

0,5 0,5 
-- --

-1 .994,0 -1 .363,1 ---- ------

2.586,5 2.055,6 
18.380,7 1 7.385,7 
20.967,2 19.44 1 ,3 

-- --
20.967,2 19.44 1 ,3 
20.967,2 19.44 1 ,3 

1 5 1 ,6 136,5 
18.380,7 1 7.385,7 
18.532,3 1 7.522,2 

- 151 ,6 -136,5 
2 .586,5 2.055,6 
2.434,9 1 .91 9,0 

201 6 201 7 

64.677,7 66.474,9 -------- --- ---

63.877,1 

63. 1 1 1 ,3 

-765,8 

19 .225,7 
17 .662,4 

1 .563,3 
--

798,0 
0,5 

--
-765,8 

1 .563,3 
1 7.662,4 
19.225,7 

--
19.225,7 
19.225,7 

1 36,4 
17 .662,4 
17.798,8 

-136,4 
1 .563,3 
1 .426,9 

65.564,2 

64.956,1 

-608,2 

12.791 ,0 
1 1 .275,3 

1 .51 5,7 
--

908,0 
0,5 

--
-608,2 

--- --- ---_._._-

1 .515,7 
1 1 .275,3 
12.791 ,0  

--
12.791 ,0 
1 2.791 ,0 

1 36,3 
1 1 .275,3 
1 1 .41 1 ,6 

-136,3 
1 .51 5,7 
1 .379,4 

1} Angegeben ist die Summe der bereits feststehenden Tilgungen. Diese Summe wird sich um die Tilgungsbeträge für noch aufzunehmende Kredite mit kurzen Laufzeiten 
sowie Anschlussfinanzierungen von vorzeitig getilgten Krediten erhöhen. 
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6. Gesetzl iche Grundlagen der Mittelfristigen Finanzplanung 

Nach §§ 9 und 1 4  des Gesetzes zur Förderung der Stabi l ität und des Wachs­

tums der Wirtschaft vom 08 .06 . 1 967 (BGBI .  I ,  S. 582) i. V. m. § 50 des Ge­

setzes über d ie Grundsätze des Haushaltsrechts des Bundes und der Länder 

vom 1 9 .08 . 1 969 (BGBI .  I ,  S. 1 273) ist der Haushaltswirtschaft des Bundes 

und der Länder eine 5-jährige Finanzplanung zugrunde zu legen .  In ih r  sind 

Umfang und Zusammensetzung der voraussichtl ichen Ausgaben und d ie 

Deckungsmögl ichkeiten in ihrer Wechselbeziehung zu der mutmaßl ichen 

Entwicklung des gesamtwirtschaftl ichen Leistungsvermögens darzustellen . 

Die Finanzplanung ist durch eine jährl iche Fortschreibung der finanz- und 

gesamtwirtschaftlichen Entwicklung anzupassen .  Gemäß §§ 28 und 29 der 

Landeshaushaltsordnung (LHO) vom 1 4 . 1 2 . 1 97 1  (GV. N RW. S .  397) wird d ie 

Finanzplanung vom Finanzmin isterium aufgestellt und von der Landesregie­

rung besch lossen .  Sie ist dem Landtag im Zusammenhang mit dem Entwurf 

des Haushaltsgesetzes zuzuleiten (§ 3 1  LHO). Die Landesregierung hat 

am 1 6.07.20 1 3  die Finanzplanung für den Fünfjah reszeitraum 201 3  bis 

201 7  beschlossen.  Die Finanzplanung zeigt auf dem Hinterg rund des Auf­

gabenspektrums der Landesreg ierung den finanz- und gesamtwirtschaftl ich 

gebotenen Ausgabenrahmen und d ie dazu benötigten Deckungsmittel in 

mittelfristiger Sicht auf. 

Die Finanzplanung beschränkt sich darauf, d ie Grundzüge der zukünftigen 

Haushaltsentwicklung darzustel len . Sie zeigt d ie Höhe der E innahmen und 

Ausgaben auf, d ie nach dem jewei l igen Erkenntnisstand mittelfristig voraus­

sichtl ich zu erwarten sind . Auf d iese Weise sollen Fehlplanungen vermieden 

und "eine geordnete Haushaltsentwicklung unter Berücksichtigung des 

voraussichtl ichen gesamtwirtschaftlichen Leistungsvermögens in  den einzel­

nen Planungsjahren" sichergestel lt werden (§ 50 Abs . 7 HGrG) .  Die Prog­

nose der Einnahmeentwicklung und die Festlegung der Ausgaben s ind für 

einen längeren Zeitraum immer nur  bed ingt möglich . Die gesel lschaftl ichen,  

pol itischen und ökonomischen Rahmenbed ingungen können s ich im Zeitab­

lauf so wesentlich verändern, dass die darauf fußenden Planungen einer 

Korrektur unterzogen werden müssen.  Der Gesetzgeber hat d ie ständ ige 

Fortentwicklung der Rahmenbed ingungen zu berücksichtigen .  Er betrachtet 

ein Jahr  als den geeigneten Zeithorizont für eine Fortschreibung der Finanz­

planung und hat aus d iesem Grunde in § 9 Abs. 3 StWG festgelegt: "Der 

Finanzplan ist jährlich der Entwicklung anzupassen und fortzufüh ren . "  
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Politische Entscheidungsprozesse über Prioritäten bei den Aufgaben müssen 

sich auf der Grundlage rationaler Problemanalysen und alternativer 

Lösungsvorschläge vol lziehen .  Entscheidungen werden schwieriger, wenn 

bestehende Aufgaben n icht einfach fortgeschrieben werden können.  Die 

enormen Veränderungen in der Struktur von Bevölkerung und Wirtschaft 

führen zu einer Vielzahl  gegenläufiger Entwicklungstendenzen ,  d ie ein hohes 

Maß an Koord ination erfordern . Die Aufgaben-, Finanz- und Personalpla­

nungen sollen in d iesem Zusammenhang als Instrumente der "Frühwarnung" 

und der Querschnittsinformation genutzt werden.  Voraussetzung dafür ist, 

Aufgabenplanu ng und Mittelfristige F inanzplanung als die zentralen Ele­

mente einer vorausschauenden effizienten Landespolitik in  enger Abstim­

mung aufzustel len .  Deshalb hat die Landesregierung in ih rer Geschäftsord­

nung festgelegt, dass d ie Aufstel lung der Finanzplanung auf der Grund lage 

e iner engen Abstimmung m it der Reg ierungsplanung zwischen dem/der 

Finanzminister/-in und dem/der Min isterpräsidenten/-in erfolgt. Unbeschadet 

der Zuständ igkeit der Ressorts fäl lt damit dem/der für den Landeshaushalt 

und die F inanzplanung zuständigen Finanzminister/-in und dem/der Min ister­

präsidenten/-in ,  der d ie Richtl inien der Polit ik bestimmt, eine besondere Ver­

antwortung zu . 
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1 .  Zum Haushaltsplanentwurf 201 4 

1 . 1 Eckdaten des Haushaltsplanentwurfs 201 4  

Der Haushaltsp lanentwurf des Landes für 201 4 schl ießt in Einnahmen und 

Ausgaben mit je 62.282 , 1  Mio .  EUR ab.1  Im Vergleich zum Haushaltsplan 

für 201 3 ist d ies ein Anstieg des Haushaltsvolumens um knapp 2 ,4 Mrd .  EUR 

(+ 3 ,9  v. H . ) .  

Einnahmen 

Auf der Einnahmeseite wurden für das Jahr 201 4 Steuerein nahmen 

i .  H. v. 46. 97 1 ,0 Mio. EUR eingeplant. Gegenüber dem Ansatz des Vorjahres 

bedeutet d ies eine Erhöhung der zu erwartenden Steuereinnahmen um 

2 . 1 4 1 ,0 Mio .  EUR bzw. + 4,8 v. H .  Die Steuerfinanzierungsquote wird damit 

76 , 1  v. H .  betragen.  Weitere 1 2 .724,6 Mio. EUR2 oder rd . 20,6 v .  H .  der be­

rein igten Gesamtausgaben werden aus steuerähnl ichen Abgaben,  Ver­

waltungseinnahmen , Zinseinnahmen, Einnahmen aus Zuweisungen (haupt­

säch lich vom Bund) und Zuschüssen sowie sonstigen Einnahmen gedeckt. 

Die für das Jahr 201 4 vorgesehene Neuverschuldung am Kreditmarkt be­

läuft s ich auf 2 .586 , 5  Mio. EUR und l iegt damit um 942 , 5  Mio.  EUR unter 

dem Sol l  für 201 3 .  Die Kreditfinanzierungsquote s inkt gegenüber dem Jahr 

201 3 um 1 ,7 Prozentpunkte auf 4 ,2 v .  H .  

Die Neuverschu ldung insgesamt (Neuverschuldung am Kred itmarkt zu­

züglich der Schu ldenaufnahmen/-ti lgungen bei Gebietskörperschaften und Son­

dervermögen) soll 2014 2 .434,9 Mio. EUR betragen.3 Das sind 1 .907,4 Mio. EUR 

wen iger als d ie Summe der im Haushaltsplanentwurf veransch lagten I nves­

titionsausgaben (Hauptgruppen 7 und 8) abzüglich der Einnahmen für I nves­

tit ionen (Obergruppen 33 und 34) . Die in Art. 83 Satz 2 der Landesverfas­

sung Nordrhein-Westfalen festgelegte Regelobergrenze für d ie Kred itaufnah­

me wird damit deutl ich eingehalten .  

1 Vgl. Tabelle 1 . 3. 1 ,  Seite A 4 .  

2 Vgl. Tabelle 1 . 3.2 ,  Seite A 6. 

3 Vgl .  Tabelle 1 . 3.2, Seite A 7. 
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Ausgaben 

Der weitaus größte Teil des Haushaltsvolumens entfä l lt auf Ausgabenblöcke, 

d ie n icht oder zumindest kurz- bis mittelfristig kaum beeinflussbar s ind .  So 

werden 23. 1 52 ,8  Mio. EUR auf Personalausgaben entfal len . Das entspricht 

37 , 5  v. H .  der berein igten Gesamtausgaben .  Den Kommunen des Landes 

werden 1 9.777, 1 Mio. EUR (rd. 32, 1 v. H. der berein igten Gesamtausgaben) 

zufl ießen . Auf Zinszah lungen (Kred itmarkt) entfal len 201 4 3.685,0 Mio. EUR;  

d ies entspricht einer Zinslastquote von 6 ,0 v. H .  Allein du rch d iese Positionen 

sind bereits fast 76 v. H. der berein igten Gesamtausgaben gebunden . 

E in g roßer Tei l  der verbleibenden Mittel ,  näml ich 5 .666 , 8  Mio.  EUR,  soll für 

I nvestitionen aufgewendet werden.  Die I nvestit ionsquote wird im Jahr 201 4 

9 ,2  v. H .  betragen und damit um 0,3 Prozentpun kte unter dem N iveau des 

Vorjahres l iegen. 

Weitere Eckdaten können der Tabelle im finanzstatistischen Tei l  des Finanz­

berichts (s. Ziff. 7 .22) entnommen werden .  

1 .2 Organisatorische Änderungen 

Einzelplan 06 - Ministerium tür Innovation, Wissenschaft und Forschung 

Zoolog isches Forschungsmuseum Alexander Koenig (ZFMK) 

Aufgrund des Stiftungsgesetzes vom 1 3. 1 1 .201 2 sind die Aufgaben des 

Zoologischen Forschungsmuseums Alexander Koenig mit Wirkung vom 

01 .01 .201 3 auf die Stiftung "Zoolog isches Forschungsmuseum Alexander 

Koen ig - Leibniz- Institut für B iod iversität der Tiere" übergegangen . Die Mittel 

des Kapitels 06 070 sind in  das Kapitel 06 030 Titel 686 44 und 892 44 und 

d ie Planstellen in  das Kapitel 06 1 00 umgesetzt worden.  

Einzelplan 09 - Ministerium tür Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und 

Verkehr 

Ruhrpilot Besitzgesellschaft mbH (RPBG) 

Die RPBG wird in d ie Verkeh rszentrale beim Landesbetrieb Straßenbau im 

Wege eines Betriebsübergangs gemäß § 6 1 3a BGB integriert. Der Verkauf 

der Wirtschaftsgüter erfolgt zum 01 .07 .201 3 .  Die Beschäftigten der RPBG 

werden auf freie Stellen des Landesbetriebes Straßenbau übernommen. Die 
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Haushaltsmittel der RPBG werden von Kapitel 09 1 40 Titel 686 1 0  nach 

Kapitel 09 1 50 Titel 682 90 umgesetzt. 

Einzelplan 1 2  - Finanzministeri um 

Errichtung des Landesamtes für Finanzen (LaFin) 

Das Gesetz über d ie Errichtung des Landesamtes für Finanzen und zur 

Änderung weiterer Gesetze vom 1 6 .07 .201 3 regelt d ie Überführung 

• der nach Auflösung des Landesamtes für Personaleinsatzmanagement 

(LPEM) im Geschäftsbereich des Finanzministeriums verbliebenen Projekte, 

• der bislang in der Bezirksregierung Düsseldorf angesiedelten Landes­

kasse sowie 

• des derzeit im Finanzmin isterium angesiedelten EPOS Competence 

Center (EPOS CC) 

in  ein neu zu g ründendes Landesamt für Finanzen (LaFin) .  

I nfolge d ieses Gesetzes werden im Vol lzug des Haushalts 201 3 zum 

01 .09 .201 3 auf der Grund lage von § 50 LHO Mittelumsetzungen erforderlich . 

Es sind antei l ige M ittel aus Kapitel 03 3 1 0  (für d ie Landeskasse), Kapitel 

1 2  020 (für das EPOS CC) und aus Kapitel 1 2  020 (zur Fortführung der 

Projekte des Personaleinsatzmanagements) in ein neues Kapitel 1 2 400 

"Landesamt für Finanzen" umzusetzen .  



1 .3 Tabellen zum Haushalt 1 )  2) 

1 .3 .1  Einnahmen und Ausgaben nach Hauptgruppen 

Einnahmen 

0 Einnahmen aus Steuern und steuerähnl ichen Abgaben sowie EU-Eigenmittel 

1 Verwaltungseinnahmen, Einnahmen aus Schuldendienst und dgl. 

2 Einnahmen aus Zuweisungen und Zuschüssen mit Ausnahme für I nvestitionen 

3 Einnahmen aus Schuldenaufnahmen, aus Zuweisungen und Zuschüssen für 
Investitionen, besondere Finanzierungseinnahmen 

Insgesamt 

Ausgaben 

4 Personalausgaben 

5 Sächliche Verwaltungsausgaben, Ausgaben für Schuldendienst 

6 Ausgaben für Zuweisungen und Zuschüsse mit Ausnahme für I nvestitionen 

7 Baumaßnahmen 

8 Sonstige Investitionen und I nvestitionsförderungsmaßnahmen 

9 Besondere Finanzierungsausgaben 

Insgesamt 

Für alle Tabellen gilt: 

1) Abweichungen in den Summen sind rundungsbedingt. 

201 4  
Mio. EUR 

47. 1 83 ,3 

2 .621 ,2 

8.262,7 

4 .21 4,8 

62.282,1 

201 4 
Mio. EUR 

23. 1 52 ,8 

6 .52 1 ,5 

27. 1 5 1 ,7 

231 , 1  

5.435,7 

- 2 1 0,6 

62.282,1 

2) Für 2 0 1 3 :  Stand Haushaltsplan 201 3 sowie gegebenenfalls Umsetzungen im Haushaltsvollzug = Vorjahresvergleichszahl. 

201 3 
Veränderung 201 4  

Mio. EUR 
gegenüber 201 3 

Mio. EUR v. H. 
45.058,6 + 2 . 1 24,7 + 4,7 

2.722 ,9 - 1 01 ,7 - 3,7 

7 .07 1 ,6 + 1 . 1 91 , 1  + 16 ,8 

5.065,9 - 851 , 1  - 1 6,8 

59.91 9,0 + 2.363,1 + 3,9 

201 3 
Veränderung 201 4  

Mio. EUR 
gegenüber 201 3 

Mio. EUR v. H. 
22.907 ,0  + 245,8 + 1 , 1 

6.770,5 - 249,0 - 3,7 

24.988,7 + 2. 1 63 ,0 + 8,7 

206,4 + 24,7  + 1 2, 0  

5.465, 0  - 29,3 - 0 ,5 

- 41 8,7 + 208, 1 - 49,7 

59.91 9,0 + 2.363,1 + 3,9 



1 .3.2 Einnahmen 

(1 ) GesamtÜberblick 

201 4  201 3 
Veränderung 201 4  

Mio.  EUR Mio. EUR 
gegenüber 201 3 

Mio. EUR v. H. 

Steuern 46.971 ,0  44 .830,0 + 2 . 1 4 1 ,0  + 4,8 

Steuerähnl iche Abgaben 2 1 2 , 3  228,6 - 1 6,3  - 7 , 1  

Verwaltungseinnahmen , Zinseinnahmen, Darlehensrückflüsse und dgl .  2.62 1 , 2  2 .722,9 - 1 0 1 ,7 - 3,7 

Ein nahmen aus Zuweisu ngen und Zuschüssen mit  Ausnahme für Investitionen 8 .262,7  7 .071 ,6 + 1 . 1 9 1 , 1  + 1 6 ,8  

Ein nahmen a u s  Zuweisungen u n d  Zuschüssen fü r I nvestitionen 1 . 324 ,5  1 . 373,7 - 49, 1 - 3,6 

Schuldenaufnahmen 2 . 586,5 3 .529,0 - 942, 5  - 26,7 

Sonstige Ein nahmen 303 ,8  1 63 ,2 + 1 40 ,6 + 86,2 

Gesamteinnahmen 62.282,1 59.91 9,0 + 2.363,1 + 3,9 

(2) Steuereinnahmen 

2014 201 3 
Veränderung 201 4 

Anteil  des Landes an 
Mio. EUR Mio. EUR 

gegenüber 201 3 

Mio.  EUR v. H. 

Lohn-, Einkommen- und Körperschaftsteuer, nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 23.660,0 22. 1 84 ,0  + 1 .476,0 + 6 ,7  

Steuern vom Umsatz 1 7 .870 ,0 1 7 .290,0 + 580 ,0  + 3,4 

Gewerbesteuerumlage 509,0 494 ,0  + 1 5 ,0  + 3 ,0  

Zuschlag z u r  Gewerbesteuerumlage 785 ,0  807 ,0  - 22 ,0  - 2 ,7  

Abgeltungsteuer auf Zins- u n d  Veräußerungserträge 827, 0  8 1 2 ,0  + 1 5 ,0  + 1 ,8 

Vermögensteuer - - - -

Erbschaftsteuer 1 . 1 50 ,0  1 . 090 ,0 + 60,0 + 5 ,5 

Grunderwerbsteuer 1 .600 ,0  1 . 580,0 + 20 ,0 + 1 , 3 

Totalisatorsteuer 3,0 3 ,0  ± 0 ,0  ± 0 ,0  

Lotteriesteuer 3 1 3,0  31 3 ,0  ± 0 ,0  ± 0 ,0  

Feuerschutzsteuer 75,0 75,0 ± 0 ,0  ± 0 ,0  

Biersteuer 1 79 ,0  1 82 , 0  - 3 ,0  - 1 ,6 

Insgesamt 46.97 1 ,0 44.830,0 + 2. 1 41 ,0 + 4,8 



(3) Nichtsteuerl iche Einnahmen 

(ohne Schu ldenaufnahmen) 

201 4  201 3 
M io. EUR M io. EUR 

Steuerähnl iche Abgaben 2 1 2 ,3  228,6 

Gebüh ren,  sonstige Entgelte, Geldstrafen und Geldbußen 
(einschI .  Gerichts- und Verwaltungskosten) 1 .204,7 1 . 1 90 ,2 

Sonstige Verwaltungsei n nahmen (Gru ppe 1 1 9) 238,4 328 ,5  

Gewinne aus U nternehmen und Beteil igungen 3,6 3 ,5  

Konzessionsabgaben 356,2 372 ,5  

Einnahmen a u s  Lotterie, Lotto, Toto - 2,2 

Mieten und Pachten 1 2 ,3  1 0 ,9  

Erlöse aus Verä u ßerung von beweglichen Sachen u n d  
Diensten a u s  wirtschaftl icher Tätigkeit 38,9 42 ,9  

Erlöse a u s  d e r  Veräußerung von Gegenständen, Kapitalrückzahlu ngen 1 6,0 1 6, 1  

Zinseinnahmen 1 34,0 1 50,8 

Darlehensrückflüsse 6 1 4,0 602 ,2 

Allgemeine Zuweisungen vom Bund 2 . 1 23 ,5  1 .903 ,5  

Allgemeine Zuweisungen von Ländern 540,0 250,0 

Sonstige (zweckgebu ndene) Zuweisungen aus dem öffentlichen Bereich 5.208,4 4.496 ,9 

Entschäd ig u ng fü r d i e  Erhebung d e r  Kirchensteuer 80,5 77,5 

Zuschü sse von der EU 236,0 259,2 

Sonstige E rstattu ngen aus dem I nland 68,0 78,7 

Zuweisungen fü r Investitionen vom Bund 904,3 9 1 3 ,2 

Zuweisungen für  I nvestitionen von Gemeinden und Gemeindeverbände 1 96,0 1 96 ,0  

Zusch üsse fü r I nvestitionen von d e r  E U  1 66 ,9 206,9 

Sonstige Einnah men 370,5 229,7 

Insgesamt 1 2.724,6 1 1 .560,0 

Veränderung 2014 
gegenüber 201 3 

M io. EUR v. H. 
- 1 6,3  - 7 , 1  

+ 1 4 ,5  + 1 ,2 

- 90, 1 - 27,4 

+ 0, 1 + 2 ,9  

- 1 6 ,3  - 4,4 

- 2,2 - 1 00,0 

+ 1 ,4 + 1 2 ,8  

- 4,0 - 9,3 

- 0, 1 - 0,6 

- 1 6, 8  - 1 1 , 1  

+ 1 1 ,8 + 2 ,0  

+ 220,0  + 1 1 ,6 

+ 290,0 + 1 1 6 ,0 

+ 7 1 1 , 5 + 1 5,8  

+ 3 ,0 + 3,9 

- 23,2 - 9,0 

- 1 0,7  - 1 3,6 

- 8,9 - 1 ,0 

± 0,0 ± 0,0 

- 40,0 - 1 9, 3  

+ 1 40,8 + 6 1 , 3  

+ 1 .1 64,6 + 1 0,1 

» 
Q) 



(4) Schuldenaufnahmen 

2014 201 3 
Veränderung 2014 

Mio.  EUR Mio.  EUR 
gegenüber 201 3  

Mio. EUR v. H.  

Schu ldenaufnahmen 

- bei Gebietskörperschaften ,  Sondervermögen usw. - - - -

- am Kreditmarkt (netto) 2 . 586 , 5  3 .529 ,0  - 942 , 5  - 26,7 

Zwischensumme 2 . 586 , 5  3 . 529 ,0  - 942 , 5  - 26,7 

davon ab: 

- veranschlagte Tilgungsausgaben bei Gebietskörperschaften,  Sondervermögen usw. 1 5 1 ,6 1 4 1 , 7  + 9 ,9  + 7 ,0  

Netto-Neuverschuldung 2.434,9 3.387,3 - 952,4 - 28,1 

! 



1 .3.3 Ausgaben 

(1 ) Gesamtüberblick 

201 4  201 3  
Veränderung 201 4  

Ausgabeart 
Mio. EUR Mio. EUR 

gegenüber 201 3  

Mio. EUR v. H. 
Personalausgaben 23. 1 52 ,8  22. 907, 0 + 245,8 + 1 , 1  

Säch liche Verwaltungsausgaben 2 .684,5 2.657,5 + 27,0 + 1 ,0 

Sch uldendienst 3 .837 ,0  4. 1 1 3, 1  - 276 , 1  - 6,7 

Zuweisungen und Zuschüsse (ohne I nvestitionen) 27. 1 5 1 , 7  24.988,7 + 2 . 1 63 ,0 + 8 ,7 

I nvestitionen und I nvestitionsförderungsmaßnahmen 5 .666 ,8  5 .67 1 ,4 - 4 ,6  - 0 , 1 

Besondere Finanzieru ngsausgaben und haushaltstechn ische Verrech nungen - 2 1 0 ,6 - 41 8 ,7  + 208, 1 - 49,7 

Insgesamt 62.282,1 59.91 9,0 + 2.363,1 + 3,9 

(2) Personalausgaben 

201 4 201 3  
Veränderung 2014 

Mio. EUR Mio. EUR 
gegenüber 201 3  

Mio. EUR v. H. 
Aufwendu ngen für Abgeordnete und ehrenamtlich Tätige 65,9 66,2 - 0,3 - 0 ,5  

Bezüge des Ministerpräsidenten,  der Min ister, d e r  Beamten u n d  Richter 1 1 .906,6 1 1 .681 ,3 + 225,3 + 1 , 9 

Entgelte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie Ausbildungsvergütungen 
und sonstige nicht auftei lbare Personalausgaben 2.655 ,0  2 . 533,7 + 1 2 1 , 3  + 4 ,8  

Beschäftigu ngsentgelte und personalbezogene Sachausgaben 1 49 ,0  1 49 ,5  - 0 ,5  - 0 ,3  

Versorgungsbezüge (ohne G r .  434) 5 .938,8 5 .738,0 + 200,8 + 3 ,5  

Beihi lfen, U nterstützungen und dgl .  1 .931 ,9  1 .8 1 4,7  + 1 1 7,2  + 6 ,5  

Globale Mehr- u n d  Minderausgaben bei d e n  Personalausgaben 1 58,2 622 , 1  - 463 , 9  - 74 ,6 

Zuführu ng a n  d i e  Versorgu ngsrücklage für d i e  Versorgungsaufwendu ngen 

des Landes Nord rhein-Westfalen (Gr. 424 und 434) 3) 347 ,5  30 1 ,6 + 45 ,9  + 1 5 ,2  

Insgesamt 23.1 52,8 22.907,0 + 245,8 + 1 ,1 

3) Die Zuführung an die Versorgungsrücklage erfolgt innerhalb der Hauptgruppe 4 aus den Gruppen 424 und 434 (347,5 Mio. EUR) und überdies aus Gruppe 919 (3,0 Mio. EUR). 
Die Gesamtsumme beträgt 350,5 Mio. EUR in 2014 und 304,6 Mio. EUR in 201 3. 

» 
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(3) Sächl iche Verwaltungsausgaben ab 100 Mio. EUR 

2014 201 3  

Mio. EUR Mio. EUR 

Insgesamt 2.684,5 2.657,5 

darunter: 

Geschäftsbedarf u nd Kommunikation sowie Geräte und dgl .  1 73 ,7  1 77 ,2  

Verbra uchsmittel u n d  Haltung von Fahrzeugen u n d  dgl .  1 20 ,2  1 1 9 , 3  

Bewirtschaftu ng der G rundstücke, Gebäude und Räume 232,9 222,9 

Mieten und Pachten 723,3 699,6 

Auslagen in Rechtssachen (Gruppe 532 im Epl .  04) 5 1 8 ,3  5 1 8 ,9  

Aufwandsentschädigungen an Vorm ü nder, Pfleger u n d  Betreuer 229 , 1  220 , 1  

N icht aufteilbare sächl iche Verwaltungsausgaben (Gru ppe 547) 282,0 287 , 5  

Veränderung 2014 

gegenüber 201 3 

Mio. EUR v. H. 
+ 27,0 + 1 ,0 

- 3 ,5  - 2 ,0  

+ 0 ,9  + 0 ,8  

+ 1 0,0  + 4 ,5  

+ 23,7 + 3 ,4 

- 0,6 - 0 , 1  

+ 9 ,0  + 4, 1  

- 5 ,5  - 1 ,9 

» 
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(4) Schuldendienst 

201 4  201 3  
Veränderung 201 4  

M io. E U R  M io. E U R  
gegenüber 201 3 

M io. EUR v. H. 
Sch u ldend ienst für Kredite 

- bei Gebietskörperschafte n ,  Sondervermögen usw. 
- Zinsen 0,4 0,4 ± 0,0 ± 0 ,0 

- Tilgunge n  1 5 1 ,6 1 4 1 , 7  + 9 ,9  + 7 ,0 

- am Kreditmarkt 
- Zinsen 3.685,0 3 .97 1 , 0  - 286,0 - 7,2 

- Tilgungen - - - -

Insgesamt 3.837,0 4.1 1 3,1  - 276,1 - 6,7 

...... 
o 

(5) Ausgaben für Sachinvestitionen 

2014 2013 
Veränderung 2014 

Mio.  EUR Mio.  EUR 
gegenüber 201 3  

Mio. EUR v. H. 
Baumaßnahmen 231 , 1  206,4 + 24, 7  + 1 2 ,0 

Erwerb von Fahrzeugen 72,6 7 1 ,9  + 0 ,7  + 1 ,0 

Erwerb von Geräten und sonstigen beweglichen Sachen 2 1 1 ,7 251 ,5 - 39,8 - 1 5, 8  

Erwerb von u n beweglichen Sachen 42 ,0 45 ,5 - 3 ,5  - 7 ,7 

Insgesamt 557,4 575,3 - 1 7,9 - 3,1 



(6) Ausgaben tÜr Zuweisungen und Zuschüsse außer tÜr Investitionen 

und Ausgaben tÜr Inyestitionsfördermaßnahmen tlnyestitionshaushaltl 

2014 
Mio. EUR 

Ausgaben für Zuweisungen und Zuschüsse außer für Investitionen 27. 1 51 ,7 

davon:  

an Bund 45,7 

an Länder 78,0 
an Gemeinden und Gemeindeverbände 1 5.324,0 

an Sondervermögen 736,3 

an Sozialversicherungsträger 47,6 

an Zweckverbände 689,5 

an öffentliche Unternehmen 1 .396,4 

an private Unternehmen 465,7 

an Sonstige im In land 1 .022 ,6 

an Sonstige im Ausland 1 ,8 

an öffentliche Einrichtungen 4.429,0 

an natürliche Personen 1 .0 1 9 ,8 

an soziale oder ähnl iche Einrichtungen 1 .895,0 

Ausgaben für Investitionsfördermaßnahmen (Investitionshaushalt) 5.1 09,4 

davon:  

an Bund 23,6 

an Länder 1 0,0 

an Gemeinden und Gemeindeverbände 1 .943,4 

an Sondervermögen 0,4 

an Sozialversicherungsträger -

an Zweckverbände 591 ,3 

an öffentliche Unternehmen 820 , 1  

an private U nternehmen 205,0 

an I nland 825,9 

an Ausland 0,2 

an öffentliche Einrichtungen 648 ,3 

Inanspruchnahme aus GewährleistunQen 41 ,2 

Insgesamt 32.261 ,1  

201 3  
Veränderung 2014 

Mio. EUR 
gegenüber 201 3  

Mio. E U R  v .  H .  
24.988,7 + 2.163,0 + 8,7 

34,2 + 1 1 ,5 + 33,6 

54, 1  + 23,9 + 44,2 

1 3.81 7,3 + 1 .506 ,7 + 1 0,9 

558 ,0 + 1 78 ,3 + 32 ,0 

43,7 + 3,9 + 8 ,9  

651 ,0 + 38,5 + 5,9 

1 .332,2 + 64,2 + 4,8 

478 ,4 - 1 2 ,7 - 2,7 

1 .035 ,5 - 1 2 ,9 - 1 ,2 

1 ,8 ± 0,0 ± 0,0 

4.099 , 1  + 329,9 + 8,0 

1 .060,6 - 40,8 - 3,8 

1 .822,8 + 72,2 + 4,0 

5.096,1 + 1 3,3 + 0,3 

21 ,2 + 2,4 + 1 1 ,3 

1 0,0  ± 0,0 ± 0,0 

1 .930,4 + 1 3,0 + 0,7 

0,2 + 0,2 + 1 00,0 
- - -

581 ,5 + 9,8 + 1 ,7 

903,3 - 83,2 - 9,2 

234,6 - 29,6 - 1 2,6 

782,3 + 43,6 + 5,6 

0,2 ± 0,0 ± 0,0 

586,2 + 62 , 1  + 1 0,6 

46,2 - 5,0 - 1 0,8 

30.084,8 + 2.1 76,3 + 7,2 



(7) Besondere Finanzierungsausgaben u nd haushaltstechnische Verrechnungen 

201 4  201 3 
Veränderung 2014 

Mio. EUR Mio. EUR 
gegenüber 201 3 

Mio. EUR v.  H. 
Zufü hrung an Rücklagen, Fonds und Stöcke 593,0 343,0 + 250,0 + 72 ,9 

Globale Mehrausgaben 32,0 25,3 + 6 ,7  + 26 ,5  

Globale Minderausgaben - 838,2 - 789, 1 - 49 , 1  + 6,2 

Haushaltstechnische Verrechn u ngen 2 ,6  2 , 1 + 0 ,5  + 23 ,8 

Insgesamt - 21 0,6 - 41 8,7 + 208,1 - 49,7 

...... 
N 
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2. Das nord rhein-westfäl ische Steueraufkommen und seine Verteilung 

Die Bundesreg ierung ist im Laufe des Jahres 2001 dazu übergegangen , Zu­

ständigkeiten der Bundeskassen zu ändern bzw. länderübergreifend zu bün­

deln .  

D ie von der Bundesverwaltung erhobenen Steuern - neben den reinen Bun­

dessteuern , den Zöllen und der Einfuhrumsatzsteuer als Gemeinschaft­

steuer - werden infolgedessen in der amtlichen Statistik n icht mehr nach 

dem reg ionalen Aufkommen in den einzelnen Ländern , sondern nur  noch in  

einer Summe bundesweit nachgewiesen .  

Die in früheren Finanzberichten a n  d ieser Stelle enthaltenen Ausführu ngen 

und Tabellen zum Steueraufkommen in  Nord rhein-Westfalen und dessen 

Vertei lung auf die Gebietskörperschaften mussten deshalb seit dem Finanz­

bericht 2004/2005 entfa l len . 

Daten zu den Steuereinnahmen des Landes Nordrhein-Westfalen (nach der 

Steuervertei lung,  aufgesch lüsselt nach Steuerarten) können seit Beg inn  des 

Jahres 2003 im I nternet der Landesverwaltung unter www.fm.nrw.de abge­

rufen werden.  
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3. Steuerschätzung für Haushalt und Finanzplanung 

3.1  Ziele und Aufgaben der Steuerschätzung 

Die Steuereinnahmen sind die wichtigste Einnahmequel le des Landeshaus­

halts . 201 2 konnten mit ihnen 74 ,6 v. H .  der berein igten Gesamtausgaben 

finanziert werden.  Die im Haushaltsplan für 201 3 veranschlagten Einnahmen 

i. H .  v. 44,8 Mrd .  EUR spiegeln  die positive Einnahmeentwicklung wider und 

decken rd . 74 ,8 v. H .  der Gesamtausgaben ab.  Aufgrund der weiterh in  posi­

tiven Entwicklu ng am Arbeitsmarkt und des stabi len privaten Konsums geht 

d ie Landesregierung in ih rer Haushaltsplanung von weiteren zusätzlichen 

Einnahmen aus und hat den Steueransatz für 201 4 auf knapp 46 ,9  Mrd .  EUR 

veranschlagt. 

Auch in Zukunft machen d ie Steuereinnahmen den weitaus überwiegenden 

Antei l  der Gesamteinnahmen des Landes aus und sind damit d ie Basis für 

den finanzpolitischen Rahmen der nächsten Jahre .  An die Verlässlichkeit und 

Genauigkeit der Steuerschätzung werden deshalb hohe Erwartungen 

gestellt . U ntermauert wird d iese Forderung durch den in § 1 1  der LHO ver­

ankerten Grundsatz der "Kassenwirksamkeit" . Danach dürfen nur  solche 

Einnahmen und Ausgaben in den Haushaltsplan eingestel lt werden,  d ie im 

Haushaltsjahr effektiv zu erwarten bzw. zu leisten sind , also kassenwirksam 

werden.  Dabei ist jedoch zu berücksichtigen,  dass d ie Vorausschau bei den 

Steuereinnahmen noch schwieriger als bei den Ausgaben ist. Die Steuerein­

nahmeentwicklung ist in  hohem Maße von exogenen Faktoren abhängig , die 

der Fiskus n icht unmittelbar beeinflussen kan n  und deren Ermittlung bereits 

m it erheblichen U nsicherheiten verbunden ist. 

Zu d iesen Faktoren gehören insbesondere: Die wirtschaftl iche Entwicklung,  

d ie Verbrauchs- und Zah lungsgewohnheiten der Steuerzahler und n icht zu­

letzt d ie Reaktionen der Steuerpfl ichtigen auf Steuerrechtsänderungen. 

Letztl ich befinden d ie Steuerzahler zu einem guten Tei l  selber darüber, i n­

wieweit steuerpfl ichtige Tatbestände entstehen und zu kassenmäßigen 

Steuereinnahmen füh ren .  Voraussetzung für d ie Schätzung der Steuerein­

nahmen sind deshalb konkrete Annahmen über d ie Entwicklung der 

exogenen Faktoren .  Diese Annahmen fließen in  d ie jewei l igen Schätz­

methoden e in .  Dabei hat s ich in der Vergangenheit gezeigt, dass eine Viel­

zah l  von Steuerrechtsänderungen oder auch d ie zunehmende Global isierung 

und d ie damit verbundene Vernetzung der internationalen Wirtschaft oftmals 
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zu Strukturbrüchen in der Steueraufkommensentwicklung führen ,  d ie mit den 

vorhandenen I nformationsquel len n icht h inreichend erfasst werden können.  

3.2 Methoden der Steuerschätzung 

3.2.1 Direkte und indirekte Schätzung 

Für d ie Aufstel lung der Haushalte der Gebietskörperschaften ist eine geson­

derte Schätzung des Aufkommens jeder einzelnen Steuerart erforderl ich . 

D ies kann mittels d i rekter oder ind i rekter Schätzverfah ren erfolgen . 

Direkte Schätzverfahren stützen sich ausschl ießl ich auf Vergangenheitswerte 

der zu schätzenden Steuereinnahmen . Aus der Zeitreihe der bisherigen Ein­

nahmen wird ein Trend berechnet und in  d ie Zukunft extrapol iert. Ände­

rungen der erwäh nten exogenen Faktoren,  also des Verhaltens der Steuer­

pfl ichtigen , der wirtschaftlichen Entwicklung , aber auch des Steuerrechts 

selbst, können bei d iesen Methoden n icht berücksichtigt werden .  Sie eignen 

sich daher hauptsäch lich für kurzfristige Schätzungen . 

Eine dynamische Betrachtung ist nur  mit H i lfe von ind i rekten Schätzmetho­

den mögl ich . Sie simul ieren auf der Ebene der Gesamtwirtschaft d ie Veran­

lagung von Durchschn ittssteuerpfl ichtigen.  Ausgehend von einer zunächst 

selbst zu schätzenden Steuerbemessungsgrundlage oder einer geeigneten 

H i lfsgröße ermitteln  sie über den Steuertarif die Steuerschu ld .  In einem 

zweiten Schritt wird das du rch Veran lagungs- und Zahlungsmodal itäten ent­

stehende kassenmäßige Aufkommen abgeleitet. 

Die ind irekten Verfahren werden insbesondere bei den großen Gemein­

schaftsteuern wie Lohn- ,  E inkommen-, Körperschaft- und Umsatzsteuer an­

gewendet. Sie sind wesentlich komplexer a ls die d i rekten Methoden und 

erfordern eine breitere Datenbasis. 

Die Schätzung der Steuerbemessungsgrundlage basiert auf den Daten der 

amtlichen Steuerstatistik, d ie jedoch erst nach erheblicher zeitl icher Verzöge­

rung zur Verfügung stehen . Diese Vergangenheitswerte werden mit H i lfe von 

Tei laggregaten der Volkswirtschaftl ichen Gesamtrechnung fortgesch rieben.  

So wird z. B .  d ie Bruttolohn- und -gehaltssumme als Hi lfs indikator für d ie 

steuerpfl ichtigen Arbeitseinkommen zur Prognose des Lohnsteuerauf­

kommens verwendet. 
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Ausgangspunkt jeder Steuerschätzung ist somit d ie Analyse und Prognose 

der wirtschaftl ichen Entwicklung.  Auf der Grund lage von Konjunktur­

prognosen und Wachstumsprojektionen werden Basisdaten der Volkswirt­

schaftlichen Gesamtrechnung ermittelt. Die wichtigste Größe ist das Brutto­

in landsprodukt (B IP) ,  defin iert als der Marktwert a l ler Güter, d ie in einer 

Volkswirtschaft innerhalb einer bestimmten Periode konsumiert oder inves­

tiert werden , zuzügl ich des Saldos aus Exporten und Importen.  Von der Ent­

stehungsseite des B IP  her müssen d ie Bruttolöhne und -gehälter sowie die 

U nternehmens- und Vermögenseinkommen prognostiziert werden.  Damit 

u nterstel len d ie Schätzergebnisse immer eine Entwicklung,  d ie dem gesamt­

wirtschaftl ichen Durchschn itt entspricht. 

3.2.2 Aufkommenselastizitäten 

Übersch lägige Berechnungen im Rahmen der Steuerschätzung werden 

häufig mit H i lfe von Aufkommenselastizitäten durchgeführt. Elastizitäts­

koeffizienten messen, wie sich das Aufkommen einer Steuer, einer Gruppe von 

Steuern oder des gesamten Steuersystems im Verhältn is zum Wachstum 

des B I P  verändert. Aufkommenselastizitäten vergleichen d ie relativen 

Wachstumsraten des Steueraufkommens mit denen des B IP  (in jewei l igen 

Preisen) .  E ine Elastizität von 1 ,2 bedeutet z. B . ,  dass das Steueraufkommen 

1 , 2-mal so stark wie das B IP  wächst. 

Die einzelnen Steuerarten zeigen beachtliche U ntersch iede in ihren Elasti­

zitäten .  Elastizitätskoeffizienten mit einem Wert, der größer als 1 ist, s ind 

meist bei den einkommensabhängigen Steuern , i nsbesondere der 

Lohnsteuer, zu beobachten.  Hauptursache h ierfür ist der progressive Ein­

kommensteuertarif. Während sich die Umsatzsteuer aufgrund des propor­

tionalen Steuersatzes und der wertgebundenen Bemessungsgrund lage in 

etwa g leichgerichtet mit dem BIP entwickelt, b leibt das Aufkommens­

wachstum der d i rekten Verbrauchsteuern oft infolge der Konsumgewohnhei­

ten der Verbraucher (Sättigu ngseffekte) h inter dem des I n landprodukts zu­

rück. 

Aufgrund d ieser steuerartspezifischen U nterschiede wird die Aufkommens­

elastizität des gesamten Steuersystems maßgeblich vom Gewicht der ein­

zelnen Steuerarten am gesamten Steueraufkommen und von Verschiebun­

gen innerhalb der Steuerstruktu r  bestimmt. 
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Sowohl  d ie E lastizität des gesamten Steueraufkommens als auch einzelner 

Steuerarten schwanken im Zeitablauf sehr. Gründe hierfür l iegen u. a .  in  den 

Veränderungen des Steuerrechts, der Einkommenspyramide, in  dem Ver­

halten der Steuerzahler oder im Veranlagungs- und Erhebungsrhythmus der 

Steuerverwaltung .  

In  der nachstehenden Übersicht 1 s ind d ie Aufkommenselastizitäten des 

deutschen Steuersystems insgesamt sowie e in iger Steuerarten in  der 

langfristigen Entwicklung zusammengestellt. Im Durchschn itt der Jahre 

1 970 - 1 990 und 1 992 - 201 1 4  lag die Aufkommenselastizität für das ge­

samte Steuersystem fast genau bei 1 .  Dies bedeutet, dass d ie Zuwachsrate 

des gesamten Steueraufkommens im langen Durchschnitt in etwa der 

Zuwachsrate des nominalen BIP entsprach . Wie erwartet, lag in d iesem Zeit­

raum d ie Aufkommenselastizität der Lohnsteuer deutl ich über 1 ( 1 ,27) , bei der 

Energ iesteuer unter 1 (0,85) und bei den Steuern vom Umsatz bei ungefähr 

1 ( 1 ,05) .  

I n  den einzelnen Jahren hatten insbesondere Steuerrechtsänderungen 

starke Ausschläge der Elastizitäten zur Folge. In den 80er Jahren sind einer­

seits die Steuersenkungen du rch d ie Steuerreformstufen 1 986, 1 988 und 

1 990 deutlich zu erkennen . Diese Änderungen lassen sich insbesondere an 

dem Elastizitätskoeffizienten der Lohnsteuer ablesen .  Andererseits spiegelt 

das starke Ansteigen der Gesamtaufkommenselastizität im Jahr 1 989 ( 1 ,40) 

die Mehreinnahmen durch die Erhöhung der Verbrauchsteuern sowie die 

zeitwei l ige Erhebung der Quellensteuer wider. Die Erhöhung der Energ ie­

steuer im Jahr 1 989 ist deutlich an deren hohen Elastizitätskoeffizienten 

(3, 1 9) abzulesen .  

D ie Zahlen ab 1 99 1  beziehen sich auf das gesamte Bundesgebiet, also ein­

sch l ießl ich der neuen Länder. Durch die hohen Transferleistungen von West 

nach Ost stiegen in den neuen Ländern d ie gesamtwirtschaftlichen Nach­

frageaggregate wesentl ich stärker als d ie vom B I P  abgebi ldete gesamtwirt­

schaftl iche Produktion . Dies bewirkte insbesondere bei den an Nachfrage­

größen anknüpfenden Steuerarten einen erheblichen Elastizitätssprung.  

4 Die Jahre a b  1 991 wurden aus den Durchschnittsberechnungen ausgeklammert, da eine Vergleichbarkeit nicht mehr ge­
geben ist. Die Bundessteuern werden nur noch für das gesamte Erhebungsgebiet, d. h. alte und neue Bundesländer zu­
sammen, ausgewiesen. 



Aufkommenselastizität des deutschen Steuersystems und kassenmäßige Steuerquote 1 970 - 201 2  
(bis einsehl. 1990: früheres Bundesgebiet; ab 1991 : einsehl. Beitrittsgebiet) 

Brutto- Steuerauf- Lohn- Aufkommen kassenm. 
Elastizität Elastizität Elastizität Energie- Elastizität 

inlands- Verände-
kommen Verände-

(Spalte 4 steuerauf- Verände-
(Spalte 7 an Steuern Verände-

(Spalte 10 steuerauf- Verände-
(Spalte 13 

Steuerquote 

produkt rung zum 
insgesamt rung zum 

zu kommen rung zum 
zu vom Umsatz rung zum 

zu kommen rung zum 
zu 

Jahr 1) Vorjahr 2) Vorjahr 
Spalte 2) 2) Vorjahr 

Spalte 2) 2) Vorjahr 
Spalte 2) 2) Vorjahr 

Spalte 2) 

(Spalte 3 

zu 

Spalte 1 )  

Mrd. EUR v. H. Mrd. EUR v. H. Mrd. EUR v. H. Mrd. EUR v. H. Mrd. EUR v. H. v. H. 

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 1 1  12 13 14 15 

1970 360.6 78.8 1 7.9 19.5 5.9 21 ,85 

1971 400.2 + 1 1 .0 88,1 + 1 1 ,9 1 ,08 2 1 ,9 + 22,0 2,00 2 1 ,9 + 1 2,5 1 , 14 6,3 + 7,9 0,72 22,02 

1972 436,4 + 9,0 100,7 + 1 4,3 1 ,58 25,4 + 16,3 1 ,80 24,0 + 9,5 1 ,05 7,3 + 14,6 1 ,62 23,08 

1973 486,0 + 1 1 ,4 1 1 4,9 + 1 4, 1  1 ,24 3 1 ,3 + 23,1 2,03 25,3 + 5,3 0,47 8,5 + 16,6 1 ,46 23,65 

1 974 526,0 + 8,2 1 22,9 + 6,9 0,84 36,8 + 1 7 ,5 2 , 1 2  26,2 + 3,4 0,41 8,2 3,2 - 0,46 23,37 

1 975 551,0 + 4,8 1 23,8 + 0,7 0 , 1 5  36,4 1 , 1  - 0,23 27,7 + 5,7 1 ,20 8,8 + 6,7 1 ,40 22,46 

1 976 597,4 + 8,4 137,0 + 1 0,7 1 ,27 41 ,2 + 13,2 1 ,57 29,9 + 8,1 0,96 9,3 + 5,8 0,69 22,93 

1977 636,5 + 6,6 153,2 + 1 1 ,8 1 ,8 1  46,4 + 1 2,6 1 ,92 32,1 + 7,2 1 , 1 0  9,8 + 5,9 0,90 24,06 

1 978 678,9 + 6,7 163,2 + 6,5 0,98 47,0 + 1 ,4 0,21 37,5 + 16,9 2,53 10,5 + 6,7 1 ,00 24,03 

1979 737,4 + 8,6 1 75,4 + 7,5 0,87 49,6 + 5,5 0,64 43,1 + 14,9 1 ,74 10,8 + 3,3 0,38 23,78 

1980 788,5 + 6,9 186,1 + 6,1  0,88 57,0 + 14,9 2 , 1 5  47,8 + 1 1 ,0 1 ,58 10,9 + 1 ,0 0,14 23,60 

1981 825,8 + 4,7 189,3 + 1 ,7 0,37 59,6 + 4,5 0,95 50,0 + 4,6 0,98 1 1 ,3 + 3,9 0,82 22,93 

1982 860,2 + 4,2 193,6 + 2,2 0,54 63,1 + 5,9 1 ,4 1  50,0 0,1  - 0,02 1 1 ,7 + 3,0 0,71 22,50 

1983 898,3 + 4,4 202,7 + 4,7 1 ,07 65,9 + 4,4 1 ,00 54,1 + 8,3 1 ,89 1 1 ,9 + 2,2 0,50 22,57 

1 984 942,0 + 4,9 2 1 2 ,0 + 4,6 0,94 69,7 + 5,8 1 , 1 9  56,5 + 4,4 0,89 12,3 + 3,0 0,61 22,50 

1 985 984,4 + 4,5 223,5 + 5,4 1 ,2 1  75,5 + 8,3 1 ,84 56,2 0,6 - 0 , 1 5  1 2 , 5  + 2,0 0,45 22,70 

1 986 1 .037,1 + 5,4 231 ,4 + 3,5 0,66 77,8 + 3,1 0,58 56,8 + 1 ,2 0,22 1 3 , 1  + 4,6 0,86 22,31 

1 987 1 .065,1 + 2,7 239,5 + 3,5 1 ,31 83,9 + 7,8 2,91 60,7 + 6,9 2,55 13,4 + 1 ,9 0,71 22,49 

1 988 1 .1 23,3 + 5,5 249,6 + 4,2 0,77 85,6 + 2,0 0,37 63,0 + 3,8 0,69 13,8 + 3,4 0,63 22,22 

1 989 1 .200,7 + 6,9 273,7 + 9,7 1 ,40 93,0 + 8,6 1 ,24 67,2 + 6,6 0,96 16,9 + 2 1 ,9 3 , 1 9  22,80 

1 990
3) 1 .306,7 + 8,8 281 , 1  + 2,7 0,30 90,8 2,3 - 0,29 75,5 + 1 2,2 1 ,39 1 7,7 + 5,0 0,57 2 1 ,5 1  

Durchschnitt 
+ 6,6 + 6,6 0,99 + 8,4 

1971 - 1990 
1,27 + 7,0 1,05 + 5,7 0,85 22,83 

1991
4) 

1 .534,6 + 1 7,4 338,4 + 20,4 1 , 1 7  1 09,5 + 20,6 1 , 1 8  9 1 ,9 + 2 1 ,8 1 ,25 24,2 + 36,6 2 , 1 0  22,05 

1992 1 .648,4 + 7,4 374,1 + 10,5 1 ,42 1 26,4 + 15,5 2,08 1 0 1 , 1  + 1 0,0 1 ,36 28,2 + 1 6,7 2,25 22,70 

1 993 1 .696,9 + 2,9 383,0 + 2,4 0,81 1 31 ,9 + 4,3 1 ,47 1 1 0,6 + 9,4 3,20 28,8 + 2,0 0,68 22,57 

1 994 1 .782,2 + 5,0 402,0 + 4,9 0,98 136,3 + 3,3 0,66 120,5 + 9,0 1 ,78 32,6 + 13,4 2,67 22,55 

1 995 1 .848,5 + 3,7 416,3 + 3,6 0,96 144,5 + 6,1  1 ,63 120,0 0,5 - 0 , 1 2  33,2 + 1 ,6 0,44 22,52 

1 996 1 .875,0 + 1 ,4 409,0 1 ,8 - 1 ,22 1 28,5 - 1 1 , 1  - 7,76 1 2 1 ,3 + 1 , 1  0,77 34,9 + 5,2 3,62 2 1 ,82 

1 997 1 .912,6 + 2,0 407,6 0,4 - 0,18 1 27 , 1  1 ,0 - 0,52 1 23,2 + 1 ,6 0,78 33,7 3,3 - 1 ,64 2 1 ,31 

1 998 1 .959,7 + 2,5 425,9 + 4,5 1 ,83 132,1  + 3,9 1 ,57 1 27,9 + 3,9 1 ,57 34,1 + 1 ,0 - 0,41 2 1 ,73 

1 999 2.000,2 + 2 , 1  453,1 + 6,4 3,09 1 33,8 + 1 , 3  0,64 137,2 + 7,2 3,49 36,4 + 6,9 3,34 22,65 

2000 2.047,5 + 2,4 467,3 + 3,1 1 ,32 1 35,7 + 1 ,4 0,61 140,9 + 2,7 1 , 1 5  37,8 + 3,8 1 ,60 22,82 

2001 2 . 1 0 1 ,9 + 2,7 446,2 4,5 - 1 ,69 1 32,6 2,3 - 0,86 138,9 1 ,4 0,52 40,7 + 7,6 2,85 2 1 ,23 

2002 2 . 1 32,2 + 1 ,4 441,7 1 ,0 - 0,71 1 32,2 0,3 - 0,23 138,2 0,5 - 0,37 42,2 + 3,7 2,56 20,72 

2003 2 . 1 47,5 + 0,7 442,1 + 0,1 0,13 1 33,1  + 0,7 0,95 1 37,0 0,9 - 1 ,2 1  43,2 + 2,4 3,29 20,59 

2004 2 . 1 95,7 + 2,2 442,8 + 0,2 0,07 1 23,9 6,9 - 3,08 1 37,4 + 0,3 - 0,12 4 1 ,8 3,3 - 1 ,45 20, 1 7  

2005 2.224,4 + 1 ,3 452,0 + 2,1 1 ,59 1 1 8,9 4,0 - 3,07 1 39,7 + 1 ,7 1 ,3 1  40,1 4,0 - 3,08 20,32 

2006 2.313,9 + 4,0 488,4 + 8,0 2,00 1 22,6 + 3 , 1  0,77 146,7 + 5,0 1 ,24 39,9 0,5 - 0,1 1 2 1 , 1 1 

2007 2.428,5 + 5,0 538,2 + 10,2 2,06 1 3 1 ,8 + 7,5 1 ,51 169,6 + 1 5,6 3 , 1 6  39,0 2,4 - 0,49 22, 16 

2008 2.473,8 + 1 ,9 561,2 + 4,3 2,28 1 4 1 ,9 + 7,7 4 , 1 2  176,0 + 3,7 2,01 39,2 + 0,8 - 0,40 22,69 

2009 2.374,5 4,0 524,0 6,6 - 1 ,65 1 35,2 4,7 - 1 , 1 8  177,0 + 0,6 - 0,14 39,8 + 1 ,5 0,36 22,07 

2010 2.496,2 + 5 , 1  530,6 + 1 ,3 0,25 127,9 5,4 - 1 ,05 180,0 + 1 ,7 0,34 39,8 + 0,0 0,01 21 ,26 

201 1 2.592,6 + 3,9 573,4 + 8 , 1  2,09 139,7 + 9,3 2,40 190,0 + 5,5 1 ,44 40,0 + 0,5 0 , 1 3  22, 1 1  

201 2 2.644,2 + 2,0 600,0 + 4,7 2,34 149,1 + 6,7 3,35 194,6 + 2,4 1 ,22 39,3 1 ,8 - 0,92 22,69 

Durchschnitt 
2,6 

1 992 - 2012 
+ + 2,8 1,05 + 1,5 0,56 + 3,6 1,39 + 2,3 0,89 21,81 

1) In jeweiligen Preisen, Stat. Bundesamt, Fachserie 18 Reihe 1 .5; Stand: Juni 2013; ab 1 99 1 :  Ergebnisse der VGR-Revision 201 1 .  

2) Stat. Bundesamt, Finanzen und Steuern, Fachserie 1 4  Reihe 4. 

3) Bezogen auf das frühere Bundesgebiet; die Vergleichbarkeit mit den Vorjahreszahlen ist wegen der Interdependenzen zwischen den alten und den neuen Bundesländern eingeschränkt. 

4) Die Daten ab 1991 betreffen das gesamte Bundesgebiet. Die Vergleichbarkeit mit dem Vorjahr ist daher eingeschränkt. 
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Auch die Aufkommenselastizitäten der einkommensabhängigen Steuern la­

gen in  den neuen Ländern zunächst weit über dem Westn iveau .  U rsache 

dafür war u. a. die Angleichung des Lohnn iveaus und das damit verbundene 

H ineinwachsen von immer mehr Einkommensbeziehern in  d ie Steuerpflicht 

sowie in höhere Grenzsteuersätze . 

Oie hohen Ausschläge in  den Elastizitäten spiegeln darüber h inaus die Viel­

zah l  der seit Beg inn  der 90er Jahre in Kraft getretenen Steuerrechtsände­

rungen wider. Zu nennen sind z. B .  d ie Erhöhung des Grundfreibetrages zur 

Freistel lung des Existenzmin imums und d ie Verrechnung des Kindergeldes 

mit dem Lohnsteueraufkommen bei g leichzeitiger Erhöhung des Kindergel­

des durch das Jahressteuergesetz 1 996 oder d ie Tarifsenkungen durch das 

Gesetz zur Senkung der Steuersätze und zur Reform der Unternehmens­

besteuerung (2001 ) .  

I n  2009, dem Jahr  der  Finanz- und  Wirtschaftskrise , ist das B IP  erstmals 

nominal gesunken .  Das Steueraufkommen ging deutlich überproportional zu­

rück. Oie Elastizität betrug - 1 ,65. Ursäch lich dafür waren neben konjunktu­

rellen Mindereinnahmen zah l reiche Steuersenkungen , u. a. zur Stützung der 

wirtschaftl ichen Entwicklung (Konjunkturpakete I und 11, Entfernungspauschale, 

Korrekturen der Unternehmensteuerreform im Rahmen des Bürgerentlastungs­

gesetzes) . 

Anhebungen des Umsatzsteuernormalsatzes l ießen die Elastizitäten der 

Steuern vom Umsatz in  den Jahren 1 993, 1 998/99 und 2007 in  d ie Höhe 

schießen .  Bei der Energ iesteuer s ind erhöhungsbed ingte Aussch läge in den 

Jahren 1 992, 1 994 und 1 999 - 2003 sichtbar. Oie negativen Elastizitäten der 

Jahre 2004 - 2008 sind das Ergebnis von Absatzrückgängen , d ie z. T. auf 

Ausweichreaktionen zurückzuführen sein dürften . I nsbesondere im g renz­

nahen Bereich führten die hohen Benzinpreise zu vermehrtem "Tank­

tourismus" . 

3.3 Arbeitskreis "Steuerschätzungen" und dessen "Länderausschuss" 

Eine wichtige Informationsquelle und Basis für die Steuerschätzung des Lan­

des sind d ie Ergebn isse des Arbeitskreises "Steuerschätzungen", der sich im 

Jahr 1 955 konstitu iert hat. Er ist ein politisch unabhäng iger Kreis von Sach­

verständigen ,  der in der Regel zweimal jährlich tagt und für jede in der Bun­

desrepubl ik erhobene Steuerart (mit Ausnahme der Kirchensteuer) eine 
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Schätzung vornimmt. Im Mai erfolgt eine mittelfristige Schätzung für den 

Zeitraum der anstehenden Mittelfristigen Finanzplanung.  Im Herbst - vor der 

abschl ießenden Lesung des Bundeshaushalts - wurden bisher die Steuer­

einnahmen für das jeweils laufende und für das kommende Haushaltsjahr 

noch einmal überprüft. Im November 201 0 wurde der Schätzzeitraum um ein 

d rittes Jahr erweitert. Seit November 201 1 wird eine Schätzung für das 

laufende Haushaltsjahr sowie d ie fünf Folgejahre durchgefü hrt. 

Dem Arbeitskreis gehören der Vertreter des Bundesmin isters der Finanzen 

(Vorsitzender) ,  Vertreter des Bundesministers für Wirtschaft und Techno­

log ie, Vertreter der Finanzminister/- innen bzw. -senatoren/-in der Länder, der 

Bundesverein igung kommunaler Spitzenverbände, des Statistischen Bun­

desamtes, der Deutschen Bundesbank, des Sachverständ igenrates zur Be­

gutachtung der gesamtwirtschaftl ichen Entwicklung und der führenden Wirt­

schaftsforschu ngsinstitute an .  

Wichtigstes Ziel bei der  Grü ndung des Arbeitskreises im Jahr  1 955 war, d ie 

Vorausschätzung der Steuereinnahmen auf mögl ichst einheitl iche Annahmen 

und Methoden zu stützen und die Schätzung der zu erwartenden Steuer­

einnahmen aus der politischen Diskussion zu nehmen . 

Gemeinsame Basis für al le im Arbeitskreis vorgelegten Schätzvorsch läge 

sind die vom Arbeitskreis "Gesamtwirtschaftliche Vorausschätzungen" beim 

Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie erarbeiteten Grund­

annahmen für d ie gesamtwirtschaftliche Entwicklung im Bundesgebiet. D iese 

Vorgaben der Bundesregierung haben erheblichen Einfluss auf das Ergebnis 

der Schätzung .  Dabei werden d ie kurzfristigen Konjunkturprognosen der 

Bundesreg ierung g rundsätzlich im Anschluss an die Frühjahrs- bzw. Herbst­

gutachten g roßer Wirtschaftsforschungsinstitute veröffentlicht, d ie ebenfal ls 

Vertreter in den Arbeitskreis entsenden .  

Im Frühjahr 2008 gaben d ie  Wirtschaftsforschungsinstitute im Rahmen ihrer  

Gemeinschaftsd iagnose erstmals auch eine mittelfristige Prognose ab.  Be­

sondere Probleme entstehen bei der zeitl ichen Vorhersage von konjunk­

turel len Umbrüchen .  Mittelfristig können deshalb led igl ich model lhafte Sze­

narien abgeleitet werden. Bei den mittelfristigen Vorgaben der Bundesre­

g ierung handelt es sich daher um Projektionen .  Sie zeichnen die angestrebte 

und für erreichbar gehaltene Entwicklung auf. Die Bestrebungen der Finanz­

pol itiker nach mögl ichst realitätsnahen Steuerschätzungen konkurrieren inso-
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weit mit der von den Wirtschaftspolitikern gewünschten Signalwirkung posi­

tiver Projektionen .  

Gerade be i  den langen Schätzperioden (fünf bzw. sechs Kalenderjahre) 

können sich hohe Fehlerquoten ergeben .  Im beg innenden wirtschaftl ichen 

Abschwung besteht die Tendenz, d ie Steuereingänge zu überschätzen .  

Umgekehrt u nterschätzen d ie Modelle zumeist d i e  tatsäch liche Entwicklung 

in Jahren mit aufwärts gerichtetem Wirtschaftswachstum.  

Auch d ie  in d ie Schätzung eingehenden Wirkungen der  jeweils aktuellen 

Steuerrechtsänderungen legt die Bundesregierung vor. Solange die Wir­

kungen der Rechtsänderungen noch n icht in die statistische Datenbasis für 

d ie Steuerschätzung eingegangen sind , werden i .  d .  R .  die Schätzungen der 

entsprechenden Mehr- oder Mindereinnahmen des Bundesfinanzministe­

riums übernommen. Ausnahmen gab es bisher nur  in den Fällen ,  in denen 

aus der tatsächl ichen Entwicklung der Steuereinnahmen Feh lschätzungen 

offen zu Tage traten .  Dies geschieht äußerst selten ,  da Fehler bei der Kal­

ku lation der Wirkungen von Steuerrechtsänderungen im Allgemeinen in der 

Gesamtheit der Steuereingänge untergehen . 

Der Arbeitskreis "Steuerschätzungen" l iefert Prognosen für jede Steuerart. 

Soweit es die Datenbasis erlaubt, legt er getrennte Schätzungen für das alte 

und das neue Bundesgebiet vor. Außerdem ordnet der Arbeitskreis seine 

Steuereinnahmeerwartungen den drei Ebenen der Gebietskörperschaften 

(Bund,  Länder, Gemeinden) zu.  Der Bund übernimmt i. d .  R. d ie Ergebnisse 

des Arbeitskreises - ergänzt um Korrekturposten für von der Bundesre­

g ierung geplante , aber noch n icht parlamentarisch verabschiedete Steuer­

rechtsänderungen - in seinen jewei l igen Haushaltsplan bzw. in d ie Mittel­

fristige Finanzplanung .  

Zur  Ermittlung der  zukünftigen Steuereinnahmen eines Landes muss d ie  

Summe der Steuereinnahmen der Länder regional isiert, d .  h .  auf d ie  einzel­

nen Länder aufgeteilt werden.  Ein erster Schritt zu d ieser Auf tei lung ist d ie 

sogenannte Schematische Reg ional isierung durch den Länderausschuss 

"Reg ionalisierung" .  Alle vom Grundsatz her nach dem örtlichen Aufkommen 

vertei lten Steuereinnahmen werden an hand der Ist-Eingänge des letzten 

aktuel l  verfügbaren 1 2-Monats-Zeitraums auf die Länder vertei lt . 



- A 22 -

Diese Ergebnisse sind d ie Basis für eine schematische Vertei lung des Um­

satzsteueranteils der Länder, d ie Vorabkalku lation der Zah lungsströme im 

Länderfinanzausgleich sowie eines Teils der Bundesergänzungszuweisungen. 

3.4 Schätzung der Steuereinnahmen auf Landesebene 

Die Schematische Reg ional isierung wird einheitl ich von a l len Ländern als 

eine interne Arbeitsunterlage angesehen. Sie ist e ine Basis für die Ableitung 

der jeweil igen Haushaltsansätze. Sicher ist, dass kein Land die Ergebn isse 

der Schematischen Reg ional isierung ungeprüft übernehmen kann .  Im Rah­

men der Finanzautonomie der Länder ist es selbstverständl ich , dass eigene 

Überlegu ngen über d ie zukünftigen Entwicklungen in d ie Steuerschätzung 

einfl ießen.  

Notwendigkeiten zu Korrekturen ergeben sich zum einen aus dem System 

der Schematischen Reg ional isierung selbst und zum anderen aus den der 

Steuerschätzung zugrunde l iegenden Verfahren .  

Zunächst ist zu beachten ,  dass die Schematische Reg ional isierung d ie 

einem Land für e in Haushaltsjahr zustehenden Umsatzsteuereinnahmen be­

rechnet. Aufgrund der nachträgl ichen Abrechnung der Umsatzsteuervertei­

lung zwischen den Ländern unterscheiden sich d iese Beträge teilweise deut­

l ich von den im entsprechenden Haushaltsjahr kassenmäßig zu buchenden 

Zahlungsströmen.  

Der sogenannte vorläufige Vollzug der Umsatzsteuer richtet sich nach der 

1 .  Durchführungsverordnung zu § 1 3  Finanzausgleichsgesetz (FAG) . Sie legt 

den v. H . -Satz fest, den die Zahlerländer täglich aus ihren Umsatzsteuer­

aufkommen für Zwecke des Umsatzsteuerausg leichs (und den Länder­

finanzausgleich) an den Bund als ClearingsteIle abführen müssen.  Der Ab­

füh rungssatz richtet sich nach den Ist-Ergebnissen der letzten vier abgerech­

neten Quartale.  Den Werten für 201 3 l iegen damit d ie Steuereingänge im 

vierten Quartal 201 1 und den ersten d rei  Quartalen 201 2 zugru nde. 

Vierteljährl ich, jewei ls im März, Juni ,  September und Dezember, wird nach 

den dann vorl iegenden Quarta lszahlen abgerechnet. Damit setzen sich die 

Umsatzsteuereinnahmen eines Jahres aus dem Abrechnungsbetrag des 

Vorjahres, den Einnahmen der ersten d rei abgerechneten Quartale sowie den 

Einnahmen nach dem vorläufigen Vollzug für das letzte Quartal zusammen. 

Gerade du rch d ie n iedrige Steuerkraft der neuen Länder ist das Transfer-



- A 23 -

volumen der Umsatzsteuerverte i lung erhebl ich angestiegen . Die Abweichun­

gen zwischen den kassenmäßigen Einnahmen und den dem Land für das 

entsprechende Haushaltsjahr zustehenden Einnahmen können deshalb 

durchaus im d reisteI l igen Mi l l ionenbereich l iegen . 

Auch durch d ie Zerlegungs- bzw. C learingverfahren ,  mit denen eine n icht 

sachgerechte , d. h .  dem Sinn des Prinzips des örtl ichen Aufkommens wider­

sprechende Vertei lung von Lohnsteuer, Körperschaftsteuer, Abgeltungsteuer 

u nd Feuerschutzsteuer korrigiert wird , können bei einzelnen Ländern erheb­

liche Einnahmeschwankungen auftreten .  Durch den nachgelagerten Ein­

nahmeausg leich zwischen den Ländern ist es in den vergangenen Jahren 

vermehrt zu tei ls erheblichen Verwerfungen bei den kassenmäßigen Zu­

flüssen gekommen . Verstärkt wurde d ieser Effekt durch den zunehmenden 

Einfluss von Großunternehmen auf das Steueraufkommen. 

Weitere Gründe, d ie Ergebnisse der Schematischen Reg ional isierung für 

Zwecke der landeseigenen Steuerschätzung zu überarbeiten ,  sind : 

• Die Steuerschätzung wi rd i .  d .  R. nach geltendem Rechtsstand durchge­

führt. Anstehende, aber noch n icht endgültig besch lossene Steuerrechts­

änderu ngen können folgl ich auch von der Schematischen Regional isie­

rung n icht berücksichtigt werden.  

• Zeitlich befristete oder einmalige Sonderentwicklungen in einzelnen Län­

dern können zu erheblichen strukturellen Verzerrungen im Einnahme­

gefüge al ler Länder führen .  Da jedoch erhebliche Schwierigkeiten be­

stehen , Sondereffekte einheitl ich zu defin ieren,  insbesondere für al le Län­

der verbindl iche Größenvorgaben festzulegen , werden die Regional i­

sierungsgrund lagen i .  d .  R. n icht um derartige Effekte berein igt. 

• Die Schätzverfahren des Arbeitskreises basieren wie erläutert auf gesamt­

wi rtschaftl ichen Modellen .  Isol ierte Prognosen der wirtschaftlichen Ent­

wicklung der einzelnen Länder werden n icht erstel lt . Auch eine real istische 

Prognose der bundesweiten wirtschaftl ichen Entwicklung muss n icht für 

jedes einzelne Land in g le ichem Maße zutreffen .  Hier müssen unter­

sch ied l iche wi rtschaftliche Tendenzen berücksichtigt werden.  Auch Son­

derentwicklungen einzelner Länder können von den auf einer h istorischen 

Datenbasis aufbauenden Modellen keinen N iederschlag finden. 



- A 24 -

3.5 Zuverlässigkeit der Schätzergebnisse in Nord rhein-Westfalen 

Eine Gegenüberstel lung der im Haushalt des Landes Nord rhein-Westfalen 

ausgewiesenen Schätzergebnisse und der tatsächl ichen Ist-Einnahmen der 

Jahre 1 96 1  - 201 2 (Übersicht 2) zeigt, dass es neben Überschätzungen 

auch weit h inter der Ist-Entwicklung zurückgebliebene Veranschlagungen 

gegeben hat. Die Fehlerquote reicht von + 1 0, 1  v. H .  ( 1 969) bis - 8 , 1 v. H.  

(2001 ) .  

Da  das Haushaltssol l  n icht in  a l len Jahren während des Haushaltsvol lzugs 

durch Nachträge an d ie Ist-Entwicklung angepasst worden ist, s ind die Soll­

Ist-Abweichungen nur  eingeschränkt vergleichbar. Dennoch macht ein Ver­

g leich der Fehlerquoten der Steuerschätzung mit der Konjunkturentwicklung 

deutl ich, dass n icht nur  d ie tatsächl iche Steuere innahmeentwicklung , son­

dern auch deren Schätzung vom Konjunkturverlauf geprägt wird . Dies g i lt be­

sonders für d ie 60er und 70er Jahre ,  i n  denen d ie Konjunkturzyklen klar ab­

grenzbar waren,  für das Ende der 80er Jahre und den Anfang der 90er 

Jahre ,  aber auch für d ie Jahre 2006 u nd 2007. Im beg innenden wi rtschaft­

l ichen Abschwung wurden die Steuereingänge häufig überschätzt, während 

die E innahmen in Jahren m it aufwärts gerichteter Wirtschaftsentwicklung oft 

zu n iedrig veranschlagt wurden.  
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Übersicht 2 

Vergleich der im Landeshaushaltsplan ausgewiesenen Schätzergebnisse 
(Haushaltsansätze) m it der tatsächlichen Steuereinnahmeentwicklung 

der Jahre 1 961  - 201 2 

Haushaltssoll Haushaltsist 

Jahr 
• Mio. EUR · 

Veränd. z. Vor]. 
• Mio. EUR · 

Veränd. z. Vor]. Differenz zum Soll 
, v. H. · , v. H . • · Mlo. EUR · , v. H . · 

1 2 3 4 5 6 7 

1961 3.775,7 x 4.074,3 x + 298,5 + 7,9 
1962 4 .810, 1 + 27,4 4 539.7 + 1 1 ,4 - 270.5 5.6 
1963 4.855,2 + 0.9 4.530,9 - 0.2 · 324.3 - 6,7 
1964 4.837,2 - 0,4 4.912,6 + 8,4 + 75,4 + 1 ,6 
1965 5. 154,7 + 6,6 5. 1 49,2 + 4.8 - 5,5 0,1 
1966 5.704,4 + 1 0,7 5.379,0 + 4.5 - 325,4 - 5,7 
1967 5.859,6 + 2,7 5.547,9 + 3,1  · 31 1 ,6 - 5,3 
1968 5.668,8 - 3,3 5.974,0 + 7,7 + 305,2 + 5,4 
1969 6.349,4 + 12,0 6.989,2 + 1 7.0 + 639,8 + 10 ,1  

1 961/1 969 47.015,2 + 6,7 47.096,9 + 7,0 + 81,7 + 0,2 

1970 7.482,8 + 17,9 7.485,5 + 7,1 + 2,8 + 0,0 
1971 8.254,8 + 10,3 8.343,8 + 1 1 ,5 + 89,0 + 1 , 1  
1972 9.476,8 + 14,8 9.772,5 + 17 , 1  + 295,7 + 3 , 1  
1973 1 0.875,2 + 14,8 1 1 . 1 63,0 + 14,2 + 287,9 + 2,6 
1974 12.772,1 + 1 7,4  12.291 ,6 + 1 0 , 1  - 480,5 - 3,8 
1975 1 1 .759,7 - 7,9 1 1 .94 1 ,0 - 2,9 + 181 ,3 + 1 ,5 
1976 12.782,3 + 8,7 1 3.394,5 + 12.2 + 612,2 + 4,8 
1977 1 4.674 , 1  + 14,8 1 4.972,4 + 1 1 ,8 + 298,3 + 2,0 
1978 1 5.788,7 + 7,6 1 5.961 ,7 + 6.6 + 1 73,0 + 1 , 1 
1979 16.596.5 + 5,1  17.268,9 + 8,2 + 672,4 + 4 , 1  

1 970/1979 120.462,9 + 1 0,1 122.595,0 + 9,5 + 2.1 32,0 + 1 ,8 

1980 1 8.202,0 + 9,7 18. 1 02,8 + 4,8 - 99,2 - 0,5 
1 98 1  1 8.554,8 + 1 ,9 17.935,9 - 0.9 - 61 8,9 - 3,3 
1 982 18.906,6 + 1 ,9 1 8.466,7 + 3,0 - 439.8 - 2,3 
1983 19.086,5 + 1 ,0 19.263,2 + 4,3 + 1 76,7 + 0,9 
1984 20. 142,5 + 5,5 20.081 , 8  + 4,2 - 60,7 · 0,3 
1985 21 .218,6 + 5,3 20.970,5 + 4,4 - 248, 1  - 1 ,2 
1986 22. 1 1 3,4 + 4,2 22.271 ,5 + 6,2 + 1 58, 1 + 0,7 
1987 23.499,0 + 6,3 23. 1 36,5 + 3,9 - 362,5 - 1 ,5 
1 988 23.723,9 + 1 ,0 24. 1 90,1  + 4,6 + 466,2 + 2,0 
1989 25.053,3 + 5,6 26.831 ,9 + 10,9 + 1 .778,6 + 7,1  

1 98011989 210.500,6 + 4,2 211 .251,0 + 4,5 + 750,5 + 0,4 

1990 26.331 ,5 + 5,1  27. 1 08,5 + 1 ,0 + 777,0 + 3,0 
1 991  27.866,4 + 5,8 28.703,0 + 5,9 + 836,6 + 3,0 
1 992 30.677,5 + 1 0 , 1  31 .319,0 + 9,1  + 641 ,5 + 2,1  
1 993 32.037,5 + 4,4 32.005,4 + 2,2 - 32,1 · 0,1 
1 994 32.671 ,6 + 2,0 32.280,8 + 0,9 - 390,7 - 1 ,2 
1 995 33.888,4 + 3,7 33.914,7 + 5,1  + 26,3 + 0,1  
1996 34.933,7 + 3 , 1  33.93 1 , 1  + 0,0 · 1 .002,6 - 2,9 
1 997 34.545,4 · 1 , 1  33.373,4 · 1 ,6 - 1 . 1 72,0 · 3,4 
1 998 34.842,0 + 0,9 35.075,4 + 5,1  + 233,4 + 0,7 
1 999 36.425,5 + 4,5 36.830,5 + 5,0 + 405,0 + 1 , 1 

1 990/1 999 324.219,5 + 3,8 324.541 ,8 + 3,2 + 322,3 + 0,1 

2000 37.707,8 + 3,5 37.796,9 + 2,6 + 89, 1 + 0,2 
2001 36.609,0 - 2,9 33.639, 1 - 1 1 ,0 · 2.969,9 - 8,1 
2002 36.783,0 + 0,5 35.923,8 + 6,8 - 859,2 - 2,3 
2003 34.695,0 · 5,7 33.398,5 · 7,0 - 1 .296,5 · 3,7 
2004 33.900,0 - 2,3 33.912,0 + 1 ,5 + 1 2,0 + 0,0 
2005 34.340,0 + 1 ,3 34.700,7 + 2,3 + 360,7 + 1 , 1 
2006 36.445,0 + 6,1 37.043,8 + 6,8 + 598,8 + 1 ,6 
2007 40.250,0 + 1 0,4 40.522,9 + 9,4 + 272,9 + 0,7 
2008 4 1 . 880,0 + 4,0 42. 1 1 8,2 + 3,9 + 238,2 + 0,6 
2009 38.505,0 · 8,1  38.461 ,4 - 8,7 · 43,6 - 0,1 

2000/2009 371 .1 14,8 + 0,6 367.517,2 + 0,4 · 3.597,6 - 1 ,0 

201 0  36.800,0 • 4,4 38.002,0 · 1 ,2 + 1 .202,0 + 3,3 
201 1 40.230,0 + 9,3 4 1 .070,5 + 8 , 1  + 840,5 + 2,1  
201 2 43. 1 00,0 + 7,1 43.4 1 5,0  + 5,7 + 3 1 5,0 + 0,7 

1 961/2012 1 .1 93.443,0 + 4,9 1 .1 95.489,4 + 4,7 + 2.046,4 + 0,2 

1993 · 1995: Bruttoveranschlagung der Beiträge des Landes zum Fonds "Deutsche Einheit". 

2009 • 2010: Vergleichbarkeit zum Vorjahr wegen Obergang der Ertragshoheit der Kraftfahrzeugsteuer von den Ländern auf den Bund 
(ab 01.07.2009) eingeschränkt. 

2011: Haushaltssoll einschließlich globale Mehreinnahmen I. H. v. 1.300 Mlo. EUR bei Kapitel 20 020 Titel 371 20. 
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Seit Anfang der 90er Jahre erschwerten außerdem häufige Änderungen des 

Steuerrechts , deren Folgewirkungen und steuertechnische Behand lung zu­

nehmend die Prognosen . Dies g i lt besonders für Rechtsänderungen ,  die zu 

Verhaltensänderungen der Steuerpfl ichtigen führen .  I h re Auswirku ngen auf 

die öffentlichen Einnahmen sind im Voraus kaum zuverlässig zu prognosti­

zieren ,  da d ie Reaktionen der Steuerzahler in der Regel n icht konkret zu er­

fassen sind . Steuerschätzungen müssen deshalb mit Verhaltenshypothesen 

arbeiten.  

Der Verg leich zwischen den Ansätzen im Landeshaushalt und der tatsäch­

l ichen Einnahmeentwicklung macht den Vorbehalt deutlich , unter dem 

Steuervorausschätzungen stehen , und zeigt, m it welchen Einschränku ngen 

sie der haushaltsrechtlich gestellten Forderung nach Genauigkeit nach­

kommen . 

Die Schwierigkeiten der Steuerschätzung nehmen mit zeitl ichem Abstand zur 

Schätzperiode zu. Für den mittelfristigen Zeitraum muss d ie Prognose des­

halb eher als eine Tendenzaussage angesehen werden,  die led igl ich unter 

ganz bestimmten Voraussetzungen und Bedingungen g i lt und deren absolute 

Höhe sich z. B .  schon dann ändert, wen n  das Aufkommen im Basisjahr zu 

hoch oder zu n iedrig prognostiziert wurde. 
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4. Finanzbeziehungen zwischen Bund, Ländern und Gemeinden 

4.1 Regelmäßige Haushaltsüberwachung sowie Koordin ierung der Haus­

halte und Finanzplanungen der Gebietskörperschaften durch den 

Stabi l itätsrat 

Die Errichtung des Stabi l itätsrates ist einer der wesentlichen Bestandtei le der 

Födera l ismusreform 11 , d ie der Deutsche Bundestag am 29 .05 .2009 und der 

Bundesrat am 1 2 .06.2009 besch lossen haben .  Ihm gehören der Bundes­

finanzmin ister, die Finanzminister/- innen und -senatoren/-in der Länder sowie 

der Bundeswirtschaftsmin ister an .  Seine zentrale Aufgabe ist gemäß Art. 

1 09a Grundgesetz (GG) d ie laufende Überwachung der aktuellen und zu­

künftigen Haushalts lage von Bund und Ländern , um so d rohende Haus­

haltsnotlagen frühzeitig zu erkennen und rechtzeitig geeignete Gegenmaß­

nahmen ein leiten zu können .  

Z u r  Überprüfung der Haushalts lage sind Bund und Länder verpflichtet, dem 

Stabi l itätsrat jährl ich im September Berichte vorzu legen . Sie umfassen ge­

mäß § 3 Abs. 2 Stabi l itätsratsgesetz (StabiRatG) d ie Darstel lung bestimmter 

Kennziffern zur aktuellen Haushaltslage und zur F inanzplanung sowie eine 

Projektion der mittelfristigen Haushaltsentwicklung auf Basis einheitl icher An­

nahmen . Au ßerdem soll über d ie Einhaltung der verfassungsmäßigen Kred it­

aufnahmegrenzen berichtet werden. 

Die Defin ition der Kennziffern (Strukturel ler Finanzierungssaldo je Ein­

wohner, Kred itfinanzierungsquote, Zinssteuerquote und Schu ldenstand je 

E inwohner) und Schwel lenwerte sowie die Ausgestaltung der Projektion 

wurden zwischen Bund und Ländern abgestimmt und vom Stabi l itätsrat auf 

seiner konstituierenden Sitzung am 28.04 .201 0 besch lossen .  Die Haus­

haltslage der Länder wird am Länderdurchschnitt gemessen .  Zur Beurtei lung 

der Kennziffern wurden deshalb Schwellenwerte festgelegt, d ie s ich von 

einem Vielfachen oder einer bestimmten Differenz zum Länderdurchschn itt 

ableiten. 

Das Kennziffernbündel g ibt einen H inweis auf eine d rohende Haushaltsnot­

lage, wenn bei Betrachtung der aktuellen Haushaltslage (t - 2 bis t) oder der 

zukünftigen Haushaltslage (t + 1 bis t + 4) mindestens d rei Kennziffern in 

mindestens zwei Jahren den jeweil igen Schwellenwert überschreiten .  Die 

standard isierte Mittelfristprojektion zeigt eine Fehlentwicklung an ,  wenn bis 
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zum Jahr 2020 bei e inheitlichen Einnahmeerwartungen nur  eine sehr einge­

schränkte Ausgabenentwicklung - gemessen an einem fiktiven Schwellen­

wert - mögl ich ist, um eine bestimmte Schu ldenstandsquote zu erreichen .  

Das Überwachungssystem ist darauf ausgelegt, d ie Gebietskörperschaften 

mit einer sehr kritischen Haushaltslage herauszufiltern . Da sich d ie Schwel len­

werte am Länderdurchschn itt orientieren ,  wird eine al lgemeine Verschlechte­

rung der Haushaltslage nur  u nzureichend erfasst. 

Wen n  die Meh rzah l  der Ken nziffern d ie vorgegebenen Schwellenwerte über­

schreitet oder wen n  die Projektion der m ittelfristigen Haushaltsentwicklung 

auf eine drohende Haushaltsnotlage h inweist, besch ließt der Stabi l itätsrat d ie 

Ein le itung eines Prüfverfahrens. Dazu setzt er  einen Evaluationsausschuss 

e in ,  der anhand zusätzl icher I nformationen die Haushaltslage der betroffenen 

Gebietskörperschaft prüft und dem Stabi l itätsrat bis zur nächsten Sitzung 

einen Bericht mit den Ergebnissen seiner Prüfung vorlegt. Stel lt der Stabi l i­

tätsrat auf der Grund lage des Prüfberichts fest, dass der Gebietskörperschaft 

eine Haushaltsnotlage droht, vereinbart er gemäß den Vorgaben des 

StabiRatG ein Sanierungsprogramm mit der betroffenen Gebietskörper­

schaft. 

I n  seiner 3. Sitzung am 23.05 .201 1 hat der Stabi l itätsrat auf Grund lage der 

Überprüfung durch den Evaluationsausschuss beschlossen ,  dass in den 

Ländern Berl in ,  Bremen ,  Saarland und Schleswig-Holste in eine Haushalts­

notlage droht. Diese Länder befinden sich seither im San ierungsverfahren.  I n  

seiner 6 .  Sitzung a m  24 . 1 0.201 2 hat der Stabi l itätsrat festgestel lt , dass bei 

den übrigen Ländern und dem Bund keine Haushaltsnotlage droht. 

Die Stabi l itätsberichte 201 3 sollen d ie abgesch lossenen Haushaltsjahre 201 1 

und 201 2 ,  das laufende Haushaltsjahr sowie d ie Planjahre 201 4 - 201 7 um­

fassen .  Die Bewertung der Haushaltslage i n  Nord rhein-Westfalen in den 

Jahren 201 1 und 201 2 basiert auf den Daten der amtlichen Statistik 

(einsch l ießlich Auslaufperiode) . Die ausgewiesenen Haushaltsdaten für 201 3 

entsprechen dem vom Landtag am 20.03.201 3 verabschiedeten Haushaltsplan 

201 3 .  Die Daten für das Haushaltsjahr 201 4 beruhen auf dem vom Kabinett 

am 09 .07.201 3 besch lossenen Haushaltsplanentwurf 201 4 .  Für  d ie Analyse 

des Finanzplanungszeitraums 201 5 bis 201 7 wird auf d ie am 1 6.07.201 3 

vom Kabinett beschlossene M ittelfristige Finanzplanung 201 3 bis 201 7 zu­

rückgeg riffen . 
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Es wurden folgende Kennziffern und Projektionsergebnisse für Nordrhein­

Westfalen ermittelt: 

Kennziffern zur aktuellen Haushaltslage und zur Finanzplanung 

Aktuelle Haushaltslage 
Über-

Finanzplanung 
Über-Nordrhein-Westfalen 

Ist Ist Soll schreltung Entwurf FPI FPI FPI schreitung 

2011 2012 20 1 3  20 1 4  2015 2016 201 7 
Struktureller EUR je 
Finanzierungssaldo Einw. - 1 62 -151 -162 -90 -52 -14 -1 

nein 
Schwel/enwert -281 -231 -329 

nein 
-429 -429 -429 -429 

Länderdurchschnit/ -81 -31 -129 

Kreditfinanzierungsquote % 5,3 4.5 4.6 nein 2,4 1 ,2 0,1 -0,3 nein 
Schwel/enwert 5,3 4,7 5 ,6 9.6 9,6 9,6 9,6 

Lijnderdurchschnilt 2.3 1.7 2.6 

Zins-Steuer-Quote % 1 0,1 9,0 8.5 
nein 

7,4 7,1 7.2 7,4 
nein 

Schwel/enwert 12,6 11.4 11,7 12,7 12,7 12.7 12,7 
Länderdurchschnlll 9,0 8.2 8.4 

EUR je 
Schuldenstand Einw. 7.053 7,407 7.609 7.756 7 .873 7.962 8.049 

nein 
Schwel/enwert 8.581 8.875 9.044 

nein 
9.244 9,444 9.644 9.844 

Umderdurchschnill 6.601 6.827 6.957 

Auffälligkeit im Zeitraum nein nein 

Ergebnis der Kennziffern Eine Haushaltsnotlage droht nicht. 

Projektion der mittelfristigen Haushaltsentwicklung auf Basis einheit­

l icher Annahmen 

Standardprojektion 
Zuwachsrate Schwellenwert Länderdurchschnitt 

Nordrhein-Westfalen 

2012-2019 % 3,8 1 ,0 4,0 

201 3-2020 % 3,5 0,7 3,7 

Ergebnis der Projektion Eine Haushaltsnotlage droht nicht. 

Auf d ieser Datenbasis weisen weder die Kennziffern noch d ie MitteIfrist­

p rojektion auf eine d rohende Haushaltsnotlage des Landes Nordrhein-West­

falen h in .  Das Land wird daher keiner näheren Überprüfung seiner Haus­

haltslage durch den Eva luationsausschuss unterzogen . 

Gemäß § 5 1  des Haushaltsgrundsätzegesetzes (HGrG) obl iegt dem Stabi l itäts­

rat auch die Koord in ierung der Haushalts- und Finanzplanungen des Bundes, 

der Länder und der Gemeinden. D iese Aufgabe hat er vom inzwischen abge­

schafften F inanzplanungsrat übernommen.  Neben der Beratung der den Pla­

nungen zugrundel iegenden volks- und finanzwi rtschaftlichen Annahmen 

kann er Empfehlungen, wie z. B .  gemeinsam anerkannte Ausgabenl in ien ,  

besch l ießen.  E ine besondere Bedeutung hat d iese Koord in ierungsfunktion im 
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Rahmen der EU-rechtl ichen Vorgaben zur Gewährleistung solider mitg l ied­

staatl icher Finanzen .  

D ie europarechtlichen Vorgaben und deren Überwachung sind mi t  dem von 

Bundestag und Bundesrat im Sommer 201 2 ratifizierten völkerrechtl ichen 

Fiskalvertrag verschärft worden . Der Fiskalvertrag schreibt vor, die länder­

spezifischen m ittelfristigen Haushaltsziele i. S. d .  Stabi l itäts- und Wachs­

tumspakts in nationale Fiska l regeln zu verankern u nd deren Einhaltung zu 

überwachen . Das Gesetz zur innerstaatl ichen Umsetzung des Fiskalvertrags 

ist nach einer E in igung im Vermitt lungsausschuss am 1 8.07.201 3 in Kraft 

getreten .  M it dem Gesetz zur innerstaatlichen Umsetzung des Fiska lvertrags 

wird d ie Obergrenze für das gesamtstaatl iche strukturel le Defizit auf 0,5 v. H .  

des Brutto in landsprodukts im HGrG festgeschrieben .  Die Einhaltung d ieser 

Obergrenze überwacht zukünftig der Stabi l itätsrat, der dabei durch einen 

noch einzurichtenden, unabhängigen Beirat unterstützt wird .  Der Stabi l itäts­

rat überprüft an hand einer Schätzung zweimal jährlich die E inhaltung der 

Oberg renze des gesamtstaatl ichen strukturel len Finanzierungsdefizits für das 

laufende Jahr und d ie vier folgenden Jahre .  Kommt der Stabi l itätsrat zu dem 

Ergebnis, dass d ie Obergrenze überschritten wird , empfiehlt er Maßnahmen,  

um das überhöhte Defizit zu beseitigen . 

4.2 Finanzbeziehungen zwischen dem Bund und dem Land Nord rhein­

Westfalen 

4.2.1 Betei l igungsverhältnis an der Umsatzsteuer 

Die Antei le von Bund,  Ländern und Gemeinden am Umsatzsteuer­

aufkommen ergeben sich aus § 1 Abs. 1 des Gesetzes über den Finanzaus­

g leich zwischen Bund und Ländern (FAG) . Ab 2007 erhält der Bund zunächst 

einen Vorabantei l .5  D ieser betrug 2007: 3,89 v. H . ,  2008: 4 ,42 v. H .  und be­

läuft s ich ab 2009 auf 4 ,45 v. H .  des Umsatzsteueraufkommens. Vom ver­

bleibenden Aufkommen erhält der Bund dann einen Antei l  (2007: 5 , 1 5  v. H .  

und a b  2008: 5 ,05 v .  H . )  als Zuschuss für d ie gesetzliche Rentenver­

sicherung.  Vom danach verbleibenden Aufkommen erhalten die Gemeinden 

einen Antei l  von 2 ,2 v. H .  

5 Der Vorabanteil diente bis 201 1 zur Finanzierung der Absenkung des Beitragssatzes bei der Arbeitslosenversicherung. Mit 
dem Inkrafttreten des Art. 3 des Gesetzes zur Stärkung der Finanzkraft der Kommunen vom 06. 1 2.201 1 (BGBI. I S .  2563) ist 
diese Zweckbindung ab 201 2 entfallen. 
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Vom restlichen Aufkommen stehen dem Bund 2007 49,68 v. H .  und ab 2008 

49,7 v. H . ,  jeweils zuzüg l ich eines Umsatzsteuerfestbetrages (für 2007 und 

2008 rd . 2 ,263 Mrd .  EUR,  2009 rd . 934 Mio .  EUR,  201 0 rd . - 234 Mio .  EUR,  

201 1 rd . 1 ,005 Mrd .  EUR,  201 2 rd . 8 1  M io .  EUR,  201 3 rd . 2 1  Mio .  EUR,  201 4 

rd . 1 89 Mio .  EUR,  ab 201 5 rd . 1 52 Mio .  EUR) zu . Über den Umsatzsteuer­

festbetrag werden finanzielle Auswi rkungen aus d iversen gesetzlichen 

Regelungen zwischen dem Bund und den Ländern ausgeglichen (Übersicht 3). 

Vom verbleibenden Aufkommen erhalten die Länder in 2007 50, 32 v. H. und 

ab 2008 50, 3 v. H . ,  jeweils abzügl ich der vorgenannten Umsatzsteuerfest­

beträge. 



Jahr 
Festbetrag zugunsten 

des Bundes in EUR 

2005 und 2006 2.322.71 2.000 

2007 und 2008 2.262.71 2.000 

2009 933.712.000 

201 0 - 234.288.000 

Entwicklung des Umsatzsteuerfestbetrags gemäß § 1 FAG ab 2005 
Stand: Juli 201 3 

Maßnahme 

Zugunsten des Bundes 

a) 1 .322,712 Mio. EUR Art. 5 des Gesetzes zur Fortführung des Solidarpaktes, zur 
Neuordnung des bundesstaatlichen Finanzausgleichs und zur Abwicklung des 
Fonds "Deutsche Einheit" (Solidarpaktfortführungsgesetz - SFG) vom 20. 1 2.2001 , 
BGB!. I S 3955 [Abfinanzierung Fonds "Deutsche Einheit"] 

b) 1 .000 Mio. EUR Art. 30 des Vierten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am 
Arbeitsmarkt vom 24. 12 .2003, BGB!. I S. 2954 [Hartz IV] 

a) 1 .322,71 2  Mio. EUR Art. 5 des Gesetzes zur Fortführung des Solidarpaktes, zur 
Neuordnung des bundesstaatlichen Finanzausgleichs und zur Abwicklung des 
Fonds "Deutsche Einheit" (Solidarpaktfortführungsgesetz - SFG) vom 20.1 2.200 1 ,  
BGB!. I S .  3955 [Abfinanzierung Fonds "Deutsche Einheit"] 

b) 1 .000 Mio. EUR Art. 30 des Vierten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am 
Arbeitsmarkt vom 24. 1 2.2003, BGB!. I S. 2954 [Hartz IV] 

a) 1 .322,712 Mio. EUR Art. 5 des Gesetzes zur Fortführung des Solidarpaktes, zur 
Neuordnung des bundesstaatlichen Finanzausgleichs und zur Abwicklung des 
Fonds "Deutsche Einheit" (Solidarpaktfortführungsgesetz - SFG) vom 20.1 2.2001 , 
BGB!. I S. 3955 [Abfinanzierung Fonds "Deutsche Einheit"] 

b) 1 .000 Mio. EUR Art. 30 des Vierten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am 
Arbeitsmarkt vom 24 . 1 2 .2003, BGB!. I S 2954 [Hartz IV] 

a) 1 .322,71 2  Mio. EUR Art. 5 des Gesetzes zur Fortführung des Solidarpaktes, zur 
Neuordnung des bundesstaatlichen Finanzausgleichs und zur Abwicklung des 
Fonds "Deutsche Einheit" (Solidarpaktfortführungsgesetz - SFG) vom 20. 1 2.200 1 ,  
BGB!. I S 3955 [Abfinanzierung Fonds "Deutsche Einheit"] 

b) 1 .000 Mio. EUR Art. 30 des Vierten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am 
Arbeitsmarkt vom 24. 1 2.2003, BGB!. I S 2954 [Hartz IV] 

g) 325 Mio. EUR Art. 7 des Gesetzes zur Neuregelung der Kraftfahrzeugsteuer 
und Änderung anderer Gesetze (Kraftfahrzeugsteueränderungsgesetz -
KraftStÄndG) vom 29.05.2009 (BGB!. I S. 1 1 70) [Korrektur des ursprünglichen 
Ausgleichs für die Senkung der Kfz-Steuer im Rahmen des Konjunkturpaketes I 
wegen Übertragung der Ertragskompetenz für die Kfz-Steuer auf den Bund ab 
dem 0 1 .07.2009] 

Zugunsten der Länder 

c) 60 Mio. EUR Art. 3 des Haushaltsbegleitgesetzes 2006 (HBegIG 2006) vorn 
29.06.2006, BGB!. I S. 1402 [Kompensation für Einnahmeausfälle der Länder bei 
der Spielbankabgabe, die sich aus der Umsatzbesteuerung gewerblicher 
Glücksspiele ergeben] 

c) 60 Mio. EUR Art. 3 des Haushaltsbegleitgesetzes 2006 (HBegIG 2006) vom 
29.06.2006, BGB!. I S 1 402 [Kompensation für Einnahmeausfälle der Länder bei 
der Spielbankabgabe, die sich aus der Umsatzbesteuerung gewerblicher 
Glücksspiele ergeben] 

d) 100 Mio. EUR Art. 2 des Gesetzes zur Förderung von Kindern unter drei Jahren in 
Tageseinrichtungen und in Kindertagespftege (Kinderförderungsgesetz - KiföG) 
vom 1 0. 1 2.2008, BGB!. I S 2403 

e) 435 Mio. EUR Art. 3 des Gesetzes zur Umsetzung steuerrechtlicher Regelungen 
des Maßnahmenpakets "Beschäftigungssicherung durch Wachstumsstärkung" 
vom 21 . 1 2.2008, BGB!. I S 2896 [Senkung Kfz-Steuer] 

f) 794 Mio. EUR Art. 8 des Gesetzes zur Förderung von Familien und haushaltsnahen 
Dienstleistungen (Familienleistungsgesetz - FamLeistG) vom 22. 1 2.2008, BGB!. I 
S 2955 [VA-Ergebnis zum Ausgleich der Kindergelderhöhung ab 01 .01 .2009] 

c) 60 Mio. EUR Art. 3 des Haushaltsbegleitgesetzes 2006 (HBegIG 2006) vom 
29.06.2006, BGB!. I S. 1402 [Kompensation für Einnahmeausfälle der Länder bei 
der Spielbankabgabe, die sich aus der Umsatzbesteuerung gewerblicher 
Glücksspiele ergeben] 

d) 200 Mio. EUR Art. 2 des Gesetzes zur Förderung von Kindern unter drei Jahren in 
Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege (Kinderförderungsgesetz - KiföG) 
vom 1 0. 1 2 .2008, BGB!. I S. 2403 

e) 1 35 Mio. EUR Art. 3 des Gesetzes zur Umsetzung steuerrechtlicher Regelungen 
des Maßnahmenpakets "Beschäftigungssicherung durch Wachstumsstärkung" 
vom 2 1 . 1 2.2008, BGB!. I S. 2896 [Senkung Kfz-Steuer] 

f) 281 Mio. EUR Art. 8 des Gesetzes zur Förderung von Familien und haushaltsnahen 
Dienstleistungen (Familienleistungsgesetz - FamLeistG) vom 22. 1 2.2008, BGB!. I 
S. 2955 [VA-Ergebnis zum Ausgleich der Kindergelderhöhung ab 01 .01 .2009] 

h) 880 Mio. EUR Art. 4 des Gesetzes zur Sicherung von Beschäftigung und Stabilität 
in Deutschland [Ausgleich der finanziellen Belastungen der Länder für den 
Kinderbonus im Rahmen des Konjunkturpaketes 11] vom 02.03.2009, BGB!. I S 416  

i )  1 .326 Mio. E U R  Art. 1 1  des Gesetzes zur Beschleunigung des 
Wirtschaftswachstums (Wachstumsbeschleunigungsgesetz) vom 22. 12 .2009, 
BGB!. I S .  3950 [Ausgleich der Kindergelderhöhung ab 01 .01 .20 1 0] 
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Jahr 
Festbetrag zugunsten 

des Bundes in EUR 

201 1 1 .005.378.666 

201 2 81 .21 2.000 

201 3 21 .462.000 

Entwicklung des Umsatzsteuerfestbetrags gemäß § 1 FAG ab 2005 
Stand Ju l i  201 3 

Maßnahme 

Zugunsten des Bundes 

a) 1 .322,712 Mio. EUR Art. 5 des Gesetzes zur Fortführung des Solidarpaktes, zur 
Neuordnung des bundesstaatlichen Finanzausgleichs und zur Abwicklung des 
Fonds .. Deutsche Einheit" (Solidarpaktfortführungsgesetz - SFG) vom 20.1 2.2001 , 
BGBI. I S. 3955 [Abfinanzierung Fonds .. Deutsche Einheit"] 

b) 1 .000 Mio. EUR Art. 30 des Vierten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am 
Arbeitsmarkt vom 24.1 2.2003, BGBI. I S. 2954 [Hartz IV] i. V. m. Art. 32 des 
Jahressteuergesetzes 2009 (JStG 2009) vom 1 9. 1 2 .2008, BGBI. I S. 2794 
[Verlängerung SoBEZ Hartz IV] 

e) 1 52 Mio. EUR Art. 8 des Gesetzes zur Förderung von Familien und haushaltsnahen 
Dienstleistungen (Familienleistungsgesetz - FamLeistG) vom 22.1 2.2008, BGBI. I 
S. 2955 [VA-Ergebnis zum Ausgleich der Kindergelderhöhung ab 01 .01 .2009J 

f) 266,666666 Mio. EUR Art. 7 des Begleitgesetzes zur zweiten Föderalismusreform 
vom 1 0.08.2009, BGBI. I S. 2702 [Länderanteil KonsolidierungshilfenJ 

a) 1 .322,71 2  Mio. EUR Art. 5 des Gesetzes zur Fortführung des Solidarpaktes, zur 
Neuordnung des bundesstaatlichen Finanzausgleichs und zur Abwicklung des 
Fonds 

"
Deutsche Einheit" (Solidarpaktfortführungsgesetz - SFG) vom 20.1 2.2001 , 

BGBI. I S. 3955 [Abfinanzierung Fonds .. Deutsche Einheit"] 
b) 710,5 Mio. EUR Art. 30 des Vierten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am 

Arbeitsmarkt vom 24.1 2.2003, BGBI. I S. 2954 [Hartz IV] i. V. m. Art. 32 des 
Jahressteuergesetzes 2009 (JStG 2009) vom 1 9. 1 2.2008, BGBI. I S. 2794 
[Verlängerung SoBEZ Hartz IV] i .  V. m. Art. 24 des Gesetzes zur Umsetzung der 
Beitreibungsrichtlinie sowie zur Änderung steuerlicher Vorschriften 
(Beitreibungsrichtlinie-Umsetzungsgesetz) vom 07.1 2.201 1 ,  BGBI. I S. 2592 

e) 400 Mio. EUR Art. 7 des Begleitgesetzes zur zweiten Föderalismusreform vom 
1 0.08.2009, BGBI. I S 2702 [Länderanteil KonsolidierungshilfenJ 

a) 1 .322,712 Mio. EUR Art. 5 des Gesetzes zur Fortführung des Solidarpaktes, zur 
Neuordnung des bundesstaatlichen Finanzausgleichs und zur Abwicklung des 
Fonds .. Deutsche Einheit" (Solidarpaktfortführungsgesetz - SFG) vom 20.1 2 .2001 , 
BGBI. I S. 3955 [Abfinanzierung Fonds "Deutsche Einheit'] 

b) 710,5 Mio. EUR Art. 30 des Vierten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am 
Arbeitsmarkt vom 24. 1 2.2003, BGBI. I S 2954 [Hartz IV] i. V. m. Art. 32 des 
Jahressteuergesetzes 2009 (JStG 2009) vom 1 9. 1 2.2008, BGBI. I S. 2794 
[Verlängerung SoBEZ Hartz IV] i .  V m. Art. 24 des Gesetzes zur Umsetzung der 
Beitreibungsrichtlinie sowie zur Änderung steuerlicher Vorschriften 
(Beitreibungsrichtlinie-Umsetzungsgesetz) vom 07. 1 2.201 1 ,  BGBI. I S 2592 

e) 400 Mio. EUR Art. 7 des Begleitgesetzes zur zweiten Föderalismusreform vom 
1 0.08.2009, BGBI. I S. 2702 [Länderanteil Konsolidierungshi lfenJ 

Zugunsten der Länder 

c) 60 Mio. EUR Art. 3 des Haushaltsbegleitgesetzes 2006 (HBeglG 2006) vom 
29.06.2006, BGBI. I S 1402 [Kompensation für Einnahmeausfälle der Länder bei 
der Spielbankabgabe. die sich aus der Umsatzbesteuerung gewerblicher 
Glücksspiele ergebenJ 

d) 350 Mio. EUR Art. 2 des Gesetzes zur Förderung von Kindern unter drei Jahren in 
Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege (Kinderförderungsgesetz - KiföG) 
vom 1 0 . 1 2.2008, BGBI. I S. 2403 

g) 1 .326 Mio. EUR Art. 1 1  des Gesetzes zur Beschleunigung des 
Wirtschaftswachstums (Wachstumsbeschleunigungsgesetz) vom 22.1 2.2009, 
BGBI. I S. 3950 [Ausgleich der Kindergelderhöhung ab 01 .01 .201 OJ 

c) 60 Mio. EUR Art. 3 des Haushaltsbegleitgesetzes 2006 (HBeglG 2006) vom 
29.06.2006, BGBI. I S. 1 402 [Kompensation für Einnahmeausfälle der Länder bei 
der Spielbankabgabe , die sich aus der Umsatzbesteuerung gewerblicher 
Glücksspiele ergebenJ 

d) 500 Mio. EUR Art. 2 des Gesetzes zur Förderung von Kindern unter drei Jahren in 
Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege (Kinderförderungsgesetz - KiföG) 
vom 1 0 . 1 2.2008, BGBI. I S. 2403 

f) 1 .326 Mio. EUR Art. 1 1  des Gesetzes zur Beschleunigung des 
Wirtschaftswachstums (Wachstumsbeschleunigungsgesetz) vom 22. 1 2.2009, 
BGBI. I S 3950 [Ausgleich der Kindergelderhöhung ab 01 .01 .201 OJ 

g) 466 Mio. EUR Art. 1 3  des Steuervereinfachungsgesetzes 201 1 vom 01 . 1 1 .201 1 ,  
BGBI. I S. 2131  

c) 60 Mio. EUR Art. 3 des Haushaltsbegleitgesetzes 2006 (HBeglG 2006) vom 
29.06.2006, BGBI. I S 1 402 [Kompensation für Einnahmeausfälle der Umder bei 
der Spielbankabgabe, die sich aus der Umsatzbesteuerung gewerblicher 
Glücksspiele ergebenJ 

d) 700 Mio. EUR Art. 2 des Gesetzes zur Förderung von Kindern unter drei Jahren in 
Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege (Kinderförderungsgesetz - KiföG) 
vom 1 0. 1 2.2008, BGBI. I S 2403 

f) 1 .326 Mio. EUR Art. 1 1  des Gesetzes zur Beschleunigung des 
Wirtschaftswachstums (Wachstumsbeschleunigungsgesetz) vom 22. 1 2.2009, 
BGBI. I S. 3950 [Ausgleich der Kindergelderhöhung ab 01 .01 .201 OJ 

g) 307 Mio. EUR Art. 1 3  des Steuervereinfachungsgesetzes 201 1 vom 01 . 1 1 .201 1 ,  
BGBI. I S 2 1 31 

h) 18,75 Mio. EUR Art. 3 des Gesetzes zur zusätzlichen Förderung von Kindern unter 
drei Jahren in Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege vom 1 5.02.2013 ,  
BGBI. I S. 250 



Jahr 
Festbetrag zugunsten 

des Bundes in EUR 

2014 189.21 2.000 

ab 2015 1 51 .71 2.000 

Entwicklung des Umsatzsteuerfestbetrags gemäß § 1 FAG ab 2005 
Stand: Juli 201 3  

Maßnahme 

Zugunsten des Bundes 

a) 1 .322,71 2  Mio. EUR Art. 5 des Gesetzes zur Fortführung des Solidarpaktes, zur 
Neuordnung des bundesstaatlichen Finanzausgleichs und zur Abwicklung des 
Fonds "Deutsche Einheit" (Solidarpaktfortführungsgesetz - SFG) vom 20.1 2.2001 , 
BGBL I S 3955 [Abfinanzierung Fonds "Deutsche Einheit"] 

b) 777 Mio. EUR Art. 30 des Vierten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am 
Arbeitsmarkt vom 24.1 2.2003, BGBL I S. 2954 [Hartz IV] i. V. m. Art. 32 des 
Jahressteuergesetzes 2009 (JStG 2009) vom 1 9. 1 2.2008, BGBL I S. 2794 

[Verlängerung SoBEZ Hartz IV] i .  V m. Art. 24 des Gesetzes zur Umsetzung der 
Beitreibungsrichtlinie sowie zur Änderung steuerlicher Vorschriften 
(Beitreibungsrichtlinie-Umsetzungsgesetz) vom 07.1 2.201 1 ,  BGBL I S. 2592 
i . V. m. Gesetz zur Änderung des Finanzausgleichgesetzes und der 
Bundeshaushaltsordnung [Evaluierung 2013] ' 

e) 400 Mio. EUR Art. 7 des Begleitgesetzes zur zweiten Föderalismusreform vom 
1 0.08.2009, BGBL I S. 2702 [Länderanteil Konsolidierungshilfen] 

i) 202 Mio. EUR Art. 2 des Gesetzes zur Errichtung eines Sondervermögens 
"Aufbauhilfe

" 
und zur Änderung weiterer Gesetze (Aufbauhilfegesetz) 2 

a) 1 .322,712 Mio. EUR Art. 5 des Gesetzes zur Fortführung des Solidarpaktes, zur 
Neuordnung des bundesstaatlichen Finanzausgleichs und zur Abwicklung des 
Fonds "Deutsche Einheit" (Solidarpaktfortführungsgesetz - SFG) vom 20 . 1 2.200 1 ,  
BGBL I S.  3955 [Abfinanzierung Fonds "Deutsche Einheit"] 

b) 777 Mio. EUR Art. 30 des Vierten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am 
Arbeitsmarkt vom 24. 1 2.2003, BGBL I S 2954 [Hartz IV] i. V. m. Art. 32 des 
Jahressteuergesetzes 2009 (JStG 2009) vom 1 9. 1 2.2008, BGBL I S 2794 

[Verlängerung SoBEZ Hartz IV] i .  V. m. Art. 24 des Gesetzes zur Umsetzung der 
Beitreibungsrichtlinie sowie zur Änderung steuerlicher Vorschriften 
(Beitreibungsrichtlinie-Umsetzungsgesetz) vom 07.1 2.201 1 ,  BGBL I S. 2592 
i. V. m. Gesetz zur Änderung des Finanzausgleichgesetzes und der 
Bundeshaushaltsordnung [Evaluierung 201 3] ' 

e) 400 Mio. EUR Art. 7 des Begleitgesetzes zur zweiten Föderalismusreform vom 
1 0.08.2009, BGBL I S. 2702 [Länderanteil Konsolidierungshilfen] 

i) 202 Mio. EUR Art. 2 des Gesetzes zur Errichtung eines Sondervermögens 
"Aufbauhilfe" und zur Änderung weiterer Gesetze (Aufbauhilfegesetz) 2 

Zugunsten der Länder 

c) 60 Mio. EUR Art. 3 des Haushaltsbegleitgesetzes 2006 (HBegIG 2006) vom 
29.06.2006, BGBL I S 1 402 [Kompensation für Einnahmeausfälle der Länder bei 
der Spielbankabgabe, die sich aus der Umsatzbesteuerung gewerblicher 
Glücksspiele ergeben] 

d) 770 Mio. EUR Art. 2 des Gesetzes zur Förderung von Kindern unter drei Jahren in 
Tageseinrichtungen und in Kindertagespftege (Kinderförderungsgesetz - KiföG) 
vom 1 0. 1 2.2008, BGBL I S.2403 

f) 1 .326 Mio. EUR Art. 1 1  des Gesetzes zur Beschleunigung des 
Wirtschaftswachstums (Wachstumsbeschleunigungsgesetz) vom 22. 1 2 .2009, 
BGBL I S. 3950 [Ausgleich der Kindergelderhöhung ab 01 .01 .201 0] 

g) 319 Mio. EUR Art. 13 des Steuervereinfachungsgesetzes 201 1  vom 01 . 1 1 .201 1 ,  
BGBL I S 2131  

h )  37,5 Mio. E U R  Art. 3 des Gesetzes zur  zusätzlichen Förderung von Kindern unter 
drei Jahren in Tageseinrichtungen und in Kindertagespftege vom 1 5.02.2013,  
BGBL I S 250 

c) 60 Mio. EUR Art. 3 des Haushaltsbegleitgesetzes 2006 (HBegIG 2006) vom 
29.06.2006, BGBL I S. 1402 [Kompensation für Einnahmeausfälle der Länder bei 
der Spielbankabgabe, die sich aus der Umsatzbesteuerung gewerblicher 
Glücksspiele ergeben] 

d) 770 Mio. EUR Art. 2 des Gesetzes zur Förderung von Kindern unter drei Jahren in 
Tageseinrichtungen und in Kindertagespftege (Kinderförderungsgesetz - KiföG) 
vom 1 0. 1 2.2008, BGBL I S. 2403 

f) 1 ,326 Mio, EUR Art. 1 1  des Gesetzes zur Beschleunigung des 
Wirtschaftswachstums (Wachstumsbeschleunigungsgesetz) vom 22.1 2.2009, 
BGBL I S 3950 [Ausgleich der Kindergelderhöhung ab 01 .0 1 .201 0] 

g) 319 Mio. EUR Art. 13 des Steuervereinfachungsgesetzes 201 1  vom 0 1 . 1 1 .201 1 ,  
BGBL I S 2131  

h) 75 Mio. EUR Art. 3 des Gesetzes zur zusätzlichen Förderung von Kindern unter 
drei Jahren in Tageseinrichtungen und in Kindertagespftege vom 1 5.02.201 3, 
BGBL I S 250 

, Der Bundesrat hat in seiner 912 .  Sitzung am 05.07.2013  dem vom Bundestag am 1 3.06.2013  verabschiedeten Gesetz zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes und der Bundeshaushaltsordnung zugestimmt, 
BT-Drs . :  1 7/13931 (Beschlussempfehlung und Bericht). Das Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

2 Der Bundesrat hat in seiner 912 .  Sitzung am 05.07.201 3  dem vom Bundestag am 28.06.2013  verabschiedeten Gesetz zur Errichtung eines Sondervermögens "Aufbauhilfe" und zur Änderung weiterer Gesetze zugestimmt, 
BT-Drs . :  1 7/1 4264 (Beschlussempfehlung und Bericht). Art. 2 des Gesetzes tritt am 01 .01 .2014 in Kraft. 
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Im Umsatzsteuerantei l  der Länder ist für 2007 ein Anteil von 6 ,32 Prozent­

punkten und ab dem Jahr 2008 von 6 ,3  Prozentpunkten enthalten ,  der zum 

Ausgleich ihrer besonderen Belastungen infolge der ab 1 996 gü ltigen Neu­

regelung des Famil ienleistungsausg leichs bestimmt ist und einen beson­

deren Regelkreis neben den al lgemeinen Vertei lungsgrundsätzen darstel lt . 

Zusätzlich erhalten d ie Länder über den Umsatzsteuerfestbetrag als Aus­

g leich für d ie Kindergelderhöhungen zum 01 .01 .2009 und 01 .01 .201 0 im 

Jahr 2009 794 Mio. EUR,  in 201 0 1 ,607 Mrd .  EUR,  in 201 1 1 , 1 74 Mrd .  EUR 

u nd ab 201 2 1 , 326 Mrd .  EUR.  

D ie Entwicklung der jeweil igen Antei le von Bund,  Ländern und Gemeinden 

von 1 995 - 201 6 ergibt s ich aus der folgenden Tabelle (Übersicht 4) : 



USt-Aufkommen 

(brutto) 

Jahr 

Umsatzsteuer 
Anteile von Bund, Ländern und Gemeinden am Aufkommen der Umsatzsteuer 

Stand: Juli 201 3 

1. Vorabanteil 
2. Vorabanteil 

Festbetrag 
Bund Gemeindeanteil Bundesanteil Länderanteil Bund 

Bund 
[Zuschuss RV] 

Bund 

davon Kinder-

Länder Gemeinden Summe 

Mio. EUR v. H. Mio. EUR v. H.  Mio. EUR v. H .  Mio. EUR Mio. EUR v. H.  Mio. EUR v. H.  Mio. EUR 
geld-Anteil Nettoanteile in v. H. des Urnsatzsteueraufkornrnens 

Festbetrag 

1 995 1 1 9.960 56,00 

1 996 1 2 1 .283 50,50 

1 997 1 23. 1 70 50,50 

1 998 1 27.932 3,64 4.657 2,2 2 . 7 1 2  50,50 

1999 1 37 . 1 56 5,63 7.722 2,2 2.848 50,50 

2000 140.871 5,63 7.931 2,2 2.925 50,25 

2001 1 38.935 5,63 7.822 2,2 2.884 50,25 

2002 1 38 . 1 95 5,63 7.780 2,2 2.869 49,60 

2003 1 36.996 5,63 7 . 7 1 3  2 , 2  2.844 49,60 

2004 1 37.366 5,63 7.734 2,2 2.852 2.650 49,60 

2005 1 39 . 7 1 2  5,63 7.866 2,2 2.901 2 . 323 49,60 

2006 146.688 5,63 8.259 2,2 3.045 2.323 49,60 

2007 1 69.636 3,89 6.599 5 , 1 5  8.396 2,2 3.402 2.263 49,68 

2008 1 75.989 4,42 7.779 5,05 8.495 2,2 3.514 2.263 49,70 

2009 1 76.991 4,45 7.876 5,05 8.540 2,2 3.533 934 49,70 

201 0  180.042 4,45 8 . 0 1 2  5,05 8.688 2,2 3.594 234 49,70 

201 1 1 90.033 4,45 8.456 5,05 9. 1 70 2,2 3.793 1 .005 49,70 

201 2  1 94.635 4,45 8.661 5,05 9.392 2,2 3.885 81 .212 49,70 

201 3  1 98.200 4,45 8.820 5,05 9.564 2,2 3.956 2 1 .462 49,70 

2014 204.800 4,45 9. 1 1 4 5,05 9.882 2,2 4.088 189.21 2 49,70 

201 5  2 1 1 . 1 50 4,45 9.396 5,05 1 0 . 189 2,2 4 . 2 1 4  1 5 1 .7 1 2  49,70 

2016 2 1 7.550 4,45 9.681 5,05 1 0.497 2,2 4.342 1 5 1 .7 1 2  49,70 

201 7 224.100 4,45 9.972 5,05 10.8 1 3  2,2 4.473 1 51 . 7 1 2  49,70 

Datenbasis: 

1995 - 2010: Zweite Verordnung zur Durchführung des Finanzausgleichsgesetzes. 
2011 - 2012: Vorläufige Abrechnung der Urnsatzsteuerverteilung und des Finanzausgleichs unter den Ländern. 
2013 - 2017: Steuerschätzung Mai 201 3 .  

67. 1 78 

61 .248 

62.201 

60.885 

63.926 

65.333 

64.435 

63.263 

62.714 

60.233 

66.280 

69.473 

77.398 

79.895 

78.984 

79. 1 6 1  

84.806 

167.042 

1 08.865 

279.525 

244.825 

247.648 

250.536 

v. H .  
Bund 

Mio. EUR 

44,00 52.783 56,00000000 44,00000000 0,00000000 1 00,00 

49,50 60.035 5,50 6.671 50,50000000 49,50000000 0,00000000 1 00,00 

49,50 60.969 5,50 6.774 50,50000000 49,50000000 0,00000000 1 00,00 

49,50 59.679 5 , 50 6.631 5 1 .231 24040 46,64883960 2 , 1 1 992000 100.00 

49,50 62.660 5,50 6.962 52,23839930 45,68546070 2,D761 40oo 1 00,00 

49,75 64.683 5,75 7.476 52,00766465 45,91619535 2,0761 4000 1 00,00 

49,75 63.794 5,75 7.373 52,00766465 45,91619535 2,0761 4000 1 00,00 

50,40 64.283 6,40 8 . 1 63 5 1 ,40775456 46,5161 0544 2,0761 4000 1 00,00 

50,40 63.725 6,40 8.092 5 1 ,40775456 46,5161 0544 2,0761 4000 100,00 

50,40 66.547 6,40 8 . 1 1 4  49,47860098 48,44525902 2,0761 4000 1 00,00 

50,40 62.666 6,40 8.253 53,07024862 44,8536 1 1 38 2,0761 4000 1 00,00 

50,40 65.911 6,40 8.665 52,99 1 1 8779 44,93267221 2,0761 4000 1 00,00 

50,32 73.841 6,32 9.558 54,46563752 43,5288351 1 2,00552737 1 00,00 

50,30 76.307 6,30 9.841 54,644551 63 43,35887775 1 ,99657062 1 00,00 

50,30 78.059 6,30 794 1 0.688 53,901 02601 44,1 0303004 1 ,99594395 1 00,00 

50,30 80.588 6,30 1 .607 1 1 .671 53,24334922 44,76070683 1 ,99594395 1 00,00 

50,30 83.807 6,30 1 . 1 74 1 1 .797 53,902534 1 3  44,10152192 1 ,99594395 1 0Q� 
50,30 5.655 6,30 1 . 326.000 1 .336.880 95,09878651 2,90526954 1 ,99594395 100,00 

50,30 66.996 6,30 1 .326.000 1 .337.079 64,201 93529 33,80212076 1 ,99594395 100,00 

50,30 - 97.809 6,30 1 .326.000 1 .337.448 145,762 1 5 1 06 - 47,75809501 1 ,99594395 1 00,00 

50,30 - 57.475 6,30 1 .326.000 1 .337.803 1 25, 22382254 - 27,21 976649 1 ,99594395 1 00,00 

50,30 - 54.618 6,30 1 .326.000 1 .338. 1 6 1  1 23, 1 1 009145 - 25,1 0603540 1 ,99594395 1 00,00 

50,30 - 51 .695 6 ,30 1 .326.000 1 . 338.527 1 2 1 ,071828 1 3  - 23,06777208 1 ,99594395 1 00,00 

c: C'" CD 
ü1 
(") 
:::T 
-
� 
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4.2.2 Einnahmen des Landes aus Zuweisungen und Erstattungen des Bundes 

im Haushaltsplanentwurf 201 4  

I n  den Einnahmetiteln des Haushaltsplanentwurfs 201 4 (Hauptgruppen 2 und 3) 

s ind 7 .272 ,4 Mio.  EUR aus Zuweisungen und Erstattungen des Bundes an 

das Land Nordrhein-Westfalen vorgesehen . Die wichtigsten Leistungen des 

Bundes einschl ießl ich ihrer voraussichtlichen mittelfristigen Entwicklung sind 

in  der nachstehenden Übersicht 5 aufgelistet. 
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Übersicht 5 

Leistungen des Bundes an das Land Nordrhein-Westfalen 
nach bedeutenden Einnahmepositionen 201 3  - 201 7 

Art der Leistu ng 

1. Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgaben 
nach Art. 91a und b GG: 

1 . 1  Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur 

1 . 2  Verbesserung der Agrarstruktur 
(einschließlich Sonderrahmenplan) 

1 . 3  Gemeinsame Forschungsforderung gemäß Art. 91 b GG 
IBlaue·Llste-Elnrld1tungen) 

1.4 Forschungsbauten 

2. Aufgrund von Geldleistungsgesetzen 
nach Art, 1040 Abo, 3 GG: 

2.1 Aufstiegsfortbildung 

2.2 Ausb�dung5förderung im Schulbereich 

2,3 Ausbildungsförderung im Hochschulbereich 

2.4 Leistungen für Unterkunft und He�ung ISGB 11) 

2.5 Grundsicherung im Mer und bei Erwerbsminderung ISGB XII) 

2.6 Aufwendungen nach dem Opferentschädigungsgesetz 

2.7 Aufwendungen nach den Rehabilitierungsgesetzen 

2.8 Wohngeld 

2.9 Unterhaltsvorschussgesetz 

3. Als Finanzhilfen nach Art. 104a Abs. 4 GG: 

3.1 Zuweisungen für den Wohnungsbau 

3.2 Städtebauliche Sanierungs- und Entwicklungs-
maßnahmeniStadtumbau West 

3.3 Stadneile m� besonderem Entwicklungs· 
bedarl - die soziale Stadt 

3.4 Innenentwicklung der Städte und Gemeinden 

3.5 Energetische Modemisierung sozialer Infrastruktur 
in den Kommunen 

3.6 Förderung städtebaulicher Maßnahmen (aUe Programme) 

3.7 Zur Verbesserung der VerkehrsverhäHnisse der 
Gemeinden IÖPNV) nach dem Gemeindeverkehrs-
finanzierungs gesetz und nad1 dem Entflechtungsgesetz 

3.8 Finanzhilfen des Bundes nach dem GVFG 
(kommunaler Straßenbau) 

4, Sonstige: 

4.1 

4,2 

4.3 

4.4 

4.5 

4.6 

4,7 

4.8 

4.9 

4.10 

Kompensation infolge der Übertragung der Ertragshoheit 
für die Kraftfahrzeugsteuer von den Ländern auf den Bund 
gemäß Art. l06b GG 

Erstattung Bund für Kfz·Steuer·Verwaltung (OrganJeihe) 

Bundesergänzungszuweisungen gemäß Art. 107 Ab •• 2 GG 

Regionalisierungsgesetz 

Erstattung von Entschädigungslasten 
der Wiedergutmachung 

Zweckgebundene Zuweisungen des Bundes gemäß 

Art. 143c GG für den Bildungsbereich 

Investitionen aus dem Bundesprogramm 
.Kinderbetreuungsflnanzierung 2008 · 2013" 
gemäß Art, l04b GG 
Investitionen aus dem Bundesprogramm 
_Kinderbetreuungsflnanzierung 2013 · 2014" 
gemäß Art, l04b GG 

Zweckgebundene Zuweisungen des Bundes gemäß 

Art. 143c GG für den Bildungsbereich 
- Kompensationsmittel Aus- und Neubau von Hochschulen -

Zuweisungen des Bundes im Rahmen des 
Hochsd1ulpaktes 2020 

Erstattungen von Versorgung.bezügen durch den Bund 
(Lehrerbereid1) 

Nachg_lesene Leistungen des Bundes insgesamt: 

Kapitel - Titel 

14 730 - 231 6 1 .  
3 3 1  6 1  

1 0 080 
• al le Titel 231 

und 331 

06 030 · 231 1 1 ,  
331 1 1  

06 1 00 · 331 30 

05 030 · 231 10 

05 030 · 231 6 1 ,  
331 61 

06 027 · 231 62, 
331 62 

1 1 025 · 231 1 0  

1 1 025 · 231 20 

1 1 320 · 231 20 

1 1  320 · 231 30 

09 050 · 231 1 0  

07 030 · 231 1 0  

09 050 · 331 70 

09 500 · 331 10 

09 500 · 331 12 

09 500 · 331 14 

09500 · 331 1 5  

09 500 · 331 22 

09 1 10 · 331 10, 
331 1 2  

09 140 - 331 1 0  

20 020 · 21 1 10 

20 020 • 231 00 

20 020 · 21 1 60 

09 1 10 · 231 10 

03 8 1 0 · 231 00 

05 300 - 231 00 

07 040 • 334 00, 

334 1 1  

06 1 00 · 331 40 

06 100 · 231 50 

05 9 1 0  - 231 00 

Haushaltsplan 
Haushaltsplan-

Planungsergebnis 
entwurf 

2013 2014 2015 2016 

- Mlo. EUR -

0.4 0.4 0.4 0.4 
26.5 23.8 26.3 31.0 

37,5 37,5 37,5 37.5 

36.1 39,8 4 1 , 8  43,5 

24,9 29.8 40,0 60,0 

2 1 ,5 2 1 ,5 2 1 ,5 21 ,5 

138,3 135,3 135,3 135,3 

375.4 382,2 382.2 382,2 

1 . 300,0 1 .200,0 1 .200,0 1 . 200,0 

800,0 1 .350,0 1 .350,0 1 350,0 

14,9 1 5.4 1 6,0 16,5 

5,5 5,2 5,5 5,8 

165,0 145,0 145,0 145,0 

72.9 72,9 72,9 72,9 

97,1 97,1 97,1 97,1 

15,3 5,1 0,0 0,0 

9,5 3,5 0,0 0,0 

6,0 2,8 0,0 0,0 

9,6 0,0 0,0 0,0 

42,9 61,9 5 1 ,3 29,7 

218,8 214,8 214,8 214,8 

1 29,8 129,8 129,8 129,8 

1 .903,5 1 .903,5 1 .903,5 1.903,5 

36.0 18.0 0,0 0,0 

0.0 220.0 240,0 240,0 

1 . 1 33,3 1 ,1 50,3 1 . 167,5 1 .185,1 

24,8 23,1 21,4 19,8 

4,9 4,9 4,9 4,9 

55,1 0,0 0,0 0,0 

0,0 56,9 0,0 0,0 

107,0 107,0 107,0 107,0 

432,0 520,3 408,8 304 , 1  

7 , 5  7,5 7,5 7,5 

7.251,9 7,985,1 7.827,9 7,744,7 

2017 

0.4 
36.2 

37,5 

45.2 

60,0 

21,5 

135,3 

382,2 

1 .200.0 

1.350,0 

1 7 , 1  

6,1 

145,0 

72,9 

97,1 

0.0 

0,0 

0,0 

0,0 

1 1 ,3 

214,8 

129,8 

1 .903,5 

0,0 

240,0 

1 .202,8 

18,1  

4,9 

0,0 

0,0 

107,0 

250,1 

7,5 

7.696,2 
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4.3 Horizontale Umsatzsteuervertei lung 

Der Länderantei l  am Aufkommen der Umsatzsteuer wird n icht nach dem 

örtl ichen Aufkommen vertei lt. Art. 1 07 Abs . 1 Satz 4 GG sieht als grundsätz­

l ichen Vertei lungsschlüssel d ie Einwohnerzah l  vor. Led igl ich in Höhe eines 

Tei lbetrags, der 25 v. H. des Länderantei ls insgesamt n icht übersteigen darf, 

können finanzschwache Länder vorab sogenannte Ergänzungsantei le er­

halten.  

U msatzsteuer-Ergänzungsantei le 

§ 5 des Maßstäbegesetzes (MaßstG) bestimmt d iese grundgesetzlich eröff­

nete Mögl ichkeit näher: Zur Vermeidung besonders g roßer Einnahmeunter­

schiede sol len finanzschwache Länder Ergänzungsanteile erhalten .  Gemäß 

§ 2 FAG sind das Länder, deren Pro-Kopf-Einnahmen aus der Einkommen­

und Körperschaftsteuer, der Gewerbesteuerumlage und den Landessteuern 

den Länderdurchschn itt n icht erreichen .  Die Höhe der Ergänzungsantei le 

richtet sich nach ih ren jewei l igen Feh lbeträgen zum Länderdurchschn itt: 

• Feh lbeträge bis 97 v. H .  der durchschn ittl ichen Pro-Kopf-Steuereinnah­

men werden zu 95 v. H. aufgefü l lt. 

• Für d ie bis zum Durchschnitt verbleibenden Feh lbeträge reduziert sich der 

Auffü l lsatz von 95 auf 60 v. H .  

• Der nach Gewährung der Ergänzungsanteile verbleibende Umsatzsteuer­

Länderantei l  wird nach Einwoh nern verteilt. 

• Ergeben sich rechnerisch insgesamt höhere Ergänzungsantei le als 

25 v. H. des Umsatzsteuer-Länderanteils insgesamt, müssen d iese an­

tei l ig auf die Obergrenze von X zurückgefüh rt werden .  

Durch d iese Vorwegauffül lung kommt es  zu  einer beträchtl ichen Anhebung 

der Finanzkraft der finanzschwachen Länder. So werden schon im Zuge der 

Steuervertei lung erhebliche Finanzausgleichswi rkungen erzielt. Das anfäng­

l iche Steuerkraftgefälle wird dad urch in  hohem Maße verringert, sodass der 

nachfolgende Länderfinanzausg leich entlastet wird .  Wegen dieses Aus­

g leichseffektes wi rd die gesetzliche Umsatzsteuervertei lung daher häufig als 
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erste Stufe des Finanzausgleichs bezeich net, obwoh l  sie n icht dem Länder­

finanzausgleich im engeren Sinne zuzuordnen ist. 

UmsatzsteuerausgleiCh 

Soweit das Erfordernis zur Vorwegauffü l lung besteht, werden mindestens 

75 v. H . ,  jedoch wen iger a ls 1 00 v. H. des Umsatzsteuer-Länderantei ls nach 

Einwohnern vertei lt . Der zur Vorwegauffül lung benötigte Betrag geht al len 

Ländern - auch den Begünstigten - im Verhältn is ihrer Einwohnerzahl ver­

loren .  Somit erhalten a l le Länder, d ie n icht von der Vorwegauffül lung profi­

tieren ,  automatisch einen Umsatzsteuerantei l ,  der unter ih rer E inwohner­

quote l iegt. Im Extremfal l  kann dieser Effekt sogar bei einem begünstigten 

Land eintreten ,  nämlich dann ,  wenn der auf das Land entfa l lende antei l ige 

Verlust höher ist als d ie Vorwegauffü l lung.  Die zuvor dargestellte E innah­

meminderung - Differenz zwischen Einwohnerantei l  und gesetzlichem Um­

satzsteuerantei l  i nfolge vorangegangener Vorwegauffül lung - wird als Um­

satzsteuerausgleich bezeichnet. Diese transferbed ingten Beiträge werden im 

bundesstaatlichen Finanzausgleich den aufzubringenden Ausgleichsleistungen 

zugerechnet. 

Nordrhein-Westfalen erbringt regelmäßig erhebliche Beiträge im Umsatz­

steuerausgleich (Übersicht 6) . Im Jahr 201 2 lag die Steuerkraft des Landes 

(vor Umsatzsteuerausgleich und Länderfinanzausgleich) bei 1 00,8 v. H .  des 

Länderdurchschn itts. 6 Das Land war somit kein Empfänger von Umsatz­

steuerergänzungsanteilen . Das gesamte Volumen der Ergänzungsantei le für 

d ie finanzschwachen Länder bel ief sich im Jahr 201 2 auf rd . 1 1 ,2 Mrd .  EUR.  

Da d ieser Betrag unter den Ländern n icht für eine Vertei lung nach Ein­

wohnern zur Verfügung stand , wurde er durch Nordrhein-Westfalen in  Höhe 

seines Einwohnerantei ls "mitfinanziert". Im Umsatzsteuerausg leich hatte 

Nord rhein-Westfalen demnach einen Beitrag von rd . 2 ,4 Mrd .  EUR (Ein­

wohnerantei l  rd . 2 1 ,78 v. H .  von 1 1 ,2 Mrd .  EUR) zu leisten .  

6 Datenquelle: Vorläufige (BMF-)Abrechnung der Umsatzsteuerverteilung und des Finanzausgleichs unter den Ländern vom 
1 7 .01 .201 3 für die Zeit vom 01 .01 .201 2 - 31 . 1 2 .2012 .  



Zeitraum aJ 
NRW BV BW 

1 995 1 .645 1 . 1 02 949 

1 996 1 .876 1 .259 1 .084 

1 997 1 .814 1 .2 1 8  1050 

1 998 1 .971 1 .323 1 . 1 4 1  

1 999 2.180 1 .469 1 .267 

2000 2.460 1 .666 1 .435 

2001 2 . 179 1 .484 1 .276 

2002 2.278 1 .559 1 .341 

2003 1 .999 1 .371 1 .1 81 

2004 2.046 1 .407 1 .212  

2005 2.474 1 .706 1 .470 

2006 2.607 1 .804 1 . 552 

2007 2.777 1 .928 1 .657 

2008 2.813 1 .960 1 .683 

2009 2.378 1 .661 1 .429 

2010 2.204 1 .545 1 .327 

201 1 2.403 1 .692 1 .451 

201 2 2.436 1 .724 1 .477 

Summe 1 995 . 201 2 - 40.538 - 27.877 - 23.983 

0 1 995 · 2012 - 2.252 - 1 .549 - 1 .332 

Datenbasis: 

U msatzsteuerausgleich 
Beiträge und Zuweisungen im Umsatzsteuerausgleich ab 1 995 

Stand: Jul i  201 3  

a '11 
. .. . 

� Ij 11 
, - I 

g .: . .. 
NI HE SN RP ST SH TH BB MV 

. in Mio. EUR . 

714 553 1 .864 365 1 .315  250 1 .207 903 829 

8 1 7  630 2.140 4 1 7  1 .443 286 1 .347 1 . 1 22 931 

791 609 2.089 405 1 .4 1 6  278 1 .288 1 .099 887 

861 662 2.237 441 1 .506 303 1 .357 1 .217  968 

748 733 2.409 488 1 .618 336 1 .435 1 .349 1 .027 

540 828 2.708 551 1 .751 380 1 .597 1 .476 1 .063 

714  734 2.438 488 1 .574 338 1 .447 1 .289 1 .069 

634 767 2.487 392 1 .469 354 1 .375 1 .275 1 .022 

775 673 2.286 449 1 . 457 312 1 .296 1 .237 966 

33 689 2.085 459 1 .273 320 1 . 1 86 1 .100 841 

487 835 2.200 443 1 .445 187 1 .1 88 1 . 161 909 

397 878 2.342 298 1 .323 256 1 .345 1 .224 993 

391 936 2.365 240 1 .302 81 1 .380 1 . 2 1 8  1 .064 

585 950 2.31 9 432 1 .358 45 1 .318  1 . 1 4 1  1 .028 

509 805 2.159 476 1 .222 2 1 9  1 .1 47 829 842 

378 749 2.024 393 1 .201 1 36 1 . 1 39 864 830 

6 1 7  818  2 . 161  381 1 .209 229 1 . 1 87 931 868 

1 1 7  833 2.369 540 1 .270 70 1 .243 999 9 1 2  

- 3.079 - 1 3.683 40.681 - 7.660 25.153 - 4.289 23.482 20.435 1 7.047 

1 71 760 2.260 426 1 .397 238 1 .305 1 . 1 35 947 

1995 - 2010: Zweite Verordnung zur Durchführung des Finanzausgleichsgesetzes. 

201 1  - 2012: Vorläufige Abrechnung der Umsatzsteuerverteilung und des Finanzausgleichs unter den Ländern. 

�. 
� � 

SL BE HH 

0 320 1 57 

0 363 1 79 

25 348 1 72 

52 375 1 87 

82 4 1 1  206 

52 463 234 

1 8  298 208 

54 56 218 

40 1 78 1 92 

1 8  96 1 97 

42 1 1  238 

88 32 252 

71 202 271 

90 334 277 

39 545 236 

1 25 58 220 

1 1 0  1 95 241 

1 60 277 246 

863 · 1 .256 - 3.931 

48 70 218 

H B  

63 

71 

68 

74 

81 

90 

80 

83 

73 

75 

91 

96 

1 02 

1 04 

88 

46 

62 

1 9  

- 1 .365 

76 

Ausgleichs-

volumen 

+/. 6.1 1 9  

+/. 6.982 

+/. 6.779 

+/- 7.336 

+/- 7.920 

+/- 8.647 

+/. 7.81 8 

+/. 7.683 

+/- 7.242 

+/. 6.51 8 

+/- 7.442 

+/- 7.744 

+/- 7.993 

+/- 8.219 

+/. 7.292 

+/. 6.620 

+/- 7.277 

+/- 7.345 

+/- 1 32.976 

+/- 7.388 
c: 
C'" CD 
� rJI 
n ::T 
-
0) 
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4.4 Finanzausgleich unter den Ländern ab 2005 

Die Regelungen zum derzeit geltenden F inanzausgleich7 und zum Solidar­

pakt 1 18 sollen zur Überwind ung der Folgen der Tei lung und zur Schaffung 

g leichwertiger Lebensverhältn isse in Deutsch land innerhalb e iner Generation 

beitragen . Sie s ind daher bis zum 31 . 1 2 .20 1 9  befristet. 

Folgende wichtige strukturel le Änderungen des Länderfinanzausgleichs wur­

den vorgenommen:  

• Das System ist insgesamt anreizgerechter: Hat e in Land einen überdurch­

schn ittl ichen Steuerzuwachs, verbleiben ihm 1 2  v. H .  der überdu rch­

schn ittl ichen Einnahmen ; sie werden n icht in den Finanzausgleich einge­

rechnet. 

• Hafenlasten werden n icht mehr im Länderfinanzausgleich berücksichtigt, 

sondern außerhalb des Systems geregelt. 

• Die kommunale Finanzkraft wird zu 64 v. H .  einbezogen . Dies ist e in Kom­

promiss zwischen der bis 2004 hälftigen Einbeziehung und der Forderung 

nach 1 00%iger Einbeziehung.  

• Anwendung eines symmetrischen Tarifs: Die Zuweisu ngen an finanz­

schwache Länder wie auch d ie Beiträge der finanzstarken Länder orien­

tieren sich in exakt g leicher Weise am Abstand ih rer  jewei l igen F inanzkraft 

zum Durchschn itt: 

- Fehlbeträge bis zu 80 v. H .lÜberschüsse über 1 20 v. H .  des Durch­

schn itts werden zu 75 v. H. aufgefül lt bzw. abgeschöpft. 

- Feh lbeträge zwischen 80 und 93 v. H .lÜberschüsse zwischen 1 07 und 

1 20 v. H .  des Durchschnitts werden mit e inem von 75 auf 70 v. H.  

fal lenden bzw. von 70 auf 75 v. H .  steigenden Satz aufgefü l lt bzw. ab­

geschöpft. 

7 Gesetz zur Fortführung des Solidarpaktes, zur Neuordnung des bundesstaatlichen Finanzausgleichs und zur Abwicklung 
des Fonds "Deutsche Einheit" (Solidarpaktfortführungsgesetz - SFG) vom 20. 1 2.2001 . 

8 Die Vereinbarungen zum Solidarpakt 11 wurden in gleichlautenden Entschließungen vom Bundestag am 04.07.2001 (BT-Drs. :  
1 4/6577) und vom Bundesrat am 1 3.07.2001 (BR-Drs. :  485/01 )  angenommen. 
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- Fehlbeträge von 93 v. H .  bis zum Durchschn itt/Überschüsse vom Durch­

schn itt bis 1 07 v. H .  werden mit einem von 70 auf 44 v. H .  fal lenden 

bzw. von 44 auf 70 v. H. steigenden Satz aufgefül lt bzw. abgeschöpft. 

Nordrhein-Westfalen finanzierte im Zeitraum 1 995 bis einsch l ießl ich 201 2 mit 

insgesamt rd . 1 0,8  Mrd .  EUR rd . 8,4 v. H .  des gesamten Ausgleichsvolumens. 

Einen Überbl ick über die Beiträge und Zuweisungen der Länder im Länder­

finanzausg leich g ibt d ie nachfolgende Tabelle (Übersicht 7) : 



Ausgleichsjahr � a 
NRW BV BW NI 

1 995 - 1 .763 1 . 294 1 433 231 

1 996 - 1 .598 1 463 1 .289 283 

1 997 - 1 .564 1 .586 1 .232 344 

1 998 - 1 .583 1 487 1 . 778 403 

1 999 - 1 .318  1 .635 1 .760 532 

2000 - 1 .1 4 1  1 .884 1 .957 568 

2001 278 2.277 2.1 1 5  952 

2002 - 1 .628 2.047 1 .663 487 

2003 50 1 .859 2.1 69 392 

2004 213 2.315 2.170 446 

2005 490 2.234 2.235 363 

2006 1 32 2.093 2.057 240 

2007 38 2.31 1 2.316 318 

2008 54 2.923 2499 3 1 7  

2009 59 3.354 1 488 1 1 0  

2010 354 3.51 1 1 . 709 259 

201 1 224 3.663 1 . 779 204 

2012 402 3.904 2.694 1 73 

Summe 1 995 - 2012 - 1 0.820 - 41 .843 - 34.343 6.622 

0 1 995 - 2012 601 - 2.325 - 1 .908 368 

Datenbasis: 

1995 - 2010: Zweite Verordnung zur Durchführung des Finanzausgleichsgesetzes. 

Länderfi nanzausg leich 
Beiträge und Zuweisungen in den Ausgleichsjahren 

Stand: Jul i  201 3  

" • � I} • • g • • 
HE SN RP ST SH TH BB MV 

- in Mio. EUR -

1 .101 906 1 1 7  574 72 521 442 394 

1 .656 1 .005 1 1 8  634 8 576 529 438 

1 .610  981 1 51 601 3 574 504 431 

1 .758 1 .019 219 617 0 595 534 448 

2433 1 1 22 195 672 89 612 587 464 

2.734 1 . 1 82 392 711  1 85 670 644 500 

2.629 1 .031 229 591 60 573 498 434 

1 .910 1 .047 4 1 9  607 1 1 2  571 541 439 

1 .876 936 259 520 1 6  500 502 393 

1 .529 930 190 532 102 51 7 534 403 

1 .606 1 .020 294 587 146 581 588 433 

2418 1 .078 346 590 1 24 617 61 1 475 

2.885 1 .1 65 343 627 1 36 644 675 513 

2470 1 .1 58 374 627 1 77 637 621 538 

1 .902 91 0 293 514 1 69 497 501 450 

1 .752 854 267 497 1 01 472 401 399 

1 .804 918 23.4 540 1 1 5  527 440 429 

1 .327 963 224 547 1 29 541 542 452 

- 35.399 1 8.224 4.665 1 0.587 1 .593 1 0.226 9.694 8.035 

- 1 .967 1 .012  259 588 88 568 539 446 

201 1  - 2012: Vorlaufige Abrechnung der Umsatzsteuerverteilung und des Finanzausgleichs unter den Landern. 

�. 
� Volumen � LFA 

SL BE HH HB 

92 2.159 60 288 +/- 5.724 

1 20 2.21 7 246 325 +/- 6.253 

1 04 2.266 1 40 179 +/- 6 . 134 

1 1 6 2.501 314 466 +/- 6.920 

1 53 2.725 345 340 +/- 7.490 

1 67 2.812 556 442 +/- 8.273 

1 46 2.653 268 402 +/- 7.568 

1 39 2.677 1 97 407 +/- 7445 

1 07 2.639 656 346 +/- 6.610 

1 1 6  2.703 578 331 +/- 6.805 

1 1 3  2456 383 366 +/- 6.948 

1 1 5  2.709 623 4 1 7  +/- 7.322 

1 25 2.900 368 471 +/- 7.917 

1 1 6  3.140 371 505 +/- 8.263 

93 2.877 45 433 +/- 6.848 

89 2.900 66 445 +/- 7.039 

1 20 3.043 62 516 +/- 7.308 

92 3.323 21 5 1 7  +/- 7.925 

2.122 48.699 - 5.257 7.194 +/- 1 28.792 

1 1 8  2.706 292 400 +/- 7 . 155 
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4.5 Bundesergänzungszuweisungen ab 2005 

Der Bund hebt d ie Finanzkraft leistungsschwacher Länder a l lgemein an 

(al lgemeine Bundesergänzungszuweisungen) und finanziert zusätzl ich 

Sonderlasten für bestimmte Politikaufgaben (Sonderbedarfs-Bundesergän­

zungszuweisungen). 

Allgemeine Bundesergänzungszuweisungen erhalten Länder, deren Finanz­

kraft nach Durchführung des Länderfinanzausg leichs 99,5 v. H .  der länder­

durchschnittl ichen Finanzkraft n icht erreicht; die entsprechenden Fehlbeträge 

werden zu 77 ,5  v. H .  aufgefü l lt . Damit wird d ie Einhaltung der Finanzkraft­

reihenfolge der Länder und des N ivel l ierungsverbots gewährleistet. Das 

Volumen der al lgemeinen Bundesergänzungszuweisungen lag im Jahr 201 2 

bei rd . 2 ,9  Mrd .  EUR.  Davon erhielt Nordrhein-Westfalen, dessen Finanzkraft 

nach Durchführung des Länderfinanzausgleichs 99,2 v. H .  betrug , rd . 

1 34 Mio. EUR.  

D ie  ostdeutschen Länder und Berl in erhalten Sonderbedarfs-Bundeser­

gänzungszuweisungen zur Deckung von Sonderlasten aus dem bestehen­

den starken infrastrukturel len Nachholbedarf und zum Ausg leich u nter­

proportionaler kommunaler Finanzkraft. Der Bund stel lt h ierzu für 1 5  Jahre 

insgesamt einen Betrag von rd . 1 05 Mrd .  EUR zur Verfügung,  der in  

fal lenden Tei lbeträgen ausgezahlt wird . Es handelt sich um folgende 

Zuweisungen für die Jahre 2005 - 201 9 :  

Jahr Zuweisungen Jahr Zuweisungen 
- Mio. EUR - - Mio. EUR -

2005 1 0. 532,6 201 3  6.544,5  
2006 1 0 .48 1 , 5  2014 5.777 ,6 

2007 1 0. 379,2 201 5  5 .06 1 , 8  

2008 1 0.225,8 201 6  4.294 , 9  

2009 9.5 1 0 ,0  201 7  3 . 579,0 

201 0  8 .743 , 1  201 8  2.8 1 2 , 1  

201 1 8 .027 ,3  201 9  2.096,3 

201 2  7.260,3 

Zum Ausg leich von Sonderlasten durch die strukturelle Arbeitslosigkeit er­

h ielten d ie ostdeutschen Länder von 2005 - 201 0 zusätzlich insgesamt 

jährl iche Zahlungen i .  H .  v. 1 Mrd .  EUR,  d ie von al len Ländern entsprechend 

ih rer Antei le an der Umsatzsteuer getragen wurden (Hartz IV-SoBEZ) . Nach 

einer Evalu ierung der Beträge im Jahr  201 1 wurden d iese Transferzah lungen 

für d ie Jahre 201 1 , 201 2 und 201 3 auf 807 Mio .  EUR abgesenkt. I nfolge der 
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Überzah lung im Jahr 201 1 wurde d ieser Betrag für d ie Jahre 201 2 und 201 3 

jeweils um 96 , 5  Mio.  EUR red uziert, sodass die Transferzah lungen in  d iesen 

beiden Jahren bei 7 1 0,5  Mio. EUR l iegen .  Beginnend mit dem Jahr 201 3 

überprüfen Bund und Länder gemeinsam in einem Abstand von d rei Jahren ,  

i n  welcher Höhe die Sonderlasten d ieser Länder ab dem jeweils folgenden 

Jahr auszugleichen sind . Aufgru nd der Überprüfung im Jahr 201 3 verringern 

sich die Hartz IV-SoBEZ ab dem Jahr 201 4 auf jährl ich 777 Mio. EUR.9 

Die Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen für Kosten pol itischer 

Führung wurden seit Anfang 2005 um insgesamt % auf rd . 5 1 7 Mio. EUR 

zurückgeführt und  werden ab 2008 jeweils im Abstand von fünf Jahren hin­

sichtlich der Voraussetzungen für ihre Gewährung überprüft. 

4.6 Fonds "Deutsche Einheit" ab 2005 

Seit dem 01 .01 .2005 ist der Fonds "Deutsche Einheit" in den Finanzaus­

g leich integriert. Für  d ie Jahre 2005 - 201 9 übernimmt der Bund gegen 

Kompensationsleistungen ( insbesondere Festbetrag bei der Umsatzsteuer) 

der Länder die Annuitätenzah lungen. 

M it Ablauf des Jahres 201 9 wird der Fonds aufgelöst; verbleibende Verbind­

lichkeiten und Vermögen des Fonds gehen dann auf den Bund über. Eine am 

31 . 1 2 .201 9 noch bestehende Restschuld bis zur Höhe von rd . 6,5 Mrd .  EUR 

übernimmt der  Bund vollständig .  Weist der Bund nach, dass d ie Restschu ld 

des Fonds "Deutsche Einheit" Ende 201 9 aufgrund der tatsäch lichen Zins­

entwicklung den Referenzbetrag von rd . 6,5 Mrd .  EUR übersteigt, erhä lt er 

von den westdeutschen Ländern einschl ießlich West-Berl in  einen Ausg leich 

i. H. v. 53 ,3 v. H. des übersteigenden Betrages. 

In der Bundesratssitzung am 26.06.201 3 hat die Bundesreg ierung eine Pro­

tokollerklärung abgegeben , in der sie sich e inverstanden erklärte, dass d ie 

Länder die von ihnen zugunsten des Bundes übernommene Tei lkompen­

sation des Fonds "Deutsche Einheit" einstel len ,  soweit die nach § 6b des 

Gesetzes über die Errichtung eines Fonds "Deutsche Einheit" durchgeführte 

Berechnung der fiktiven Restschuld vor dem 31 . 1 2 .201 9 eine vollständige 

Tilgu ng ergeben sollte . 

9 Der Bundesrat hat in seiner 912 .  Sitzung am 05.07.201 3 dem vom Bundestag am 1 3.06.201 3 verabschiedeten Gesetz zur 
Änderung des Finanzausgleichsgesetzes und der Bundeshaushaltsordnung zugestimmt, BT-Drs. :  1 7/1 3931 (Beschluss­
empfehlung und Bericht) . Das Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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5. Vermögen und Schulden des Landes 

5.1  Grundbesitz 

Das zum 01 .01 .2001 errichtete tei l rechtsfähige Sondervermögen Bau- und 

Liegenschaftsbetrieb Nordrhein-Westfalen (BLB N RW) hat die Aufgabe, 

Grundstücke und g rundstücksgleiche Rechte für Zwecke des Landes nach 

kaufmännischen Grundsätzen zu erwerben , zu bewi rtschaften ,  zu entwickeln 

und zu verwerten.  

Zur Erfü l lung d ieser Aufgabe ist zum 01 .01 .2001 das Liegenschaftsvermögen 

des Landes Nordrhein-Westfalen bis auf wenige Ausnahmen auf den 

BLB N RW übergegangen . 

Von der Übertragung ausgenommen wurde led igl ich das Grundvermögen der 

Forstwirtschaft und des Natur- und Landschaftsschutzes sowie wenige Son­

derl iegenschaften ,  d. h. Liegenschaften ,  d ie wegen ihrer Beschaffenheit oder 

N utzung für eine Bewirtschaftung ,  Entwicklung oder Verwertung nach kauf­

männ ischen Grundsätzen durch den BLB N RW ungeeignet sind . 

Zu den Sonderl iegenschaften gehören beispielsweise d ie Gebäude des Land­

tages , die Kirchen im Eigentum des Landes, d ie Sch lösser Augustusbu rg und 

Falkenlust in Brühl  etc. 

Das vom BLB N RW verwaltete Liegenschaftsvermögen besteht aus 1 . 302 

Grundstücken mit 4 .261 Gebäuden und hat einen Wert von rd . 8 , 1  Mrd .  EUR 

(Stand:  3 1 . 1 2 .201 2) .  

Der BLB N RW erwirtschaftete laut testiertem Jahresabschluss 201 2 einen 

Jahresüberschuss von rd . 7 1 , 8  Mio. EUR.  

Es bestehen ferner die folgenden Schu l- und Stud ienfonds a ls Sonderver­

mögen ohne eigene Rechtspersönl ichkeit, d ie sowohl aus Grundvermögen 

als auch aus Finanzvermögen bestehen : 

• Haus Büren'scher Fonds 

• Paderborner Studienfonds 

• Berg ischer Schu lfonds 

• Gymnasialfonds Münstereifel 



- A 48 -

• Münster'scher Stud ienfonds 

• Beckum-Ahlen'scher Klosterfonds 

Die Vermögen werden vom Land,  getrennt vom Landesvermögen, verwaltet. 

Nach einer Wertermittlung zum Stichtag 30.06.2005 u nd einem Bestands­

verzeichn is zum Stichtag 31 . 1 2 .201 2 ergeben sich für d ie Grundvermögen 

folgende Werte: 

• Haus Büren'scher Fonds 

• Paderborner Stud ienfonds 

• Berg ischer Schu lfonds 

• Gymnasialfonds Münstereifel 

• Münster'scher Stud ienfonds 

• Beckum-Ahlen'scher Klosterfonds 

49 ,5  Mio. EUR 

1 ,7 Mio.  EUR 

34 ,7  Mio.  EUR 

1 , 5 M io .  EUR 

99 ,0 Mio .  EUR 

8 ,2  Mio.  EUR 

Das Finanzvermögen ist unter Tz. 5 .3  ausgewiesen .  

D ie Landesforstverwaltung des Landes Nordrhein-Westfalen ist zum Stichtag 

31 . 1 2 .201 2 E igentümer bzw. Besitzer von ca . 1 1 7 .000 ha Fläche, davon 

1 1 3 . 500 ha Holzboden- und N ichtholzbodenfläche sowie 3 .500 ha Neben­

fläche im Wert von insgesamt 4 1 4  Mio. EUR als Verwaltungsvermögen .  

Dazu kommt ein aktivierter Bestandswert an stehendem Holzvorrat von 

460 Mio. EUR.  Das ist der weitaus größte Tei l  des Grundvermögens des 

Landes und umfasst ca. 1 3  v. H. der Gesamtwaldfläche im Land. Über 

40 v. H .  der Waldfläche s ind als FFH-Gebiete ("Flora-Fauna-Habitat") 

und/oder Naturschutzgebiet ausgewiesen .  I nsgesamt sind ca. 50 v. H .  der im 

Eigentum der Landesforstverwaltung befindl ichen land- und forstwirtschaft­

l ichen Flächen als Naturschutz-, FFH- und Vogelschutzgebiete gemeldet. Die 

restlichen F lächen - bis auf wen ige Ausnahmen - stehen unter Landschafts­

schutz. Ferner hat das Land derzeit ca . 2 .843 ha Waldfläche angepachtet. 

Die Jagdbetriebsfläche (Verwaltungsjagdfläche) beträgt 44 .977 ha.  Sie setzt 

sich zusammen aus Eigentum und angegl iederten Flächen abzüglich abge­

g l iederter und verpachteter F lächen .  H inzu kommen noch 7 .077 ha National­

park Eife l ,  auf denen die Wildbewirtschaftung gemäß den Vorgaben der 

Nat ionalparkverordnung erfolgt. Die verbleibende Fläche von 67.292 ha ist 

abgegl iedert ,  an Dritte verpachtet oder als P i rschbezirk von Dritten bejagt. 
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Die Erträge aus normaler Geschäftstätigkeit im Landesbetrieb Wald und Holz 

Nordrhein-Westfalen betragen 99 Mio .  EUR,  darin sind 50 Mio. EUR Trans­

fererlöse und Transfererträge als Zuführungen des Landes enthalten .  

Unter Einbeziehung der entstandenen Aufwendungen erwirtschaftete der 

landeseigene Forstbetrieb i nsgesamt einen Jahresüberschuss von rd . 

7,4 Mio. EUR ( inklusive Abführung von 3 ,5  Mio.  EUR) .  Der Fachbereich 

Dienstleistung erwirtschaftete m it 3,4 Mio .  EUR ebenso einen Jahresfehl­

betrag wie der Fachbereich Hoheit i .  H. v .  0,2 Mio.  EUR.  

Das Jahresergebnis 201 2 testiert dem Gesamtbetrieb einen Jahresüber­

schuss i .  H .  v. rd . 0,3 Mio. EUR.  

5.2 Landesbetriebe 

Derzeit verfügt das Land über insgesamt sechs Landesbetriebe i .  S. v. § 26 

der LHO. 

a) Landesbetrieb Information und Technik Nordrhein-Westfalen (lT.NRW) 

Der Landesbetrieb IT.N RW hat seinen Hauptsitz in Düsseldorf und Stand­

orte in Hagen , Köln ,  Münster, Oberhausen und Paderborn . 

IT. N RW ist zentraler IT-Dienstleister und steht al len Geschäftsbereichen 

der Landesverwaltung ,  dem Landtag sowie dem Landesrechnungshof 

zur Durchführung von Aufgaben der I nformationstechnik zur Verfügung.  

Er betreibt d ie Kommunikations- und IT-Infrastruktur für die Landes­

verwaltung (Datenverarbeitungszentrale, Landesverwaltungsnetz) und be­

rät und unterstützt d ie Behörden und E inrichtungen des Landes bei 

IT-Vorhaben.  IT. N RW stel lt der Landesverwaltung umfangreiche Dienst­

leistungen im IT-Umfeld zur Verfügung,  insbesondere in den Bereichen:  

E-Government, Beratung ,  Kommunikationsanwendungen , Softwareent­

wicklung und -betrieb, Rechenzentrumsleistungen , Service und Wartung , 

Druck und Versand sowie Beschaffungen und Ausschreibungen . 

Im Geschäftsbereich Statistik ist IT. N RW statistisches Landesamt sowie 

zentraler statistischer Dienstleister. Zu den Aufgaben in d iesem Bereich 

gehören die Durchführung,  Auswertung , Analyse und Weiterentwicklung 

sowie die Veröffentl ichung der durch EU-, Bundes- und Landesrecht an-
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geord neten Statistiken,  d ie Mitwirkung bei der Vorbereitung und Durch­

füh rung von Wahlen und Volksabstimmungen ,  d ie Bereitstel lung der 

Landesdatenbank sowie d ie U nterstützung und Beratung des Landtages, 

des Landesrechnungshofs und der Landesverwaltung insgesamt bei 

statistischen Fragen . 

Der Entwurf des Haushaltsplans für das Jahr 201 4 weist für d iese Auf­

gaben von IT. N RW einen Betriebskostenzuschuss des Landes i .  H .  v. 

65,2 Mio.  EUR aus. 

b) Geologischer Dienst Nordrhein-Westfalen 

Der Geolog ische Dienst ist d ie zentrale geowissenschaftliche Einrichtung 

des Landes Nordrhein-Westfalen und wird seit Januar 2001 als Landes­

betrieb geführt. Der Landesbetrieb untersucht landesweit den U nter­

g rund , erfasst, sammelt und dokumentiert untergrundbezogene Daten,  

i nterpretiert d iese und stel lt sie in  einem Fach informationssystem für 

Planung und Problemlösung bei a l len unterg rundbezogenen Fragestel­

lungen zur Verfügung.  Er n immt als geolog ische Landesanstalt nach dem 

Lagerstättengesetz wesentliche Funktionen im öffentlichen I nteresse, 

insbesondere für d ie Daseinsfürsorge und d ie Risikobewertung, wahr. 

Der geprüfte Jahresabschluss 201 1 weist zum 31 . 1 2 .201 1 ein Anlage­

vermögen von 2 ,3  M io .  EUR und e in Umlaufvermögen von 7,4 Mio. EUR 

aus .  E in Abschluss für 201 2 l iegt derzeit noch n icht vor. Für  das Haus­

haltsjahr 201 4 ist eine Zuführung des Landes für den laufenden Betrieb 

i. H .  v. 1 6 ,2 Mio. EUR erforderl ich . Zuführungen für I nvestitionen sind für 

das Haushaltsjahr 201 4 n icht vorgesehen.  

c)  Landesbetrieb Straßenbau Nord rhein-Westfalen 

Der seit dem 01 .01 .2001 bestehende Landesbetrieb Straßenbau erbringt 

Dienstleistungen für d ie Verkeh rsinfrastruktur  in  Nordrhein-Westfalen . 

Die Aufgaben umfassen insbesondere Planung,  Baumanagement und 

Betrieb der Bundesautobahnen und sonstigen Bundesstraßen des Fern­

verkehrs,  der Landesstraßen und in bestimmten Kommunen der Kreis­

und Gemeindestraßen . Das betreute Straßennetz umfasst insgesamt 

ca . 20.000 km mit ca . 1 0.000 Brückenbauwerken .  Zur verbesserten Ver­

kehrslenkung wurde in 201 2 mit dem Aufbau einer integrierten Verkeh rs-
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zentrale begonnen.  Kernaufgabe der Verkehrszentrale ist d ie Gewähr­

leistung eines sicheren und - soweit mögl ich - störungsfreien Verkehrs­

ablaufs. 

Der geprüfte Jahresabsch luss 201 2 weist zum 3 1 . 1 2 .201 2 ein An lage­

vermögen von 1 38 ,5  Mio. EUR und ein Umlaufvermögen von 

1 30,6 Mio .  EUR aus. Für das Haushaltsjahr 201 4 ist eine Zuführung des 

Landes für den laufenden Betrieb und zur betrieblichen U nterhaltung der 

Landesstraßen i. H .  v. 373 ,9  Mio. EUR geplant. Als Zuführung für 

betriebl iche I nvestitionen sind im Haushaltsjahr 201 4 insgesamt 

1 6 ,8  Mio .  EUR vorgesehen . 

d )  Materialprüfungsamt Nordrhein-Westfalen 

Das Materialprüfungsamt Nordrhein-Westfalen ist 1 995 in einen Landesbe­

trieb überführt worden . Der Landesbetrieb n immt seine Aufgaben a ls 

Betrieb gewerb l icher Art wahr .  Die Geschäftstätigkeit umfasst d ie Prü­

fung von Stoffen,  Produkten ,  An lagen und Verfahren im öffentlichen 

I nteresse mit dem Ziel, die Allgemeinheit gegen Gefahren zu sichern und 

d ie Wirtschaft in der Qual itätssicherung zu unterstützen.  

Der testierte Jahresabschluss 201 2 weist zum 31 . 1 2 .201 2 ein Anlagever­

mögen von 4,0 Mio .  EUR und ein Umlaufvermögen von 1 0,6 Mio. EUR 

aus. Zuführu ngen erhält der  Landesbetrieb n icht. Allerd ings wird d ie 

Miete aus steuerrechtl ichen Gründen vom Land getragen .  

e) Landesbetrieb Wald und Holz Nordrhein-Westfalen 

Zum 01 .01 .2005 wurde der Landesbetrieb Wald und Holz Nordrhein­

Westfalen errichtet. Dieser n immt Aufgaben im Rahmen der Geschäfts­

feider 

• Landeseigener Betrieb, 

• Forstl iche Dienstleistungen und 

• Hoheitsaufgaben 

wahr. Seine Aufgaben ergeben sich i nsbesondere aus dem Bundeswaid­

gesetz (BWaldG) und dem Landesforstgesetz (LFoG) bzw. der Satzung.  

Der Landesbetrieb ist als Tei l  der Landesforstverwaltung für d ie Er-
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haltung und Vermehrung des Waldbestandes und d ie Sicherung seiner 

Nutz-, Schutz- und Erholungsfunktion i .  S .  d .  umfassenden Nachhaltig­

keitsdefin ition des LFoG verantwortl ich . 

Der Landesbetrieb Wald und Holz ist eine E inheitsforstverwaltung 

(Sonderverwaltung) , d. h. er bewirtschaftet den Staatswald des Landes 

Nordrhein-Westfalen ,  unterstützt den privaten und kommunalen Wald­

besitz als D ienstle ister und ist als Forstbehörde für d ie Erhaltung des 

Waldes und die Förderung der Forst- und Holzwirtschaft tätig . Der Lan­

desbetrieb erfül lt daneben die Aufgaben der Oberen Jagdbehörde des 

Landes Nordrhein-Westfalen . 

Die p lanmäßigen Zuführungen aus dem Landeshaushalt, verbunden mit 

den vom Landesbetrieb erwirtschafteten Einnahmen , d ienen der Er­

fül lung der oben angeführten Aufgaben. Die Zuführungen enthalten Be­

träge für den n icht kostendeckenden Dienstleistungsbereich , für d ie Um­

setzung der Hoheitsaufgaben und Beträge für den Ausg leich von Minder­

erträgen , d ie durch den Verzicht auf Nutzungsmöglichkeiten in den Landes­

forsten begründet s ind . 

Die Zuführungen betrugen im Jahr 201 2 insgesamt 27,2 Mio.  EUR 

Transfererlöse sowie 22,8 Mio. EUR Transfererträge ( inklusive 

1 ,7 Mio. EUR I nvestitionskostenzuschuss) . I n  201 2 ist eine Abfüh rung 

i .  H .  v. 3, 5 M io.  EUR an den Landeshaushalt erfolgt, i n  201 3 werden es 

ebenfal ls 3 ,5  Mio .  EUR sein .  Die derzeitige Zuführungshöhe in 201 3 be­

läuft sich auf e in Volumen von 49,0 Mio.  EUR (Stand:  30.06.201 3) . 

Für  201 4 sind 53,9 Mio.  EUR ( inklusive 1 ,7 Mio. EUR I nvestitionskosten­

zuschuss) veransch lagt, wobei gleichzeitig d ie Abfüh rung an den Lan­

deshaushalt von 3 ,5  Mio. EUR etatisiert wird .  

f) Landesbetrieb Mess- und Eichwesen Nord rhein-Westfalen 

Die Eichverwaltung Nord rhein-Westfalen ist im Januar 2001 in  einen 

Landesbetrieb überführt worden.  Der Landesbetrieb n immt fast aus­

schl ießl ich hoheitl iche Aufgaben wahr .  Kernaufgabe ist der Vol lzug der 

Bestimmungen im gesetzlich geregelten Mess- und Eichwesen .  Weitere 

wesentliche Aufgaben obl iegen ihm im Rahmen der Fertigpackungs­

verord nung,  des Waffengesetzes (Beschussrecht) , der reg ionalen Ü ber-



- A 53 -

wachung der Umweltradioaktivität, der Ertei lung von Ausnahmen nach 

der Gefahrgutverordnung Straße und der Baumusterzu lassung.  

Der testierte Jahresabsch luss 201 2 weist zum 31 . 1 2 .201 2 ein An lage­

vermögen von 4 , 1 Mio. EUR und ein Umlaufvermögen von 8 ,7  Mio. EUR 

aus .  Für  das Haushaltsjahr 201 4 ist eine Zuführung des Landes für den 

laufenden Betrieb i .  H. v. 6 ,7 Mio .  EUR erforderl ich . Zuführungen für I n­

vestitionen sind auch für das Haushaltsjahr 201 4 n icht vorgesehen. 

5.3 Kapitalvermögen 

a) Rücklagen am 31 .1 2.20 1 2 :  

Zum 3 1 . 1 2 .201 2 bestanden Rücklagen gemäß § 62 LHO in Form von 

vier Sondervermögen : 

1 .  Sondervermögen "Risikoabschirmung WestLB AG" nach dem Gesetz 

zur Errichtung eines Fonds für eine I nanspruchnahme des Landes 

Nord rhein-Westfalen aus der im Zusammenhang mit der Risiko­

absch i rmung zugunsten der WestLB AG erklärten Garantie (Risiko­

fondsgesetz - RiFoG): 886, 1 Mio .  EUR,  

2 .  Sondervermögen "Abrechnung Finanzmarktstabi l isierungsfonds" nach 

dem Gesetz zur Errichtung eines Fonds für die Betei l igung des Lan­

des Nordrhein-Westfalen an den finanziellen Lasten des Finanzmarkt­

stabi l is ierungsfonds des Bundes (Abrechnungsfondsgesetz - AFoG) :  

385,7 Mio .  EUR,  

3 .  Sondervermögen "Versorgungsrücklage des Landes Nord rhein-West­

falen" nach dem Ersten Abschn itt des Gesetzes zur Errichtung von 

Fonds für d ie Versorgung in Nord rhein-Westfalen (Versorgungsfonds­

gesetz - EFoG): 4 .043,4 Mio. EUR,  

4.  Sondervermögen "Versorgungsfonds des Landes Nordrhein-West­

falen" nach dem Zweiten Abschnitt des Gesetzes zur Errichtung von 

Fonds für d ie Versorgung in Nord rhein-Westfalen (Versorgungsfonds­

gesetz - EFoG) : 1 .066, 9  Mio.  EUR.  
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b) Sonstiges Kapitalvermögen :  

Der wesentl iche Tei l  des sonstigen Kapitalvermögens des Landes be­

steht aus Forderungen . Bei den Forderungen handelt es sich haupt­

sächl ich um Darlehen. 

Die Darlehensforderungen beruhen zum größten Tei l  auf den seit 1 945 

aus ordentlichen und außerordentlichen Landesmitteln ausgezahlten 

Darlehen.  

Daneben bestehen in  geringem Umfang Forderungen u .  a .  aus Rest­

kaufgeldern und Vorauszahlungen.  

Außerdem besteht zum 31 . 1 2 .20 1 2  eine Forderung des Landes 

Nordrhein-Westfalen gegenüber seinem tei l rechtsfähigen Sonderver­

mögen BLB N RW i. H .  v. 3 .553 ,8  Mio. EUR und eine Forderung des 

Landes Nordrhein-Westfalen in einem Nachrangdarlehen gegenüber der 

N RW.BANK i. H .  v. 2 .082 , 9  Mio. EUR.  
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Die Forderungen (ohne BLB N RW und Nachrangdarlehen gegenüber der 

N RW. BANK) betrugen nach dem Stand des Rechnungsabsch lusses 

201 2 :  

Aufgabengebiet 

1 .  Allgemeine Dienste 

2. Bi ldungswesen ,  Wissenschaft, Forschung,  

kulturelle Angelegenheiten 

3. Soziale Sicherung,  soziale Kriegsfolgeaufgaben,  

Wiedergutmachung 

4 .  Gesundheit, Sport und Erholung 

5 .  Wohnungswesen ,  Raumordnung und kommunale 

Gemeinschaftsdienste 

6. Ernährung,  Landwirtschaft und Forsten 

7. Energ ie- und Wasserwi rtschaft, Gewerbe, 

Dienstleistungen 

8 .  Verkehrs- und Nachrichtend ienst 

9. Wirtschaftsunternehmen , al lgemeines Grund- und 

Kapita lvermögen,  Sondervermögen 

1 0. Allgemeine Finanzwirtschaft 

Insgesamt 

- Mio. EUR -

0,0 

0, 7 

732 ,7  

8 ,8  

0,2 

1 27 ,3  

1 8,6 

0,0 

1 4 ,3  

0,0 

902,6 
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Die sechs Schu l- u nd Stud ienfonds, als Sondervermögen ohne eigene 

Rechtspersön l ichkeit, verfügen neben dem Grundvermögen (vg l .  Tz. 5 . 1 )  

über folgendes Kapitalvermögen zum Stichtag 31 . 1 2 .201 2 :  

• Haus Büren'scher Fonds 

• Paderborner Stud ienfonds 

• Berg ischer Schu lfonds 

• Gymnasialfonds M ünstereifel 

• M ünster'scher Studienfonds 

• Beckum-Ah len'scher Klosterfonds 

3 , 1  Mio. EUR 

0, 1 M io .  EUR 

44 , 1  Mio. EUR 

1 ,6 M io .  EUR 

74 ,2 Mio.  EUR 

4,7 Mio. EUR 
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Das Land Nordrhein-Westfalen ist an den nachstehenden Anstalten des öffent­

lichen Rechts und Gesellschaften des Privatrechts beteil igt (Stand : 31 . 1 2 .201 2). 

Für d ie in Klammern angegebenen verwaltenden Ministerien werden folgende 

Abkürzungen verwendet: 

StK = 

MSW = 

FM = 

MWEIMH = 

M I K  = 

MAIS = 

MKU LNV = 

M BWSV = 

M IWF = 

MFKJ KS = 

MGEPA = 

Staatskanzlei 

Min isterium für Schule und Weiterbi ldung 

Finanzmin isterium 

Min isterium für Wirtschaft, Energ ie ,  Industrie, Mittelstand 

u nd Handwerk 

Min isterium für I nneres u nd Kommunales 

Min isterium für Arbeit, I ntegration und Soziales 

Min isterium für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 

Natur- und Verbraucherschutz 

Ministerium für Bauen , Wohnen,  Stadtentwicklu ng 

und Verkeh r  

Min isterium für I nnovation , Wissenschaft und Forschung 

Min isterium für Famil ie ,  Kinder, Jugend , Kultur und Sport 

Min isterium für Gesundheit, Emanzipation ,  Pflege 

und Alter 



Nennkapital 

- EUR -

Kreditinstitute 

1 .  Finanzierungsgesellschaft des Landes NRW zur 

Kapitalerhöhung bei der WestLB AG mbH 25.000 

Land Nordrhein-Westfalen 

(FM) 

2. Kreditanstalt für Wiederaufbau 3.750.000.000 

1 .  Land Nordrhein-Westfalen 

2. Bundesrepublik Deutschland 

3. Länder der Bundesrepublik 

(FM) 

3. NRW.BANK 1 7.000.000.000 

Land Nordrhein-Westfalen 

(FM) 

Anteil Beteiligungs-

Anteil verwaltungsgesellschaft 

Nordrhein-Westfalen des Landes Nordrhein-

- EURlv. H. - Westfalen (BVG) 

- EURlv. H. -

25.000 / 1 00,00 

1 56.272.780 / 4,1 7 

1 7.000.000.000 / 1 00,00 

Anteil 

andere 

Gesellschafter 

- EURlv. H. -

3.000.000.000 / 80,00 

593.727.220 / 1 5,83 

» 
01 co 



Nennkapital 

- EUR -

4. Portigon AG (vormals: WestLB AG) 498.649.007 

1 .  Land Nordrhein-Westfalen 

2. NRW.BANK 

(FM) 

Wohnungs- und Siedlungsunternehmen 

5 .  Aufbaugemeinschaft Espelkamp GmbH 3.720.000 

1 .  BVG 

2. Stiftung Kronenkreuz, Stuttgart 

3. Evang. Kirche von Westfalen, Bielefeld 

(MBWSV) 

6. Deutsche Bauernsiedlung - Deutsche 

Gesellschaft für Landesentwicklung 

(DGL) GmbH in Liquidation 8.69 1 . 962 

1 .  Land Nordrhein-Westfalen 
2. Bundesrepublik Deutschland 

3. Landwirtschaftliche Rentenbank 

4. Deutsche Genossenschafts-Hypotheken-

bank AG 

5. Deutsche Girozentrale - Deutsche 

Kommunalbank 

6. DGL (eigene Anteile) 

(MKULNV) 

Anteil Beteiligungs-

Anteil verwaltungsgesellschaft 

Nordrhein-Westfalen des Landes Nordrhein-

- EURlv. H. - Westfalen (BVG) 

- EURlv. H. -

346.51 1 . 1 95 / 69,49 

1 .860.000 / 50,00 

751 .446 / 8,65 

Anteil 

andere 

Gesellschafter 

- EURlv. H. -

1 52 . 1 37.81 2 / 30,51 

930.000 / 25,00 

930.000 / 25,00 

2.028.602 / 23,34 

2 . 1 79.995 / 25,08 

1 .41 3.620 / 1 6,26 

1 .090 . 1 25 / 1 2,54 

1 .228 . 1 74 / 1 4, 1 3  

» 
(J"l <0 



Nennkapital 

- EUR -

7. NRW.URBAN GmbH 25.000 

Land Nordrhein-Westfalen 

(MBWSV) 

8. NRW.URBAN GmbH & Co. KG 1 .000.000 

Land Nordrhein-Westfalen 

(MBWSV) 

9. NRW.URBAN Service GmbH 25.000 

Land Nordrhein-Westfalen 

(MBWSV) 

Verkehrsunternehmen 

1 0. Deutsche Lufthansa AG 1 . 1 72.275.200 

1 .  BVG 

2. Sonstige 

(MBWSV) 

Anteil Beteiligungs-

Anteil verwaltungsgesellschaft 

Nordrhein-Westfalen des Landes Nordrhein-

- EURlv. H. - Westfalen (BVG) 

- EURlv. H. -

25.000 / 1 00,00 

1 .000.000 / 1 00,00 

25.000 / 1 00,00 

2 .813 .460 / 0,24 

Anteil 

andere 

Gesellschafter 

- EURlv. H. -

1 . 1 69.46 1 . 740 / 99,76 

» 
0> o 



Anteil Beteiligungs-
Anteil 

Nennkapital 
Anteil verwaltungsgesellschaft 

andere 
Nordrhein-Westfalen des Landes Nordrhein-

- EUR -
- EURIv. H. - Westfalen (BVG) 

Gesellschafter 

- EURIv. H. - - EURIv. H. -

1 1 .  Duisburger Hafen Aktiengesellschaft 46.020.000 

1 .  BVG 1 5.340.000 / 33,33 
2. Bundesrepublik Deutschland 1 5.340.000 / 33,33 
3. Stadt Duisburg 1 5.340.000 / 33,33 

(MBWSV) 

1 2. Flughafen Essen-Mülheim GmbH 1 95.000 

1 .  Land Nordrhein-Westfalen 65.000 / 33,33 
2. Stadt Essen 65.000 / 33,33 
3. Stadt Mülheim 65.000 / 33,33 

(MBWSV) 

1 3 . Flughafen Köln/Bann GmbH 1 0.821 .000 

1 .  BVG 3.348.000 / 30,94 
2. Bundesrepublik Deutschland 3 .348.000 / 30,94 
3. Stadt Köln 3 .367.000 / 31 , 1 2  
4. Stadt Bann 656.000 / 6,06 
5. Rhein-Sieg-Kreis 64.000 / 0,59 
6. Rheinisch-Bergischer Kreis 38.000 / 0,35 

(MBWSV) 



Anteil Beteiligungs-
Anteil 

Nennkapital 
Anteil verwaltungsgesellschaft 

andere 
Nordrhein-Westfalen des Landes Nordrhein-

- EUR -
- EURlv. H. - Westfalen (BVG) 

Gesellschafter 

- EURlv. H. - - EURlv. H. -

Sonstige Beteil igungen 

14 .  BahnflächenEntwicklungsGeselischaft NRW mbH 

(BEG) 25.050 

1 .  Land Nordrhein-Westfalen 1 2.550 / 50, 1 0  
2. Deutsche Bahn AG 1 2.500 / 49,90 

(MBWSV) 

15 .  Beteiligungsverwaltungsgesellschaft des 

Landes Nordrhein-Westfalen mbH (BVG) 25.565 

Land Nordrhein-Westfalen 25.565 / 1 00,00 

(FM) 

1 6. Bildungszentrum für die Entsorgungs- und 

Wasserwirtschaft GmbH (BEW) 10 1 .849 

Land Nordrhein-Westfalen 1 01 .849 / 1 00,00 

(MKULNV) 



Anteil Beteiligungs-
Anteil 

Nennkapital 
Anteil verwaltungsgesellschaft 

andere 
Nordrhein-Westfalen des Landes Nordrhein-

- EUR -
- EURlv. H. - Westfalen (BVG) 

Gesellschafter 

- EURlv. H. - - EURlv. H. -

17 .  Deutsche Akkreditierungsstelle GmbH (DAkkS) 37.500 

1 .  Land Nordrhein-Westfalen 2.500 / 6,67 

2. Bundesrepublik Deutschland 1 2.500 / 33,33 
3. Bundesverband der Deutschen Industrie e. V. 1 2.500 / 33,33 
4. Freistaat Bayern 2.500 / 6,67 

5. Freie und Hansestadt Hamburg 2.500 / 6,67 
6. Land Niedersachsen 2.500 / 6,67 

7. Land Sachsen-Anhalt 2.500 / 6,67 

(MGEPA) 

1 8. Deutsches Institut für Entwicklungs-

politik GmbH (DIE) 25.565 

1 .  Land Nordrhein-Westfalen 6 .391  / 25,00 
2. Bundesrepublik Deutschland 1 9. 1 74 / 75,00 

(StK) 

1 9. d-NRW Besitz-GmbH Verwaltungsgesellschaft 25.000 

Land Nordrhein-Westfalen 25.000 / 1 00,00 

(MIK) 

20. Entwicklungsgesellschaft Zollverein mbH 50.000 

1 .  Land Nordrhein-Westfalen 25.000 / 50,00 

2. Stadt Essen 25.000 / 50,00 

(MBWSV) 



Anteil Beteiligungs-
Anteil 

Nennkapital 
Anteil verwaltungsgesellschaft 

andere 
Nordrhein-Westfalen des Landes Nordrhein-

- EUR -
- EURlv. H. - Westfalen (BVG) 

Gesellschafter 

- EURlv. H. - - EURlv. H. -

2 1 .  Erste Abwicklungsanstalt 500.000 

1 .  Land Nordrhein-Westfalen 241 .000 1 48,20 

2. Sparkassenverband Westfalen-Lippe 1 25. 1 50 1 25,03 

3. Rheinischer Sparkassen- und Giroverband 1 25 . 150 1 25,03 

4. Landschaftsverband Rheinland 4.350 1 0,87 

5. Landschaftsverband Westfalen-Lippe 4.350 1 0,87 

(FM) 

22. Film- und Medienstiftung Nordrhein-Westfalen 

GmbH 25.565 

1 .  Land Nordrhein-Westfalen 8.948 1 35,00 

2. Westdeutscher Rundfunk 1 0.226 / 40,00 

3. Zweites Deutsches Fernsehen 2.557 1 1 0,00 

4. RTL Television GmbH 2.557 / 1 0,00 

5. Landesanstalt für Medien 1 .278 1 5,00 

(StK) 

23. Forschungszentrum Jülich GmbH (FZJ) 520.000 

1 .  Land Nordrhein-Westfalen 52.000 1 1 0,00 

2. Bundesrepublik Deutschland 468.000 1 90,00 

(MIWF) 



Anteil Beteiligungs-
Anteil 

Nennkapital 
Anteil verwaltungsgesellschaft 

andere 
Nordrhein-Westfalen des Landes Nordrhein-

- EUR -
- EUR/v. H. - Westfalen (BVG) 

Gesellschafter 

- EUR/v. H. - - EUR/v. H. -

24, Gesellschaft für Anlagen- und Reaktorsicher-

heit mbH 27,300 

1 .  Land Nordrhein-Westfalen 1 ,050 / 3,85 

2, Bundesrepublik Deutschland 1 2 ,600 / 46 , 15  

3 ,  Freistaat Bayern 1 ,050 / 3,85 

4, TÜV SÜD AG 4,200 / 1 5,38 

5, TÜV Rheinland, Berlin, Brandenburg, 

Pfalz e, V, 3 , 1 50 / 1 1 ,54 

6, TÜV NORD AG 3 . 1 50 / 1 1 ,54 

7, TÜV Saarland e, V, 1 ,050 / 3,85 

8, Germanischer Lloyd AG 1 ,050 / 3,85 

(MWEIMH) 

25, Gesellschaft für innovative 

Beschäftigungsförderung mbH 25,565 

Land Nordrhein-Westfalen 25,565 / 1 00,00 

(MAIS) 



Nennkapital 

- EUR -

26, GKL Gemeinsame Klassenlotterie der Länder 2,000,000 

1 .  Land Nordrhein-Westfalen 

2 ,  Land Baden-Württemberg 

3 .  Land Bayern 
4, Land Berlin 

5, Land Brandenburg 

6, Freie Hansestadt Bremen 

7, Freie und Hansestadt Hamburg 

8, Land Hessen 

9, Land Mecklenburg-Vorpommern 

10 ,  Land Niedersachsen 

1 1 ,  Land Rheinland Pfalz 

1 2, Saarland 

13 .  Land Sachsen 

14 ,  Land Sachsen-Anhalt 

1 5 ,  Land Schleswig-Holstein 

1 6 ,  Land Thüringen 

Anteile nach dem Königsteiner Schlüssel für das Jahr 201 1 ,  

(FM) 

27, Gollwitzer-Meier Klinik GmbH 1 27,823 

1 ,  Land Nordrhein-Westfalen 

2, Stadt Bad Oeynhausen 

(MGEPA) 

Anteil Beteiligungs-

Anteil verwaltungsgesellschaft 

Nordrhein-Westfalen des Landes Nordrhein-

- EURlv. H. - Westfalen (BVG) 

- EURlv. H. -

428,845 / 21 ,44 

76,694 / 60,00 

Anteil 

andere 

Gesellschafter 

- EURlv. H. -

256,301 / 1 2,82 

303.859 / 1 5, 1 9  

1 00.764 / 5,04 

62,090 / 3, 1 0  

1 8,624 / 0,93 

50,907 / 2,55 

1 44,51 5 /  7,23 

41 .647 / 2,08 

1 86,278 / 9,31 

96,257 / 4,81 

24,623 / 1 ,23 

1 03.374 / 5,1 7 

58,575 / 2,93 

67.444 / 3 ,37 

55,897 / 2,79 

5 1 . 1 29 / 40,00 

» 
m m 



Anteil Beteiligungs-
Anteil 

Nennkapital 
Anteil verwaltungsgesellschaft 

andere 
Nordrhein-Westfalen des Landes Nordrhein-

- EUR -
- EUR/v. H. - Westfalen (BVG) 

Gesellschafter 

- EUR/v. H. - - EUR/v. H. -

28. Grensoverschrijdend Bedrijventerrein 

Aachen-Heerlen N. V. 4.991 .582 

1 .  Land Nordrhein-Westfalen 1 .247.896 / 25,00 
2. Stadt Aachen 1 .247.896 / 25,00 

3. Gemeente Heerlen 1 .247.896 / 25,00 

4. Industriebank LlOF N .  V. 1 .247.896 / 25,00 

(MBWSV) 

29. Grimme-Institut Gesellschaft für Medien, Bildung 

und Kultur mbH 200.000 

1 .  Land Nordrhein-Westfalen 20.000 / 1 0,00 
2. 6 weitere öffentlich-rechtliche Gesellschafter 1 80.000 / 90,00 

(StK) 

30. Hochschul-Informations-System 

Gesellschaft mbH 49.200 

1 .  Land Nordrhein-Westfalen 2 .050 / 4, 1 7  

2. Bundesrepublik Deutschland 1 6.400 / 33,33 

3. 15 Länder der Bundesrepublik 30.750 / 62,50 

(MIWF) 



Nennkapital 

- EUR -

31 . Institut für Film und Bild in Wissenschaft und 

Unterricht, Gemeinnützige Gesellschaft mbH 1 63.61 3 

1 .  Land Nordrhein-Westfalen 

2. 1 5  Länder der Bundesrepublik 

(MSW) 

32. Institut für Landes- und Stadtentwicklungs-

forschung gGmbH 25.000 

Land Nordrhein-Westfalen 

(MBWSV) 

33. Internationales Konversionszentrum Bonn - Bonn 

International Center for Conversion (BICC) GmbH 25.565 

1 .  Land Nordrhein-Westfalen 

2. Land Brandenburg 

(MIWF) 

34. IWF Wissen und Medien gGmbH 51 . 1 29 

1 .  Land Nordrhein-Westfalen 

2. 9 Länder der Bundesrepublik 

(MIWF) 

Anteil Beteiligungs-

Anteil verwaltungsgesellschaft 

Nordrhein-Westfalen des Landes Nordrhein-

- EURlv. H. - Westfalen (BVG) 

- EURlv. H. -

1 0.226 / 6,25 

25.000 / 1 00,00 

21 .730 / 85,00 

5 . 1 1 3 / 1 0,00 

Anteil 

andere 

Gesellschafter 

- EURlv. H. -

1 53.387 / 93,75 

3.835 / 1 5,00 

46.01 6 / 90,00 

» 
CJ) CX> 



Nennkapital 

- EUR -

35, Klinik am Rosengarten im Staats bad 

Oeynhausen GmbH 14 ,073.207 

Land Nordrhein-Westfalen 

(MGEPA) 

36, Koelnmesse GmbH 51 .200,000 

1 ,  BVG 

2, Stadt Köln 

3, Industrie- und Handelskammer Köln 

4, Einzelhandelsverband Bez, Köln e, V. 

5, Handwerkskammer Köln 

6, Wirtschaftsvereinigung Großhandel, 

Außenhandel, Dienstleistungen e, V, 

(MWEIMH) 

37, Krankenhausbetriebsgesellschaft 

Bad Oeynhausen mbH 1 1 0,000 

1 ,  Land Nordrhein-Westfalen 

2, Sana Holding Bad Oeynhausen GmbH 

(MGEPA) 

Anteil Beteiligungs-

Anteil verwaltungsgesellschaft 

Nordrhein-Westfalen des Landes Nordrhein-

- EURlv. H. - Westfalen (BVG) 

- EURlv. H. -

14 ,073,207 / 1 00,00 

1 0,240,000 / 20,00 

55.000 / 50,00 

Anteil 

andere 

Gesellschafter 

- EURlv. H. -

40.486.400 / 79,075 

371 ,200 / 0,725 

38.400 / 0,075 

25,600 / 0,05 

38.400 / 0,075 

55,000 / 50,00 

» 
(j) CD 



Anteil Beteiligungs-
Anteil 

Nennkapital 
Anteil verwaltungsgesellschaft 

andere 
Nordrhein-Westfalen des Landes Nordrhein-

- EUR -
- EURlv. H. - Westfalen (BVG) 

Gesellschafter 

- EURlv. H. - - EURlv. H. -

38. Kultur Ruhr GmbH 30.000 

1 .  Land Nordrhein-Westfalen 1 5.300 / 51 ,00 
2. Regionalverband Ruhr 14.700 / 49,00 

(MFKJKS) 

39. Kunst- und Ausstellungshalle der 

Bundesrepublik Deutschland GmbH 41 .926 

1 .  Land Nordrhein-Westfalen 1 .023 / 2,44 
2. Übrige Gesellschafter 40.903 / 97,56 

(MFKJKS) 

40. Messe Düsseldorf GmbH 1 5.625.000 

1 .  BVG 3 . 1 25.000 / 20,00 
2. Stadt Düsseldorf 8.829.000 / 56,51 
3. Industrieterrains Düsseldorf Reisholz AG 3 . 1 25.000 / 20,00 
4. Industrie- und Handelskammer Düsseldorf 273.000 / 1 ,75 
5. Handwerkskammer Düsseldorf 273.000 / 1 ,75 

(MWEIMH) 

41 . Neue Schauspiel GmbH 25.565 

1 .  Land Nordrhein-Westfalen 1 2.782 / 50,00 
2. Stadt Düsseldorf 1 2.782 / 50,00 

(MFKJKS) 



Nennkapital 

- EUR -

42. NRW.lnvest GmbH 25.565 

Land Nordrhein-Westfalen 

(MWEIMH) 

43. NRw'ProjektArbeit GmbH (vormals: LEG 

Arbeitsmarkt- und Strukturentwicklung GmbH) 1 92.000 

Land Nordrhein-Westfalen 

(MAIS) 

44. ÖPP Deutschland AG 1 .770.000 

1 .  Land Nordrhein-Westfalen 

2. Bundesrepublik Deutschland 

3. Land Hessen 

4. Land Mecklenburg-Vorpommern 

5. Land Schleswig-Holstein 
6 .  Deutscher Städte- und Gemeindebund 

7. Deutscher Landkreistag 

8 .  Deutscher Städtetag 

9. Private Gesellschafter 

(FM) 

Anteil Beteiligungs-

Anteil verwaltungsgesellschaft 

Nordrhein-Westfalen des Landes Nordrhein-

- EURlv. H. - Westfalen (BVG) 

- EURlv. H. -

25.565 / 1 00,00 

1 92.000 / 1 00,00 

1 0.000 1 0,56 

Anteil 

andere 

Gesellschafter 

- EURlv. H. -

961 .700 1 54,33 

1 0.000 1 0,56 

1 0.000 1 0,56 

1 0.000 1 0,56 

1 00 1 0,01 

1 00 1 0,01 

1 00 1 0,01 

768.000 1 43,39 

» 
-.....j 
...... 



Anteil Beteiligungs-
Anteil 

Nennkapital 
Anteil verwaltungsgesellschaft 

andere 
Nordrhein-Westfalen des Landes Nordrhein-

- EUR -
- EURlv. H. - Westfalen (BVG) 

Gesellschafter 

- EURlv. H. - - EURlv. H. -

45. PRG Propylenpipeline Ruhr GmbH & Co. KG 25.000 

1 .  Land Nordrhein-Westfalen 1 2.550 / 50,20 

2. German Pipeline Development 

Company GmbH 1 2.450 / 49,80 

(MWEIMH) 

46. PRG Propylenpipeline Ruhr Verwaltungs-GmbH 25.000 

1 .  Land Nordrhein-Westfalen 1 2.550 / 50,20 

2. German Pipeline Development 

Company GmbH 1 2.450 / 49,80 

(MWEIMH) 

47. Public Konsortium d-NRW GbR 1 .343.934 

1 .  Land Nordrhein-Westfalen 993 .839 / 73,95 

2. Kommunen 350.095 / 26,05 

(MIK) 



Anteil Beteiligungs-
Anteil 

Nennkapital 
Anteil verwaltungsgesellschaft 

andere 
Nordrhein-Westfalen des Landes Nordrhein-

- EUR -
- EURlv. H. - Westfalen (BVG) 

Gesellschafter 

- EURlv. H. - - EURlv. H. -

48. RUHR.2010  GmbH i. L. 25.000 

1 .  Land Nordrhein-Westfalen 6.250 / 25,00 

2. Regionalverband Ruhr 8.250 / 33,00 

3. Stadt Essen 4.250 / 1 7,00 

4. In itiativkreis Ruhrgebiet Verwaltungs-GmbH 6 .250 / 25,00 

(MFKJKS) 

49. Ruhrpilot Besitzgesellschaft mbH 25.000 

Land Nordrhein-Westfalen 25.000 / 1 00,00 

(MBWSV) 

50. Standortentwicklungsgesellschaft Vogelsang GmbH 36.000 

1 .  Land Nordrhein-Westfalen 1 2.000 / 33,33 

2. Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 1 2.000 / 33,33 

3. Kreis Euskirchen 6.480 / 1 8,00 

4. Städteregion Aachen 2 . 1 60 / 6,00 

5. Kreis Düren 2. 1 60 / 6,00 

6. Stadt Schleiden 1 .200 / 3,33 

(MBWSV) 



Anteil Beteiligungs-
Anteil 

Nennkapital 
Anteil verwaltungsgesellschaft 

andere 
Nordrhein-Westfalen des Landes Nordrhein-

- EUR -
- EURIv. H. - Westfalen (BVG) 

Gesellschafter 

- EURIv. H. - - EURIv. H. -

51 . START Zeitarbeit NRW GmbH 76. 140 

1 .  Land Nordrhein-Westfalen 1 8.300 / 24,03 

2. Kreis Wesel (treuhänderisch) 4.980 / 6,54 

3. Landesvereinigung Arbeitgeber-

verbände e. V. 6.000 / 7,88 

4. NRW Handwerkstag e. V. 6.000 / 7,88 

5. Arbeitgeberverband Stahl NRW e. V. 6.000 / 7,88 

6. Vermögensverwaltungs- und Treuhand-

gesellschaft des DGB GmbH 4.980 / 6,54 

7. Stiftung START Niederlande 4.980 / 6,54 

8. Evang. Kirche im Rheinland 4.980 / 6,54 

9. Stadt Troisdorf (treuhänderisch für den 

NRW Städte- und Gemeindebund) 4.980 / 6,54 

10 .  AG Spitzenverbände d. Freien 

Wohlfahrtspflege 4.980 / 6,54 

1 1 .  Stadt Düsseldorf (treuhänderisch für 

Städtetag NRW) 4 .980 / 6,54 

1 2. Stadt Duisburg 4.980 / 6,54 

(MAIS) 

52. Wuppertal-lnstitut für Klima-Umwelt-Energie 

GmbH 25.565 

Land Nordrhein-Westfalen 25.565 / 1 00,00 

(MIWF) 



Anteil Beteiligungs-
Anteil 

Nennkapital 
Anteil verwaltungsgesellschaft 

andere 
Nordrhein-Westfalen des Landes Nordrhein-

- EUR -
- EUR/v. H. - Westfalen (BVG) 

Gesellschafter 

- EUR/v. H. - - EUR/v. H. -

53. ZENIT Zentrum für Innovation und Technik in 

Nordrhein-Westfalen GmbH 1 53 .388 

1 .  Land Nordrhein-Westfalen 51 . 1 29 / 33,33 
2. Bankenkonsortium (WestLB Girozentrale, 

Bankenvereinigung NRW e. V. ,  West-

deutsche Genossenschafts-Zentral-

bank e. G.) 5 1 . 1 29 / 33,33 
3. Trägerverein ZENIT e. V. 5 1 . 1 29 / 33,33 

(MIWF) 

54. ZESAR - Zentrale Stelle zur Abrechnung von 

Arzneimittelrabatten GmbH 25.000 

1 .  Land Nordrhein-Westfalen 2.500 / 1 0,00 
2. Bundesrepublik Deutschland 2.500 / 1 0,00 
3. Freistaat Bayern 2.500 / 1 0,00 
4. Land Niedersachsen 2.500 / 1 0,00 
5. Land Rheinland-Pfalz 2.500 / 1 0,00 
6. Verband der privaten Krankenversicherung e. V. 1 2.500 / 50,00 

(FM) 

Insgesamt Anteil Nordrhein-Westfalen/BVG (EUR) 22.585.323.330 1 7.522.584.953 36.726.460 



5.5 Schulden 

- A 76 -

Die Schu lden des Landes Nord rhein-Westfalen zum 31 . 1 2 .201 2 setzen sich 

wie folgt zusammen: 

1 .  Schu lden beim n icht-öffentlichen Bereich 

2. Schu lden beim öffentlichen Bereich 

Schulden insgesamt 

Schuldenstand nach Arten 

Landesschatzanweisungen 

Schu ldscheindarlehen (einschl ießl ich Kred ite) 

Schu lden zur a l lgemeinen Haushaltsfinanzierung 

(am Kred itmarkt) 

Schu lden aus Fördermaßnahmen (beim Bund) 

Schulden insgesamt 

- Mio. EUR -

1 29 .026,3 

4 .751 ,8  

1 33.778,1 

- Mio.  EUR -

84. 57 1 ,7 

46.791 ,5 

1 3 1 . 363,2 

2 .414 ,9  

1 33.778,1 



5.6 Gewährleistungen 

- A 77 -

Das Kapitalbuch für Bürgschaften des Landes Nordrhein-Westfalen weist 

zum 3 1 . 1 2 .201 2 den folgenden Stand an Gewährleistungsverpfl ichtungen 

aus:  

1 .  Bürgschaften :  

a)  Wirtschaftsbetriebe 

b) Unternehmen mit Landesbetei l igung 

c) F inanzierungsgesellschaft 

d) Kleinwohnungen 

e) Landwirtschaftliche Betriebe 

2. Rückbürgschaften :  

a)  Kreditgarantiegemeinschaften 

b) Wohnungsbau 

Zwischensumme 

3 .  Garantien (einsch l ießl ich Rückgarantie- und 

Haftungsfreistel lungserklärungen) 

Gewährleistungen insgesamt 

- Mio. EUR -

2 .334 ,5  

1 7 ,0 

0,0 

0,0 

0,0 

723,7 

465,0 

3 .540,2 

9 .885,6 

1 3.425,8 



- A 78 -

6. Bericht über d ie Nachhaltigkeit des Landeshaushalts Nordrhein-West­

falen - Neuauflage 201 3 

Mit Besch luss vom 24.01 .2007 hat der Landtag d ie Landesregierung aufge­

fordert, eine regelmäßige u nd an geeigneten I nd ikatoren ausgerichtete 

Berichterstattung zur langfristigen Entwicklu ng des Landeshaushalts und 

damit zur Nachhaltigkeit der Finanzpol itik vorzulegen . Einmal pro Wah l­

periode sol l e in umfassender Bericht ( inklusive Erläuterung der Datengrund­

lagen etc.) vorgelegt werden,  der sodann jährlich im Rahmen eines neuen 

Abschnitts innerhalb der Mittelfristigen Finanzplanung in kürzerer Form 

(Ergebnisse) fortgeschrieben werden sol l .  

E in erster Nachhalt igkeitsbericht wurde im Januar 201 0 vorgelegt und in den 

folgenden Jahren im Rahmen der M ittelfristigen Finanzplanung fortge­

schrieben .  Aktuell ist d ie d ritte Fortschreibung in der M ittelfristigen Finanz­

planung 201 3 bis 201 6 veröffentlicht. 

Mit der Neuauflage trägt die Landesreg ierung dem Beschluss des Landtages 

vom 1 8.06.2008 Rechnung ,  in jeder Wah lperiode einen umfassenden Bericht 

vorzulegen.  

Die Neuauflage des Berichts über die Nachhaltigkeit des Landeshaushalts 

Nordrhein-Westfalen ist anders als in  den Vorjahren daher keine bloße 

Fortschreibung,  sondern sie enthält neben der Darstel lung versch iedener 

Szenarien eine detai l l ierte Beschreibung der z. T. fortentwickelten Methodik  

und e ine Erläuteru ng der Datengrund lagen. Aus d iesem Grunde wird der  

Bericht gesondert veröffentlicht. 



- A 79 -

7. Finanzstatistische Übersichten:  



- A 80 -

7.1 Gesamtausgaben 1 )  von Bund, Ländern und Gemeinden 2) 

Bund Länder 3) Gemeinden 3) 

Jahr Veränd. geg. Veränd. geg. Veränd. geg. 
in Mrd. EUR Vorjahr in Mrd. EUR Vorjahr in Mrd. EUR Vorjahr 

in v. H. in v. H. in v. H. 

1 970 45,0 - 39,4 - 28,9 -

1 975 80,2 + 1 7 , 1  74,2  + 9,2 5 1 , 8  + 5 ,6 

1 980 1 1 0 ,3  + 6 , 1 1 04 ,8  + 8 , 1 66,6 + 1 1 ,8 

1 98 1  1 1 9 , 1 + 8 ,0  1 07 ,7 + 2 ,8  69,4 + 4 ,3 

1 982 1 25, 1 + 5 ,0 1 1 1 ,2 + 3 ,3 69,5 + 0 ,0 

1 983 1 26 ,2 + 0 ,9 1 1 3, 1  + 1 ,6 68,6 - 1 , 3 

1 984 1 28,7 + 2 ,0  1 1 5,9 + 2 ,5 69,7 + 1 ,7 

1 985 1 31 ,5 + 2 , 1  1 20 ,2 + 3 ,7 73,4 + 5 ,3  

1 986 1 33,7 + 1 , 7 1 24 ,7  + 3 ,8  77,8  + 6 ,0 

1 987 1 37 ,6 + 2 ,9 1 29,0 + 3,4 80,8  + 3 ,9 

1 988 1 40 ,8 + 2 ,4 1 3 1 , 8  + 2 ,2 83, 1 + 2 ,9  

1 989 1 48 ,2 + 5 ,2  1 37 ,8  + 4 ,5  87,7 + 5,4 

1 990 1 57 ,5 + 6 ,3  1 46 ,3  + 6 ,2 94,7  + 8, 1 

1 991  205,4 x 4) 200,2 x 4) 1 25,4 x 
4) 

1 992 21 8,4 + 6 ,3  2 1 5 , 1  + 7,4 1 42 ,7  + 1 3, 8  

1 993 233,9  + 7 , 1  226,0  + 5 ,2  1 48 ,2 + 3 ,9 

1 994 240,9  + 3 ,0 230, 1 + 1 ,7 1 50,4 + 1 ,5 

1 995 237,6  - 1 ,4 237 ,2 + 3, 1 1 52 ,7  + 1 ,5 

1 996 232,9  - 2 ,0  243, 1 + 2 ,5  1 48 ,6  - 2 ,7 

1 997 226 ,0 - 3,0 241 ,6 - 0 ,6 1 43 ,7 - 3 ,3 

1 998 233,6  + 3 ,4 243,2 + 0 ,7 1 42 ,5  - 0,8 

1 999 246 ,9 + 5 ,7 245,3  + 0 ,8 1 43 ,8  + 0 ,9 

2000 244,4 - 1 ,0 249,3 + 1 ,7 1 46 , 1  + 1 ,6 

2001 243, 1 - 0,5 255,0 + 2 ,3  1 48 ,3  + 1 ,5 

2002 5) 249 ,3  + 2 ,5  257,0 + 0,8 1 50 ,0 + 1 , 1 

2003 256,7 + 3 ,0 258,7 + 0,7 1 49 ,9 - 0 ,0 

2004 251 ,6  - 2 ,0  256, 1 - 1 ,0 1 50, 1 + 0 , 1 

2005 259 ,8  + 3 ,3  259,2 + 1 ,2 1 53 ,2 + 2 , 1 

2006 261 ,0  + 0 ,5  259, 1 - 0 ,0  1 57 ,4 + 2 ,8  

2007 270,5 + 3 ,6  264 ,8  + 2 ,2  1 60 ,0 + 1 ,7 

2008 282 ,3 + 4 ,4 275 , 1 + 3,9 1 68 ,0  + 5 ,0  

2009 292 ,3 + 3 ,5  286,4 + 4 , 1 1 78 ,3  + 6 , 1 

201 0  303 ,7 + 3 ,9  286 ,5  + 0 ,0 1 82 ,3  + 2 ,2  

201 1 6) 296 ,2  - 2,4 296,7 + 3 ,6 1 94 ,5  + 6 ,7 

201 2 6) 306 ,8  + 3 ,6  299 ,0 + 0 ,8  1 96 ,9  + 1 ,2 

1) Ausgaben ohne besondere Finanzierungsvorgänge. 

2) Ab 1 991  mit Beitrittsgebiet. 

3) Ohne Krankenhäuser mit kaufmännischer Buchführung. 

4) Mit dem Vorjahr nicht vergleichbar. 
5) Ab 2002: Neue Haushaltssystematik. 

6) Gemeinden vorläufiges Ist. 

Quellen: Finanzberichte des Bundes, BMF; H aushaltsrechnungsstatistik; Vierteljahresstatistik, BMF. 
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7.2 Personalausgaben von Bund, Ländern und Gemeinden 
1 ) 

Personalausgaben Personalausgabenquote 2) 
Jahr Bund Länder Gemeinden Bund Länder 

- in M io. EUR - - i n  v. H .  -

1 970 7.438 1 5 .933 7 .782 1 6 ,5  40,5 

1 975 1 3 .01 1 3 1 . 1 65 1 5 .52 1  1 6 ,2  42,0 

1 980 1 6 .433 42.739 1 7 . 1 1 5  1 4 ,9 40,8 

1 981  1 7 .426 44.395 1 8 . 1 30 1 4 ,6 41 ,2  

1 982 1 7 .587 
, 

45.807 1 8 .61 0 1 4 , 1  4 1 ,2  

1 983 1 7 .966 47. 1 97 1 9 .032 1 4 ,2  41 , 7  

1 984 1 8 . 1 28 47.839 1 9 .429 1 4 , 1  4 1 ,3  

1 985 1 8 .749 I 48.923 20.2 1 7 1 4 , 3  40,7 

1 986 1 9. 398 I 50.930 2 1 .479 1 4 , 5  40,8 

1 987 20.083 52.538 22.588 1 4 ,6  40,7 i 
1 988 20.5 1 1 53.858 23. 1 07 1 4 ,6  40,9 

1 989 2 1 . 1 36 55. 1 58 23.7 1 7 1 4 , 3  40,0 

1 990 22.088 58. 1 0 1 25.320 1 4 ,0  39,7  

1 991 24.9 1 5 70.936 35.541  1 2 , 1  35,4 I 
1 992 26.328 78.084 39.71 8 1 2 , 1  36 ,3 

1 993 26.952 82.908 40.359 1 1 , 5 36,7 

1 994 26.928 84.891 39.741  1 1 , 2 36,9 

1 995 27.064 88.361 40.524 1 1 ,4 37,2 

1 996 27.031 89.890 39.835 1 1 ,6 37,0 

1 997 26.836 90.451 38.980 1 1 ,9 37,4 

1 998 26.653 91 .363 38.71 0 1 1 ,4 37,6 

1 999 26.963 I 93.028 39. 1 91 1 0 ,9 37,9 

2000 26. 5 17  93.802 39.550 1 0 ,8  37,6 

2001 26.807 94.537 39.388 1 1 ,0 37, 1  

2002 3) 26.986 96.932 40.000 1 0 ,8  37,7 

2003 27.235 97.051 40.547 1 0 ,6 37,5 

2004 26.758 97.364 40.485 1 0,6  38,0 

2005 26.372 96. 376 40.746 1 0 , 1  37,2 

2006 26. 1 1 0  94.624 40.673 1 0 ,0  36,5  

2007 26.038 95.381 40.398 9 ,6 36,0 

2008 27.0 1 2  96.01 8 42.360 9 ,6 34,9 

2009 27.939 99.328 44.44 1  9,6 34,7  

201 0  28. 1 96 1 02 .069 45. 1 02 9,3 35,6 

201 1 4) 27.856 i 1 04 .620 50.730 9,4 35,3 I 
201 2 4) 28.046 I 1 07 .308 52.695 9, 1 35,9 

1 )  Ab 1 991 mit  Beitrittsgebiet. 

2) Anteil der Personalausgaben an den bereinigten Gesamtausgaben in v .  H. (ohne besondere 

Finanzierungsvorgänge). 

3) Ab 2002: Neue Haushaltssystematik. 

4) Gemeinden vorläufiges Ist. 

Gemei nden 

26,9 

30,0 

25,7 

26, 1  

26,8 

27,8 

27,9 

27,5 

27,6 

27,9 

27,8 

27, 1 

26,7 

28,4 

27,8 

27,2 

26,4 

26,5 

26,8 

27, 1 

27,2 

27,3 

27, 1 

26,6 

26,7 

27,0 

27,0 

26,6 

25,8 

25,2 

25,2 

24,9  

24,7  

26, 1 

26,8 

Quellen : Finanzberichte des B u ndes, BMF; Haushaltsrechnungsstatistik, Vierteljahresstatistik, 
BMF;  eigene Berech n u ngen. 



7.3 Nettokreditaufnahme der Gebietskörperschaften 1980, 1990, 2000, 2003 - 2012 1 ) 
(Schuldenaufnahme ./. Schuldenti lgung am Kreditmarkt) 

Gebietskörperschaft 
1 980 1 990 2000 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 201 0 

• in Mio. EUR • 

1 .  Bund 13.860 1 6.263 2) 23.759 38.648 39.542 31 . 197 27.893 14.336 1 1 .535 34.148 44.01 1 
2. Länder insgesamt 1 0.81 6 9.31 3 12 .948 5) 26.818 5) 26.774 5) 24.958 13 .963 3.619 3.743 23.41 8 20.728 

davon 

- Nordrhein-Westfalen 4 . 1 26 2 . 2 1 9  3 .623 6.666
6) 

6 .872 6.770
7) 

3 .393 1 .980 8) 1 .228
9) 

5. 742
10) 

5.037
11 ) 

- übrige Flächenländer 5 .763 5.205 6.381 5) 1 4 . 583 5) 1 3 .869 5) 1 2 .936 7 . 323 3 . 343 2.699 1 3 885 1 2.977 

_ Stadtstaaten 3) 927 1 .889 2 . 944
5) 

5 .569
5) 

6.032
5) 

5.252 3.247 - 1 .704 - 1 85 3 .791  2 . 7 1 4  

3 .  Gemeinden insgesamt 4) 2.227 1 .471 · 287 1 .788 746 1 62 · 1 .969 · 2.748 · 3.023 · 648 524 
davon 

- Nordrhein-Westfalen 1 . 1 63 793 74 461 200 94 - 260 - 833 - 296 - 407 - 300 

- übrige Flächenländer 1 .064 678 - 361 1 . 327 546 67 - 1 .709 - 1 .9 1 5  - 2.728 - 242 824 

Abweichungen in den Summen sind rundungsbedingt. 

1) Ab 1 991 mit Beitrittsgebiet; ab 2002 neue Haushaltssystematik. 
2) Ohne übergeleiteten DDR-Haushalt, 2. Halbjahr 1 990. 

3) Bis 1 990 Berlin-West, ab 1 991 Berlin insgesamt. 
4) Ohne innere Darlehen. 
5) EinschI. Sanierungshilfen für das Saarland (bis 1 998: 8 1 8  Mio. EUR; 1 999: 6 1 4  Mio. EUR; 2000: 537 Mio. EUR; 2001 : 460 Mio. EUR; 2002: 383 Mio. EUR; 2003: 307 Mio. EUR; 

2004: 256 Mio. EUR) und für Bremen (bis 1 999: 920 Mio. EUR; 2000: 8 1 8  Mio. EUR; 2001 : 716 Mio. EUR; 2002: 6 1 4  Mio. EUR; 2003: 51 1 Mio. EUR; 2004: 358 Mio. EUR). 
6)  Aufgrund von durchgeführten Ausgliederungen nur bedingt mit dem Vorjahr vergleichbar. 
7) Nur bedingt mit dem Vorjahr vergleichbar aufgrund Kapitalzuführung an den Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW sowie an die landeseigene Beteiligungsverwaltungsgesellschaft. 
8) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wegen Zuführungen zur Versorgungsrücklage sowie aufgrund Abschlagszahlungen an Gemeinden (Solidarbeitragsgesetz) eingeschränkt. 
9) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wegen Zuführung zum "Risikofonds WestLB" und zum Sondervermögen ,Abrechnung Finanzmarktstabilisierungsfonds" eingeschränkt. 

201 1 12) 

1 7.343 
1 0.391 

3 . 1 68 

5 .348 

1 .876 

· 245 

- 539 

293 

201 2 1 2) 

22.480 
7.024 

3 . 836 

2. 564 

624 

· 465 

- 352 

- 1 1 2 

10) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wegen Zuführungen an das Sondervermögen "Risikofonds WestLB", Zuführungen an das Sondervermögen "Versorgungsrücklage", Wirkungen des kommunalen Investitionsprogramms 
("Zukunftsinvestitionsgesetz") im Zusammenhang mit dem "Pakt für Beschäftigung und Stabilität in Deutschland" sowie Auszahlungen an die Kommunen nach dem "Einheitslastenabrechnungsgesetz" eingeschränkt. 

1 1 )  Vergleichbarkeit zum Vorjahr wegen Wirkungen des kommunalen Investitionsprogramms ("Zukunftsinvestitionsgesetz") im Zusammenhang mit dem "Pakt für Beschäftigung und Stabilität in Deutschland" eingeschränkt 
12) Gemeinden vorläufiges Ist. 

Quellen:  Finanzberichte des Bundes, BMF; Haushaltsrechnungsstatistik; Vierteljahresstatistik. 
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7.4 Kassenmäßige Steuereinnahmen des Bundes, 
der Länder und des Landes Nordrhein-Westfalen 

nach der Steuerverteilung 
- ohne steuerähnl iche Abgaben -

Bund 1) 
Veränd. 

Länder 2) 
Veränd. Nordrhein- Veränd. 

Jahr zum Vorjahr zum Vorjahr Westfalen 3) zum Vorjahr 

- in Mio. EUR - - in v. H. - - in Mio. EUR - - in v. H. - - in Mio. EUR - - in v. H. - - in Mio. EUR -

1 970 42 . 742 ,3  + 2 ,7  25.8 1 0 ,8  + 8 , 1 7.485 ,5  + 7 , 1  + 496,3 
1 975 6 1 . 361 ,4 + 0 ,5  41 .70 1 ,2  - 2 , 1  1 1 .941 ,0 - 2 , 9  - 350,6 
1 980 90. 776 ,0  + 6 , 1 64. 1 54 ,0  + 4 ,5  1 8. 1 02 ,8 + 4 ,8  + 833 ,9 
1 98 1  93 .02 1 ,2  + 2 ,5  64. 5 1 9 ,3  + 0 ,6  1 7.935,9 - 0 ,9  - 1 66 ,9  
1 982 94 . 370, 1 + 1 , 5 66 .668,3 + 3 ,3  1 8.466 ,7  + 3 ,0  + 530,8 
1 983 98. 099,2 + 4 ,0 70.057,0 + 5 , 1  1 9.263,2 + 4 ,3  + 796 ,5  
1 984 1 0 1 .677,8 + 3,6 73 .560,5 + 5 ,0  20 08 1 , 8 + 4 ,2  + 8 1 8 ,6 
1 985 1 06 . 3 1 2 , 8  + 4,6 77. 980,3 + 6 ,0 20.970 ,5  + 4,4 + 888 ,7 
1 986 1 07 .669,9 + 1 , 3 8 1 . 857,5 + 5 ,0  22 .27 1 , 5  + 6,2 + 1 . 30 1 , 0 
1 987 1 1 1 . 890, 1 + 3,9 85. 1 24 , 1  + 4 ,0  23. 1 36 ,5  + 3 ,9 + 865 ,0  
1 988 1 1 3 .850,3 + 1 ,8 88.435 ,5  + 3 ,9 24. 1 90 , 1  + 4 ,6 + 1 .053,7 
1 989 1 27 . 7 1 3,3  + 1 2 ,2  96 . 744,0 + 9,4 26.83 1 ,9  + 1 0, 9  + 2 .641 ,8  
1 990 1 33 .872,5 + 4 ,8 97.793,3 + 1 , 1  27. 1 08 ,5  + 1 , 0 + 276,6 
1 99 1  4) 1 64.295,4 x 1 1 4.693,8 x 28.703 ,0  + 5 ,9  + 1 . 594 , 5  
1 992 1 82 .453,9  + 1 1 , 1  1 26.479,2 + 1 0,3  31 . 3 1 9 , 0  + 9, 1 + 2 .616 ,0  
1 993 1 84 . 1 92 ,7  + 1 ,0 1 30 .957,8 + 3 ,5  31 .346 ,8 + 0 , 1 + 27,9 
1 994 1 97.432,7 + 7 ,2 1 33 .931 , 5  + 2 ,3  31 . 1 64 ,0  - 0,6 - 1 82 ,8  
1 995 5) 1 99 . 8 1 6,6 + 1 ,2 1 47.233,2 + 9 ,9 33.395,9 + 7 ,2  + 2 .231 ,9  
1 996 6) 1 90 .400, 1 - 4,7 1 50.438 ,3  + 2 , 2  33.93 1 , 1  + 1 ,6 + 535,2  
1 997 1 88 .280,3 - 1 , 1  1 48.668 ,7  - 1 ,2 33.373,4 - 1 ,6 - 557,7 
1 998 1 94. 030, 1 + 3, 1 1 56 .520,2 + 5 ,3  35.075,4 + 5 , 1  + 1 .702 , 0  
1 999 2 1 1 . 726,6 + 9, 1 1 64.723 ,8  + 5 ,2 36. 830,5 + 5 ,0  + 1 .755, 1 
2000 2 1 9 . 034,4 + 3 ,5  1 69.249, 1 + 2 , 7  37.796 ,9  + 2 ,6 + 966 ,4 
2001 2 1 3 . 342 ,2  - 2 ,6 1 59. 1 1 4 ,8  - 6 ,0  33.639 , 1  - 1 1 , 0 - 4 . 1 57 ,8  
2002 2 1 4 . 37 1 , 5  + 0 ,5  1 56.23 1 ,2  - 1 , 8 35.923,8 + 6 ,8  + 2 .284,7  
2003 2 1 4 .009,5 - 0,2 1 55 .5 1 0 , 1  - 0 ,5  33.398,5 - 7 ,0  - 2 . 525,3 
2004 208.9 1 7 ,2 - 2 ,4 1 57.920 ,8  + 1 ,6 33. 9 1 2 , 0  + 1 , 5 + 5 1 3 ,5  
2005 2 1 1 .8 1 0 ,2 + 1 ,4 1 58.843 ,9  + 0 ,6 34 . 700,7 + 2 , 3  + 788 ,7 
2006 225.634, 1 + 6 ,5  1 73.409 ,7  + 9 ,2 37 .043,8 + 6 ,8  + 2 .343, 1 
2007 251 .356,3 + 1 1 ,4 1 91 . 948,6 + 1 0,7  40 .522,9 + 9 ,4 + 3.479,0 
2008 261 . 080,2 + 3 ,9 200.02 1 , 1  + 4 ,2  42 . 1 1 8,2 + 3 ,9  + 1 . 595,4 
2009 7) 248 .270,7 - 4 ,9 1 86 .844, 0  - 6,6 38.46 1 ,4 - 8 ,7  - 3.656 ,8  
20 1 0  245 . 545 , 1  - 1 , 1  1 90 .31 7,6 + 1 ,9 38.002 ,0  - 1 ,2 - 459,4 
201 1 267 . 073,8 + 8 ,8 205.201 , 1  + 7 ,8 4 1 .070 ,5  + 8 , 1 + 3 .068,5 
20 1 2  275.009,0 + 3 ,0 2 1 7.638, 1 + 6 , 1  43.4 1 5 ,0  + 5 ,7  + 2 . 344 , 5  

1 )  Ohne EU-Anteile, vor Abzug von Ergänzungszuweisungen und (ab 1 996) Bahnstrukturreform . 

2) Ohne Gemeindesteuern der Stadtstaaten. 

3) Isteinnahmen It. Haushaltsrechnung, zur Vergleichbarkeit mit den Ländern 1 993 bis 1 995 nettogestellt. 

4) Ab 1 991 mit Beitrittsgebiet, daher mit Vorjahr nicht vergleichbar. 

5) Die Veränderungsraten sind durch die Erhöhung des Länderanteils an der Umsatzsteuer ab 1 995 um 7 v. H .-Punkte 
zur Finanzierung der Mehrbelastung aufgrund der Neuregelung des LFA mit dem Vorjahr nur eingeschränkt vergleichbar 
(Hinweis auf Seiten A 58 ff. des Finanzberichts NRW 1 997) . 

6) Veränderungsraten durch Umstellung des Kindergeldverfahrens mit Vorjahr nur eingeschränkt vergleichbar. 

7) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wegen Übergang der E rtragshoheit der Kraftfahrzeugsteuer von den Ländern auf den Bund 

(ab 01 .07.2009) eingeschränkt. 

Quellen: Statistisches Bundesamt, Fachserie 1 4 ,  Reihe 4; Haushaltsrechnung ( N RW). 



7.5 Bereinigte Gesamtausgaben1 ) des Bundes und der Länder 
- in Mio. EUR -

2001 2002 2003 

Bund 243. 1 45 249.286 256.703 

Schieswig-Hoistein 7.729 7.805 7.930 

Niedersachsen 22.084 22. 1 88 22. 1 80 

Hessen 1 8 .562 1 8 . 1 56 1 8.378 

Rheinland-Pfalz 1 1 .298 1 1 .41 1 1 1 .701 

Baden-Württemberg 3 1 .558 30.779 3 1 .042 

Bayern 33.227 34.481 34.816 

Saarland 3.275 3.300 3.296 

Nordrhein-Westfalen 47.437 4) 47.725 47.4 1 7 4) 

Flächenländer (West) insg. 2) 1 75 . 1 71  1 75.846 1 76.760 

Flächenländer (West) o .  NRW 2) 1 27.734 1 28 . 1 2 1  1 29.343 

Brandenburg 9.9 1 6  1 0 . 1 63 9.599 

Mecklenburg-Vorpommern 7 058 7.275 7 . 1 79 

Sachsen 1 5.474 1 5.924 1 6.691 

Sachsen-Anhalt 1 0.338 1 0 .292 1 0.463 

Thüringen 9.6 1 6  9.263 9.220 

Flächenländer (Ost) 2) 52.401 52.9 1 5  53. 1 53 

Hamburg 9.582 9.757 1 0.595 

Bremen 4 . 1 89 4 .2 1 7  4.269 

Berlin 22.574 2 1 .066 20.675 

Stadtstaaten 2) 36.344 35.040 35.538 

Länder insgesamt (ber.) 3) 255.001 256.962 258.690 

1 )  Ausgaben ohne besondere Finanzierungsvorgänge. 
2) Additionsergebnisse ohne Bereinigungen. 
3) Bereinigt um Zahlungen der Länder untereinander. 
4) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wg . Verwaltungsmodernisierungsmaßnahmen 

(insb. Ausgliederungen) eingeschränkt. 
5) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wg . Beihilfeverfahren WestLB sowie 

Kapitalzuführungen an landeseigene Betriebe eingeschränkt. 

Quelle: Rechnungsergebnisse, Finanzberichte des Bundes, BMF. 

2004 

251 .594 

7.933 

21 .859 

1 7 .937 

1 1 .650 

3 1 .260 

34.249 

3.248 

48. 1 02 

1 76.237 

1 28. 1 36 

9 . 5 1 9  

6.963 

1 5 .885 

1 0 . 1 1 1  

9.275 

51 .752 

1 0.492 

4.249 

20.539 

35.280 

256.050 

2005 2006 2007 2008 2009 2010 201 1 2012 

259.849 261 .046 270.450 282.308 292.253 303.658 296.228 306.775 

8.326 8 . 1 86 8 .332 8.582 8.886 9.306 9.251 9.299 

2 1 .786 21 .788 23.471 23.444 24.638 24.528 26 035 26.551 

1 7.669 1 9 . 1 38 21 .072 2 1 .043 20.905 20.690 2 1 . 7 1 6 22.242 

1 1 .539 1 1 .930 1 2 . 1 76 1 2 .959 1 3 . 2 1 9  1 3 .81 7 1 4 .4 1 7  1 4 .492 

3 1 .6 1 1 32.856 32.861 34.472 34.578 35.694 37.824 39.047 

34.383 34.991 35.892 4 1 .229 47.423 41 .883 44.350 43.879 

3.281 3.295 3 . 3 1 7  3.351 3.524 3 . 9 1 0  3.725 3.964 

50.591 5) 47.798 6) 49.906 7) 5 1 . 1 93 8) 52.837 9) 53.703 55.773 58. 1 53 

1 79. 1 85 1 79.982 1 87.026 1 96.274 206.009 203.531 2 1 3 091 2 1 7 .626 

1 28. 594 1 32 . 1 84 1 37 . 1 2 1  1 45.081 1 53 . 1 7 3  1 49.828 1 57 . 3 1 8  1 59.473 

9.623 9.936 9.828 1 0.029 9.963 9.943 9.933 1 0 .066 

6.945 6.830 6 .707 6.888 6.797 6.841 7.028 7 . 1 24 

1 5 .545 1 5 .827 1 5.509 1 6.057 1 6 .630 1 6.788 1 6 . 1 44 1 6 .022 

1 0 .2 1 3  1 0 . 1 4 1  9 .814 9.828 9.843 9.945 1 0 053 9.868 

9.089 9.007 9 . 060 9 .140 9 055 9.291 9.324 8.81 3 

5 1 .414 51 .742 50.9 1 9  51 .942 52.288 52.807 52.482 51 .892 

9.952 1 0 .348 1 0.397 1 1 .091 1 0 .449 1 1 . 1 23 1 1 .502 1 1 .753 

4. 1 03 4 .066 4 051 4 . 1 0 1  4 .260 4.573 4 .554 4.675 

2 1 .596 20.522 20.7 1 1  20.854 21 .039 2 1 .669 2 1 . 9 1 0  21 .892 

35.652 34.936 35. 1 59 36.045 35.748 37.365 37.966 38.320 

259.216 259 . 1 24 264.8 1 5  275. 1 1 6 286.409 286.471 296.677 299.020 

6) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wg. Sondereffekten im Hochschulbereich stark eingeschränkt 
(flächendeckende Einführung von Globalhaushalten; geänderte Drittmittelveranschlagung). 

7) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wegen Zuführungen zur Versorgungsrücklage sowie aufgrund Abschlags­
zahlungen an Gemeinden (Solidarbeitragsgesetz) eingeschränkt. 

8) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wegen Zuführung zum "Risikofonds WestLB" und zum Sondervermögen in 
Zusammenhang mit dem Finanzmarktstabilisierungsgesetz des Bundes eingeschränkt. 

9) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wegen Zuführungen an d ie Sondervermögen "Risikofonds WestLB" und 
"Versorgungsrücklage", Wirkungen des kommunalen Investitionsprogramms ("Zukunftsinvestitions­
gesetz") in Zusammenhang mit dem "Pakt für Beschäftigung und Stabilität in Deutschland" sowie 
Auszahlungen an die Kommunen nach dem "Einheitslastenabrechnungsgesetz" eingeschränkt. 



7.6 Veränderungsraten der berein igten Gesamtausgaben 1 ) des Bundes und der Länder 
- in v .  H. -

2001 2002 2003 

Bund -0,5 2,5 3,0 

Schieswig-Hoistein 2,4 1 ,0 1 ,6 

Niedersachsen 5,9 0,5 0,0 

Hessen 1 ,9 -2,2 1 ,2 

Rheinland-Pfalz 0,7 1 ,0 2,5 

Baden-Württemberg 4,3 -2,5 0,9 

Bayern 2,5 3,8 1 ,0 

Saarland 0,3 0,8 -0, 1 

Nordrhein-Westfalen 2,7 4) 0,6 _0,6 4) 

Flächenländer (West) insg. 2) 3 , 1  0,4 0,5 

Flächenländer (West) ohne NRW 2) 3,2 0,3 1 ,0 

Brandenburg 2,2 2,5 -5,5 

Mecklenburg-Vorpommern -0,8 3 , 1  -1 ,3 

Sachsen -4,0 2,9 4,8 

Sachsen-Anhalt -1 , 1  -0,4 1 ,7 

Thüringen -0,7 -3,7 -0,5 

Flächenländer (Ost) 2) -1 , 3  1 ,0 0,4 

Hamburg -1 ,5 1 ,8 8,6 

Bremen 1 ,8 0,7 1 ,2 

Berlin 8,0 -6,7 - 1 ,9 

Stadtstaaten 2) 4,6 -3,6 1 ,4 

Länder insgesamt (ber.) 3) 2,3 0,8 0,7 

1 ) Ausgaben ohne besondere Finanzierungsvorgänge. 
2) Rechnerische Veränderungsrate der Additionsergebnisse ohne Bereinigungen. 
3) Bereinigt um Zahlungen der Länder untereinander. 
4) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wg . Verwaltungsmodernisierungsmaßnahmen 

(insb. Ausgliederungen) eingeschränkt. 
5) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wg . Beihilfeverfahren WestLB sowie 

Kapitalzuführungen an landeseigene Betriebe eingeschränkt. 

Quelle: Rechnungsergebnisse, Finanzberichte des Bundes, BMF, 
eigene Berechnungen. 

2004 

-2 ,0 

0,0 

- 1 , 5  

-2,4 

-0,4 

0,7 

-1 ,6 

-1 ,5 

1 ,4 

-0,3 

-0,9 

-0,8 

-3,0 

-4,8 

-3,4 

0,6 

-2,6 

- 1 ,0 

-0,5 

-0,7 

-0,7 

-1 ,0 

2005 2006 2007 2008 2009 2010 201 1 

3,3 0,5 3,6 4,4 3,5 3 ,9  

5 ,0  - 1 ,7 1 ,8 3 ,0 3,5 4,7 

-0,3 0,0 7,7 -0,1  5 , 1  -0,4 

- 1 , 5  8,3 1 0 , 1  -0,1 -0,7 -1 ,0 

- 1 , 0  3,4 2 , 1  6,4 2,0 4,5 

1 , 1  3 ,9 0,0 4,9 0 ,3 3 ,2 

0,4 1 ,8 2,6 14 ,9  1 5,0 -1 1 ,7 

1 ,0 0,4 0,6 1 ,0 5,2 1 0 ,9 

5,2 5) _5,5 6) 4,4 7) 2,6 8) 3,2 9) 1 ,6 

1 ,4 0,4 3,9 4,9 5,0 -1 ,2 

-0,6 2 ,8 3 ,7 5,8 5 ,6 -2,2 

1 , 1 3,2 - 1 , 1  2,0 -0,7 -0,2 

-0 ,3 - 1 ,6 -1 ,8 2,7 - 1 , 3  0,6 

-2 , 1  1 ,8 -2 ,0 3,5 3,6 0,9 

1 ,0 -0,7 -3,2 0 , 1  0,2 1 ,0 

-2,0 -0,9 0,6 0,9 -0,9 2,6 

-3,3 0,6 - 1 ,6 2,0 0,7 1 ,0 

-5,1 4,0 0,5 6,7 -5,8 6,5 

-3,4 -0,9 -0,4 1 ,2 3 ,9 7 ,3  

5 ,1  -5,0 0,9 0,7 0,9 3 ,0 

0,3 -2,0 0,6 2,5 -0,8 4,5 

1 ,2 0,0 2,2 3,9 4 , 1  0 , 0  

6) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wg. Sondereffekten im Hochschulbereich stark eingeschränkt 
(flächendeckende Einführung von Globalhaushalten; geänderte Drittmittelveranschlagung). 

-2,4 

-0,6 

6 , 1  

5 , 0  

4,3 

6,0 

5,9 

-4,7 

3 ,9 

4,7 

5,0 

-0,1  

2,7 

-3,8 

1 , 1 

0,4 

-0,6 

3,4 

-0,4 

1 , 1 

1 ,6 

3,6 

7) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wegen Zuführungen zur Versorgungsrücklage sowie aufgrund Abschlags­
zahlungen an Gemeinden (Solidarbeitragsgesetz) eingeschränkt. 

8) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wegen Zuführung zum "Risikofonds WestLB" und zum Sondervermögen in 
Zusammenhang mit dem Finanzmarktstabilisierungsgesetz des Bundes eingeschränkt. 

9) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wegen Zuführungen an die Sondervermögen "Risikofonds WestLB" und 
"Versorgungsrücklage", Wirkungen des kommunalen Investitionsprogramms ("Zukunftsinvestitions­
gesetz") in Zusammenhang mit dem "Pakt für Beschäftigung und Stabilität in Deutschland" sowie 

Auszahlungen an die Kommunen nach dem "Einheitslastenabrechnungsgesetz" eingeschränkt. 

2012 

3,6 

0,5 

2,0 

2,4 

0,5 

3,2 

- 1 , 1  

6,4 

4,3 

2 , 1  

1 ,4 

1 ,3 

1 ,4 

-0,8 

- 1 ,8 

-5 ,5 

-1 , 1  

2,2 

2,7 

-0 , 1  

0,9 

0,8 



2001 2002 

Bund 26.807 26.986 

Schieswig-Hoistein 3.055 3. 1 58 

Niedersachsen 8. 1 70 8.476 

Hessen 6.597 6.795 

Rheinland-Pfalz 4.681 4.632 

Baden-Württemberg 1 2 .298 1 2.731 

Bayern 1 3.647 1 4 . 1 04 

Saarland 1 .322 1 .363 

Nordrhein-Westfalen 1 9 . 1 94 1) 1 9.906 

Flächenländer (West) insg. 68.964 71 . 1 65 

Flächenländer (West) o. NRW 49.770 51 .258 

Brandenburg 2.446 2.374 

Mecklenburg-Vorpommern 1 .924 1 .946 

Sachsen 4. 1 36 4 .214 

Sachsen-Anhalt 2.799 2.801 

Thüringen 2.474 2.483 

Flächenländer (Ost) 1 3.779 1 3.81 9 

Hamburg 3.277 3.356 

Bremen 1 .329 1 . 322 

Berlin 7. 1 88 7.271 

Stadtstaaten 1 1 .794 1 1 .949 
Länder insgesamt 94.537 96.932 

7.7 Personalausgaben des Bundes und der Länder 
- in Mio. E U R  -

2003 2004 2005 2006 2007 2008 

27.235 26.758 26.372 26. 1 1 0  26.038 27.0 1 2  

3. 1 88 3.259 3.265 3. 1 00 2 .999 3.051 

8.669 8.724 8.394 8.522 8.709 8.887 

6.765 6.854 6.824 6.966 7 . 1 63 7.421 

4.7 1 3  4.775 4.661 4.734 4.630 4.753 

1 2.793 1 3.064 1 2 .808 1 2.995 1 2 .814 1 3.058 

1 4.491 1 4.533 1 4.796 1 5.090 1 5.340 1 5.825 

1 .380 1 .256 1 .274 1 .235 1 .238 1 .258 

1 9.574 1)  1 9.897 20.261 1 8.601 2) 1 9.612 3) 1 9.024 

71 .575 72.362 72.283 71 .242 72.504 73.275 

52.001 52.465 52.022 52.641 52.893 54.252 

2.396 2.222 2.095 2.048 2.043 2 .014 

1 .939 1 .855 1 .788 1 .567 1 .539 1 .535 

4.273 4. 1 89 4 . 164 4 . 1 04 3.983 3.986 

2.673 2.831 2 .320 2.31 1 2.2 1 5  2 .212  

2 .51 1 2.471 2.436 2 .410 2 .412 2 . 1 31 

1 3.790 1 3.567 1 2 .802 1 2 .441 1 2 . 1 92 1 1 .878 

3 .353 3.376 3.372 3.336 3. 1 87 3.289 

1 .343 1 .294 1 .278 1 .261 1 .266 1 .287 

6.991 6.764 6.641 6.343 6.232 6.289 

1 1 .687 1 1 .434 1 1 .291 1 0 .941 1 0.685 1 0.864 
97.051 97.364 96.376 94.624 95.381 96.01 8  

1 ) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wg. Verwaltungsmodernisierungsmaßnahmen (insb. Ausgliederungen) eingeschränkt 

2009 201 0 201 1 

27.939 28. 1 96 27.856 

3. 1 70 3 .267 3.339 

9.235 9.4 1 0  9.666 

7.716 7.874 8.006 

4.981 5 . 1 50 5 .307 

1 3 .587 1 4 .022 1 4.545 

1 6.567 1 7 . 1 01 1 7 .442 

1 .298 1 .333 1 .351 

20.230 3) 20.466 21 . 1 1 8  

76.784 78.624 80.775 

56.554 58. 1 58 59.657 

2.046 2 . 1 37 2 . 191  

1 .572 1 .657 1 .700 

3. 374 3.596 3.648 

2.287 2 .395 2 .424 

2.222 2 .327 2 .344 

1 1 .500 1 2 . 1 1 3  1 2 .308 

3.4 1 9  3 .501 3.534 

1 .343 1 .372 1 . 397 

6.282 6.460 6.607 

1 1 .044 1 1 .333 1 1 .538 
99.328 1 02.069 1 04.620 

2) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wg. Sondereffekten im Hochschulbereich stark eingeschränkt (flächendeckende Einführung von Globalhaushalten; geänderte Drittmittelveranschlagung). 
3) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wg. Zuführungen zur Versorgungsrücklage eingeschränkt 

Quelle: Rechnungsergebnisse, F inanzberichte des Bundes, BMF. 

Abweichungen in  den Summen sind rundungsbedingt 

2012 

28.046 

3.446 

9.925 

8.236 

5.396 

1 4.835 

1 8.083 

1 .363 

21 .771 

83.054 

61 .283 

2.237 

1 .752 

3.680 

2.41 6 

2 .324 

1 2 .408 

3.662 

1 .424 

6.759 

1 1 .845 
1 07.308 
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7.8 Personalausgabenquoten1 ) des Bundes und der Länder 
- in v .  H. -

2001 2002 2003 

Bund 1 1 ,0 1 0 ,8 1 0,6 

Schieswig-Hoistein 39,5 40,5 40,2 

Niedersachsen 37,0 38,2 39, 1 

Hessen 35,5 37,4 36,8 

Rheinland-Pfalz 41 ,4 40,6 40,3 

Baden-Württemberg 39,0 41 ,4 41 ,2 

Bayern 4 1 , 1  40,9 4 1 ,6 

Saarland 40,4 41 ,3 41 ,9 

Nordrhein-Westfalen 40,5 2) 41 ,7  4 1 ,3 2) 

Flächenländer (West) insg. 39,4 40,5 40,5 

Flächenländer (West) o .  NRW 39,0 40,0 40,2 

Brandenburg 24,7 23,4 25,0 

Mecklenburg-Vorpommern 27,3 26,8 27,0 

Sachsen 26,7 26,5 25,6 

Sachsen-Anhalt 27, 1  27,2 25,5 

Thüringen 25,7 26,8 27,2 

Flächenländer (Ost) 26,3 26,1 25,9 

Hamburg 34,2 34,4 31 ,6 

Bremen 31 , 7  31 ,3 31 ,5  

Berlin 31 ,8 34,5 33,8 

Stadtstaaten 32,5 34, 1  32,9 

Länder insgesamt 37, 1  37,7 37,5 

1 ) Anteil der Personalausgaben an den bereinigten Gesamtausgaben in v. H .  
2) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wg . Verwaltungsmodernisierungsmaßnahmen 

(insb. Ausgliederungen) eingeschränkt. 
3) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wg . Beihilfeverfahren WestLB sowie 

Kapitalzuführungen an landeseigene Betriebe eingeschränkt. 
4) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wg . Sondereffekten im Hochschulbereich 

stark eingeschränkt (flächendeckende Einführung von Globalhaushalten; 
geänderte Drittmittelveranschlagung). 

2004 

1 0 ,6 

4 1 , 1  

39,9 

38,2 

41 ,0 

4 1 ,8 

42,4 

38,7 

41 ,4 

41 , 1  

40,9 

23,3 

26,6 

26,4 

28,0 

26,6 

26,2 

32,2 

30,5 

32,9 

32,4 

38,0 

Quelle: Rechnungsergebnisse, Finanzberichte des Bundes, BMF, eigene Berechnungen. 

2005 2006 2007 2008 2009 201 0  201 1 

1 0, 1  1 0 ,0 9 ,6 9,6 9,6 9,3 9,4 

39,2 37,9 36, 0  35,5 35,7 35, 1  36, 1  

38,5 39 , 1  37, 1  37,9 37,5 38,4 37, 1  

38,6 36,4 34,0 35,3 36, 9  38, 1 36,9 

40,4 39, 7  38,0 36, 7  37,7 37,3 36,8 

40,5 39,5 39,0 37,9 39,3 39,3 38,5 

43,0 43, 1 42,7 38,4 34,9 40,8 39,3 

38,8 37,5 37,3 37,5 36,8 34, 1  36 ,3 

40,0 3) 38,9 4) 39,3 5) 37,2 6) 38,3 7) 38 , 1  37,9 

40,3 39,6 38,8 37,3 37,3 38,6 37,9 

40,5 39,8 38,6 37,4 36,9 38,8 37,9 

2 1 ,8 20,6 20,8 20, 1 20,5 2 1 ,5 22, 1  

25,7 22,9 22,9 22,3 23, 1 24,2 24,2 

26,8 25,9 25,7 24,8 20,3 2 1 ,4 22,6 

22,7 22,8 22,6 22,5 23,2 24, 1  24,1 

26,8 26,8 26,6 23,3 24, 5  25,1  2 5 , 1  

24,9 24, 0  23,9 22,9 22,0 22,9 23,5 

33,9 32,2 30,7 29,7 32,7 31 ,5  30,7 

31 ,2 31 , 0  31 ,2 31 ,4 31 , 5  30,0 30,7 

30,8 30,9 30, 1 30,2 29,9 29,8 30,2 

31 ,7 31 , 3  30,4 30, 1  30,9 30,3 30,4 

37,2 36, 5 36,0 34, 9  34,7 35,6 35,3 

5) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wegen Zuführungen zur Versorgungsrücklage sowie aufgrund 
Abschlagszahlungen an Gemeinden (Solidarbeitragsgesetz) eingeschränkt. 

6) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wegen Zuführung zum "Risikofonds WestLB" und zum Sondervermögen 
in Zusammenhang mit dem Finanzmarktstabilisierungsgesetz des Bundes eingeschränkt. 

7) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wegen Zuführungen an die Sondervermögen "Risikofonds WestLB" und 
"Versorgungsrücklage", Wirkungen des kommunalen Investitionsprogramms ("Zukunftsinvestitions­
gesetz") in Zusammenhang mit dem "Pakt für Beschäftigung und Stabil ität in  Deutschland" sowie 

Auszahlungen an die Kommunen nach dem "Einheitslastenabrechnungsgesetz" e ingeschränkt. 

201 2 

9 , 1  

37 , 1  

37,4 

37,0 

37,2 

38,0 

41 ,2 

34,4 

37,4 

38,2 

38,4 

22,2 

24,6 

23,0 

24,5 

26,4 

23,9 

31 ,2 

30,5 

30,9 

30,9 

35,9 



2001 

Bund 1 3, 8  

Schieswig-Hoistein 59,7 

Niedersachsen 57,8 

Hessen 46,8 

Rheinland-Pfalz 68, 1  

Baden-Württemberg 55,7 

Bayern 53,7 

Saarland 70,2 

Nordrhein-Westfalen 57, 1 2) 

Flächenländer (West) insg. 56,0 

Flächenländer (West) o. N RW 55,6 

Brandenburg 52,3 

Mecklenburg-Vorpommern 60,6 

Sachsen 52,0 

Sachsen-Anhalt 59,5 

Thüringen 56,2 

Flächenländer (Ost) 55,3 

Hamburg 49, 1  

Bremen 76,3 

Berlin 90,5 

Stadtstaaten 72, 1  

Länder insgesamt 57,5 

7.9 Personalsteuerquoten1 ) des Bundes und der Länder 
- in v .  H. -

2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 

1 4 , 1  1 4,2 1 4, 3  1 3,9 1 2 , 8  1 1 ,3 1 1 , 3 

64,8 6 1 , 9  67,2 64,9 55,7 49,0 47,5 

64,4 64,6 62,4 59,4 53,4 52,2 50,2 

51 ,4 50,6 52,9 52,0 46, 1 4 1 ,9 44, 1  

68,9 68,1  66,5 65,0 60,2 52,6 51 , 8  

59,8 58,2 58,6 57,6 54, 1  47,6 46,6 

55,7 57,9 56, 1  57,0 54, 1  49,4 47,5 

79,7 78,2 71 ,6 68,7 62,8 54,4 54, 8  

55,4 58,6 2) 58,7 58,4 50,2 3) 48,4 4) 45,2 

58,2 59, 1 58,9 58,2 52,6 48,5 47,0 

59,4 59,3 59,0 58, 1 53,5 48,5 47,7 

55,9 56, 0  48,8 48,4 43, 1 37,3 36, 1  

66,9 66,2 61 ,8 62,4 49,3 43,5 4 1 ,4 

58,3 57,6 56,9 58,3 50,9 44,7 43,2 

65,8 63,6 64,7 54,7 49,8 44,0 42,5 

62,8 61 ,9 60,8 60,2 57,5 49,3 42,2 

6 1 , 1  60,3 58, 1  56,6 50, 1  43,8 41 , 3  

49,1 47,2 47,0 45,7 39,5 37,7 35,7 

75,5 71 ,6  69,4 70,4 62,4 60,0 55,3 

96,0 91 , 5  84,4 81 ,8 70, 1 62, 1  59,0 

74,0 70,4 67,0 65,2 56, 0  51 , 9  49,0 

60,2 60,4 59,6 58,7 52,6 48,2 46,4 

1 )  Anteil der Personalausgaben an den Steuereinnahmen in v. H .  

2) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wg.  Verwaltungsmodernisierungsmaßnahmen (insb. Ausgliederungen) eingeschränkt. 

2009 4) 2010 4) 201 1 

1 2 ,3 1 2 ,5 1 1 ,2 

52, 9  56, 0  53,3 

55,0 56,7 56,5 

52,2 52,9 50,0 

59,7 6 1 ,5 59,9 

54, 9  56,5 53,3 

53,5 55, 1 51 ,9 

62,6 64,2 59,0 

52,6 4) 53,9 4) 51 , 4  

54, 0  55,5 53,0 

54,5 56, 1  53,5 

40,9 4 1 , 7 39, 8  

45,5 50, 1 48,5 

38,9 42,7 40,7 

46,7 50,7 46,9 

48,1 51 , 1  48,5 

43,2 46,3 44,0 

43,7 42,8 40,7 

64,4 67,7 60,7 

64,8 6 1 ,6 6 1 ,0 

56,3 54,8 52, 9  

52,7 54,2 51 ,7 

3) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wg. Sondereffekten im Hochschulbereich stark eingeschränkt (flächendeckende Einführung von Globalhaushalten; geänderte Drittmittelveranschlagung) .  
4) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wg . Zuführungen zur Versorgungsrücklage (NW 2009 ) sowie Übergang der Ertragshoheit für die Kraftfahrzeugsteuer auf den Bund zum 01 .07.2009 eingeschränkt. 

Quelle: Rechnungsergebnisse, Finanzberichte des Bundes, BMF, eigene Berechnungen. 

2012  

1 1 ,0 

50,8 

52,5 

50,3 

55,6 

50,0 

5 1 ,3 

58,7 

50, 1 

51 , 1  

51 ,5 

38,6 

46,0 

38,2 

44,6 

45,4 

4 1 , 7  

41 , 1  

62,2 

58,2 

51 ,9 
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7 . 10  Investitionsausgaben 1 ) des Bundes und der Länder 
- in Mio. E U R  -

2001 2002 2003 

Bund 27.273 24.073 25.732 

Schieswig-Hoistein 745 690 724 

Niedersachsen 2.681 2 . 1 89 2.2 1 2  

Hessen 1 .755 1 .475 1 .754 

Rheinland-Pfalz 1 .343 1 . 1 1 0  1 . 1 88 

Baden-Württemberg 4. 1 09 3.080 2 . 9 1 7  

Bayern 4.820 4.956 5 . 1 05 

Saarland 377 364 371 

Nordrhein-Westfalen 4.346 3) 4.237 4.684 3) 

Flächenländer (West) insg. 20. 1 76 1 8. 1 00 1 8.953 

Flächenländer (West) ohne NRW 1 5 .830 1 3.863 1 4 .270 

Brandenburg 2 . 1 5 1  2 . 1 6 1  1 .782 

Mecklenburg-Vorpommern 1 .501 1 .584 1 .490 

Sachsen 4.027 4 . 1 94 4.666 

Sachsen-Anhalt 2.288 2.006 2 . 1 67 

Thüringen 2 .252 1 .828 1 .773 

Flächenländer (Ost) 1 2 .2 1 9  1 1 .773 1 1 .879 

Hamburg 1 009 1 .077 1 .530 

Bremen 671 747 793 

Berlin 3.659 1 .8 1 8  1 .8 1 5  

Stadtstaaten 5.339 3.642 4 . 1 37 

Länder insgesamt 2) 37.734 33.508 34.969 

1 )  Sachinvestitionen und Investitionsförderung. 
2) Bereinigt um Zahlungen der Länder untereinander. 
3) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wg . Verwaltungsmodernisierungsmaßnahmen 

(insb. Ausgliederungen) eingeschränkt. 

Quelle: Rechnungsergebnisse, Finanzberichte des Bundes, BMF. 

Abweichungen in  den Zwischensummen sind rundungsbedingt. 

2004 

22.378 

668 

1 .636 

1 .591 

1 .276 

2.603 

4.005 

351 

4.581 

1 6. 7 1 2 

1 2 . 1 30 

1 .840 

1 .343 

4.242 

1 .892 

1 .842 

1 1 . 1 58 

1 . 1 04 

785 

1 .707 

3.596 

31 .466 

2005 2006 2007 2008 2009 2010 201 1 201 2 

23.762 22. 7 1 6  26.21 5  24.31 6 27. 1 03 26 077 25.378 36.324 

675 700 772 737 779 983 964 785 

1 .845 1 .483 2 .372 1 .843 2 .029 2 . 1 73 2.466 2 .2 1 0  

1 . 547 1 .692 1 .742 1 .790 2 01 5  2 063 2.439 2 058 

1 .261 1 .370 1 .2 1 7  1 .262 1 .059 1 .275 1 .3 1 6  1 .306 

2.703 2 .926 2 . 764 2 .938 3. 307 3.864 4.043 3.372 

3.932 4 . 1 78 4. 1 73 7 .602 1 1 . 785 5 .233 5.383 4.987 

356 332 323 324 358 536 347 386 

6.738 4) 4 .349 5) 4 .349 4.575 5 . 1 48 6) 5.761 6 . 1 74 5 .91 1 

1 9 .056 

1 2.31 8 

1 . 753 

1 .288 

3.691 

2 033 

1 .602 

1 0. 368 

1 .084 

754 

2 .885 

4.724 

34. 1 48 

1 7 .029 1 7. 7 1 1 21 .071 26.479 21 .887 23. 1 33 2 1 0 1 5  

1 2 .681 1 3. 362 1 6.495 2 1 .331 1 6 . 1 26 1 6 .959 1 5. 1 04 

1 .833 1 . 7 1 5 1 .630 1 .739 1 .640 1 .564 1 .369 

1 . 300 1 . 1 1 1  1 .2 1 4  1 . 1 60 1 . 1 91 1 .288 1 .276 

4 040 3.598 3.678 3.367 3.491 3 003 2.755 

1 . 7 1 0  1 .646 1 .547 1 .590 1 .551 1 .420 1 .288 

1 .6 1 5 1 .580 1 .423 1 .369 1 .482 1 .391 1 . 1 80 

1 0.498 9.650 9.491 9.224 9.354 8.666 7.868 

1 .0 1 0  1 .201 1 .628 1 . 1 7 1  1 . 1 83 956 933 

622 520 509 500 545 5 1 9  502 

1 .743 1 .658 1 .447 1 .543 1 .773 1 .534 1 .377 

3 .375 3.378 3.584 3.2 1 4  3.501 3 009 2 . 8 1 2  

30.902 30.738 34. 1 41 38.905 34.728 34.807 31 .583 

4) Vergleichbarkeit wg. Beihilfeverfahren WestLB sowie Kapitalzuführungen an landeseigene 
Betriebe eingeschränkt. 

5) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wg . Fn. 4 und Sondereffekten im Hochschulbereich stark 
eingeschränkt (flächendeckende Einführung von Globalhaushalten; 
geänderte Drittmittelveranschlagung). 

6) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wegen der Wirkungen des kommunalen Investitions­
programms ("Zukunftsinvestitionsgesetz") in Zusammenhang mit dem 
"Pakt für Beschäftigung und Stabilität in Deutschland" eingeschränkt. 
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7.1 1 Investitionsquoten 1 ) des Bundes und der Länder 
- in v. H. -

2001 2002 2003 

Bund 1 1 ,2 9,6 1 0,0  

Schieswig-Hoistein 9,6 8,8 9,1 

Niedersachsen 1 2 , 1  9,9 1 0,0 

Hessen 9,5 8 , 1  9 ,5  

Rheinland-Pfalz 1 1 ,9 9,7 1 0 ,2 

Baden-Württemberg 1 3,0  1 0,0  9,4 

Bayern 14 ,5  1 4,4 14,7 

Saarland 1 1 ,5 1 1 ,0 1 1 ,2 

Nordrhein-Westfalen 9,2 2) 8,9 9,9 2) 

Flächenländer (West) insg. 1 1 ,5 1 0 ,3 1 0,7 

Flächenländer (West) ohne NRW 1 2 ,4 1 0,8 1 1 ,0 

Brandenburg 21 ,7 21 ,3 1 8 ,6 

Mecklenburg-Vorpommern 2 1 ,3 2 1 ,8 20,8 

Sachsen 26,0 26,3 28,0 

Sachsen-Anhalt 22, 1 1 9,5  20,7 

Thüringen 23,4 1 9,7  1 9,2 

Flächenländer (Ost) 23,3 22,2 22,3 

Hamburg 1 0,5  1 1 ,0 1 4,4 

Bremen 1 6 ,0  1 7 ,7 1 8,6 

Berlin 1 6,2 8,6 8,8 

Stadtstaaten 1 4,7 1 0,4 1 1 ,6 

Länder insgesamt 1 4,8 1 3,0  1 3,5 

1 ) Anteil der Investitionsausgaben an den bereinigten Gesamtausgaben in v. H .  
2) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wg. Verwaltungsmodernisierungsmaßnahmen 

(insb. Ausgliederungen) eingeschränkt. 
3) Vergleichbarkeit wg. Beihilfeverfahren WestLB sowie 

Kapitalzuführungen an landeseigene Betriebe eingeschränkt. 
4) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wg. Fn. 3 und Sondereffekten im Hochschulbereich 

stark eingeschränkt (Mchendeckende Einführung von Globalhaushalten; 
geänderte Drittmittelveranschlagung). 

Quelle: Rechnungsergebnisse, Finanzberichte des Bundes, BMF. 

2004 

8,9 

8,4 

7,5 

8,9 

1 1 ,0 

8,3 

1 1 ,7 

1 0,8 

9,5 

9,5 

9,5 

1 9,3  

1 9,3  

26,7 

1 8 ,7 

1 9,9 

21 ,6 

1 0,5  

1 8,5  

8 ,3  

1 0,2 

1 2 ,3 

2005 2006 2007 2008 2009 201 0 201 1  

9 , 1  8 , 7  9 , 7  8,6 9,3 8,6 8,6 

8 , 1  8 , 5  9,3 8,6 8,8 1 0,6 1 0 ,4 

8,5 6,8 1 0, 1  7,9 8,2 8,9 9,5 

8,8 8,8 8,3 8,5 9,6 1 0 ,0  1 1 ,2 

1 0,9 1 1 ,5  1 0 ,0  9 ,7  8 ,0  9 ,2  9 , 1  

8,6 8,9 8,4 8,5 9,6 1 0,8 1 0,7  

1 1 ,4 1 1 ,9 1 1 ,6 1 8 ,4 24,9 1 2 ,5 1 2 , 1  

1 0 ,9 1 0 , 1  9,8 9,7 1 0,2 1 3,7  9 ,3  

1 3,3 3) 9 , 1  4) 8,7 5) 8,9 6) 9 ,7 6) 1 0,7  1 1 , 1 

1 0 ,6 

9,6 

1 8,2 

1 8,6 

23,7 

1 9,9 

1 7,6 

20,2 

1 0,9 

1 8,4 

1 3,4 

1 3,2 

1 3,2 

9,5 9,5 1 0,7 1 2 ,9 1 0,8 1 0 ,9 

9,6 9,7 1 1 ,4 1 3,9 1 0,8 1 0,8 

1 8 ,5 1 7,4 16 ,3  1 7,5  16 ,5  1 5,7 

1 9,0  16,6 1 7 ,6 1 7 , 1  1 7 ,4 1 8 ,3 

25,5 23,2 22,9 20,2 20,8 1 8 ,6 

16 ,9  1 6,8 1 5 ,7 16,2 1 5 ,6 1 4 , 1  

1 7,9 1 7,4 1 5,6 1 5, 1  1 5,9 14,9 

20,3 1 9,0  1 8,3  1 7 ,6 1 7 ,7 16 ,5  

9 ,8  1 1 ,5  14 ,7  1 1 ,2 1 0,6 8,3 

1 5 ,3 12 ,8 12,4 1 1 ,7 1 1 ,9 1 1 ,4 

8,5 8,0 6,9 7,3 8,2 7,0 

9,7 9,6 9,9 9,0 9,4 7,9 

1 1 ,9 1 1 ,6 1 2 ,4 1 3 ,6 1 2 , 1  1 1 ,7 

5) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wegen Zuführungen zur Versorgungsrücklage sowie 
aufgrund Abschlagszahlungen an Gemeinden (Solidarbeitragsgesetz) eingeschrilnkt. 

6) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wegen Zuführungen an das Sondervermögen "Risikofonds 
WestLB", Zuführungen an das Sondervermögen "Versorgungsrücklage", Wirkungen des 
kommunalen Investitionsprogramms ("Zukunftsinvestitionsgesetz") in Zusammenhang mit 
dem "Pakt für Beschäftigung und Stabilität in  Deutschland" sowie Auszahlungen an die 
Kommunen nach dem "Einheitslastenabrechnungsgesetz" eingeschränkt. 

201 2 

1 1 ,8 

8,4 

8,3 

9,3 

9,0 

8,6 

1 1 ,4 

9,7 

1 0,2 

9,7 

9,5 

1 3 ,6 

1 7,9 

1 7 ,2 

1 3,0  

1 3 ,4 

1 5 ,2 

7,9 

1 0 ,7 

6,3 

7,3 

1 0 ,6 
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2001 2002 

Bund 37.584 37 022 

Schieswig-Hoistein 9 1 0  882 

Niedersachsen 2 . 1 86 2.247 

Hessen 1 .247 1 .249 

Rheinland-Pfalz 1 .062 1 .058 

Baden-Württemberg 1 .598 1 .676 

Bayern 965 952 

Saarland 371 370 

Nordrhein-Westfalen 4.408 2) 4 . 560 

Flächenländer (West) insg. 1 2 .747 1 2.994 

Flächenländer (West) ohne NRW 8.339 8.434 

Brandenburg 7 1 2  757 

Mecklenburg-Vorpommern 455 468 

Sachsen 589 588 

Sachsen-Anhalt 725 801 

Thüringen 627 642 

Flächenländer (Ost) 3 . 1 08 3.257 

Hamburg 990 1 01 5  

Bremen 544 501 

Berlin 2.050 2 . 1 75 

Stadtstaaten 3. 584 3.691 

Länder insgesamt 1 9.440 1 9.942 

1 )  Zinsausgaben für Kreditmarktmittel (OGr. 57) . 

7.1 2 Zinsausgaben1 ) des Bundes und der Länder 
- in M i o .  E U R  -

2003 2004 2005 2006 2007 2008 

36.833 36.233 37.329 37.428 38.680 40. 1 29 

884 889 875 892 934 931 

2.274 2 . 369 2 .329 2.279 2.2 1 2  2 .21 1 

1 .307 1 .333 1 .339 1 .362 1 .332 1 .338 

1 .083 1 .075 1 .070 1 .062 1 . 1 1 3  1 .200 

1 .807 1 .866 1 .958 2.246 1 .927 1 .857 

1 .020 1 .0 1 8  1 .039 1 .068 982 931 

368 367 382 399 4 1 5  432 

4.635 2) 4.592 4 . 509 4.634 4.737 4 . 8 1 6  

1 3. 377 1 3.508 1 3 . 50 1  1 3 .940 1 3.651 1 3. 7 1 5 

8.743 8 . 9 1 6  8 .992 9.307 8.91 3 8.899 

781 849 784 783 795 808 

472 474 462 459 461 433 

594 569 589 551 521 482 

873 852 876 907 909 975 

654 675 692 708 697 676 

3 . 373 3.41 8 3.403 3.408 3 . 382 3.373 

988 964 939 9 1 2  971 1 .026 

488 501 499 5 1 7  568 600 

2.237 2.295 2.382 2.403 2.456 2.294 

3.7 1 2  3.761 3 . 820 3 .832 3 .994 3 .920 

20.463 20.687 20.724 2 1 . 1 80 21 .027 21 .008 

2) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wg . Verwaltungsmodernisierungsmaßnahmen (insb. Ausgliederungen) eingeschränkt. 

Quelle: Rechnungsergebnisse, Finanzberichte des Bundes, BMF. 

2009 2010 201 1 201 2 

38.057 3 3 . 066 32.759 30.487 

950 969 942 908 

2 . 1 70 1 .869 1 .933 1 .884 

1 .333 1 .332 1 . 343 1 . 396 

1 . 1 82 1 .060 1 .0 1 0  967 

1 .601 1 .830 1 .829 1 .672 

888 1 .038 1 .068 1 .035 

442 496 467 505 

4.631 4.486 4.333 4. 1 40 

1 3. 1 97 1 3.079 1 2 .924 1 2 . 508 

8.566 8.593 8.591 8.368 

701 632 606 574 

407 381 367 367 

401 368 332 3 1 1 

831 780 776 7 1 3  

633 644 636 620 

2 .972 2 .804 2 . 7 1 7  2. 585 

933 881 833 788 

6 1 2  658 603 6 1 0  

2.226 2.201 2 .220 2 093 

3 .771  3.740 3.657 3.490 

1 9.940 1 9 .623 1 9 .297 1 8 .583 



7.1 3  Zinslastquoten1 )  des Bundes und der Länder 
• in v. H . •  

2001 2002 2003 2004 2005 

Bund 1 5 ,5 1 4,9 14,3 1 4,4 1 4,4 

Schieswig-Hoistein 1 1 ,8 1 1 ,3 1 1 , 1  1 1 ,2 1 0,5 

Niedersachsen 9,9 1 0 , 1  10 ,3 1 0 ,8 1 0,7 

Hessen 6,7 6,9 7,1  7 ,4 7 ,6 

Rheinland-Pfalz 9,4 9,3 9,3 9,2 9,3 

Baden-Württemberg 5 , 1  5,4 5,8 6,0 6,2 

Bayern 2,9 2,8 2,9 3,0 3,0 

Saarland 1 1 ,3 1 1 ,2 1 1 ,2 1 1 ,3 1 1 ,6 

Nordrhein-Westfalen 9,3 2) 9,6 9,8
2) 9,5 8,9

3) 

Flächenländer (West) insg. 7,3 7,4 7,6 7,7 7,5 

Flächenländer (West) ohne NRW 6,5 6,6 6,8 7,0 7,0 

Brandenburg 7,2 7,4 8,1 8,9 8,1  

Mecklenburg-Vorpommern 6,5 6,4 6,6 6,8 6,6 

Sachsen 3,8 3,7 3,6 3,6 3,8 

Sachsen-Anhalt 7,0 7,8 8,3 8,4 8,6 

Thüringen 6,5 6,9 7,1 7,3 7,6 

Flächenländer (Ost) 5,9 6,2 6,3 6,6 6,6 

Hamburg 1 0,3 1 0,4 9,3 9,2 9,4 

Bremen 1 3,0 1 1 ,9 1 1 ,4 1 1 ,8 1 2 ,2 

Berlin 9,1  1 0 ,3 1 0,8 1 1 ,2 1 1 ,0 

Stadtstaaten 9,9 1 0,5 1 0,4 1 0,7 1 0,7 

Länder insgesamt 7,6 7,8 7,9 8,1 8,0 

1) Anteil der Zinsausgaben für Kreditmarktmittel (OGr. 57) an den bereinigten Gesamtausgaben in v. H. 
2) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wg. Verwaltungsmodernisierungsmaßnahmen 

(insb. Ausgliederungen) eingeschränkt. 
3) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wg. Beihilfeverfahren WestLB sowie Kapitalzuführungen an 

landeseigene Betriebe eingeschränkt. 
4) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wg. Sondereffekten im Hochschulbereich stark eingeschränkt 

(flächendeckende Einführung von Globalhaushalten; geänderte Drittmittelveranschlagung). 

Quelle: Rechnungsergebnisse, Finanzberichte des Bundes, BMF. 

2006 2007 2008 2009 2010 201 1  201 2 

14 ,3  14,3 1 4,2 1 3,0 1 0,9 1 1 , 1 9,9 

1 0,9 1 1 ,2 1 0,8 1 0,7  1 0,4 1 0 ,2 9,8 

1 0,5 9,4 9,4 8,8 7,6 7,4 7 , 1  

7 , 1  6 ,3  6,4 6,4 6,4 6,2 6,3 

8,9 9 , 1  9,3 8,9 7 ,7  7 ,0  6,7 

6,8 5,9 5,4 4,6 5 , 1  4,8 4,3 

3,1 2,7 2,3 1 ,9 2,5 2,4 2,4 

1 2 , 1  1 2 , 5  1 2 ,9 1 2 ,5 1 2 ,7 1 2 ,5 12 ,7 

9,7 4) 9,5
5) 9,4 6) 8,8

7) 8,4 7,8 7 , 1  

7 , 7  

7 , 0  

7,9 

6,7 

3,5 

8,9 

7,9 

6,6 

8,8 

12 ,7  

1 1 ,7 

1 1 ,0 

8,2 

7,3 7,0 6,4 6,4 6,1  5 ,7 

6,5 6 , 1  5,6 5,7 5,5 5,2 

8,1 8 , 1  7,0 6,4 6, 1  5,7 

6,9 6,3 6,0 5,6 5,2 5,1  

3,4 3,0 2,4 2,2 2 , 1  1 ,9 

9,3 9,9 8,4 7,8 7,7 7,2 

7,7 7,4 7,0 6,9 6,8 7,0 

6,6 6,5 5,7 5,3 5,2 5,0 

9,3 9,3 8,9 7,9 7,2 6,7 

1 4,0 1 4,6 1 4,4 1 4,4 1 3 ,2 1 3 ,0 

1 1 ,9 1 1 ,0  1 0,6 1 0,2 1 0 , 1  9,6 

1 1 ,4 1 0,9 1 0,5  1 0, 0  9,6 9 , 1  

7,9 7,6 7,0 6,9 6,5 6,2 

5) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wegen Zuführungen zur Versorgungsrücklage sowie 
aufgrund Abschlagszahlungen an Gemeinden (Solidarbeitragsgesetz) eingeschränk 

6) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wegen Zuführung zum "Risikofonds WestLB" und zum 
Sondervermögen in Zusammenhang mit dem Finanzmarktstabilisierungsgesetz 
des Bundes eingeschränkt. 

7) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wegen Zuführungen an das Sondervermögen 
"Risikofonds WestLB", Zuführungen an das Sondervermögen "Versorgungs­
rücklage", Wirkungen des kommunalen Investitionsprogramms ("Zukunfts­
investitionsgesetz") in Zusammenhang mit dem "Pakt für Beschäftigung 
und Stabilität in Deutschland" sowie Auszahlungen an die Kommunen 
nach dem "Einheitslastenabrechnungsgesetz" eingeschränkt. 

» 
c.o I\.) 



7.14 Zinssteuerquoten1 ) des Bundes und der Länder 
- in v. H. -

2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 

Bund 1 9,4 1 9 , 3  1 9,2 1 9,4 1 9 ,6 1 8,4 1 6 , 8  1 6 , 8  

Schieswig-Hoistein 1 7 ,8 1 8, 1  1 7,2 1 8, 3  1 7 ,4 1 6 , 0  1 5, 3  1 4 , 5  

Niedersachsen 1 5,5  1 7 , 1  1 6,9 1 6,9 1 6 ,5  1 4, 3  1 3, 3  1 2 , 5  

Hessen 8,9 9,4 9 ,8  1 0, 3  1 0 ,2 9 ,0  7,8 7,9 

Rheinland-Pfalz 1 5,4 1 5 ,7 1 5,6 1 5, 0  1 4 ,9 1 3, 5  1 2 ,6 1 3, 1  

Baden-Württemberg 7,2 7,9 8,2 8,4 8,8 9,4 7,2 6 ,6 

Bayern 3,8 3,8 4 , 1  3 ,9  4,0 3 ,8  3,2 2 ,8  

Saarland 1 9,7  2 1 ,6 20,9 20,9 20,6 20,3 1 8 ,2 1 8 ,8 

Nordrhein-Westfalen 1 3, 1  2) 1 2 ,7  1 3 ,9 1 3,5  1 3, 0  1 2 ,5  1 1 ,7 1 1 ,4 

Flächenländer (West) insg. 1 0 ,3 1 0,6 1 1 , 1 1 1 ,0 1 0, 9  1 0 ,3 9 , 1  8 , 8  

Flächenländer (West) ohne N RW 9,3 9,8 1 0 ,0 1 0 ,0 1 0, 1  9 , 5  8 , 2  7 , 8  

Brandenburg 1 5, 2  1 7 ,8 1 8 ,3 1 8 ,6 1 8, 1  1 6 ,5  1 4, 5  1 4 , 5  

Mecklenburg-Vorpommern 1 4, 3  1 6 , 1  1 6 , 1  1 5 ,8 1 6 , 1  1 4 ,5  1 3 ,0 1 1 ,7 

Sachsen 7 ,4 8 , 1  8 , 0  7 , 7  8 , 2  6 , 8  5 , 8  5 , 2  

Sachsen-Anhalt 1 5 ,4 1 8,8 20,7 1 9 ,5 20,7 1 9 ,6 1 8 ,0 1 8 ,7  

Thüringen 1 4 ,2 1 6,2 1 6 , 1  1 6 ,6 1 7, 1  1 6 ,9 1 4 ,3 1 3 ,4 

Flächenländer (Ost) 1 2 ,5 1 4,4 1 4 ,7  1 4 ,6 1 5, 0  1 3 ,7  1 2 , 1  1 1 ,7 

Hamburg 1 4 ,9 1 4 ,9 1 3 ,9 1 3 ,4 1 2 , 7  1 0 ,8 1 1 ,5 1 1 , 1 

Bremen 3 1 ,2 28,6 26,0 26,9 27,5 25,5 26,9 25,8 

Berlin 25,8 28,7 29,3 28,6 29,3 26,5 24,5 21 ,5  

Stadtstaaten 2 1 ,9 22,8 22,3 22,0 22 , 1  1 9 ,6 1 9 ,4 1 7 ,7  

Länder insgesamt 1 1 ,8 1 2 ,4 1 2 ,7  1 2 ,7 1 2 ,6 1 1 ,8 1 0 ,6 1 0 ,2 

1)  Anteil der Zinsausgaben für Kreditmarktmittel (OGr. 57) an den Steuereinnahmen. 
2) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wg. Verwaltungsmodernisierungsmaßnahmen (insb. Ausgliederungen) eingeschränkt. 

3) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wegen Übergang der Ertragshoheit für die Kraftfahrzeugsteuer auf den Bund zum 01 .07.2009 eingeschränkt. 

Quelle: Rechnungsergebnisse, Finanzberichte des Bundes, BMF. 

2009 3) 201 0 3) 

1 6 ,7  1 4 ,6 

1 5 , 9  1 6 ,6 

1 2 ,9 1 1 , 3 

9 ,0  8,9 

1 4 , 2  1 2 ,7 

6 , 5  7 , 4  

2 ,9  3,3 

2 1 ,3 23,9 

1 2 ,0 1 1 ,8 

9 ,3  9 ,2  

8 ,3  8,3 

1 4, 0  1 2 ,3 

1 1 , 8  1 1 ,5 

4 ,6 4,4 

1 7 ,0 1 6,5  

1 3 ,7  1 4, 1  

1 1 ,2 1 0,7  

1 1 ,9 1 0,8 

29,4 32,5 

23,0 2 1 ,0 

1 9 ,2 1 8, 1  

1 0 ,6 1 0,4 

201 1 

1 3 ,2 

1 5 ,0 

1 1 ,3 

8,4 

1 1 ,4 

6 ,7  

3 ,2  

20,4 

1 0,5  

8,5 

7 ,7  

1 1 ,0 

1 0,5  

3 ,7  

1 5 ,0 

1 3, 2  

9 , 7  

9,6 

26,2 

20,5 

1 6,8 

9,5 

2012  

1 1 ,9 

1 3 ,4 

1 0 ,0 

8,5 

1 0 ,0 

5,6 

2,9 

2 1 ,7 

9,5 

7,7 

7,0 

9,9 

9,6 

3,2 

1 3,2 

1 2 , 1  

8 ,7 

8,8 

26,7 

1 8,0 

1 5,3 

8,6 

» 
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2001 2002 

Bund 1 93 . 765 1 92.046 

Schleswig-Holstein 5. 1 1 6 4.870 

Niedersachsen 1 4. 1 25 1 3 . 1 60 

Hessen 1 4.087 1 3.21 4 

Rheinland-Pfalz 6.877 6.7 1 9  

Baden-Württemberg 22.063 2 1 .304 

Bayern 25.433 25.300 

Saarland 1 .884 1 .7 1 1 

Nordrhein-Westfalen 33.639 35.924 

Flächenländer (West) insg. 1 23.225 1 22.200 

Flächenländer (West) ohne NRW 89.586 86.276 

Brandenburg 4.674 4.247 

Mecklenburg-Vorpommern 3. 1 74 2.91 1 

Sachsen 7 .959 7.230 

Sachsen-Anhalt 4.707 4.259 

Thüringen 4.398 3.956 

Flächenländer (Ost) 24. 9 1 2  22.603 

Hamburg 6.668 6.829 

Bremen 1 .741 1 .751 

Berlin 7 . 94 1  7 .575 

Stadtstaaten 1 6 . 350 1 6. 1 55 

Länder insgesamt 1 64.488 1 60.959 

1 ) Ohne steuerähnliche Abgaben. 

7.1 5  Steuereinnahmen1 ) des Bundes und der Länder 
- in Mio. E U R  -

2003 2004 2005 2006 2007 2008 

1 91 .881 1 87.005 1 90. 1 49 203.903 230.043 239.231 

5 . 1 48 4.846 5.029 5 . 562 6 . 1 2 1  6.420 

1 3.427 1 3.980 1 4 . 1 2 1  1 5.964 1 6.690 1 7 .695 

1 3. 373 1 2 .955 1 3. 1 1 9  1 5. 1 20 1 7 .099 1 6.833 

6 . 921  7 . 1 82 7. 1 69 7 . 862 8.800 9 . 1 76 

2 1 . 997 22.305 22.228 24.006 26.942 28.003 

25.030 25.91 5 25.943 27.881 3 1 .054 33.295 

1 .766 1 .755 1 .856 1 .967 2.277 2 .293 

33.398 33. 9 1 2  34.701 37.044 40.523 42.1 1 8  

1 2 1 .060 1 22.850 1 24 . 1 66 1 35.405 1 49.505 1 55.833 

87.662 88.938 89.466 98.361 1 08.982 1 1 3. 7 1 5  

4.280 4 .553 4 . 327 4.756 5.478 5.574 

2 .929 3.002 2.865 3 . 1 79 3.535 3.706 

7 .4 1 3  7 .358 7 . 1 43 8.066 8 . 9 1 8  9.222 

4.206 4 . 375 4.240 4 .638 5.038 5 .208 

4 . 058 4.065 4.043 4 . 1 93 4.889 5.049 

22.885 23.352 22.61 7 24.832 27.857 28.759 

7 . 096 7. 1 90 7 . 382 8.455 8.464 9.21 3 

1 .876 1 .864 1 .8 1 6  2 . 023 2. 1 09 2 .326 

7.638 8 . 0 1 2  8. 1 20 9.051 1 0 .028 1 0.653 

1 6 . 6 1 0  1 7.066 1 7.31 8 1 9. 529 20.600 22. 1 92 

1 60.555 1 63 .267 1 64 . 1 02 1 79.765 1 97.962 206.784 

2) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wegen Übergang der Ertragshoheit für die Kraftfahrzeugsteuer auf den Bund zum 0 1 . 07.2009 eingeschränkt. 

Quelle: Rechnungsergebnisse, Finanzberichte des Bundes, BMF. 

Abweichungen in den Summen sind rundungsbedingt. 

2009 2) 201 0  2) 201 1 201 2  

227.835 226. 1 89 248 066 256 086 

5 . 993 5. 834 6.268 6.780 

1 6. 802 1 6 .61 1 1 7. 1 1 5  1 8.893 

1 4. 774 1 4 .884 1 6.01 8 1 6 .385 

8 . 344 8 .372 8 .861  9 .71 1 

24.733 24.799 27.294 29.662 

30.985 31 043 33.6 1 9  35.237 

2 075 2 075 2.292 2 . 323 

38.461 38.002 4 1 071 43.4 1 5 

1 42 . 1 68 1 4 1 .621 1 52 .537 1 62.406 

1 03.706 1 03 .6 1 9  1 1 1 .466 1 1 8.991 

4 . 999 5 . 1 2 3  5 . 5 1 2  5 .787 

3.452 3.308 3 . 508 3 .805 

8.677 8.428 8.963 9.629 

4 . 896 4 .723 5 . 1 70 5.420 

4 .623 4.551 4.834 5 . 1 1 5  

26.647 26. 1 33 27.987 29.757 

7.827 8 . 1 82 8.689 8.91 0 

2 .083 2 .027 2.301 2.288 

9.699 1 0 .480 1 0.833 1 1 .6 1 6  

1 9.609 20.688 2 1 .823 22.8 1 3 

1 88.424 1 88.442 202.347 2 1 4 . 975 



2001 

Bund 79,7 

Schieswig-Hoistein 66,2 

Niedersachsen 64,0 

Hessen 75,9 

Rheinland-Pfalz 60,9 

Baden-Württemberg 69,9 

Bayern 76,5 

Saarland 57,5 

Nordrhein-Westfalen 70,9 

Flächenländer (West) insg. 70,3 

Flächenländer (West) ohne NRW 70, 1 

Brandenburg 47,1  

Mecklenburg-Vorpommern 45,0 

Sachsen 51 ,4 

Sachsen-Anhalt 45,5 

Thüringen 45,7 

Flächenländer (Ost) 47,5 

Hamburg 69,6 

Bremen 4 1 ,6 

Berlin 35,2 

Stadtstaaten 45,0 

Länder insgesamt 64,5 

7.16  Steuerfinanzierungsquoten 1 ) des Bundes und der Länder 
- in v .  H. -

2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 

77,0 74,7 74,3 73,2 78, 1 85, 1 84,7 

62,4 64,9 6 1 , 1  60,4 68,0 73,5 74,8 

59,3 60,5 64,0 64,8 73,3 7 1 , 1  75,5 

72,8 72,8 72,2 74 , 3  79,0 81 , 1  80,0 

58,9 59, 1 6 1 ,6 62 , 1  65,9 72,3 70,8 

69,2 70,9 7 1 ,4 70,3 73,1 82,0 81 ,2 

73,4 7 1 ,9  75,7 75,5 79,7 86,5 80,8 

51 ,9 53,6 54,0 56,6 59,7 68,7 68,4 

75,3 70,4 70,5 68,6 2) 77,5 3) 81 ,2 4) 82,3 5) 

69,5 68,5 69,7 69,3 75,2 79,9 79,4 

67,3 67,8 69,4 69,6 74,4 79,5 78,4 

4 1 ,8 44,6 47,8 45,0 47,9 55,7 55,6 

40,0 40,8 43, 1 4 1 ,3 46,5 52,7 53,8 

45,4 44,4 46,3 46,0 51 ,0  57,5 57,4 

4 1 ,4 40,2 43,3 4 1 ,5 45,7 5 1 , 3  53,0 

42,7 44,0 43,8 44,5 46,6 54,0 55,2 

42,7 43, 1 45, 1 44,0 48,0 54,7 55,4 

70,0 67,0 68,5 74,2 8 1 ,7 81 ,4 83, 1 

4 1 ,5 43,9 43,9 44,3 49,7 52, 1 56,7 

36,0 36,9 39,0 37,6 44, 1 48,4 51 , 1  

46, 1 46,7 48,4 48,6 55,9 58,6 61 ,6 

62,6 62, 1  63,8 63,3 69,4 74,8 75,2 

1 ) Anteil der Steuereinnahmen an den bereinigten Gesamtausgaben in v. H. 
2) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wg. Beihilfeverfahren WestLB sowie Kapitalzuführungen an landeseigene Betriebe eingeschränkt. 

2009 6) 201 0 6) 201 1 

78,0 74,5 83,7 

67,5 62,7 67,8 

68,2 67,7 65,7 

70,7 7 1 ,9 73,8 

63, 1  60,6 6 1 ,5 

7 1 , 5  69,5 72,2 

65,3 74, 1  75,8 

58,9 53, 1 6 1 , 5  

72,8 7) 70,8 73,6 

69,0 69,6 7 1 ,6 

67,7 69,2 70,9 

50,2 51 ,5 55,5 

50,8 48,4 49,9 

52 ,2 50,2 55,5 

49,7 47,5 51 ,4 

5 1 , 1  49,0 5 1 , 8 

5 1 ,0 49,5 53,3 

74,9 73,6 75,5 

48,9 44,3 50,5 

46, 1 48,4 49,4 

54,9 55,4 57,5 

65,8 65,8 68,2 

3) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wg. Sondereffekten im Hochschulbereich stark eingeschränkt (flächendeckende Einführung von Globalhaushalten; geänderte Drittmittelveranschlagung). 
4) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wegen Zuführungen zur Versorgungsrücklage sowie aufgrund Abschlagszahlungen an Gemeinden (Solidarbeitragsgesetz) eingeschränkt. 
5) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wegen Zuführung zum Risikofonds WestLB und zum Sondervermögen in Zusammenhang mit dem Finanzmarktstabilisierungsgesetz des Bundes eingeschränkt. 
6) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wegen Übergang der Ertragshoheit für die Kraftfahrzeugsteuer auf den Bund zum 01 . 07.2009 eingeschränkt. 
7) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wegen Zuführungen an das Sondervermögen "Risikofonds WestLB", Zuführungen an das Sondervermögen "Versorgungsrücklage", 

Wirkungen des kommunalen I nvestitionsprogramms ("Zukunftsinvestitionsgesetz") in Zusammenhang mit dem "Pakt für Beschäftigung und Stabilität in Deutschland" 
sowie Auszahlungen an die Kommunen nach dem "Einheitslastenabrechnungsgesetz" eingeschränkt. 

Quelle: Rechnungsergebnisse, Finanzberichte des Bundes, BMF. 

201 2 

83,5 

72,9 

7 1 ,2 

73,7 

67,0 

76,0 

80,3 

58,6 

74,7 

74,6 

74,6 

57,5 

53,4 

60 , 1  

54,9 

58,0 

57,3 

75,8 

48,9 

53, 1 

59,5 

7 1 ,9 
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7. 1 7  Nettokreditaufnahme1 ) des Bundes und der Länder 
- in Mio. E U R  -

2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 201 0  201 1 2012  

Bund 22.826 31 .863 38.648 39.542 3 1 . 1 97 27.893 14.336 1 1 .535 34. 1 48 44.01 1 17 .343 22480 

Schieswig-Hoistein 595 1 . 1 01 1 . 171  788 1 .485 885 516 495 982 1 .371 554 66 

Niedersachsen 1 .946 4) 2.949 2.844 2499 2 . 149 1 . 1 33 726 657 2 . 1 82 2 . 124 2 . 1 08 289 
Hessen 1 . 1 68 1 .986 1 .499 1 .680 776 582 746 894 2 .694 2.526 1 480 1 .536 
Rheinland-Pfalz 695 1 .5 17  1 .312 1 .276 1 .0 10  890 606 989 1 .580 1 .81 8 2 01 9  1 . 1 49 

Baden-Württemberg 2.257 1 .864 2.039 2.039 1 .686 1 .536 997 -5 -16 1 .639 -2 -5 

Bayern 1 99 1 .019 1 . 1 23 935 1 .836 -5 -306 -649 5451 1 .691 -182 -1 001 

Saarland 508 3) 693 3) 730 3) 664 3) 773 692 377 502 923 959 403 693 

Nordrhein-Westfalen 5407 5) 4 . 164 6.666 6.872 6.770 6) 3.393 1 .980 7) 1 .228 B) 5.742 9) 5 037 3 . 168 3.836 

Flächenländer (West) insg. 12 .776 1 5.292 1 7.384 1 6.752 

Flächenländer (West) ohne NRW 7.369 1 1 . 1 28 1 0.718 9.880 

Brandenburg 569 1 .338 1 . 1 65 704 

Mecklenburg-Vorpommern 332 533 1 .034 844 

Sachsen 208 460 492 393 

Sachsen-Anhalt 7 12  1 .504 772 1 .316 

Thüringen 748 721 710  988 

Flächenländer (Ost) 2.569 4.557 4 . 1 72 4.246 

Hamburg 823 813  800 750 

Bremen 1 .034 3) 1 . 1 96 3) 1 .2 16 3) 1 .259 3) 

Berlin 4.896 6.043 4.064 4.382 

Stadtstaaten 6.753 8.051 6.080 6.390 

Länder insgesamt 2) 20.922 26.902 26.818 26.774 

1) Saldo der Aufnahme und der Tilgung von Schulden aus Kreditmarktmitteln. 
2) Ländersumme bis 2004 inkl. Sanierungshilfen des Bundes für das Saarland und Bremen. 
3) Ohne Sanierungshilfen des Bundes für das Saarland und Bremen. 
4) EinschI. zweckgebundene Kreditaufnahme zur Abdeckung des EXPO-Verlustes. 
5) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wg. Verwaltungsmodern isierungsmaßnahmen 

(insb. Ausgliederungen) eingeschränkt. 

1 6486 

9.716 

554 

331 

353 

998 

984 

3.220 

650 

1 .089 

3.51 3 

5.252 

24.958 

6) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wegen Kapitalzuführungen an landeseigene Betriebe eingeschränkt. 

Quelle: Rechnungsergebnisse, Finanzberichte des Bundes, BMF. 
Abweichungen in den Summen sind rundungsbedingt. 

9. 1 06 5.642 4. 1 1 1  1 9.537 1 7 . 1 66 9.547 

5.71 3 3.662 2.882 1 3.795 1 2 . 1 29 6.379 

354 0 0 315  343 0 

0 -240 - 100 0 0 - 100 

-62 -79 -83 -225 -476 -1 402 

656 0 0 0 612  209 

662 0 0 0 369 261 

1 .6 1 1  -31 9  -183 90 848 -1 031 

600 -1 -1 0 0 0 

829 774 473 1 .018 1 . 1 63 607 

1 .817  -2477 -657 2 .773 1 .550 1 .270 

3.247 -1 .704 -1 85 3.791 2 .714 1 .876 

1 3.963 3.619 3.743 23418 20.728 1 0.391 

7) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wegen Zuführungen zur Versorgungsrücklage sowie 
aufgrund Abschlagszahlungen an Gemeinden (Solidarbeitragsgesetz) e ingeschränkt. 

8) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wegen Zuführung zum "Risikofonds WestLB" und zum 
Sondervermögen in Zusammenhang mit dem Finanzmarktstabilisierungsgesetz 
des Bundes eingeschränkt. 

9) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wegen Zuführungen an das Sondervermögen "Risikofonds 
WestLB", Zuführungen an das Sondervermögen "Versorgungsrücklage", Wirkungen 
des kommunalen Investitionsprogramms ("Zukunftsinvestitionsgesetz") in  Zusammen­
hang mit dem "Pakt für Beschäftigung und Stabilität in Deutschland" sowie Auszah lungen 
an die Kommunen nach dem "Einheitslastenabrechnungsgesetz" e ingeschränkt. 

6.563 

2.726 

0 

-100 

31 

-25 

-69 

-163 

1 9  

800 

-196 

624 
7 024 
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7.1 8 Nettokreditaufnahme1 ) des Bundes und der Länder 
- in  EUR j e  Einwohner 2 )  -

2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 201 0 201 1 201 2 

Bund 277 387 468 479 378 339 1 74 1 40 4 1 7 538 2 1 2  280 

Schieswig-Hoistein 2 1 3  392 4 1 6  279 525 3 1 3  1 82 1 75 347 484 1 95 23 

Niedersachsen 245 370 356 3 1 2  268 1 42 9 1  82 275 268 266 37 

Hessen 1 92 326 246 276 1 27 96 1 23 1 47 445 4 1 7 244 256 

Rheinland-Pfalz 1 72 374 324 3 1 4  249 2 1 9  1 50 245 393 454 505 288 

Baden-Württemberg 2 1 4  1 75 1 91 1 90 1 57 1 43 93 0 - 1  1 52 0 0 

Bayern 1 6  82 91 75 1 47 0 -24 -52 436 1 35 - 1 5  -80 

Saarland 476 4) 651 4) 686 4) 627 4) 734 661 363 485 900 940 397 696 

Nordrhein-Westfalen 300 5) 231 369 380 375 6) 1 88 1 1 0 7) 68 8) 321 9) 282 1 78 2 1 9  

Flächenländer (West) insg. 204 243 275 265 

Flächenländer (West) ohne NRW 1 65 247 238 2 1 9  

Brandenburg 2 1 9  5 1 7  452 274 

Mecklenburg-Vorpommern 1 87 304 595 489 

Sachsen 47 1 05 1 1 3  91  

Sachsen-Anhalt 274 587 304 524 

Thüringen 309 300 298 4 1 8  

Flächenländer (Ost) 1 86 333 307 3 1 5  

Hamburg 479 471 462 432 

Bremen 1 .565 4) 1 .8 1 0 4) 1 .835 4) 1 . 900 4) 

Berlin 1 .447 1 .783 1 . 1 98 1 .294 

Stadtstaaten 1 . 1 72 1 .394 1 .051 1 . 1 04 

Länder insgesamt 3) 254 326 325 325 

1 )  Saldo der Aufnahme und der Tilgung von Schulden aus Kreditmarktmitteln.  
2) Einwohnerstand: 30.06. des Jahres; ab 201 1 nach Zensus 201 1 .  

3) Ländersumme bis 2004 inkl. Sanierungshilfen des Bundes für das Saarland und Bremen. 
4) Ohne Sanierungshilfen des Bundes für das Saarland und Bremen. 
5) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wg. Verwaltungsmodernisierungs­

maßnahmen (insb. Ausgliederungen) eingeschränkt. 

260 

2 1 5  

2 1 6  

1 93 

82 

402 

4 1 9  

241 

374 

1 .643 

1 .036 

907 

303 

6) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wg. Kapitalzuführungen an landeseigene Betriebe eingeschränkt. 

Quelle: Rechnungsergebnisse, Finanzberichte des Bundes, BMF, eigene Berechnungen. 

1 44 89 65 3 1 0  273 1 51 1 06 

1 26 81  64 306 269 1 4 1  6 1  

1 39 0 0 1 25 1 37 0 0 

0 -1 42 -60 0 0 -61 -62 

- 1 5  - 1 9  -20 -54 -1 1 5  -339 8 

267 0 0 0 261 90 -1 1 

285 0 0 0 1 65 1 1 7  -32 

1 2 1  -24 - 1 4  7 66 -80 - 1 3  

344 -1 -1  0 0 0 1 1  

1 .248 1 . 1 67 7 1 4  1 . 542 1 .764 920 1 .227 

535 -727 - 1 92 808 450 365 

559 -292 -32 646 461 3 1 6  

1 70 44 46 286 254 1 27 

7) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wegen Zuführungen zur Versorgungsrücklage sowie 
aufgrund Abschlagszahlungen an Gemeinden (Solidarbeitragsgesetz) eingeschränkt. 

8) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wegen Zuführung zum "Risikofonds WestLB" und zum 
Sondervermögen in Zusammenhang mit dem Finanzmarktstabilisierungsgesetz 
des Bundes eingeschränkt. 

9) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wegen Zuführungen an das Sondervermögen "Risikofonds 
WestLB", Zuführungen an das Sondervermögen "Versorgungsrücklage", Wirkungen 
des kommunalen Investitionsprogramms ("Zukunftsinvestitionsgesetz") in Zusammen­
hang mit dem "Pakt für Beschäftigung und Stabilität in Deutschland" sowie Auszahlungen 
an die Kommunen nach dem "Einheitslastenabrechnungsgesetz" eingeschränkt. 

-58 

1 09 

87 
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7.1 9 Kreditfinanzierungsquoten 1) des Bundes und der Länder 
- in v. H. -

2001 2002 2003 2004 2005 

Bund 9,4 1 2,8 1 5 , 1  1 5,7 12,0 

Schieswig-Hoistein 7,7 14 ,1  14,8 9,9 1 7,8 

Niedersachsen 8,8 4) 1 3 ,3 12 ,8 1 1 ,4 9,9 

Hessen 6,3 1 0,9 8,2 9,4 4,4 

Rheinland-Pfalz 6,2 1 3, 3  1 1 ,2 1 0,9 8,8 

Baden-Württemberg 7,2 6 , 1  6,6 6,5 5,3 

Bayern 0,6 3,0 3 ,2 2,7 5,3 

Saarland 1 5,5 3) 21 ,0 3) 22, 1  3) 20,4 3) 23,6 

Nordrhein-Westfalen 1 1 ,4 5) 8,7 14,1 5) 1 4 , 3  1 3,4 6) 

Flächenländer (West) insg. 7,3 8,7 9,8 9,5 9,2 

Flächenländer (West) ohne NRW 5,8 8,7 8,3 7 ,7  7 ,6  

Brandenburg 5,7 1 3,2 1 2 , 1  7,4 5,8 

Mecklenburg-Vorpommern 4,7 7 ,3  1 4,4 1 2 , 1  4,8 

Sachsen 1 ,3 2,9 2,9 2,5 2,3 

Sachsen-Anhalt 6,9 1 4 ,6 7,4 1 3 ,0 9,8 

Thüringen 7,8 7,8 7,7 1 0,7 1 0,8 

Flächenländer (Ost) 4,9 8,6 7,8 8,2 6,3 

Hamburg 8,6 8,3 7,6 7 , 1  6,5 

Bremen 24,7 3) 28,4 3) 28,5 3) 29,6 3) 26,5 

Berlin 21 ,7 28,7 1 9,7 21 , 3  1 6, 3  

Stadtstaaten 1 8 ,6 23,0 1 7, 1  1 8 , 1  14 ,7  

Länder insllesamt 2) 8,2 1 0,5  1 0,4 1 0,5 9,6 

1) Anteil der Nettoschuldenaufnahme am Kreditmarkt an den bereinigten Gesamtausgaben in v. H .  
2) Länder insg. bis 2004 inkl. Sanierungshilfen des Bundes fürs Saarland und Bremen. 
3) Ohne Sanierungshilfen des Bundes für das Saarland und Bremen. 
4) EinschI. zweckgebundene Kreditaufnahme zur Abdeckung des EXPO - Verlustes. 
5) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wg. Verwaltungsmodernisierungs­

maßnahmen (insb. Ausgliederungen) eingeschränkt. 
6) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wg. Kapitalzuführungen an landeseigene Betriebe eingeschränkt. 
7) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wg. Sondereffekten im Hochschulbereich 

stark eingeschränkt (flächendeckende Einführung von Globalhaushalten; 
geänderte Drittmittelveranschlagung). 

Quelle: Rechnungsergebnisse, Finanzberichte des Bundes, BMF. 

2006 2007 2008 2009 2010 201 1 2012 

1 0, 7  5 , 3  4 , 1  1 1 ,7 14 ,5  5 ,9  5 ,9  

10 ,8  6,2 5,8 1 1 , 1 1 4 , 7  6 , 0  0 , 7  

5,2 3 , 1  2 , 8  8,9 8,7 8,1  1 , 1 

3 ,0 3 ,5 4,2 1 2 ,9 12 ,2 6,8 6,9 

7,5 5,0 7,6 1 2 , 0  1 3,2 1 4,0 7,9 

4,7 3 ,0 0,0 0,0 4,6 0,0 0,0 

0,0 -0,9 -1 ,6 1 1 ,5  4 ,0 -0,4 -2, 3  

21 ,0 1 1 ,4 1 5,0  26,2 24,5 1 0 ,8 1 7, 5  

7 , 1  7) 4,0 8) 2,4 9) 1 0,9 10) 9,4 5,7 6,6 

5 , 1  

4 , 3  

3,6 

0,0 

-0,4 

6,5 

7,4 

3 , 1  

5,8 

20,4 

8,9 

9,3 

5,4 

3,0 2 , 1  9,5 8,4 4,5 3,0 

2,7 2,0 9,0 8,1  4,1  1 ,7 

0,0 0,0 3,2 3,5 0,0 0,0 

-3,6 -1 ,5  0,0 0 ,0  - 1 ,4 -1 ,4 

-0,5 -0,5 -1 ,4 -2,8 -8,7 0,2 

0,0 0,0 0,0 6,2 2 , 1  -0,3 

0,0 0,0 0,0 4,0 2,8 -0,8 

-0,6 -0,4 0,2 1 ,6 -2,0 -0 ,3 

0,0 0 ,0  0,0 0,0 0 ,0  0,2 

1 9, 1  1 1 ,5  23,9 25,4 1 3, 3  1 7, 1  

-12 ,0  -3,2 1 3,2 7,2 5,8 -0,9 

-4,8 -0,5 1 0,6 7 , 3  4,9 1 ,6 

1 ,4 1 ,4 8,2 7,2 3, 5  2 , 3  

8 )  Vergleichbarkeit zum Vorjahr wegen Zuführungen zur Versorgungsrücklage sowie 
aufgrund Abschlagszahlungen an Gemeinden (Solidarbeitragsgesetz) eingeschränk 

9) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wegen Zuführung zum "Risikofonds WestLB" und zum 
Sondervermögen in Zusammenhang mit dem Finanzmarktstabilisierungsgesetz 
des Bundes eingeschränkt. 

1 0) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wegen Zuführungen an das Sondervermögen 
"Risikofonds WestLB", Zuführungen an das Sondervermögen "Versorgungs­
rücklage", Wirkungen des kommunalen Investitionsprogramms ("Zukunfts­
investitionsgesetz") in Zusammenhang mit dem "Pakt für Beschäftigung 
und Stabilität in Deutschland" sowie Auszahlungen an die Kommunen 
nach dem "Einheitslastenabrechnungsgesetz" eingeschränkt. 
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7.20 Schuldenstand 1 ) des Bundes und der Länder 
- in M i o .  E U R  -

(ab 2010 Kredite, die entsprechend den jewei ligen haushaltsgesetzlichen Kreditermächtigungen zur Haushaltsfinanzierung am Kreditmarkt aufgenommen wurden) 

2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 201 1 

Bund 2) 3) 4) 5) 688.340 71 1 .588 753.775 797.460 868.209 4) 897.530 917.527 5) 928.652 969.2 1 9  1 022.745 1 .036.995 

Schieswig-Hoistein 1 6. 1 47 1 7.231 18 .585 19 .594 20.918 21 .765 22 029 22.372 24. 184 25.650 26.657 

Niedersachsen 36.880 40 010 43.339 46.735 47.855 48.774 49.445 50.209 51 .461 54.030 56 053 

Hessen 22.903 24.818 27. 1 64 28.617 30.233 29.364 29.969 30.555 33.406 37. 1 40 38.961 

Rheinland-Pfalz 1 9.588 20.858 22. 1 38 23.242 24.638 25.252 25.703 25.722 26.972 30. 1 24 31 .372 

Baden-Württemberg 3 1 . 897 33.378 35.676 37.554 39.541 41 072 41 .710 41 .705 41 .689 43.328 43.326 

Bayern 1 8. 1 64 1 9 . 1 83 20.306 21 .240 23.077 23.072 22.766 22. 1 1 7  27.567 29.259 29.077 

Saarland 6 . 151  6.537 6.973 7.371 8. 1 02 8.736 9. 143 9.494 1 0.567 1 1 .237 1 1 .535 

Nordrhein-Westfalen 83. 1 62 88.471 95.243 1 02.494 1 08.939 1 1 2.900 1 1 4.091 1 1 3.600 1 20.501 1 24.071 1 27.41 2 

Flächenländer (West) insg. 234.891 250.486 269.424 286.847 303.303 31 0.935 31 4.856 31 5. 774 336.347 354.838 364.392 

Flächenländer (West) ohne NRW 1 51 .729 1 62 015 1 74 . 181  1 84.353 1 94.364 1 98 035 200.765 202. 1 74 21 5.846 230.767 236.980 

Brandenburg 1 3.522 1 4.656 1 6.264 1 6.397 1 6.928 1 7. 1 36 1 7.280 1 7 . 1 34 17 .433 1 7.681 17.922 

Mecklenburg-Vorpommern 8. 1 64 8.686 9.499 1 0.283 1 0 .777 1 0.737 1 0 074 9.916 9.905 9.806 9.666 

Sachsen 10.201 10.679 1 1 .343 1 1 .824 1 2 .086 1 1 .592 1 1 064 9. 584 6.889 6.544 5.816 

Sachsen-Anhalt 14.444 1 5.677 1 6.662 1 8.006 1 9.223 1 9.303 20 082 1 9 .808 19 .812 20.542 20.665 

Thüringen 1 1 .594 1 2 . 1 76 1 3.073 1 4.060 1 5 052 1 5.805 1 5.704 1 5 .319 1 5.707 1 6. 1 32 16.314 

Flächenländer (Ost) 57.925 61 .874 66.841 70.570 74.066 74.573 74.204 71 .761 69.746 70.706 70.383 

Hamburg 17 .624 18 . 183 1 9.355 20.359 2 1 . 1 62 21 .604 2 1 .619  2 1 .618  22.641 21 .760 21 .241 

Bremen 8.894 9. 584 1 0.606 1 1 .270 1 2 .303 1 3 .384 14 .305 1 5.277 1 6 01 1 1 7.075 18.206 

Berlin 38.350 44.647 48.727 53.876 57.380 58.995 56.645 55.961 58.821 60.384 61 .538 

Stadtstaaten 64.868 72.414 78.688 85.505 90.845 93.983 92.569 92.856 97.473 99.219 1 00.985 

Länder insgesamt 357.684 384.773 41 4.952 442.922 468.214 479.489 481 .628 480.392 503.566 524.766 535.762 

1 )  Jeweils am 31 . 1 2 .  des Jahres; ohne Ausgleichsforderungen; ab 1 991 ohne kreditähnliche Rechtsgeschäfte. 
2) EinschI. der ab 01 .01 . 1 980 mitübernommenen Schulden des Lastenausgleichsfonds; ohne Altschulden der ehem. DDR, Kreditabwicklungsfonds, ERP-Sondervermögen und Treuhandschulden. 

3) Ab 1 999 einschI. der am 01 .07 . 1 999 mitübernommenen Schulden des Bundeseisenbahnvermögens, des Ausgleichfonds "Steinkohle" und des Erblastentilgungsfonds. 
4) Ab 2005 einschI. der mitübernommenen Schulden des Fonds "Deutsche Einheit". 
5) Ab 2007 einschI. des zum Bund übergegangenen ERP-Sondervermögens. 

Quelle: Schuldenstandsstatistik des Stal. Bundesamtes Fachs. 14 Reihe 5;  bis 2009: Tab. 2 . 1  und 3.1 (NRW-Wert 2009 angeglichen); ab 201 0: Tab. 1 8. 

Abweichungen in den Summen sind rundungsbedingt. 

2012  

1 .053.725 

26.982 

55.335 

40.387 

32.241 

42. 1 81 

28.075 

1 3 026 

1 29.945 

368 . 172 

238.227 

1 7 .961 

9.580 

5.027 

20.632 

16 . 1 50 

69.350 

20.857 

1 9.025 
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7.21 Schuldenstand des Bundes und der Länder 
- in EUR j e  Einwohner 2 )  -

(ab 2010 Kredite, die entsprechend den jeweiligen haushaltsgesetzlichen Kreditermächtigungen zur Haushaltsfinanzierung am Kreditmarkt aufgenommen wurden) 

2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 201 0 201 1 

Bund 3) 4) 5) 6) 8.360 8.628 9. 1 35 9.666 1 0 .528 5) 1 0.896 1 1 . 1 39 6) 1 1 .289 1 1 .840 1 2 .51 1 1 2 .682 

Schleswig-Holstein 5.777 6 . 1 33 6.596 6.935 7.394 7 .686 7.771 7.891 8 .545 9.059 9.401 

Niedersachsen 4.645 5.020 5.425 5.841 5.977 6.099 6 . 1 9 1  6 .301 6.477 6.8 1 1 7 . 072 

Hessen 3 . 772 4 .079 4.461 4.700 4.962 4.832 4 . 937 5.034 5.5 1 3  6. 1 25 6 .4 1 3 

Rheinland-Pfalz 4.847 5 . 1 50 5.458 5.727 6.069 6.229 6 . 348 6 . 369 6 .71 1 7.5 1 8  7.844 

Baden-Württemberg 3.020 3 . 1 40 3 . 340 3 .507 3.685 3 . 824 3.881 3 . 878 3 . 879 4.031 4.023 

Bayern 1 .479 1 .553 1 .638 1 .709 1 .853 1 .849 1 .821 1 .767 2.206 2.337 2 .31 5 

Saarland 5.765 6 . 1 38 6 . 56 1  6.961 7.698 8 . 345 8.795 9. 1 84 1 0 .304 1 1 .0 1 8  1 1 .368 

Nordrhein-Westfalen 4.6 1 4  4.899 5.270 5.672 6.032 6.258 6.335 6.322 6.734 6.951 7 . 1 43 

Flächenländer (West) insg . 3 . 742 3.974 4.265 4.536 4.792 4 .91 5 4 . 979 4.997 5. 337 5.635 5.783 

Flächenländer (West) ohne NRW 3 .390 3.603 3 .863 4.082 4.297 4 .379 4.439 4.471 4 .783 5. 1 1 4 5.245 

Brandenburg 5.206 5.666 6 . 3 1 5  6.384 6.607 6 .71 3 6.798 6 .77 3  6 . 930 7.051 7 . 1 73 

Mecklenburg-Vorpommern 4 . 6 1 5  4.955 5.465 5.958 6.291 6 . 3 1 2  5.971 5.927 5.979 5.956 5.902 

Sachsen 2.31 5 2.446 2.6 1 7  2.746 2 .821  2 . 720 2.61 3 2.279 1 .649 1 .576 1 .405 

Sachsen-Anhalt 5.556 6. 1 1 1  6.571 7 . 1 72 7 .740 7.857 8.269 8.259 8. 368 8.761 8.896 

Thüringen 4.787 5.069 5.486 5.945 6.41 8 6.803 6 . 826 6 .724 6 . 959 7 . 1 98 7 . 325 

Flächenländer (Ost) 4 . 1 99 4.525 4 .927 5.236 5.532 5.609 5.625 5.485 5.376 5.484 5.488 

Hamburg 1 0.251 1 0.535 1 1 . 1 76 1 1 .721 1 2 . 1 73 1 2 . 367 1 2 .281 1 2 .223 1 2 . 733 1 2 .231 1 1 .862 

Bremen 1 3.465 1 4.505 1 6.003 1 7 .01 3 1 8.564 20. 1 49 2 1 .578 23.084 24.256 25.889 27.605 

Berlin 1 1 . 332 1 3. 1 72 1 4. 368 1 5.907 1 6. 9 1 9  1 7. 354 1 6.634 1 6. 340 1 7. 1 4 1 1 7 .531 1 7 .695 

Stadtstaaten 1 1 .254 1 2 .537 1 3.600 1 4 . 777 1 5 .683 1 6. 1 74 1 5.882 1 5.859 1 6 .606 1 6 . 865 1 7 .035 

Länder insgesamt 4.344 4 .665 5.029 5 .369 5.678 5.821 5.855 5.849 6 . 1 51 6 .4 1 9 6.552 

1 )  Jeweils am 3 1 . 1 2. des Jahres; ohne Ausgleichsforderungen; ab 1 991  ohne kreditähnliche Rechtsgeschäfte. 
2) Einwohnerstand jeweils am 30.06. des Jahres; ab 201 1 nach Zensus 201 1 .  

3) EinschI. der ab 0 1 .01 . 1 980 mitübernommenen Schulden des Lastenausgleichsfonds; ohne Altschulden der ehem. DDR, Kreditabwicklungsfonds, ERP-Sondervermögen und Treuhandschulden. 
4) Ab 1 999 einschI .  der am 01 .07.1 999 mitübernommenen Schulden des Bundeseisenbahnvermögens, des Ausgleichfonds "Steinkohle" und des Erblastentilgungsfonds. 

5) Ab 2005 einschI .  der mitübernommenen Schulden des Fonds "Deutsche Einheit". 

6) Ab 2007 einschI .  des zum Bund übergegangenen ERP-Sondervermögens. 

Quelle: Schuldenstandsstatistik des Stat. Bundesamtes Fachs. 14 Reihe 5; bis 2009: Tab. 2.1 und 3 . 1 ;  ab 2010:  Tab. 1 8; eigene Berechnungen. 
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7.22 Eckdaten des Haushaltsplanentwurfs 201 4  
des Lan des Nordrhein-Westfalen m it Vorjahresverg leich 

201 3 2014 
Veränderung 2014 

Gruppierungs- Haushalts-
Ausgabe- bzw. Einnahmeart 

nummer 
Haushaltsplan 

planentwurf 
gegenüber 201 3 

- Mio. EUR - - Mio. EUR - - v. H. -

I. Ausgaben 

1 .  Personalausgaben 4 22.907,5 23. 1 52,8 +245,3 + 1 , 1  

2 .  Sächliche Verwaltungsausgaben 51 - 54 2.656,3 2.684,5 +28,2 + 1 , 1  

3.  Schuldendienst 56 - 59 4 . 1 1 3, 1  3.837,0 -276 , 1  -6, 7  

3 . 1  Zinsausgaben 56, 57 (3.971 ,4) (3.685,4) (-286,0) (-7,2) 

dar.: an Kreditmarkt 57 (3.97 1 ,0) (3.685,0) (-286,0) (-7,2) 

4. Laufende Zuweisungen 

und Zuschüsse 6 24.988,3 27. 1 5 1 ,7 +2 . 1 63,4 + 8,7 

5.  Investitionsausgaben 7, 8 5.672,5 5.666,8 -5,7 -0, 1  

5 . 1  Bauausgaben 7 (244,0) (231 , 1 )  (-1 3,0) (-5,3) 

5.2 Sonst Investitionsausgaben 8 (5.428,5) (5.435,7) (+7,3) (+0 , 1 )  

6.  Bes. Finanzierungsausgaben 9 -41 8, 7  -21 0,6 + 208, 1 -49,7 

Gesamtausgaben It. Haushaltsplan 59.919,0 62.282,1 +2.363,1 +3,9 
11. Einnahmen 

1 .  Steuern 0 1 , 05, 06 44.830,0 46.97 1 ,0 +2 . 1 4 1 ,0 +4,8 

2.  Übrige Einnahmen 09, 1 - 3 

(ohne Schuldenaufnahmen) (ohne 31 u.  32) 1 1 .560,0 1 2 .724,6 + 1 . 1 64,6 + 1 0, 1  

dar . .  Investitionseinnahmen 33, 34 (1 .373,7) (1 .324,5) (-49, 1 )  (-3,6) 

3. Schuldenaufnahme 31 , 32 3.529,0 2 .586,5 -942,5 -26,7 

dar.: am Kreditmarkt 32 (3.529,0) (2.586,5) (-942,5) (-26,7) 

Gesamteinnahmen It. Haushaltsplan 59.919,0 62.282,1 +2.363,1 +3,9 
1 1 1 .  Nachrichtl ich: 

1 .  Bereinigte Gesamt- (0 - 3) I 
einnahmen 1) (32, 35, 36, 38) 56.387,4 59.692,5 +3.305 , 1  + 5,9 

2. Bereinigte Gesamt- (4 - 9) I 
ausgaben 2) (59, 91 , 96, 98) 59.573,8 6 1 .686,5 +2. 1 1 2,7  + 3,5 

3.  Finanzierungssaldo -3 . 1 86,5 - 1 .994,0 - 1 . 1 92,4 + 37,4 

4.  Schuldenaufnahme (31 u.  32) I 
netto (58 u. 59) 3.387,3 2,434,9 -952,4 -28 , 1  

dar.: a m  Kreditmarkt netto 32 I 59 (3.529,0) (2.586,5) (-942,5) (-26,7) 

5. Kreditfinanzierungsquote - v. H. - 3) 5,9 4,2 x x 

6.  Investitionsquote - v. H.  - 3) 9,5 9,2 x x 

7. Zinsquote (Kreditmarkt) - v. H. - 3) 6,7 6,0 x x 

8. Steuerfinanzierungsquote - v. H. - 3) 75,3 76,1 x x 

9. Personalausgabenquote - v. H. - 3) 38,5 37,5 x x 

1 0. Schuldenstand aus Kreditmarktmitteln am 3 1 . 1 2 .20 1 2 : 1 3 1 .363 , 1  Mio. EUR (7,488 EUR je Einwohner 4») 

1) Die sog. "bereinigten Gesamteinnahmen" errechnen sich aus den Gesamteinnahmen 11. Haushaltsplan abzüglich Schuldenaufnahme am Kreditmarkl, Entnahmen aus Rücklagen, 

Überschüsse der Vorjahre und haushaltstechnische Verrechnungen. 

2) Die sog. "bereinigten Gesamtausgaben" errechnen sich aus den Gesamtausgaben 11. Haushaltsplan abzüglich Tilgungsausgaben an Kreditmarkt, Zuführung an Rücklagen, 

Ausgaben zur Deckung von Vo�ahresfehlbeträgen und haushaltstechnische Verrechnungen. 

3) Berechnet als v. H.-Anteil der sog. "bereinigten Gesamtausgaben" (5. Ziff. 1 1 1 .2.). Bei der Kreditfinanzierungsquote handelt es sich um den v. H.-Anteil der Schuldenaufnahme 

am Kreditmarkt netto an den "bereinigten Gesamtausgaben". 

4) Einwohnerstand: 30.06.201 2  nach Zensus 201 1 .  



7.23 Ausgaben nach Aufgabenbereichen des Landes N RW 
Ansätze It. Haushaltsplanentwurf 201 4 

(Gesamtausgaben:  62.282 , 1  Mio .  EUR) 

Schuldendienst 
3.837 , 1  Mio. E U R  

6 ,2  v.  H .  

Sonstige allgemeine 

Versorgung 
7.335,2 Mio. EUR 

1 1 ,8 v. H . 

Finanzzuweisungen _____ _ 
1 . 1 09,2 Mio. E U R  

1 ,8 v. H .  

Politische Führung und zentrale 
Verwaltung 

2.61 7,4 Mio. E U R  
4,2 v.  H .  

Soziale Sicherung und Gesundheit 
7.864,3 Mio. E U R  

1 2,6 v. H .  

Allgemeine Finanzzuweisungen __ -

1 0.682, 1  Mio. E U R  
1 7,2 v.  H .  

Abweichungen in  den Summen sind rundungsbedingt. 

Wirtschaftsförderung 
1 .272,5 Mio. E U R  

2,0 v.  H .  

Bildung, Wissenschaft, Forschung 
1 9.076,4 Mio. EUR 

30,6 v.  H.  

Wohnungs- und Städtebau 
303,8 Mio. E U R  

0,5 v.  H .  

Straßen u n d  übriger Verkehr 
2 .272 ,5  Mio. E U R  

3,6 v. H .  

Öffentliche Sicherheit, 
Rechtsschutz 

5.91 1 ,5 Mio. E U R  
9,5 v. H .  

...... 
o N 



7.24 Eckdaten des Landeshaushalts Nord rhein-Westfalen 1 970, 1 980, 1 990, 2000, 2007 - 201 4  

1 970 1980 1990 2000 2007 1 )  2008 2) 2009 3) 2010 4) 201 1  2012 2013 5) 
Ausgabe- bzw. Einnahmeart Grupp.-Nr. - )st - - So) )  -

- in Mio. EUR -

I. Ausgaben 

1 .  Personalausgaben 4 3.422,6 9.92 1 ,6 1 3.287,0 1 8.977,5 1 9.61 1 ,6 1 9 .023,6 20.229,9 20.466,0 2 1 . 1 1 7 , 9  2 1 .77 1 , 0 22.907,5 

Veränd . geg. Vorj. in v .  H .  - + 9,2 + 5,4 + 1 ,9 + 5,4 - 3,0 + 6,3 + 1 , 2  + 3,2 + 3 , 1  + 5 , 2  

2 .  Sächliche Verwaltungsausgaben 51 - 54 4 1 5,2 1 . 287,9 1 . 529 , 1  2.328,8 2.250,3 2.280,7 2.343,1 2 . 5 1 0 , 8  2.482,3 2 .532,3 2.656,3 

Veränd. geg. Vorj. in v. H .  - + 7 ,8  + 6,9 + 4,8 + 0,6 + 1 , 3  + 2 ,7  + 7 , 2  - 1 , 1  + 2 ,0  + 4,9 

3. Schuldendienst 

- ohne nicht veranschI. Tilgung - 56 - 59 1 83,6 1 . 328,3 3.628,7 4.477,4 4.853,7 4.929,2 4.730,4 4.60 1 ,4 4.470,9 4.269,2 4 . 1 1 3, 1  

3 . 1  Zinsausgaben 56, 57 9 1 ,0 1 .0 1 3,4 3.508,0 4.32 1 ,8 4.738,1  4 . 8 1 6 , 1  4.632,0 4.486,6 4.333,4 4 . 1 40,7 3.97 1 ,4 

dar.: an Kreditmarkt 57 69,0 992,4 3.489 , 1  4.289,3 4.737,4 4 . 8 1 5,5  4.63 1 ,4 4.486 , 1  4.332, 9  4 . 1 40 ,3  3 .97 1 , 0  

Veränd. geg. Vorj. i n  v. H .  - + 23,2 + 3 , 9  - 0 , 3  + 2 , 2  + 1 ,6 - 3,8 - 3,1 - 3,4 - 4,4 - 4, 1  

4.  Laufende Zuweisungen und 

Zuschüsse 6 2 . 907,2 8.375,5 1 0.946,4 1 5.700,2 1 8.84 1 ,3 20.384,5 20.385,1 20.363,8 2 1 .527,8 23.669,7 24.988,3 

- ohne Ausgaben zugunsten der 

neuen Länder - 1 4.844,6 1 8 .740,7 20.384,5 20.385,1 20.265,3 2 1 527,8 23.669,7 24.988,3 

Veränd. geg. Vorj. in v. H.  + 5,0 + 7 , 1  + 8,8 + 0,0 - 0,6 + 6,2 + 9,9 + 5,6 

5. Investitionsausgaben 7, 8 2.359,1  5.893,2 5 . 1 05,5 4.694,8 4 . 349, 1 4.575,4 5 . 1 4 8 , 2  5.76 1 ,0 6 1 74,3 5 .9 1 1 , 3  5.672,5 

5 . 1  Sachinvestitionen 7, 8 1 , 82 472,4 757,2 548,7 789,5 477,9 432,2 563,1 485,4 473,6 483,3 6 1 3,4 

5.2 Investitionsförderung 83 - 89 1 . 886,7 5 . 1 35,9 4.556,8 3.905,3 3 .87 1 , 2  4 . 1 43,2 4.585 , 1  5.275,6 5.700,7 5.428,0 5.059 , 1  

6 .  Besondere Finanzierungsausgaben 9 1 76,9 32,7 1 03,0 1 . 349,9 58,9 93,2 1 4 1 ,2 202 , 5  240,2 265,4 - 4 1 8,7 

7.  Gesamtausgaben 9.464,5 26.839,2 34.599,7 47.528,5 49.96 5 , 1  5 1 . 286,7 52.977,9 53.905,3 56. 0 1 3 , 2  58.4 1 8 , 9  59. 9 1 9 , 0  

- o h n e  Ausgaben zugunsten der 

neuen Länder - 46.673,0 49.864,4 5 1 . 286,7 52.977,9 53.806,9 56 0 1 3, 2  58.41 8,9  59. 9 1 9 , 0  

Veränd. geg. Vorj. in  v. H .  + 5 , 2  + 5 , 0  + 2 , 9  + 3,3 + 1 , 6  + 4 , 1  + 4 , 3  + 2,6 

7.1  Gesamtausg. ohne bes. (4 - 9) ohne 

Finanzierungsvorgänge 59,91 ,96,98 9 . 253,9 26.31 9,3 34.459,1 46. 1 78,7 49.906,2 5 1 . 1 93,5 52.836,7 53.702,9 55.773,0 58. 1 53,5 59.573,8 

Veränd. geg. Vorj. in v .  H .  - + 1 1 . 0 + 7 , 1  + 1 , 5 + 4,4 + 2,6 + 3,2 + 1 ,6 + 3,9 + 4,3 + 2,4 

2014 6) 

23. 1 52 ,8  

+ 1 , 1  

2.684,5 

+ 1 , 1  

3 .837,0 

3.685,4 

3.685,0 

- 7,2 

27. 1 51 , 7  

27. 1 51 , 7  

+ 8,7 

5.666,8 

557,4 

5 . 1 09,4 

- 2 1 0,6 

62.282 , 1  

62.282 , 1  

+ 3 ,9  

6 1 .686,5 

+ 3,5 

...... 
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1970 1 980 1990 2000 2007
1 ) 2008

2) 2009 3) 2010 4) 2011 2012 2013 5) 2014 6) 
Ausgabe- bzw. Einnahmeart Grupp.-Nr. - Ist - - Soll -

- in Mio. EUR -

1 1 .  Einnahmen 

1 .  Steuereinnahmen 01 . 05, 06 7.485,3 1 8. 1 02,8 27. 1 08,5 37.796,9 40.522,9 42. 1 1 8,2 38.461 ,4 38.002,0 4 1 .070,5 43.4 1 5 ,0  44.830,0 46.97 1 , 0  

Veränd. geg. Vorj. in v. H .  - + 4,8 + 1 ,0 + 2,6 + 9,4 + 3,9 - 8.7 - 1 ,2 + 8 , 1  + 5 . 7  + 3,3 + 4,8 

2 .  Übrige Einnahmen (ohne 

Schuldenaufnahme, 

Entnahme aus Rücklagen, (09, 1 - 3) I 1 .7 1 6 , 9  4 . 1 60,9 5.027,0 6.236,4 7.452,3 7.932,4 8.762,3 1 0 . 855,7 1 1 .766,6 1 1 . 1 58,7 1 1 . 557,4 1 2 . 72 1 , 5  

Überschüsse aus Vorjahren (3 1 ,  32, 35, 

und ohne haushaltstechnische 36, 38) 
Verrechnungen) 

3. Schuldenaufnahme (brutto) 72,6 5.637,0 6.403,2 (1 0. 1 1 6,0) (1 8. 3 1 8 , 0) (1 8. 1 2 1 , 3) (2 2 . 4 1 0 , 7) (25.734,8) (24.832,8) (23.094,7) (22.035,2) (20.967,2) 
einschI. nicht veranschI. Tilgung 

3 . 1  dar. : am Kreditmarkt (brutto) (5,6) (5.457,0) (6.298,0) (1 0.058 , 1 ) ( 1 8. 3 1 8,0) (1 8. 1 2 1 ,3) (2 2 . 4 1 0 , 7) (25.734 ,8) (24.832,8) (23 094,7) (22.035,2) (20.967,2) 
4. Gesamteinnahmen ohne besondere 

Finanzierungsvorgänge (0 - 3) ohne 9.1 79,2 22. 1 94,2 32.240,7 44.09 1 , 2  47.975,2 50.050,7 47.223,6 48.857,6 52.837,0 54.573,8 56.387,4 59.692,5 

Veränd. geg. Vorj . in  v. H. 32,35,36,38 - + 4,7 + 2,2 + 1 ,8 + 8,0 + 4,3 - 5,6 + 3,5 + 8 , 1  + 3 , 3  + 3,3 + 5 .9  

1 1 1 .  Nachrichtlich 

1 .  Schuldenstand a m  Kreditmarkt 640,1 1 5.373,0 49.543,9 76.670,4 1 1 4.09 1 , 3 1 1 3.599,6 1 20.500,5 1 24 . 07 1 ,0 1 27 . 4 1 2,0 1 3 1 .363. 1 1 34.892 , 1  1 37.478,6 

2. Nettokreditaufnahme 32 I 59 -27,6 4 . 1 25,6 2.219,2 3.623,2 1 . 979,7 1 .228,3 5.741 ,5  5.037,2 3 . 1 67,6 3.836,4 3.529,0 2.586,5 

3. Tilgungsausgaben am Kreditmarkt 

einschI. nicht veranschI. Tilgung 7) 33,7 1 . 331 ,4 4.078,8 6.434,9 1 6.338,2 1 6 . 893,0 1 6.669,2 20.697,6 2 1 .665,2 1 9.258,3 1 8 . 506,2 1 8.380,7 

4. PersonalsteIlen insgesamt (ohne 

Beamte im Vorbereitungsdienst) 246.401 351 .383 338.950 343.660 289 . 1 84
8) 287.961 284.885 284.636 286.547 286.908 286.889 284.584 

Veränd. geg. Vorjahr + 1 3.240 + 8.506 + 3.068 - 739 - 36.923 - 1 .223 - 3.076 - 249 + 1 .9 1 1 + 361 - 1 9  - 2.305 

1)  Vergleichbarkeit zum Vorjahr wegen Aufstockung der Versorgungsrücklage sowie aufgrund Abschlagszahlungen an Gemeinden (Solidarbeitragsgesetz) eingeschränkt. 

2) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wegen Zuführungen zum "Risikofonds WestLB" und zum Sondervermögen "Abrechnung Finanzmarktstabilisierungsfonds" eingeschränkt. 

3) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wegen Zuführungen an das Sondervermögen "Risikofonds WestLB", Zuführungen an das Sondervermögen "Versorgu ngsrücklage", Wirkungen des kommunalen Investitionsprogramms ("Zukunftsinvestitionsgesetz") 

im Zusammenhang mit dem "Pakt für Beschäftigung und Stabilität in Deutschland" sowie Auszahlungen an die Kommunen nach dem "Einheitslastenabrechnungsgesetz" eingeschränkt. 

4) Vergleichbarkeit zum Vorjahr wegen Wirkungen des kommunalen Investitionsprogramms ("Zukunftsinvestitionsgesetz") im Zusammenhang mit dem "Pakt für Beschäftigung und Stabilität in Deutschland" eingeschränkt. 

5) Verabschiedeter Haushaltsplan. 

6) Haushaltsplanentwurf. 

7) Einschließlich Kurspflege. 

8) Zum 01 . 01 .2007 wurden die Hochschulbereiche " Körperschaften öffentlichen Rechts" aus dem Landeshaushalt NRW ausgegliedert 

(06 1 03 - 06 1 08 - FB Medizin, 06 1 1 1  - 06 270 - Universitäten und 06 670 - 06 850 - Fachhochschulen). 

Abweichungen in den Summen sind rundungsbedingt. 

Quellen: Haushaltsrechnungsstatistik; Gruppierungsübersichten des Landeshaushalts NRW, Haushaltsplan/-entwurf. 
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7.25 a) Einzahlungen der Gemeinden/GV in Nordrhein-Westfalen 2007 - 201 1 (Maßeinheit: 1 .000 EUR) 

KZ Einzahlungsart Konto bzw. Rechenoperation 

1 Steuern (netto) u. ä. Abgaben 601 1 , 601 2 , 601 3, 602 1 , 6022 . 6031 , 6032, 6033, 

6034, 6039, 6041 , 6042, 6049 I 7341 , 7342 

2 Laufende Zuweisungen, Zuschüsse, 605 1 , 6052, 61 1 1 , 6 1 2 1 , 6122, 6 1 30, 6 1 3 1 , 61 40, 

Erstattungen u. ä. 6 1 4 1 , 6 1 42, 6 1 43, 614� 614� 614� 6 1 47, 61 48, 

6 1 8 1 , 6 1 82, 6230, 623 1 , 6232, 6233, 6234, 6235, 

6236, 6237, 6238, 6480, 648 1 , 6482, 6483, 6484, 

6485, 6486, 6487, 6488, 649 1 , 6492, 6493, 661 0, 

661 1 , 66 1 2 , 661 3, 6614, 6615, 661 6 , 661 7, 661 8, 

661 9  

3 vom Land jeweils .. 1 , 6052 

4 vom Bund jeweils .. 0, 6492, 6493 

5 von Gemeinden/GV jeweils . .2 ohne 6052 und 9492 

6 vom sonstigen öffentlichen Bereich jeweils .. 3 und ..4 ohne 6493 

7 vom nicht-öffentlichen Bereich jeweils .. 5 - .. 9 

8 Gebühren, zweckgebundene Abgaben 631 1 , 632 1 , 6461 , 6361 

9 Einzahlungen aus wirtschaftlicher Tätigkeit 6421 , 641 1 , 665 1 , 651 1  

1 0  Übrige laufende Einzahlungen 659 1 , 652 1 , 621 1 , 622 1 , 629 1 , 6561 , 6562, 6563, 

6691 

1 1  I Zahlungen von gleicher Ebene KZ 5 

12 Bereinigte Einzahlungen aus laufender 

Verwaltungstätigkeit L KZ 1 ·  KZ 2, KZ 8 ·  KZ 1 0 ./. KZ 1 1  

1 3  Rückflüsse von Ausleihungen und Darlehen 6860, 686 1 , 6862, 6863, 6864, 6865, 6866, 6867, 

6868, 6869, 6950, 695 1 ,  6952, 6953, 6954, 6955, 

6956, 6957, 6958, 6959 

1 4  Einzahlungen aus der Veräußerung von 6821 , 6831 , 6832, 6841 , 6842, 6843, 6844, 6845, 

Vermögen 6846, 6847, 6848, 6851 

1 5  Beiträge und ähnliche Entgelte 6881 

1 6  Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 68 1 0, 68 1 1 , 681 2 , 68 1 3 , 6814, 681 5, 68 16, 681 7, 

681 8  

1 7  vom Land jeweils .. 1 

1 8  vom Bund jeweils .0 

1 9  von Gemeinden/GV jeweils . .2 

20 vom sonstigen öffentlichen Bereich jeweils .. 3 und . .4 

21 vom nicht-öffentlichen Bereich jeweils . .  5 ·  . .  8 

22 Kreditaufnahmen für Investitionen beim 
öffentlichen Bereich 6920, 6921 , 6922, 6923 

23 ./. Zahlungen von Gemeinden/GV 6862, 6952, 68 1 2, 6922 

24 Bereinigte E i nzahlungen aus Investitionen L KZ 13 • 16, KZ 22 ./. KZ 23 

25 Bereinigte Einzahlungen zusammen L KZ 12, KZ 24 

Quelle: Information und Technik Nordrhein·Westfalen (IT.NRW), Informationssystem Finanzstatistik (ISF), 
Ergebnisse der Jahresrechnungsstatistik. 

2007 2008 2009 2010 201 1  

1 7.703.755 1 8.51 8.428 16.306.953 1 6.747.585 1 7.962.934 

20.563.262 22.683.923 23.286.396 23.921 . 6 1 0  24.568.709 

9.565.898 1 1 .003.571 1 1 . 1 32.348 1 1 .584.222 1 2. 1 53. 1 1 1  

985.447 951 .482 940.947 958.721 928.989 

8.672.575 9.266.709 9.81 9.481 1 0 002.702 9.974.988 

439.626 409.965 376.499 430.598 531.296 

899 . 7 1 7  1 .052. 1 96 1 .0 1 7. 1 2 1 945.367 980.325 

5.641 .386 5.734.729 5.78 1 . 7 1 3  6.066.432 6 . 1 57.0 1 2  

2.356.321 2.1 89.968 2.022.277 2 . 1 14.857 2 . 1 8 1 . 1 52 

1 .996.021 1 .834.694 1 .965.539 1 .9 1 9. 1 1 5  1 .961.971 

8.672.575 9.266.709 9.819.481 1 0 002.702 9.974.988 

39.588.169 41 .695.033 39.543.396 40.766.896 42.856.790 

235.662 257.204 371 .485 333.322 332.689 

1 .343.671 863.248 755.761 675.851 71 6.024 

239.098 205.134 1 67.363 169. 1 75 1 84 . 8 1 5  

1 .827.002 1 .867.629 2.070.422 2.455.328 2.408.389 

1 .603.365 1 .71 8.050 1 .948.797 2.31 7.535 2.269.055 

38.455 52.621 27.484 25.950 48.270 

24.462 1 8.365 1 8.739 38.984 33.359 

22.678 3.366 1 1 . 1 05 1 1 .373 7.497 

1 38.042 75.226 64.297 61 .486 50.208 

2.495 33.708 550 1 9.975 1 0.581 

24.548 48.91 7 1 9 .407 48.854 37.621 

3.623.379 3.1 78.006 3.346.173 3.604.797 3.61 4.877 

43.211 .548 44.873.040 42.889.569 44.371.692 46.471.667 
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7.25 b) Auszahlungen der Gemeinden/GV in Nordrhein-Westfalen 2007 - 201 1 (Maßeinheit: 1 .000 EUR) 

KZ Auszahlungsart Konto bzw. Rechenoperation 

26 Personal- und Versorgungsauszahlungen 701 1 , 701 2, 70 1 9 , 71 1 1 , 71 1 2. 71 1 9. 7 1 2 1 , 7022. 

7029, 7031 , 71 3 1 , 7032, 7 1 32, 7039, 7 1 39, 704 1 ,  

7141 , 7980, 7981 

27 Auszahlungen für ehrenamtliche und sonstige 
Tätigkeit, sonstige Personal- und Versorgungs-
auszahlungen 741 1 , 7421 

28 Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen 721 1 , 722 1 ,  7230, 723 1 ,  7232, 7233, 7234, 7235, 

7236, 7237, 7238, 7241 , 7251 , 7255, 7271 , 728 1 ,  

7291 , 7412, 7832 

29 Sonstige Verwaltungs- und Betriebsaus- 7422, 7423, 7429, 7431 , 7441 , 748 1 , 7482, 7483, 

zahlungen 749 1 , 7492, 7499, 7599 

30 Zinsauszahlungen 7510, 751 1 , 751 2 , 7513, 7514, 7515, 7516, 7517, 

7518, 7519 

31 Soziale Leistungen, Kinder- und Jugendhilfe 733 1 , 7332, 7333, 7334, 7335, 7336, 7337, 7338, 

7339, 746 1 , 7462, 7463, 7468 

32 Zuweisungen und Zuschüsse, Erstattungen 7310, 731 1 , 731 2 , 731 3 , 7314, 7315, 7316, 7317,  

sowie Schuldendiensthi lfen und Umlagen 7318, 7320, 732 1 , 7322, 7323, 7324, 7325, 7326, 

7327, 7328, 7352, 737 1 ,  7372, 7391 

33 J. Zahlungen von Gemeinden/GV 6 1 22, 6142, 61 82, 6232, 6482, 661 2  

34 Bereinigte Auszahlungen der laufenden 
Verwaltungstätigkeit L KZ 26 • KZ 32 ./. KZ 33 

35 Sachinvestitionen 7821 , 783 1 ,  785 1 ,  7852, 7853 

36 Erwerb von Beteiligungen 784 1 , 7842, 7843, 7844, 7845, 7846, 7847, 7848 

37 Gewährung von Ausleihungen und Darlehen 7860, 786 1 , 7862, 7863, 7864, 7865, 7866, 7867, 

7868, 7869, 7953, 7955, 7956, 7957, 7958, 7959 

38 Zuweisungen und Zuschüsse für Investitionen 7810, 78 1 1 , 781 2 , 781 3 , 7814, 781 5, 7816, 78 1 7, 

78 1 8  

39 Sonstige Auszahlungen für Investitions-
tätigkeiten 759 1 , 7993 

40 Tilgung von Krediten für Investitionen an 
öffentlichen Bereich 7920, 792 1 , 7922, 7923 

41 J. Zahlungen von Gemeinden/GV 6862, 6952, 681 2 , 6922 

42 Bereinigte Auszahlungen für Investitionen L KZ 35 · KZ 40 ./. KZ 41 

43 Bereinigte Auszahlungen zusammen L KZ 34, KZ 42 

44 Finanzierungssaldo KZ 25 ./. KZ 43 

Quelle: Information und Technik Nordrhein-Westfalen (IT.NRW), Informationssystem Finanzstatistik (ISF), 
Ergebnisse der Jahresrechnungsstatistik. 

2007 

9.877.031 

1 48 . 1 5 1  

7.594.400 

2.633.957 

1 .726 . 1 77 

1 1 .684.365 

1 3.673.927 

8.672.575 

38.665.433 

3.079 . 2 1 0  

321 .523 

1 30.894 

41 3.746 

741 

49. 5 1 0  

24.548 

3.971 .076 

42.636.508 

575.040 

2008 2009 2010 2011 

1 0.227.456 1 0.675.451 1 0. 797.304 1 1 .034.585 

1 60 . 1 24 1 82.525 1 80.594 1 86.098 

7.907.210 8 . 1 33.758 8.554 . 1 1 8  8.786.2 1 7  

3.023.675 3.041 .898 3 1 0 1 . 706 3.089.447 

1 .825.497 1 .470.259 1 .357.7 1 6  1 .335. 1 1 6  

1 1 .924.433 1 2.457.195 1 3.077.621 1 3.567.874 

14.234.261 1 5 088 098 1 5.601 .425 1 5.922.536 

9.266.709 9.81 9.481 1 0.002.702 9.974.988 

40.035.947 41 .229.704 42.667.782 43.946.885 

2.980.934 2.929.950 2.942.857 2 .932.727 

535.441 387.530 246.775 21 2.827 

1 08 . 8 1 3  201 .5 1 4  207.365 21 2.735 

281 .041 248.253 297. 1 86 327.380 

721 876 860 636 

33.888 47.675 48.500 27.543 

48.91 7 1 9.407 48.854 37.621 

3.891.921 3.796.390 3.694.688 3.676.227 

43.927.868 45.026.093 46.362.470 47.623.1 1 2  

945.172 - 2.1 36.524 1 .990.777 1 . 1 51 .445 
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